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Prokla-Redaktion 
Editorial: Markt und Demokratie 


Sind Markt und Demokratie die ultima ratio der Organisation und Regelung wirt- 
schaftlicher und politischer Prozesse? 

Für die Demokratie bestreitet das im Prinzip niemand, auch wenn es gelegentlich 
Zweifel an der Tauglichkeit demokratischer Prozeduren, den Hinweis auf mögli- 
che Selbstblockaden (Stichwort »Unregierbarkeit«) und Unzulänglichkeiten gibt. 
Daß politische Entscheidungen, ob direkt oder mittels Repräsentanten, nicht ohne 
Beteiligung der von ihnen Betroffenen gefällt werden sollten und daß für diese 
Betroffenen als politische Akteure Normen wie Freiheit (der individuellen Ent- 
scheidungen) und Gleichheit (vor dem Gesetz und in der Teilnahmemöglichkeit 
am politischen Prozeß) gelten sollen, gehört heutzutage zu den verfassungsmäßig 
festgeschriebenen Selbstverständlichkeiten auch in jenen Staaten - und das sind 
wohl nach wie vor die meisten -, in denen faktisch ganz anderes gilt. 

Der Markt erfreut sich ähnlich breiter Zustimmung nicht. Zwar malt die ökonomi- 
sche Theorie uns ein Idealbild des Marktes, das diesen gerade in Bezug auf die 
Verwirklichung der Werte von individueller Freiheit und Gleichheit analog zur 
Demokratie darstellt: jede Konsumentin kann mit ihrem Geld- und Ressourcen- 
einsatz nach freier individueller Entscheidung mitspielen und »all dollars are 
created equal« (Parsons); meine Mark ist so gut wie deine Mark, und wofür ich sie 
ausgebe, ist ausschließlich meine Sache. Aber das Gegenbild, daß der Markt eine 
zerstörerische, sozial bedrohliche Einrichtung sei, hat historisch seine Ausbreitung 
schon immer begleitet: insbesondere der Einbezug von Arbeit und Land in das 
Spiel von Kauf und Verkauf, von Angebot und Nachfrage hat soziale Gegenbe- 
wegungen und Gegensteuerungsversuche provoziert. 

Während der analoge Verweis auf die zerstörerischen Wirkungen der Demokratie, 
wie er klassisch in den konservativen Reaktionen auf die Französische Revolution 
formuliert wurde (Burke, de Maistre), langsam abebbte, ist die Kritik an der 
marktförmigen Regulierung des Wirtschaftsprozesses bis heute nicht verstummt. 
Sicherlich hängt das damit zusammen, daß gegen die Demokratie die politischen 
Privilegien der Wenigen (des Adels gegen die niederen Stände), gegen den Markt 
aber die ökonomische Benachteiligung der Vielen (der Armen, der Bauern und 
Arbeiter) ins Feld geführt wurden. Aus diesen Asymmetrien ergab sich auch, daß 
die sozialen Bewegungen gegen die Folgeschäden der Marktvergesellschaftung 
erst in der Kopplung mit der Demokratie ihre Durchschlagskraft fanden. 
Intellektuellen Rückhalt gewannen diese Bewegungen durch das theoretische An- 
einanderbinden von Markt und Kapitalismus. Die Subsumtion der Arbeit unter das 
Spiel der Marktkräfte führte dazu, daß die einst politisch durch unmittelbare Herr- 
schaftsverhältnisse getragene Ausbeutung, die mit der Demokratie nicht länger 
möglich schien, im Kapitalismus mit rein ökonomischen Mitteln fortgeführt wer- 
den konnte, Deshalb sollte die politische Emanzipation durch die ökonomisch-so- 
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ziale ergänzt werden. Wenn erst die Demokratie bis in die »verborgenen Stätten 
der Produktion« (Marx) vordränge, könnte mit dem Kapitalismus zugleich die 
Ausbeutung endgültig abgeschafft werden. 

Da Markt und Kapitalismus als zwei Seiten einer Münze galten, war die Forde- 
rung nach einem Ende der kapitalistischen Ausbeutung verknüpft mit der nach 
dem Ersatz des Marktes durch Wirtschaftsplanung. An die Stelle der Ex-post-Ko- 
ordination der wirtschaftlichen Aktivitäten auf dem Markt sollte deren Ex-anie- 
Koordination durch Planung treten. Mit der gelungenen Planung würde zugleich 
der von Marx diagnostizierte Fetischismus der Marktbeziehungen beseitigt und 
jene gesellschaftlliche Transparenz erreicht, die Demokratie im »Verein freier 
Menschen« erst vollendet ermögliche. 

So sollte es nicht kommen. Die Arbeiterbewegung hat sich, auf diese Formel kann 
man es rückblickend bringen, an der Demokratiefrage gespalten. Dem Teil, der 
seine Prioritäten im Kampf gegen Ausbeutung und Imperialismus sah, was damit 
zusammenhängen mochte, daß man in nicht-demokratischen Umgebungen ope- 
rierte, gelang es nach und nach, die »poltischen Kommandohöhen der Wirt- 
schaft« in einem beträchtlichen Teil der Welt zu erobern. Jene Höhen erwiesen 
sich als Maulwurfshügel. Die von dort gestarteten Planungsversuche mißlangen, 
sobald sie mehr bewältigen sollten als eine nachgeholte Industrialisierung mit »er- 
ziehungsdiktatorischen« Mitteln. 

Dieses Scheitern der Kombination 'Diktatur und Planung!’ soll nun ein für allemal 
die Überlegenheit der Kontrastkombination 'Demokratie und Markt’ bewiesen ha- 
ben (womit wir beim Thema unseres Heftes und seiner Aktualität angekommen 
sind). Demokratie und Markt seien nicht nur wahlverwandt, weil auf den gleichen 
Prinzipien individueller Rechte und Freiheiten beruhend, Sie ergänzten sich zu- 
dem aufs Glücklichste in einem Verhältnis wechselseitiger Abstützung und er- 
möglichten auf diese Weise optimale Resultate: Frieden (zumindest den inneren) 
und Wohlstand, Planungsversuche hingegen führten, wie Hayek schon in den 
vierziger Jahren argumentierte, nicht nur auf den Weg zu wirtschaftlichen Mißer- 
folgen, sondern auch auf den »Weg in die Knechtschaft«. 

Das simple Ausschöpfen der Kombinationsmöglichkeiten der vier Variablen 
Markt, Plan, Demokratie und Diktatur verweist allerdings darauf, daß jene aktu- 
elle Gegenüberstellung die zwei weiteren, wichtigen Kombinationsvarianten 'Dik- 
tatur und Markt und "Demokratie und Planung’ ausblendet. Mit der ersten gibt es 
viel historische Erfahrungen, mit der zweiten wenig. 

Einerseits hat die Geschichte der letzten 200 Jahre zur Genüge gezeigt, daß kapi- 
talistisch organisierte Märkte resistent sind gegen die Oszillationen zwischen De- 
mokratie und Diktatur, die die politische Entwicklung in vielen Ländern nach wie 
vor prägen. Diese Oszillationen müßten die Frage nahelegen, ob nicht die Natur 
jener Märkte politische Instabilitäten geradezu verursacht. Bisher bilden jedenfalis 
diejenigen Länder, die Kapitalismus und Demokratie einigermaßen stabil mitein- 
ander kombinieren konnten, eher die Ausnahme als die Regel. Andererseits 
scheint die Kombination 'Demokratie und Planung! in den Bereich des Utopischen 
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zu gehören, sowohl weil Demokratie zur bloßen Formalität von Akklamationsri- 
tualen verkommen kann, als auch weil demokratische Planung in relevanten 
Maßstab selten unternommen wurde und noch seltener gelungen ist. Dennoch: 
wenn es überhaupt einen normativ akzeptablen und historisch begründbaren Ge- 
gensatz zur derzeit zum Ende der Geschichte hochstilisierten Kombination von 
‘Markt und Demokratie’ gibt, dann ist es das Projekt einer Kombination von 
"Planung und Demokratie‘, das an die Traditionen der demokratischen antikapitali- 
stischen Arbeiterbewegung anknüpft. 

Gegen dieses Projekt werden zwei Einwände erhoben: Erstens die These von der 
Unvereinbarkeit von Planung und Demokratie, zweitens die These vom Rückfall 
dieser Kombination hinter das in modernen Gesellschaften erreichte Niveau funk- 
tionaler Differenzierung. 

Das erste Argument besagt im Kern, Planung im gesellschaftlichen Maßstab müs- 
se notwendig individuelle Entscheidungsspielräume in einem Maße einengen, das 
demokratische Regeln verletze. Entweder weil die Planung von vornherein nur die 
Prioritäten der politischen Zentrale bediene, oder weil Planversagen auf Störungen 
von »unten« zurückgeführt würde und die Versuchung zu groß wäre, diese Stö- 
rungen per Ukas zu eliminieren. Zwar müßte die strikte Bindung der Planung an 
demokratische Regeln beide Vorbehalte entkräften, eine Bindung, die bisher unter 
anderm wohl auch deshalb mißlang, weil die realsozialistischen Länder samt und 
sonders nicht gerade auf starke demokratische Traditionen zurückblicken konnten, 
Es bleibt aber ein prinzipielles Argument: In jedem Fall fiele Planung hinter die 
»Demokratie des Marktes« zurück, die dem Idealbild der Ökonomen nach sogar 
weiter geht als die politische Demokratie. Aus der unterstellten Freiwilligkeit der 
Kontrakte auf dem Markt folgt nämlich, daß die Marktkoordination eine Art ab- 
soluten Minderheitenschutz gewährleistet, der die Rechte des Individuums weit 
über die Mehrheitsentscheidungsregeln der politischen Demokratie hinaus re- 
spektiert: Keine Markt-Mehrheit kann ein Individuum zum Abschluß eines Ver- 
trages, zur Marktteilnahme zwingen. Deshalb wird sich, wie das Prinzip der Pa- 
reto-Optimalität festhält, bei unterstellter Rationalität und Informiertheit des Han- 
delns, durch die Teilnahme an Markttransaktionen auch niemand in seiner wirt- 
schaftlichen Lage verschlechtern. 

Dagegen läßt sich natürlich zunächst halten, daß - wie schon Marx lehrte - die 
Freiheit der Kontrakte für eine Mehrheit der Marktteilnehmer bestenfalls formell 
ist: Kapitalistische Arbeitsmärkte haben für die Lohnabhängigen - auch noch vor 
dem Hintergrund ausgebauter sozialstaatlicher Absicherungen - die Struktur einer 
Zwangslage, in der man bestenfalls wählen kann, mit wem, aber nicht ob man 
einen Vertrag zwecks Verkauf der Arbeitskraft abschließt. Wenn es zudem Aus- 
beutung gibt, ist das Pareto-Prinzip ein allzu schwachbrüstiges Kriterium für die 
Bewertung sozialer Verhältnisse: Die »freiwillige« Einwilligung in ein Ausbeu- 
tungsverhältnis besagt nur etwas über die Miserabilität der offenstehenden Alter- 
nativen. 

Daß die Funktionsweise des Marktes jeden Akteur vor Mehrheitsentscheidungen 
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schützt, hat darüberhinaus eine sehr problematische Kehrseite: Märkte eignen sich 
bestens dazu, einmal gewonnene privilegierte Positionen (Monopole, Reichtums- 
zusammenballungen) zu verteidigen und auszubauen. Wenn es, wegen Ausbeu- 
iung oder aus anderen Gründen, ungleich verteilte Chancen zur privaten Reich- 
tumsvermehrung gibt, entsteht deshalb neben der behaupteten Wahlverwandt- 
schaft von Markt und Demokratie immer wieder ihr Gegensatz: Marktprozesse 
führen zu sozial unerwünschten wirtschaftlichen Ergebnissen, die sich mit den 
Mitteln des Markthandelns selbst nicht korrigieren lassen. Mehrheiten können 
dann auf demokratischem Weg politische Eingriffe in den Marktprozeß erzwin- 
gen. Im Gegenzug ist jedoch der demokratische Prozeß nicht immun gegen Ein- 
griffe von seiten wirtschaftlich privilegierter Minderheiten: von der Wahlkampffi- 
nanzierung über organisierte Lobbies bis zur Korruption reicht ein Spektrum von 
Möglichkeiten, mittels derer sich ökonomische Privilegien auch in Demokratien 
in politische Einflußmöglichkeiten übersetzen lassen. Wie auch immer der Kon- 
flikt zwischen Pluto- und Demokratie jeweils ausgehen mag, seine Dauerexistenz 
belegt, daß nicht allein Planung (wegen der Einengung individueller Entschei- 
dungsspielräume) eine Gefährdung demokratischer Prinzipien impliziert, Sie geht 
ebenso von ganz marktkonform zustandegekommenen Reichtumszusammenbal- 
lungen aus: Die behauptete »Demokratie des Marktes« ist dann nur eine für eine 
Minderheit, die demokratisch legitimierte, politische Eingriffe schon allein des- 
halb provoziert, weil der Markt selbst keine Stoppregel für einseitige Reichtums- 
akkumulationen kennt. 

Wenn sich also aus dem behaupteten Spannungsverhältnis zwischen Planung und 
Demokratie schon allein deshalb kein zureichendes Argument gegen Planung dre- 
hen läßt, weil eine solche Spannung auch zwischen Markt und Demokratie exi- 
stiert, wie steht es dann mit der zweiten oben angeführten These, wonach Planung, 
ob demokratisch oder nicht, notwendig einen Rückfall hinter das in modernen Ge- 
sellschaften erreichte Niveau funktionaler Differenzierung impliziere? 

Moderne Gesellschaften, das sind natürlich solche, deren Ökonomie kapitalistisch, 
deren Staatsform demokratisch ist. Sie werden als funktional differenzierte so be- 
schrieben, daß die Teilsysteme Staat und Ökonomie (und im Bedarfsfall noch 
weitere gesellschaftliche Teilsysteme wie Wissenschaft, Recht usw.) relativ ge- 
trennt operieren und auf die Erfüllung bestimmter, für die Reproduktion der Ge- 
sellschaft erforderlicher Funktionen spezialisiert sind. Das Gegenbild zu funktio- 
nal differenzierten Gesellschaften liefern hierarchisch stratifizierte, etwa die euro- 
päischen Feudalgesellschaften. Letztere kennen eine Spitze und ein Zentrum, er- 
stere nicht. Funktionstrennung wird normalerweise (Spencer sei Dank) mit höhe- 
rer Effizienz assoziiert, bedeutet aber jedenfalls per Definition mehr dezentrale 
Entscheidungsfähigkeit, weniger Durchgriff von oben nach unten. 

Versuche einer gesamtgeselischaftlichen Wirtschaftsplanung erscheinen in einer 
solchen Optik als Phänomene der »Entdifferenzierung«. Sie tragen also von vorn- 
herein die semantische Bürde des Rückfalls hinter bereits erreichte Niveaus der 
Modernisierung. Denn was gewöhnlich als funktionale Differenzierung von Öko- 
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nomie und Politik angesehen wird, wird mit solchen Planungsversuchen hinter- 
gangen. Viele neuere Analysen des Scheiterns der real existierenden Sozialismen 
argumentieren denn auch nach diesem Muster: Entdifferenzierung bedingt Inno- 
vationsunfähigkeit und diese bedingt den Untergang in der Systemkonkurrenz. 
Aber was nötigt uns eigentlich, demokratische Wirtschaftsplanung als Funktion 
der Politik (im hergebrachten Verständnis) anzusehen? Müssen wir die Kombina- 
tion »Planung und Demokratie« als Alternative zu »Markt und Demokratie« 
tatsächlich so denken, daß Planzentrale (wenns schon zentralistisch sein muß, was 
ja nicht ausgemacht ist) und politische Spitze identisch sein und vielleicht auch 
noch in einem Aufwasch gewählt werden müssen? Spätestens wenn man sich vor- 
stellt, daß unsere derzeitigen politischen Führungsgarnituren zugleich in Perso- 
nalunion die Herren der Wirtschaft wären, kommen Bedenken auf, Aber auch 
prinzipiell spricht vieles dafür, wirtschaftliche und politische Funktionen getrennt 
zu halten, zumal dann, wenn beide Funktionskreise nach demokratischen Kriterien 
organisiert werden sollen. Aber warum sollte diese Trennung einen Verzicht auf 
Planung bedeuten? Selbst wenn man die soziologische Ineinssetzung von funktio- 
naler Differenzierung und Modernität akzeptiert und Entdifferenzierungen als Ge- 
fährdung des erreichten Niveaus gesellschaftlicher Entwicklung ansieht, ist damit 
die Kombination »Planung und Demokratie« nicht erledigt. Die Differenz von 
Markt und Plan betrifft im Prinzip die Zeitstruktur der Koordination wirtschaftli- 
cher Handlungen (ex post vs. ex ante), nicht die gesellschaftlichen Niveaus funk- 
tionaler Differenzierung. Alternativen zur marktförmigen Organisation der Wirt- 
schaft implizieren also nicht notwendig die erneute Verschmelzung von Staat und 
Ökonomie. 

Aber bevor wir von Alternativen zum Markt reden, sollten wir erst noch einmal 
über den Markt reden. In zwei Beiträgen zu diesem Heft (DeVroey, Semmler) ge- 
schieht dies in der Optik der neueren ökonomischen Theorie, in einem (Schwen- 
gel) mit Bezug auf die neueste soziologische Modernisierungsdebatte. Die eher 
empirisch orientierten Beiträge (Müller-Plantenberg, Marmaro/Messner, Kowalik) 
kommen, wie sich zeigt, sehr viel direkter auf das spannungsreiche Verhältnis von 
Markt und Demokratie zu sprechen: in der idealen Welt der Theorie reiben sich 
die Subsysteme offensichtlich weniger als in der rauhen Wirklichkeit Lateiname- 
rikas oder Osteuropas. Der Aufsatz von Michael Krätke, der der Frage nachgeht, 
inwieweit Sozialpolitik die gesellschaftliche Machtverteilung verändert, ist zwar 
ein Nachtrag zum letzten Heft, aber schon allein deshalb nicht irrelevant für das 
aktuelle Thema, weil Sozialpolitik eine Menge mit der Herstellung der Kompati- 
bilität von Markt und Demokratie zu tun hat, 


Etliche Leserinnen und Leser haben auf unseren Brief an sie (Heft 81) geantwor- 
tet. Vielen Dank fürs Mutmachen. Auf die Frage, wie es mit der PROKLA weiter- 
gehen soll, wird die Jahresversammlung der »Vereinigung zur Kritik der politi- 
schen Ökonomie e.V.« eine Antwort suchen, und wir werden dann darüber be- 
richten. 


Michel de Vroey: 
Der Markt - von wegen einfach... 


Zusammenfassung: Wieviel wissen wir eigentlich theoretisch gesichert über die 
Funktionsweise von Marktwirtschaften? Sehr wenig, wenn wir uns an die beiden 
dominanten Traditionen der ökonomischen Theoriebildung, Klassik und Neoklas- 
sik halten. Die Konfrontation der beiden Marktkonzepte anhand von vier Pro- 
blemfeldern (Gleichgewicht, Einzelmarkt, Akteure und Koordinationsweise) zeigt, 
daß es keine theoretische Begründung für den gegenwärtigen Optimismus hin- 
sichtlich der Überlegenheit von Märkten als Regulierungsform wirtschaftlicher 
Aktivitäten gibt. 


Der Markt ist ein Thema, zu dem wir besonders von Ökonomen viel zu hören er- 
warten. Aber Erwartungen werden nicht immer erfüllt. Ich will die recht provozic- 
rende Ansicht vorstellen, daß die ökonomische Theorie seit Adam Smith kaum 
Fortschritte gemacht hat, was das Verständnis der Funktionsweise einer Markt- 
wirtschaft anbelangt. Das ist sehr erstaunlich, da man bei äußerst wichtigen Fra- 
gen auf das Thema Markt stößt, Fragen etwa nach der Effizienz einer Marktwiirt- 
schaft, dem Vergleich mit anderen möglichen Systemen, ihren Eigenschaften, was 
die gesellschaftliche Wohlfahrt angeht usw. Im Grunde genommen geht es um die 
wesentliche Frage der Funktionsfähigkeit einer dezentralen Ökonomie: Wie kann 
ein System überleben und dazu noch effizient sein, wenn alle Entscheidungen un- 
abhängig voneinander getroffen werden, d.h. ohne offene Koordination? Das Pro- 
blem hat zwei Seiten. Zum einen geht es um ein »Gedankenexperiment«, das nur 
aus logischen Gründen zu falsifizieren ist, ein Diskussionsgegenstand, der dem 
rein intellektuellen Interesse dient, das es selbst bei Leuten geben kann, die wo- 
möglich nicht in einer Marktwirtschaft leben. Zum anderen enthält ein derartiges 
Gedankenexperiment für diejenigen, die in einer solchen Wirtschaftsform leben, 
wie für jene, die dies nicht tun, eine entscheidende politische Dimension. Die 
Schlußfolgerungen aus dem Experiment werden normalerweise im Streit über eine 
ideale ökonomische Organisationsform eingesetzt. 

Mein Thema ist somit von der denkbar allgemeinsten Art. Die Frage, die ich an- 
gehe, lautet: Welches Bild malt sich die ökonomische Theorie von der Marktöko- 
nomie, Um diese allgemeine Frage zu beantworten, werde ich mich auf drei 
Aspekte konzentrieren: die Funktionsweise eines einzelnen Marktes, die Vorsiel- 
lungen von den ökonomischen Akteuren (den Teilnehmern an einer solchen Öko- 
nomie) und die Koordination der dezentralen Entscheidungen. Da die ökonomi- 
sche Theorie nicht vereinheitlicht ist, wird keine einheitliche Antwort zu erwarten 
sein. Im folgenden werde ich mein Augenmerk auf die beiden fundamentalen 
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ökonomischen Paradigmen beschränken, das klassische (in das die marzistische 
Theorie eingebettet ist) und das neoklassische. Es geht mir also, zum guten oder 
schlechten, um eine Diskussion von Begriffen und Definitionen, und dies in ver- 
gleichender Absicht. Sie ist in vier Abschnitte geteilt. Der ersie beschäftigt sich 
mit der zentralen Unterscheidung zwischen der Frage nach der Existenz des 
Gleichgewichts und der nach dem Prozeß, durch den es erreicht wird. Die anderen 
Abschnitte befassen sich jeweils mit den eben erwähnten drei Gesichtspunkten, 
dem einzelnen Markt, den Akteuren und der Koordination. 


1. Existenz und Prozeß 


Da der Begriff der Funktionsfähigkeit ziemlich vage ist, muß ein handlicherer Ge- 
genstand der Analyse gewählt werden, und die Alternative, die den Ökonomen in- 
zwischen zur zweiten Natur geworden ist, findet sich mit dem Begriff des Gleich- 
gewichts. Die Frage lautet dann: Unter welchen Bedingungen ist in einer dezen- 
tralen Ökonomie ein Gleichgewicht möglich? »Bedingungen der Möglichkeit des 
Gleichgewichts« wiederum kann auf zweierlei Weise verstanden werden, da man 
zwischen logischer und realer Möglichkeit unterscheiden kann. Von daher können 
zwei Forschungsrichtungen unterschieden werden. In der ersten haben die Unter- 
suchungen das Ziel, sich der logischen Denkbarkeit von Gleichgewichtszuständen 
zu vergewissern, ein Problem, das als Bestimmung der Gleichgewichtspreise be- 
zeichnet wird. All dies kann erledigt werden, ohne die Frage zu erörtern, auf wel- 
che Weise Gleichgewichtszustände erreicht werden, also das, was im allgemeinen 
als Preisbildung bezeichnet wird. Damit beschäftigt sich die zweite Forschungs- 
richtung. Hier wird der gesellschaftliche Prozeß, die Interaktion der Handelnden 
untersucht, durch die Gleichgewichtszustände erreicht werden: Wie kommt die 
Wirtschaft zu Gleichgewichtsgrößen, vorausgesetzt die ökonomischen Akteure 
handeln autonom je für sich, ohne daß sie die Informationen eines allwissenden 
Modellkonstrukteurs haben? 

Nun werden diese beiden Begriffe, Preisbestimmung und Preisbildung, oft ver- 
wechselt. Während sich der erste auf die logische Existenz von Gleichgewichts- 
größen bezieht, geht es beim zweiten um den interaktiven Prozeß, durch den ein 
Gleichgewicht erlangt wird. Ich möchte die Bedeutung dieser Unterscheidung 
aufzeigen, indem ich sie aus einem recht ungewöhnlichen Blickwinkel darstelle 
und das Augenmerk auf die Konsequenzen dieser Unterscheidung hinsichtlich der 
Verteilung des Wissens richte (damit greife ich eine zuerst von Hayek eröffnete 
Perspektive auf). Man kann zwischen zwei Standpunkten unterscheiden, dem des 
Ökonomen oder Theoretikers und dem der ökonomischen Akteure. So gesehen ist 
die Preisbestimmung ein Gegenstand der Erkenntnis für den Ökonomen, aber 
nicht für den ökonomischen Akteur. Andererseits ist die Preisbildung eine Sache 
des Handelns für ökonomische Akteure, wobei dieses Handeln auch ein Erkennt- 
nisgegenstand für den Ökonomen ist, Der kollektive Theoretiker, wie wir eine 
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wissenschaftliche Gemeinschaft nennen können, muß als ein intellektueller 
Schöpfer gesehen werden. Sein Verhältnis zur ökonomischen Theorie und zu de- 
ren Modellen kann mit dem eines Schriftstellers zu seiner eigenen Schöpfung oder 
Dichtung verglichen werden. Wie der Romanautor den Handlungsfaden seines 
Romans sozusagen von oben kennt, hat der Ökonom eine Gesamtansicht der Öko- 
nomie, zu deren Erzeugung er beigetragen hat. Aus eben diesem Grund gehört er 
selbst nicht zur Ökonomie. Er sieht sie von außen, von oben. Im Hinblick auf die 
ökonomischen Akteure und die Ökonomie, die sie bilden, verhält er sich wie Gott 
gegenüber seinen Geschöpfen und seiner von ihm geschaffenen Welt. Er ist all- 
wissend. Er kennt ihre Ziele und Präferenzen, Daher ist es für ihn nicht schwierig, 
Gleichgewichtsgrößen zu berechnen, als Lösung eines mehr oder weniger einfa- 
chen mathematischen Problems. Das ist in der Tat, was Ökonomen tun. Ihre Be- 
schränktheit besteht nun darin, daß sie die Sache dabei belassen, als ob ihre Auf- 
gabe nichts weiter als diese Berechnung umfassen würde. Die Preisbildung ist 
aber etwas ganz anderes, Sie ist das Ergebnis der Handlungen ökonomischer Ak- 
teure in Anbetracht der Tatsache, daß ihnen die Gesamtansicht der Ökonomie 
nicht gewährt ist, Vermittels welcher gesellschaftlicher Prozesse werden die 
Gleichgewichtsgrößen (deren potentielle Existenz der Theoretiker kennt) erreicht? 
Die Berechnung des Gleichgewichts (eine Aufgabe, die der Ökonom lösen muß) 
und die Modellierung des endogenen Prozesses, mittels dessen das Gleichgewicht 
erreicht wird (ein Prozeß, der in der fiktiven Ökonomie stattfinden muß, die die 
Theoretiker geschaffen haben) sind somit ganz unterschiedliche Probleme. Si- 
cherlich verdienen nun beide Probleme Aufmerksamkeit, die ihnen aber keines- 
wegs zuteil wird. Wie wir sehen werden, besteht die Schwäche der Ökonomen, 
wenn es um das Verstehen von Märkten geht, genau darin, daß sie stark sind, was 
die Frage der Preisbestimmung anbelangt, aber sehr schwach, wenn es um die 
Preisbildung geht. 

Ich wende mich nun einer Einschätzung der klassischen und der neoklassischen 
Sichtweise des Marktes zu. 


2. Der einzelne Markt 


Man sollte denken, daß die Darstellung eines einzelnen Marktes für Ökonomen 
eine einfache Sache ist. Selbst diejenigen, die nur wenig von Ökonomie wissen, 
haben vom Gesetz von Angebot und Nachfrage gehört, angeblich der Grundstein 
der ökonomischen Theorie. Aber es ist schlicht nicht wahr, daß dieses Gesetz 
vollständig geklärt ist. Man muß sich erstens darüber im klaren sein, daß es zwi- 
schen klassischen und neoklassischen Theorien schwerwiegende Unterschiede in 
dessen Verständnis gibt und zweitens, daß beide Erklärungen Mängel haben. 

Die klassische Analyse von Märkten trifft eine grundlegende Unterscheidung zwi- 
schen natürlichen Ressourcen und produzierten Gütern, aber vor allem letzteren 
gilt ihre Aufmerksamkeit. Sie werden als Güter aufgefaßt, die mit dem Zweck, sie 
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zu tauschen, produziert wurden. Die Eigenheit der klassischen Sicht besteht darin, 
daß Angebot und Nachfrage nicht ebenbürtig sind, daß die Produktion angeblich 
der Nachfrage vorausgeht. Güter existieren physisch, bevor sie auf den Märkten 
angeboten werden. Daher werden Mengen und Preise nicht gleichzeitig bestimmt, 
sondern nacheinander festgelegt. Mengen sind notwendigerweise die unabhängige 
Variable, Preise die abhängige. Kein Wunder daher, daß die Angebotsseite von 
Märkten mehr Aufmerksamkeit erhält. Nichts in dieser Darstellung hindert daran, 
sich Tauschakte als wechselseitige vorzustellen, was wiederum gut in unsere 
Wahrnehmung der Realität passt. Desgleichen ist es ganz normal, daß den Anbie- 
tern hier die führende Rolle bei der Preisbildung zukommt. Sie zeigen eine Preis- 
liste vor, auf die die Nachfrager reagieren. Je nach diesen Reaktionen ändern sich 
die Preise nach oben oder unten. Marktpreise sind einheitlich, sofern die Bedin- 
gungen dieselben sind. Man kann sich eine Welt mit einer Myriade wechselseiti- 
ger Tauschgeschäfte vorstellen, die alle zu unterschiedlichen Preisen stattfinden, 
aber zu einer einheitlichen Gleichgewichtslage hintendieren. 

Gemäß dieser Sicht wird Gleichgewicht als zweigleisiger Begriff verstanden, ge- 
spalten in zwei Bedeutungen und zwei Anwendungsebenen. Einerseits könnte 
man sagen, daß ein Gleichgewicht immer erreicht wird, insofern Transaktionen 
nur an den Schnittpunkten der Angebots- und Nachfragekurven stattfinden. Aber 
andererseits kann eine solche Übereinstimmung von Angebot und Nachfrage aus 
einer anderen, angeblich tieferen Sicht, die sich auf »natürliche Bedingungen« 
oder den Wert richtet, als Ungleichgewicht betrachtet werden. Dies wäre immer 
dann der Fall, wenn sich die Marktpreise von den sog. natürlichen Preisen unter- 
scheiden. »Tausch im Ungleichgewicht« ist daher in einer klassischen Welt denk- 
bar, wobei ein Auseinanderfallen von natürlichen und von Marktpreisen unterstellt 
ist. Zu beachten ist, daß auch in einem solchen Fall Angebot und Nachfrage ein- 
ander angeglichen sind, der Preis sich aber vom natürlichen Preis unterscheidet. 
Wenn der natürliche Preis sich nicht einstellt, ist dies genau deshalb der Fall, weil 
bei diesem Preis Angebot und Nachfrage auseinanderfallen würden. 

Ich komme nun zur neoklassischen Theorie in ihrer walrasianischen Version. Am 
Beispiel Walras können wir sehen, daß sie in mehreren Stufen vorgeht. Man be- 
ginnt bei der Untersuchung einer Tauschökonomie, um sich danach der Produkti- 
onsökonomie zuzuwenden. Für die Tauschökonomie sind, wie in der klassischen 
Welt, die Güter bereits vorhanden. Allerdings werden sie als Anfangsausstattung 
der Wirtschaftsakteure begriffen. Nichts wird über ihre Natur gesagt, seien sie nun 
produziert oder nicht, Die Akteure verfügen also über Ressourcen und das Pro- 
blem, das sie zu lösen haben, ist, ob sie die Güter oder Dienstleistungen behalten 
wollen, um sie selbst zu konsumieren oder ob sie sie in bestimmbaren Relationen 
gegen andere Güter oder Dienstleistungen austauschen. Auch was die Produktion 
anbelangt, ist der Unterschied zur Klassik schlagend. Um den Kontrast zwischen 
neoklassischem und klassischem Verständnis der Produktion zu verdeutlichen, 
mag eine Analogie nützlich sein. Um den klassischen Gedanken zu illustrieren, 
stellen wir uns den Verkauf eines bestehenden Hauses (sei es nun alt oder neu) 
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vor. Die Kosten sind schon angefallen, Für den Verkäufer geht es darum, seine 
Ausgaben zurückzubekommen, plus einem Rest - dem Profit. Da er aber irreversi- 
bel gebunden ist, könnte er sich auch einen Verlust einhandeln. Um die neoklassi- 
sche Vorstellung von der Produktion zu illustrieren, müssen wir uns hingegen 
einen Makler denken, der Häuser auf dem Reißbrett anbietet. Während der Ver- 
handlungen mit potentiellen Käufern wird das Haus noch nicht gebaut. Es ist ein 
bloßes Vorhaben (denken wir uns der Einfachheit halber fixe oder allgemeine Be- 
triebskosten des Maklers weg). Hier findet die Produktion nur auf Bestellung statt. 
Als physische Handlung beginnt sie erst, nachdem der Kaufvertrag abgeschlossen 
ist. Verluste sind so nicht denkbar, zumal die Produktion nur noch als technischer 
Vorgang gilt. Ein klassischer Produzent fragt sich dagegen: Jetzt, wo ich mich un- 
auflöslich gebunden habe, wird der Wert meiner Unternehmungen am Ende durch 
den Markt anerkannt? Dagegen siellt sich dem neoklassischen Produzenten das 
Problem: Soll ich mit der Produktion beginnen, jetzt da ich weiß, daß diese Ent- 
scheidung gemeinsam mit denjenigen Entscheidungen all der andern getroffen 
wird, die meiner Entscheidung Wert verleihen? Hier können keine Überraschun- 
gen passieren. Im klassischen Fall erfolgt die Absegnung der Entscheidung im 
Nachhinein, im neoklassischen Fall vorher. 

In der neoklassischen Sicht haben Nachfrage und Angebot denselben Angelpunkt, 
wie die beiden Schneiden von Marshalls Schere. Beide beziehen sich auf Vorha- 
ben, auf mentale Schemata, die (aber nur als Möglichkeiten) in den Köpfen der 
Händler existieren. Diese Vorhaben drücken die optimale Marktstrategien der 
Akteure aus, über die sie bereits vor dem Eintritt in den Markt entschieden haben 
und an die sie sich während der Preisbildung halten werden, da sie auf der Be- 
rücksichtigung aller möglichen Weltzustände beruhen, wie sie in Preisgrößen zu- 
sammengefaßt sind. Mit anderen Worten, während der Preisbildung werden sie 
sich entlang ihrer Kurven bewegen, deren Lage aber nicht verändern. Preise und 
Mengen werden gemeinsam festgelegt. Deshalb läßt sich die klassische Sequenz 
von Produktion und deren anschließender Bewährung im Tausch in der Neoklas- 
sik nicht aufrechterhalten. 

Wir sind nun in der Lage, den Unterschied zwischen den beiden Paradigmen bes- 
ser zu verstehen. Es geht weniger darum, wie oft von ihren Kritikern behauptet 
wird, daß die neoklassische Theorie sich nicht mit der Produktion beschäftigt, 
sondern eher darum, daß sie Produktions- und Tauschentscheidungen als simul- 
tane Vorgänge betrachtet, als Bestandteile einer einzigen mehrseitigen Entschei- 
dung. In klassischer Sicht hingegen handelt es sich um zwei getrennte Entschei- 
dungen zu unterschiedlichen Zeitpunkten, wobei die Produktionsentscheidung 
vorangeht. 

In der klassischen Sicht war das Gleichgewichtskonzept ebenso zentral wie in der 
neoklassischen, aber nun ist daraus eine einheitliche, die Totalität einer Ökonomie 
beschreibende Kategorie geworden. Daher passen Aussagen über Situationen, die 
in der einen Hinsicht im Gleichgewicht sind und in der andern im Ungleichge- 
wicht, nicht mehr ins Weltbild der Neoklassik, zumindest nicht in deren grundle- 
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gendste Modelle. Der Begriff des Gleichgewichts hat axiomatischen Charakter, 
Die neoklassische Theorie kann von ihrem Grundgerüst her keine Situationen 
entwerfen, in denen Ungleichgewicht besteht. Dies ist erst vor kurzem erkannt 
worden, nach dem Aufleben neuer klassischer Ansichten. Diese Renaissance klas- 
sischer Fragen ist ein Zeichen dafür, daß auch die meisten neoklassischen Öko- 
nomen nicht vollständig mit der klassischen Vorstellung vom Gleichgewicht ge- 
brochen hatten, die in der Tat unserer Intuition besser entspricht, 

Ein Aspekt, der der neoklassischen wie der klassischen Theorie gemeinsam ist, 
verdient, wie oben bemerkt, eine nähere Betrachtung: die Preisbildung oder der 
Prozeß, durch den Gleichgewichtsgrößen effektiv erreicht werden. »Marktkräfte« 
sorgen für diesen Prozeß, so wird die übliche Antwort lauten. Aber das ist keine 
gute Antwort. »Marktkräfte« sind keine Akteure und auf dem Boden des metho- 
dologischen Individualismus braucht man hinter jeglicher »Kraft« Individuen, 
Daher müssen wir präzisieren, wer die Akteure sind, die diese Kräfte einsetzen. 
Die Rätselfrage, um die es hier geht, ist wohlbekannt und wird zugleich vernach- 
lässigt. Sofern Angebots- und Nachfragelisten auf der Prämisse beruhen, daß Ak- 
teure Preisnehmer sind (die gegebene Preise akzeptieren und nicht spürbar durch 
ihr eigenes Handeln beeinflussen können), wer macht dann die Preise? Wenn alle 
Akteure Preisnehmer sind, wer legt die Preise fest und ändert sie? Die Schwierig- 
keit besteht darin, zu wissen, wie man sich die Organisation des Handels vorstel- 
len soll. Ein Blick in mikroökonomische Lehrbücher zeigt deutlich, daß die Auto- 
ren sich sehr oft damit zufrieden geben, zu versichern, daß das Gleichgewicht am 
Schnittpunkt der Angebots- und Nachfragekurven eintritt. Die Schwierigkeit tritt 
dann schlagend auf, wenn man eine Situation beschreiben will, in der das Gesetz 
des einheitlichen Preises, demgemäß auf dem Markt für ein Gut nur ein Preis gel- 
ten soll, herrscht und zugleich annimmt, daß die Ökonomie bei Null anfängt (und 
nicht die traditionelle statisch vergleichende Annahme macht, daß das Gleichge- 
wicht schon existiert, aber leicht gestört ist). 

Ein früher und klassischer Versuch, die Frage der Preisbildung zu klären, ist vor 
einem Jahrhundert von Alfred Marshall unternommen worden, im bekannten 2. 
Kapitel von Buch V seiner Principles (1930). Marshall benutzt das Beispiel eines 
täglich stattfindenden Weizenmarkts in einer Kleinstadt, 

Diese Analyse, obwohl brilliant und schön geschrieben, ist unzureichend und 
könnte als gutes Beispiel für jene Verwechslung und Vermischung der Stand- 
punkte des Ökonomen und des Akteurs betrachtet werden, die ich oben kritisiert 
habe. Marshall fängt damit an, daß er den Gleichgewichtspreis ableitet, wie er aus 
Angebot und Nachfrage resultiert. Dies ist das »von oben« sichtbare Resultat, wie 
gesagt ein Erkenntnisgegenstand, wenn nicht eine Erfindung des Ökonomen. Die 
nächste Stufe besteht darin, die Preisbildung darzustellen. Zunächst nimmt 
Marshall - aber nur implizit - an, daß die Akteure jene Gleichgewichtsgrößen 
schon kennen (vermutlich, weil sie am Ende des vorherigen Tauschtages erreicht 
wurden). Wenn dies der Fall ist, 1äßt sich das Problem der Preisbildung leicht 1ö- 
sen. Alle Verkäufer würden geme über dem Gleichgewichtspreis abschließen, alle 
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Käufer darunter, sie müssen sich in Kompromissen treffen. Daher wird es keine 
Transaktionen geben, die von diesem Gleichgewichispreis abweichen. Man muß 
Marshall zugute halten, daß ihm die Tatsache klar war, wie unhaltbar seine An- 
nahme war, und daß er sie dann auch fallen läßt. Er nimmt in der Folge an, daß die 
eine Seite des Marktes Preise verkündet, während die andere diese Preise hin- 
nimmt, wobei die Seite der Preismacher sich implizit als diskriminierender Mono- 
polist verhält, (Implizit nimmt er an, daß eine Seite des Marktes aus Händlern be- 
steht.) Nun finden Tauschakte zu »falschen« Preisen statt. Am Ende des Markita- 
ges jedoch fällt der Preis der letzten Transaktion gerade mit dem Gleichgewichts- 
preis und der Umfang aller Transaktionen mit den Markträumungsanforderungen 
zusammen, Zwar sind Einkommensgewinne und -verluste aufgetreten, die auf die 
Tauschakte zu »falschen« Preisen zurückgehen, aber Marshall behauptet, sie 
könnten unter der Annahme vernachlässigt werden, daß die Ausgaben für Ge- 
treide nur einen kleinen Teil der Gesamtausgaben ausmachen. 

Auf den ersten Blick erscheint eine solche Beschreibung gelungen und zufrieden- 
stellend. Dennoch enthält sie einige Schwächen. Erstens wird das sogenannte 
Preisgesetz verletzt. Dasselbe Gut wird auf demselben Markt zu verschiedenen 
Preisen gehandelt. Zweitens nimmt Marshall an, daß der Grenznutzen von Geld 
konstant ist und daß die Einkommenseffekte vernachlässigt werden können. 
Streng genommen ist dies nicht richtig und die Veränderungen der Ausstattungs- 
struktur, die sich aus Tauschakten zu »falschen« Preisen ergeben, werden auf un- 
gebührliche Weise vernachlässigt. Für mich betrifft die wesentliche Kritik aller- 
dings die Frage der Information. Marshalls Ergebnis beruht vollständig auf einer 
Reihe von ad-hoc-Annahmen, nämlich daß am Ende des vorhergehenden Markt- 
tages bereits einmal das Gleichgewicht erreicht worden ist, daß die Akteure dies 
wissen und daß die Bedingungen sich seither nicht verändert haben. Dank dieser 
Annahmen ist Marshall in der Lage, zu seinem Ausgangspunkt zurückzukehren, 
eben der Annahme, daß die Akteure die Gleichgewichtsgrößen kennen. Dies vor- 
ausgesetzt, wird die Preisbildung offensichtlich einfach. Aber es gibt keinen 
Grund, solche Annahmen zu machen, im Gegenteil. Eine Marktökonomie sollte 
eher als ein undurchsichtiges System mit privaten Informationen, nicht mit ge- 
meinsamem Wissen der Teilnehmer betrachtet werden. Der Haken bei Marshall 
ist also, daß er den Akteuren Informationen zuschreibt, die normalerweise nur der 
allwissende Wissenschaftler besitzt, und daß er keinen Grund dafür angeben kann, 
warum die Akteure solche Informationen besitzen können. 

Dies einmal festgestellt, sollte Marshall dennoch nicht allzu schlecht wegkom- 
men. Denn es geht hier ganz sicher um ein schwieriges Problem und er hat es we- 
nigsten aufgeworfen, während die nächste Generation von Ökonomen es lieber 
umgangen hat. Die meisten der sehr eindrucksvollen Entwicklungen in der Mi- 
kroökonomie betreffen die Frage nach der Existenz des Gleichgewichts und der 
Rationalität des Entscheidens, während die Prozeßebene vernachlässigt geblieben 
ist. So wissen die Mikroökonomen über die Art und Weise, wie sich das Gleich- 
gewicht in bestimmten Märkten einstellt, nicht viel zu sagen. Noch beunruhigen- 
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der ist, wie die meisten sich nicht einmal bewußt sind, daß ein solches ungelöstes 
Problem existiert. Die Frage, die sie gewöhnlich (und recht potent) angehen, lau- 
tet: Wie soll ein ökonomischer Akteur sich verhalten, um sich dem Bild eines ra- 
tional maximierenden Homo oeconomicus anzugleichen? Entsprechende Erörte- 
rungen mögen als Voraussetzung für das Studium der Funktionsweise von Märk- 
ten betrachtet werden, aber sie beschäftigen sich nicht wirklich mit den Märkten 
selbst. Ihr implizites Ziel ist es, die Akteure vorzubereiten, bevor sie auf den 
Markt gehen. Man sollte die Prolegomena zu einer Theorie der Entscheidungen 
der Akteure, die das Bild einer mehr oder weniger perfekten Vereinbarkeit ihrer 
Entscheidungen zeichnet, nicht verwechseln mit der Theorie der Interaktion der 
Akteure. Um einen Vergleich mit dem Sport zu machen, was in der Kabine statt- 
findet, sollte man nicht durcheinanderbringen mit dem, was auf dem Spielfeld 
passiert. Die Mikroökonomie befaßt sich mit der Spielvorbereitung von Berufs- 
sportlern und nicht mit dem Spiel selbst. 

Es gibt eine offensichtliche Lösung. Sie besteht darin, einen außenstehenden Ak- 
teur einzuführen, den Auktionator oder Marktleiter, dessen Rolle genau darin be- 
steht, Preisanpassungen durchzusetzen, indem er Preise bekanntgibt, die entspre- 
chenden Angebote und Nachfragen registriert, gleichwohl die Transaktionen auf- 
hält und die Preise solange ändert, bis die Anpassung vollendet ist. Das Auktio- 
nator-Modell hat einige Bezüge zur Realität, zu Börsen oder Auktionsmärkten, 
aber sind sie repräsentativ? Kann gesagt werden, daß sie die Funktion des Marktes 
optimieren? Ich werde auf die Implikationen einer solchen Annahme eingehen, 
wenn ich die Koordinationsfrage erörtere. 


3. Akteure 


Welches Bild der ökonomischen Akteure zeichnet uns das klassische Paradigma? 
Bestimmt ein impressionistisches, denn damals fand ökonomische Theoriebildung 
noch im Rahmen der Alltagssprache statt. Wir müssen also ein wenig entschlüs- 
seln. Zwei Aspekte scheinen betonenswert, erstens die Vorstellung des Homo 
oeconomicus und zweitens das Bild einer Gesellschaft, die in Klassen geteilt ist. 
Ein Porträt eigennütziger ökonomischer Akteure findet sich vor allem bei Adam 
Smith. Wie er so schön schreibt, erwarten wir vom Bäcker gutes Brot nicht wegen 
seines Altruismus, vielmehr aus seinem Eigeninteresse. So sehen die klassischen 
Ökonomen die Menschen als autonom Entscheidende, die Ziele verfolgen und ei- 
gennützig sind. Zu beachten ist, daß der Begriff des Entscheidungen fällenden 
Akteurs den der Freiheit mit sich zieht. Hier ist im Kern schon enthalten, was 
später im neoklassischen Denken sehr viel stärker entwickelt ist, nämlich Ratio- 
nalität, Zielgerichtetheit und Nutzenstreben. In dieser Hinsicht haben wir es mit 
einer deutlichen Kontinuität von klassischem und neoklassischem Denken zu tun. 
Smith zufolge braucht eine solches Menschenbild nicht zu düsteren Schlußfolge- 
rungen zu führen. Jene Eigenschaften mögen von einem moralischen Standpunkt 
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aus bedauernswert sein, aus ökonomischer Sicht sind sie es nicht. Im Gegenteil, 
sie führen zu wirtschaftlicher Entwicklung und steigern den allgemeinen Reich- 
tum. 

Der zweite Aspekt besteht in der Darstellung der Gesellschaft als Klassengesell- 
schaft. Die Akteure werden zu Klassen zusammengefaßt und die Gesellschaft gilt 
als aus Klassen zusammengesetzt. Daraus folgt eine klargeschnittene Rollenauf- 
teilung, bei der den Akteuren sich jeweils ausschließende Klasseneigenschaften 
zugeschrieben werden. Für die klassischen Ökonomen schien die Existenz von 
Klassen eine ausgemachte Sache zu sein, eine beobachtbare Tatsache, obwohl es 
natürlich einen scharfen Gegensatz bei deren Interpretation gab zwischen Autoren 
wie Marx, die die Abschaffung der Klassen wollten, und jenen unter seinen Vor- 
gängern, die die Klassenspaltung als normalen oder natürlichen Umstand hinnah- 
men, gegen den nichts getan werden konnte, Der Begriff der Klassenstruktur al- 
lerdings ist keineswegs klar. Einerseits kann er sich auf eine bestimmte Ausstat- 
tungsstruktur beziehen, dergestalt daß zwar alle Akteure mit Arbeitskraft ausge- 
stattet sind, der Besitz anderer Ausstattungen aber beschränkt ist: Die Arbeiter- 
klasse hat einfach keine anderen Ausstattungen als die Arbeitskraft (man kann 
aber auch hier von Akteuren mit einer Ausstattung reden), die Landbesitzer haben 
nur Land und die Kapitalisten Kapital. Was die klassischen Ökonomen beschrei- 
ben, ist also das eine Extrem eines Kontinuums. Andererseits bezieht sich der 
Klassenbegriff auf eine Verteilung von Fähigkeiten zur Handlungsinitiative, also 
auf eine Unterscheidung zwischen Kapitalisten, die fähig sind, eine Produktion 
anzufangen, und anderen Akteuren, die in dieser Hinsicht passiv sind. Marx' Be- 
griff des Proletariers oder, um einen weniger altmodischen Ausdruck zu gebrau- 
chen, der Begriff des »lohnabhängigen Akteurs« (vgl. De Vroey 1990a), folgt aus 
diesem zweiten Merkmal. Da den Lohnarbeitern alle Mittel entzogen sind, um auf 
sich selbst gestellt zu überleben und zu produzieren, sind sie davon abhängig, daß 
sie von Kapitalisten angeheuert werden, um an der Produktion teilzuhaben und 
sozial integriert zu werden. Haben sie einmal einen Arbeitsplatz, nehmen sie auch, 
im Rahmen ihres Lohns, in vollem Umfang am Eden des Tauschs teil und müssen 
als freie Marktteilnehmer betrachtet werden. Die resultierende Spannung zwi- 
schen dem Bild eines Lohnarbeiters als Homo oeconomicus und als Proletarier 
macht Marx sehr deutlich, aber sie findet sich auch schon in den Schriften seiner 
klassischen Vorgänger. Man könnte sogar behaupten, daß sie bei letzteren noch 
stärker vorhanden ist, da sie einer ökonomischen Betrachtungsweise der Bevölke- 
rung anhängen, die von Marx fallengelassen wird. Erinnern wir uns, daß für diese 
Autoren die Bevölkerung eine endogene Variable ist, während der Reallohn exo- 
gen bestimmt wird, was natürlich das Gegenteil der modernen Sichtweisen dar- 
stellt. Man nahm an, daß ein Reallohnkorb entsprechend den Subsistenzbedürfnis- 
sen existiere. Überschreitet der Reallohn dieses Maß, nimmt die Bevölkerung zu 
(oder die Sterblichkeit ab); das Gegenteil geschieht im umgekehrten Fall. So wird 
Arbeitskraft als natürliche Ressource betrachtet, die Änderungen der Bevölke- 
rungsgröße werden fast automatisch als endogene Variable definiert. Von daher 
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gibt es einen Widerspruch zwischen dem Status als ökonomischem Subjekt und 
freiem Kontraktor, der den Lohnarbeitern zugeschrieben wird (ebenso wie allen 
anderen Mitgliedern der Gesellschaft) und dieser anderen Charakterisierung. 

ich komme nun zur neoklassischen Darstellung der ökonomischen Akteure. Wie 
gesagt, handelt es sich um eine Erweiterung der zuvor von Adam Smith ver- 
tretenen Ansichten, wobei der wesentliche Unterschied in der Stringenz und im 
Niveau der Ausarbeitung besteht. Die beiden Säulen dieser Konzeption sind Ra- 
tionalität und Freiheit. Ökonomen könnten als »rationalitätssüchtig« betrachtet 
werden, aber tatsächlich unterscheiden sie sich hierin nicht so sehr von anderen 
Sozialwissenschaftlern. Viele Mißverständnisse resultieren aus der Interpretation 
von 'Nutzen' als dem Ziel, das von den ökonomischen Akteuren angeblich verfolgt 
wird. An Anlaß zu Aufregung bleibt wenig, wenn einmal erkannt ist, daß dieser 
Begriff keinen Gehalt hat - weil alle möglichen Ziele, Konformismus und 
Altruismus eingeschlossen, mit der Annahme von Rationaliät vereinbar sind. Nur 
Firmen erhalten ein substantielles Ziel: das Streben nach Profit, aber auch an des- 
sen Stelle könnte etwas anderes treten. Darüberhinaus ist für das neoklassische 
Bild der Akteure die Annahme wichtig, daß die Akteure Absichten haben und 
über eine vollständige Marktstrategie verfügen, daß sie alle Möglichkeiten ins 
Auge fassen und fähig sind, sie in eine Rangordnung zu bringen. Sie wissen ge- 
nau, was sie wollen. Fragwürdig ist ebenfalls der Optimierungsgedanke, die An- 
sicht, wonach die Akteure in der Verfolgung ihrer Ziele bis zur äußersten Grenze 
gehen und nicht an einer bestimmten Schwelle aufhören. Während die Annahme 
einer prozeduralen oder hinreichenden Rationalität von einem realistischen Stand- 
punkt eindeutig vorzuziehen wäre, wird Optimierung wohl deshalb bevorzugt, 
weil Optimierungskalküle handhabbarer sind. Daher lauten die schlagendsten Ar- 
gumente zugunsten von Rationalität, wie sie etwa von Hahn (1984, S.2) vorge- 
bracht werden, daß es keine befriedigenderen Alternativen gebe. 

Während Rationalität, wenn es um die Diskussion der Eigenschaften von Akteu- 
ren geht, das meistbetonte Merkmal ist, halte ich Freiheit für ebenso wichtig. Per 
Definiton muß ein Markt oder eine dezentrale Ökonomie ein freies System sein, 
das durch freie Vertragsvereinbarungen gekennzeichnet ist. Dies hat nun weitrei- 
chende Konsequenzen. Natürlich muß gesehen werden, daß Freiheit zu Frustration 
führen und unerwünschte Folgen mit sich bringen kann. Es muß auch gesehen 
werden, daß sie nichts mit Gleichheit zu tun hat, etwa bei der Verteilung der Aus- 
stattungen, und daß die Freiheit einer Person durch die Freiheit anderer begrenzt 
ist. Aber trotz ihrer Bedeutung berühren diese Umstände nicht die wesentlichen 
Konsequenzen der Freiheitsannahme, nämlich daß, was immer auch beobachtet 
wird, als Ergebnis eines Wahlaktes interpretiert werden muß. Wenn eine Hand- 
lung, wie unerwünscht sie auch sein mag, vollzogen wird, heißt dies ipso facto, 
daß sie gegenüber Alternativen den Vorzug erhält. Daher müssen alle Tauschakte, 
ebenso wie der Verzicht zu tauschen, vom methodischen Prinzip her als freiwillig 
betrachtet werden. Unfreiwilligkeit und Freiheit sind zwei antagonistische Vor- 
stellungen. Denken Sie an den oft gebrauchten Begriff der unfreiwilligen Ar- 
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beitslosigkeit, um sich die Wirkung dieser Sichtweise klarzumachen. Er liegt ein- 
deutig quer zur Freiheitsannahme,. Wenn man einen entsprechenden Standpunkt 
vertreten will, muß die Beweislast bei jenen liegen, die eine solche Behauptung 
aufstellen, da es sich um eine dem wesentlichen Merkmal des Systems zuwider- 
laufende Unterscheidung handelt. 

Schlußfolgerungen sollten allerdings nicht allzu schnell gezogen werden. Zwar 
läßt sich zeigen, daß die neoklassische Theorie von der Auffassung ausgeht, eine 
dezentralisierte Ökonomie sei eine homogene Gesellschaft, insofern alle Akteure, 
trotz unterschiedlicher. Ausstattungen, denselben Status als wählende und formell 
freie innehaben. Im Prinzip hindert aber nichts daran, auf späteren Stufen der 
theoretischen Entwicklung von dieser Ansicht abzugehen. 

Welcher Raum bleibt für eine klassentheoretische Sicht im neoklassischen Rah- 
men? Ist die verbreitete Ansicht, daß es keinen solchen Raum gibt, richtig? Mei- 
ner Auffassung nach ist eine nuanciertere Antwort angebracht. Rufen wir uns die 
beiden oben dargestellten Interpretationen der Klassenteilung ins Gedächtnis. Die 
erste - eine spezialisierte oder polarisierte Verteilung der Ausstattungen - wirft 
keine grundsätzlichen Einwände auf, sondern empirische, Für die neoklassische 
Theorie ist das klassische Bild der Klassenlagen als Folge von Ausstattungsver- 
teilungen ein spezieller und besonderer Fall. Als solcher kann er ohne störende 
Schlußfolgerugen ins walrasianische Gleichgewichtskonzept integriert werden. 
Dagegen würden neoklassische Theoretiker vielleicht das Argument vorbringen, 
daß es keinen Sinn macht, eine solch spezielle Verteilung zu privilegieren, beson- 
ders was heutige Gesellschaften angeht. Nach der zweiten Interpretation von 
Klassen sind die Proletarier dadurch charakterisiert, daß sie nicht in der Lage sind, 
auf sich selbst gestellt zu produzieren. Deshalb müssen sie ihre Arbeitskraft ver- 
kaufen, um zu überleben. Ist dieser Gedanke in der neoklassischen Theorie zuläs- 
sig? Meine Antwort ist, daß er bisher nicht zugelassen worden ist, aber daß dies 
wiederum nicht eine Frage des Prinzips ist, daß man sich also, trotz einer Reihe 
von Hindernissen, künftige theoretische Entwicklungen vorstellen könnte, in 
denen dieser Gedanke eine Rolle spielt. Ein Hindernis ist, daß der Gedanke zwar 
gut in die - oben beschriebene - klassische Vorstellung der Produktion paßt, aber 
nicht in die neoklassische. Denn sie führt zu dem Schluß, daß die Entscheidungen 
einer Stufenfolge gehorchen, wobei die Produktion der Konsumtion vorausgeht 
und nicht, daß beide Aktivitäten, wie in der neoklassischen Theorie angenommen, 
ko-determiniert sind. Die zweite Interpretation des Klassenkonzepts impliziert 
auch, daß einige Entscheidungen, nämlich jene, die ökonomische Kreisläufe er- 
öffnen, also die Investitionsentscheidungen, mehr Gewicht haben als andere, etwa 
den Konsum betreffende, während die neoklassische Darstellung alle Entschei- 
dungen demselben Angelpunkt zuordnet. Ein zweites Hindernis ist, daß dieser 
Klassenbegriff der Freiheitsannahme zuwiderläuft, da Marx’ Behauptung lautet, 
daß Proletarier zumindest in mancher Hinsicht, unfrei sind. Ein Klassenkonzept in 
die neoklassische Theorie einzuführen bedeutet daher, die Freiheitsannahme zu 
verändern, indem man unterschiedlichen Sorten ökonomischer Akteure unter- 
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schiedliche Freiheitsgrade zuschreibt (vgl. De Vroey 1990a). 

Aus meinen Überlegungen zu den Akteuren können zwei Schlußfolgerungen ge- 
zogen werden. Erstens müssen wir uns eine Marktökonomie denken als zusam- 
mengesetzt aus autonomen, eigene Entscheidungen treffenden Einheiten, Diese 
Einheiten mögen wiederum große Organisationen sein, die intern nicht marktför- 
mig, sondern zentralisiert arbeiten. Entscheidend ist jedoch nicht die Größe, son- 
dern die Autonomie und das voneinander Abgetrenntsein der Einheiten beim Tref- 
fen von Entscheidungen. Wenn man eine autonome, Entscheidungen fällende 
Einheit als ein »Individuum« bezeichnen will, dann verhält es sich ganz deutlich 
so, daß die marktwirtschaftliche Gesellschaft der Typ von Gesellschaft ist, für 
dessen Analyse der methodologische Individualismus als angemessen bezeichnet 
werden kann. Eine zweite Schlußfolgerung lautet, daß ein Vergleich der klassi- 
schen und neoklassischen Paradigmen zu einem gegensätzlichen Ergebnis führt. 
Einerseits gibt es sicher eine Kontinuität, die genau in diesem individualistischen 
Standpunkt besteht - denn die klassische Erörterung sozialer Klassen läuft ihm 
nicht zuwider. Andererseits ist klar, daß die Vorstellung von Klassen dem klassi- 
schen Paradigma näher steht, allerdings nicht wegen der Annahme einer spezifi- 
schen Eigentumsstruktur, sondern wegen der Art der Darstellung der Produktion. 
Die neoklassische Sicht der Produktion, der gemäß alle Entscheidungen 
gleichrangig und ko-determiniert sind, verschließt tatsächlich den Blick für ein 
Abhängkeitsverhältnis. Daraus sollte jedoch nicht gefolgert werden, daß Lohnab- 
hängigkeit keinen Eingang in die neoklassische Theorie finden kann, Die Versu- 
che, sie einzuführen, sind zwar rar, aber sie sind sicher vorstellbar. Mit anderen 
Worten, daß die walrasianische Theorie auf einer bestimmten Entwicklungsstufe 
mit der Möglichkeit von Statusasymmetrien im Hinblick auf Klassenlagen nicht 
zurecht kommt, heißt nicht, daß eine entsprechende Integration nicht auf künftigen 
Entwicklungsstufen dieser Theorie erreicht werden könnte. Daher sollten wir die 
oft eingenomme Haltung aufgeben, daß die neoklassische Theorie nicht in der 
Lage sei, Marxsche Intuitionen aufzunehmen. 


4. Koordination 


Mit meinem nächsten Schritt möchte ich den Vorgang analysieren, über den be- 
stimmte Märkte koordiniert werden. Wiederum kommt die klassische Sicht dem 
gesunden Menschenverstand am nächsten. Erinnern wir uns, daß einem Strang 
dieser Theorie zufolge das Gleichgewicht dann eintritt, wenn die Marktpreise mit 
den natürlichen identisch sind. Da jedoch letztere nicht beobachtbar sind, ist diese 
Behauptung nicht zu verifizieren. Ein Indikator für Gleichgewicht muß daher an- 
derswo gesucht werden, nämlich bei den Profitraten. Der alternative Argumentati- 
onsstrang mündet in der Behauptung, Gleichgewicht bestehe in einer Situation, in 
der alle Branchen die Gleichgewichtsprofitrate erhalten (eine mildere Version die- 
ser Definition ist, daß alle Branchen dieselbe Profitrate haben). Immer wenn der 
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Profit in einer bestimmten Branche höher als der Durchschnitt ist, verlagern die 
Kapitalisten ihre Investitionen und leiten sie in die profitträchtigste Branche um. 
Dies wiederum erhöht die Produktion und das Angebot und bringt damit die an- 
gebliche Ursache des Profitunterschieds, überschüssige Nachfrage oder Angebot, 
zum Verschwinden. Konkurrenz und Mobilität des Kapitals sind daher die trei- 
benden Kräfte, durch die das Gleichgewicht normalerweise hergestellt wird (es 
wird auch behauptet, daß dies ein bewegliches und nie erreichtes Ziel sei). Das 
Verhältnis des Marktes zu den Gleichgewichtspreisen wird so als andauernde 
Gravitation um ein Zentrum gefaßt, analog der Abfolge von zu hoch und zu nied- 
rig angesetzten Würfen auf ein Ziel. 

Für diese Sichtweise spricht ihr dynamisches Konzept der Konkurrenz, die Tatsa- 
che, daß sie den kapitalistischen Einheiten eine aktive Rolle verleiht - kurz, daß 
sie stark nach Realismus schmeckt, Es gibt allerdings schwerwiegende Nachteile. 
Ein erster Nachteil hängt zusammen mit der möglichen Verwechslung zweier 
Unterscheidungen, der einen zwischen Marktpreisen und natürlichen Preisen und 
der anderen zwischen kurzfristigen und langfristigen Preisen. Was die erste Unter- 
scheidung anbelangt, gibt es angeblich eine logische Reihenfolge: Natürliche 
Preise werden zuerst bestimmt, während Marktpreise als Abweichung von ihnen 
entstehen. Dagegen werden in der zweiten Unterscheidung langfristige Größen 
aus kurzfristigen abgeleitet. Erstere entstehen nur als statistischer Durchschnitt. 
Die meisten Autoren machen nun den Fehler, beide Unterscheidungen durchein- 
anderzubringen, und behaupten, daß natürliche Preise und langfristige Preise ein 
und dasselbe seien. Während diese Ansicht zwar dem Gleichgewichtskonzept 
einen empirischen Gehalt geben soll, ist sie dennoch nicht akzeptabel. Was als 
bloß statistischer Durchschnitt gesehen werden sollte, wird nun als Gravitati- 
onszentrum interpretiert und erhält unzulässigerweise den Status einer Gleichge- 
wichtsgröße. Will man diesen Fehler vermeiden, sieht man sich wiederum einem 
Informationsproblem gegenüber. Um Kapital verschieben zu können, müssen die 
Firmen die Gleichgewichtsprofitrate kennen. Wie soll das möglich sein? Es ist da- 
her eine schwierige Aufgabe, eine starke Version von Gravitation zu verteidigen, 
in der die Gravitationszentren logisch vorgängig existieren. Läßt man wiederum 
diese starke Version fallen, bedeutete Gravitation im klassischen Rahmen nicht 
mehr als die Existenz statistischer Auf- und Abwärtsbewegungen. Der zweite 
Nachteil besteht in dem, was man als die Annahme vom »Fehlen dramatischer ne- 
gativer Überraschungen« bezeichnen könnte. Als ich oben die klassische Auffas- 
sung der Produktion beschrieb, habe ich Unsicherheit und die Gefahr von Verlu- 
sten erwähnt. Tatsächlich werden diese Gefahren und deren Folgen, Bankrotte, 
kumulative oder spiralförmige Deflation oder Depression, theoretisch nicht ernst- 
genommen. Es wird vielmehr angenommen, daß Irrtümer berichtigt werden, bevor 
sie zu irreversiblen Konsequenzen führen. Daher ist diese Ansicht ein wenig zu 
bequem. Einerseits wird gesehen, daß in der Marktwirtschaft Dysfunktionalitäten 
auftreten können, aber andererseits werden diese nicht ernsthaft erörtert. Man un- 
terstellt als gegeben, was erklärt werden sollte, nämlich daß in einer reinen 
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Marktwirtschaft (d.h. ohne staatliche Eingriffe) kumulative Depressionen nicht 
auftreten können. 

Die neoklassische Darstellung der Koordination (womit hier die walrasianische 
Theorierichtung gemeint ist, da in der Theorie von Marshall das Problem einfach 
übersehen wird) ist himmelweit von der klassischen Vorstellung entfernt, Wäh- 
rend letztere recht gut wegkommt, wenn es um Realitätsnähe geht, mangelt es ihr 
an rigoroser Argumentation. Nun, in der walrasianischen Theorie finden wir ge- 
nau das Gegenteil - ein haltbarer und eleganter Nachweis der logischen Möglich- 
keit des Gleichgewichts, gepaart mit tiefliegender empirischer Belanglosigkeit, 
Diese empirische Belanglosigkeit folgt aus dem institutionellen Arrangement, das 
die walrasianische Theorie untersiellt, aus dem Tatonnement (im folgenden TAT). 
TAT kann definiert werden als die Menge der institutionellen und Verhaltensan- 
nahmen, die sichern, daß sich die Gleichgewichtspreise einstellen, oder, mit ande- 
ren Worten, daß Tausch zu »falschen Preisen« ausgeschlossen ist. Mehrere Be- 
merkungen sind hier angebracht, Erstens sollte der Begriff des TAT, trotz der se- 
mantischen Analogie, nicht mit dem der Gravitation verwechselt werden. Letzte- 
rer ist, wie wir gesehen haben, vollkommen konsistent mit Tauschakten zu »fal- 
schen Preisen«. Zweitens wird dem Begriff des walrasianischen Gleichgewichts 
ein axiomatischer Charakter verliehen, wenn wir die eben angeführte Definition 
übernehmen und die walrasianische Ökonomie als auf TAT gegründet betrachten, 
Drittens kann TAT mehrere Formen annehmen, die bekannteste davon ist die 
»Auktionator«-Version. Man kann das Bild einer »Geheimsitzung« benutzen, um 
die Institution des TAT zu verdeutlichen: Alle Akteure müssen sich in einem be- 
stimmten verschlossenen Raum versammeln; während das TAT stattfindet, wird 
nicht beachtet, daß Zeit vergeht; es muß zu einer kollektiven und einstimmigen 
Entscheidung kommen. Bilaterale Beziehungen, durch die sich Akteure paarweise 
von den andern absondern, sind verboten. Alle Verträge kommen gleichzeitig zu- 
stande und hängen voneinander ab. Am Ende der Sitzung ist alles erledigt. Was 
noch zu tun bleibt, ist die umfassende Entscheidung, die erreicht wurde, auszufüh- 
ren. Die Rolle des Auktionators, eines außenstehenden und unbezahlten Akteurs, 
ist von größter Bedeutung. Er ruft die Preise aus, füllt so die oben bemerkte 
Kommunikationslücke zwischen den Akteuren, und ändert die Preise, bis das 
Gleichgewicht erreicht ist. 

TAT wäre eine schöne und außergewöhnliche theoretische Lösung, wenn es nicht 
einen grundsätzlichen Mangel gäbe. Er betrifft die Angemessenheit an das unter- 
stellte Erkenntnisobjekt, an die Marktökonomie. TAT ist in der Tat eine sehr pa- 
radoxe Institution. Einerseits bleiben die Akteure völlig frei. Andererseits ist die 
gesellschaftliche Disziplin, die verlangt wird, unvorstellbar streng. So ist die 
Schönheit des TAT auch dessen tiefsitzender Nachteil. TAT löst zwar ohne Zwei- 
fel die Frage der Marktanpassung, aber nur dank eines Tricks. Denn TAT anzu- 
nehmen, läuft darauf hinaus, den Gegenstand der Analyse zu verändern: Was ein 
dezenirales System sein sollte, wird unter der Hand in sein Gegenteil verkehrt, 
eine zentralisierte Ökonomie (vgl. DeVroey 1990b). 
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Diese stillschweigende Auswechslung des Erkenntnisobjekts wird meistens des- 
halö übersehen, weil man eine sehr rudimentäre Sicht von dem hat, was eine 
Marktökonomie ausmacht, wodurch sie sich etwa von einer Kommandoökonomis 
unterscheidet. Normalerweise geben sich die walrasianischen Ökonomen damit 
zufrieden, diesen Gegensatz anhand eines einzigen Kriteriums fesizumachen, der 
Existenz oder Nichtexistenz von privatem Eigentum, Demgegenüber wäre aller- 
dings ein zweites Kriterium nötig. Es hängt mit der Natur des Koordinationsvor- 
gangs zusammen und führt zur Unterscheidung eines Plansystems von einem nicht 
geplanten System. Die hinreichende Bedingung des ersteren ist die Existenz einer 
a priori Koordination von Entscheidungen, mögen sie privat oder öffentlich sein, 
während die zweite Kategorie für Systeme gilt, in denen die Koordination a poste- 
riori mittels Validation stattfindet. Wenn wir diese Unterscheidung anwenden, 
finden wir, daß eine wirklich dezentrale Ökonomie zwei Merkmale vereinigt, Pri- 
vateigentum und Koordination a posteriori. Der Fehler in der Annahme des TAT 
wird dann offensichtlich. Als institutionelles Arrangement sichert TAT eine voll- 
ständige a-priori-Koordination der Entscheidungen. Aber genau deshalb ist es eine 
unangemessene Darstellung einer Marktökonomie. Was beschrieben wird, ist eine 
besondere Form der Planwirtschaft. Das wird nicht bemerkt, weil Planung nor- 
maler-, aber fälschlicherweise einzig mit der Nichtexistenz von Privateigentum 
assoziiert wird. Demgegenüber gibt es in einer TAT-Ökonomie zwar Privatei- 
gentum, aber es bleibt für den Koordinierungsvorgang ohne Folgen. So ist der 
Gegenstand der Analyse der allgemeinen Gleichgewichtstheorie (GET) nicht 
wirklich eine dezentrale Ökonomie. An anderer Stelle habe ich diese Eigentüm- 
lichkeit als das »walrasianische Basislagerparadox« (DeVroey 1990b) beschrie- 
ben. 


5. Schlußfoigerung 


Ich ziehe den Schluß, daß weder das klassische noch das neoklassische Paradigma 
in der Lage sind, eine uns befriedigende Darstellung von Anpassung und Gleich- 
gewichtsbildung auf Märkten zu liefern. Beide machen auf unterschiedliche Weise 
den Fehler, als gegeben anzunehmen, was erklärt werden muß. Die Preisbildungs- 
und Anpassungsprozesse bleiben so weitgehend in einer Black Box. Der klassi- 
schen Sichtweise mangelt es entweder an einer sicheren Grundlage oder sie 
flüchtet in eine Art Naturalismus - es wird behauptet, was geschehen sei, habe ge- 
schehen müssen, was steige, müsse auch fallen usw. Der Mangel der walrasiani- 
schen Theorie besteht darin, daß sie von einem falschen Basislager ausgeht, so 
daß der Gegenstand ihrer Reflexionen gar keine dezentrale Ökonomie ist. Wäh- 
rend ich nun meinerseits nicht behaupten will, daß sie völlig nutzlos ist, halte ich 
umgekehrt die von einigen walrasianischen Ökonomen, besonders von Neu-Klas- 
sikern, aufgestellte Behauptung für völlig unannehmbar, dieser Theorie gelinge es, 
die Funktionsweise von Marktökonomien zu erklären. Eine solche Behauptung 
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beruht auf der Annahme, daß das TAT als stilisierte Abbildung der Marktkräfte 
akzeptiert werden könne und daher der Gravitationsvorstellung gleichrangig sei. 
Diese Aussage hat einfach keine Grundlagen. 
Beide Sichtweisen haben daher komplementäre Vorzüge und Nachteile, Die klas- 
sische Sicht ist vage, scheint aber der Wirklichkeit nahe zu sein, die walrasiani- 
sche ist rigoros, aber bestimmt weit von der Wirklichkeit entfernt! Was dem Gra- 
vitationsansatz seinen Reiz verleiht ist der allgemeine Eindruck, der heute stärker 
denn je ist, daß Marktökonomien die Effizienz auf ihrer Seite haben, besonders 
wenn sie mit zentralisierten Systemen verglichen werden. Die »Schlacht um den 
Markt« ist, wie es scheint, auf den Straßen gewonnen worden, mit einem Sieg der 
Idee des Marktes und einer Niederlage der Idee zentraler Planung. Die Schlacht ist 
allerdings ohne theoretische Fundierung geschlagen worden. Es findet sich bloß 
ein Argument vom Typ: »Die Probe auf den Pudding ist das Essen«, Es hat einen 
Haken, denn was macht uns sicher, daß wir wirklich Pudding gegessen haben? 
Mit anderen Worten, was in diesen theoretischen Diskussionen als Marktökono- 
mie bezeichnet und einem zentralisierten System entgegengesetzt wird, könnte 
etwas ganz anderes sein als ein reines Marktsystem, wie es etwa von Hayeks 
Schülern verteidigt wird. Statt Pudding hätten wir eine andere Sorte Naschzeug 
gegessen, nämlich, um es kurz zu machen, eine »gemischte oder regulierte Öko- 
nomie«. Dann wäre es einfach falsch, deren Erfolg jenem reinen Marktsystem zu- 
zuschreiben. 

Übersetzung: Klaus Fritz 
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Willi Semmiler 
Markt- und Nicht-Marktförmige Regulierung: 
Neuere Tendenzen in der Theorie 


Zusammenfassung: Die Euphorie des Marktes in den 70er und 80er Jahren ist 
inzwischen durch eine nüchterne Betrachtung von Defizienzen der Regulation 
durch den Markt abgelöst worden. In den USA sind neuere theoretische Ansätze 
enistanden, die - zum Teil unter Rekurs auf ökonomietheoretische Traditionsbe- 
stände seit der Klassik - auf die Notwendigkeit einer Verbindung von marktförmi- 
ger und nicht-marktförmiger Regulation verweisen. Insbesondere finanzielle 
Instabilitäten, die Tendenz zur Übernutzung von Ressourcen und die Kurzsichtig- 
keit von Marktagenten liefern dafür die Begründung. Es ist freilich »Staatsver- 
sagen« nicht grundsätzlich auszuschliessen. Nicht-marktförmige Regulation könn- 
te auch von gesellschaftlichen Institutionen (kooperativ) erfolgen. 


Einleitung! 


Gegenwärtig scheint weitgehende Übereinstimmung darüber zu herrschen, daß 
Märkte effizientere Regulierungsmechanismen als Planungsinstitutionen in ge- 
planten Wirtschaften sind. Die Theorie der Marktwirtschaft hatte nicht nur in den 
letzten Jahren mit dem Wandel in Osteuropa einen starken Auftrieb erhalten, son- 
dern war auch in den westlichen Ländern bereits in den 70er und 80er Jahren wie- 
der populär geworden. Der Keynesianismus, dessen Erfolg gerade auf der An- 
nahme von Koordinierungsfehlern marktwirtschaftlicher Systeme beruht, hatte 
seine Blütephase von Beginn der 60er Jahre bis Mitte der 70er Jahre. Die Ge- 
genentwicklung zum Keynesianismus wurde in den 70er Jahren eingeleitet und 
vielen akademischen Kreisen in westlichen Ländern erschienen die Regulie- 
rungsmechanismen der freien Märkte als überlegene Methoden der Allokation und 
Effizienzsteigerung. Mikroökonomisch wurde diese Position untermauert unter 
Rückgriff auf neue Markttheorien, etwa die allgemeine Gleichgewichtstheorie 
(Arrow/Hahn 1971). Mit starken Annahmen von der Funktionsfähigkeit von 
Märkten konnten die überlegenen Allokationmechanismen von Märkten demon- 
striert werden. Diese Sicht der Operation von Märkten wurde unterstützt durch 
Entwicklungen im Bereich der makroökonomischen Theorie. Hier wurden der 


1 Dieser Artikel basiert auf einem Vortrag, den der Autor auf einer gemeinsam von der Freien Uni- 
versität und der Humboldt-Universität Berlin organisierten Konferenz gehalten hat. Für wichtige 
Anregungen möchte ich mich bei den Organisatoren und den Teilnehmern der Konferenz bedan- 
ken. Mein Dank gilt auch Heinz Kurz für hilfreiche Diskussionen. 
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Monetarismus, die 'Supply-side economics’, die "Rational Expectations' Schule 
und die Real Business Cycle’ Schule dominant in der akademischen Lehre an den 
US-amerikanischen Universitäten. Hinzu kommt, dass die Mikro- und Makrotheo- 
rie der Marktwirtschaft nicht nur einen theoretischen Sieg über den Keynesianis- 
mus feierte, sondern auch die konservative Revolution in der praktischen Wirt- 
schaftspolitik begründete. Reagan in den USA and Thatcher in England symboh- 
sieren den Sieg der marktförmigen Regulierungsmechanismen in Theorie, Ideolo- 
gie und Praxis der Wirtschaftspolitik. 

Interessanterweise wurden aber in der gleichen Zeit, in der der Markt als Allcka- 
tionsmechanimus theoretisch und praktisch wieder respektierlicher wurde, auch 
Marktversagen und Koordinierungsfebhler in der Mikro- und Makroökonomie wie- 
der intensiv studiert. In den späten 70er und dann in den 80er Jahren entwickelte 
sich eine neue Mikrotheorie, die mit Annahmen von unvollständiger Information 
und unvollständigen Märkten die allgemeine Gleichgewichtstheorie auf eine reali- 
stischere Basis zu stellen suchte2. In dieser Zeit gewannen in der Makroökonomie 
Keynesianer einen Teil des akademischen Terrains zurück. Es waren insbesondere 
die Neuen Keynesianer (»New Keynesians«) und Post-Keynesianer, deren Arbei- 
ten in akademischen Kreisen und Zeitschriften wieder Reputation gewannen?, 
Diese zuletzt genannten Richtungen werden zukünftig von einiger Bedeutung für 
die Diskussion zur markt- und nicht-marktförmigen Regulierung sein. Ich werde 
daher folgendermassen vorgehen. Erstens werde ich auf die neueren Theorien zur 
markt- und nicht-marktförmigen Regulierung eingehen. Zweitens werde ich drei 
Bereiche diskutieren, wo nach gegenwärtigen Erkenntnissen rein marktförmige 
Regulierungen zu »myopisch« sind (»Marktmyopie«®) und daher öffentliche Re- 
gulierungen empfohlen werden. Drittens will ich, owbwohl nur rudimentär, das 
Problem des »Staatsversagens« diskutieren. Wenn Fälle von Marktversagen exi- 
stieren und nicht-marktförmige Regulierungen nötig werden, gibt es dann nicht 
auch das Problem des Staatsversagens? 


I. Neuere Theorien der Markt- und Koordinierungsfehler 


Ohne Zweifel bestanden in den 70er Jahren die bahnbrechenden Arbeiten in der 
Mikrotheorie nicht darin, daß Stabilität und Effizienz von Märkten demonstriert 
wurden. Vielmehr sind die wichtigen theoretischen Durchbrüche eher auf dem 
Gebiet der Analyse von Instabilität sowie von Markt- und Koordinierungsfehlern 
entstanden. Dennoch waren in der Öffentlichkeit und bei den Wirtschaftspoliti- 
kern überwiegend solche Markttheorien dominant, die die perfekte Allokation von 


2 Vgl. die diversen Anikel von Greenwald/Stiglitz, die im Literaturverzeichnis angegeben sind. 

3 Vgl. insbesondere die ausgezeichneten 'Lectures‘ von Blanchard/Fisher (1989) und die diversen 
Artikel von Greenwald/Süglitz. 

4 Im folgenden wird der Begriff der »Marktmyopie« im englischen Sinne verwandt (»market 
myopia«). Märkte (bzw. die handelnden Wirtschaftsagenten) werden als myopisch bezeichnet, 
wenn die Marktagenten bei ihren Entscheidungen nur einen kurzen Zeithorizont haben. 
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Ressourcen aufgrund von perfekter Information und vollständigen Märkten unter- 
stelltenS. Dies konnte leicht -obwohl nicht ganz korrekt - von der allgemeinen 
Gleichgewichtstheorie abgeleitet werden. 

In der Tat wurde die allgemeine Gleichgewichtstheorie für lange Zeit normaler- 
weise nur mit der Theorie der vollständigen Konkurrenz (perfect competition) in 
Verbindung gebracht. Die Annahmen sind dort gewöhnlich (vgl. Arrow/Hahn 
1971, Kapitel 1-2), daß Produzenten und Konsumenten sich »rational« (optimal) 
verhalten, das heißt ihren Nutzen oder Gewinn maximieren, daß eine perfekte 
Mobilität der Ressourcen vorherrscht (keine grossen fixen Kosten und keine stei- 
genden Skalenerträge, unendliche Teilbarkeit der Ressourceneinsätze) und daß die 
Produzenten über perfekte Information verfügen (Information ist ein Öffentliches 
Gut, d.h. ohne Kosten erhältlich). Diese idealen Vorstellungen von Markt- 
systemen wurden häufig in die Wirtschaftspolitik transformiert und unter der 
»Theorie der effizienten Märkte« popularisiert. Unter solchen idealen - aber schr 
unrealistischen - Bedingungen regulieren sich, so meinte man, die Märkte in sta- 
biler und effizienter Weise selbst, und nicht-marktförmige Regulierungen, mit 
Ausnahme der Errichtung allgemeiner Rahmenbedingungen, seien nicht nötig. 
Diese Vorstellungen haben in der Tat besonders Eingang in den Monetarismus, 
die Supply-side Economics, die Rational Expectations Schule sowie in die Public 
Choice Theorie gefunden (Vgl. Buchanan 1965, 1989). Besonders die Rational 
Expectations Schule war theoretisch und politisch schr dominant in den 80er Jah- 
ren. Sie konnte ja demonstrieren, daß mit perfekter Information der Wirtschafts- 
agenten (oder mit effizienten ökonometrischen Vorhersagen) alles, was der Staat 
an monetären und finanzpolitischen Maßnahmen unternimmt, von privaten Wirt- 
schaftsagenten wieder unterlaufen oder zunichte gemacht werden kann. Ein be- 
rühmtes Beispiel ist das sog. »Ricardianische Äquivalenz-Theorem«, Demzufolge 
haben - im Gegensatz zu den Annahmen der Keynesianischen Theorie - Defizit- 
ausgaben (wenn sie Steuern ersetzen) gar keine Effekte auf die Nachfrage und die 
wirtschaftliche Entwicklung. Denn das, was vom Staat entspart wird, wird von 
den Privaten gespart, um ihre zukünftigen Steuererhöhungen bezahlen und die 
Vermögen erhalten zu können). 

Parodoxerweise waren, wie oben bereits erwähnt, die bedeutsamen theoretischen 
Durchbrüche in der ökonomische Theorie von anderer Art als allgemein in der Öf- 
fentlichkeit oder von den Wirtschaftspolitikern wahrgenommen wurde. In den 
70er Jahren wurde bereits von Sonnenschein (1972) und Debreu (1974) gezeigt, 
daß selbst die Annahmen über perfekte Marktökonomien, in denen Angebots- und 
Nachfragekurven durch optimales Verhalten von Konsumenten und Produzenten 
bestimmt werden, die überdies über perfekte Mobilität und vollständige Informa- 


5 Ein Beispiel dafür ist die Public Choice Theorie von Buchanan (1965, 1989), die stark von den 
Annahmen der perfekten Konkurrenz beeinflusst ist. Diese Annahmen gelten auch weitgehend für 
Makrotheorien wie z. B. für die Rational Expectations- und Real Business Cycle Schule. 

6 Ein ähnliches Theorem gilt auch für die Geldpolitik. Geldpoliik ist der Rational Expectations 
Schule zufolge neutral (Geldneutralität). Antizipierte Geldmengenänderungen verändern nur das 
Preisniveau. Die realen wirtschaftlichen Aktivitäten werden nicht berührt. 
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tion verfügen, durchaus nicht hinreichen, um zu demonstrieren, daß Marktsysteme 
stabil sind (eine ausgezeichnete Zusammenfassung geben Hahn 1982 und Mas- 
Collel 1986). In einer Reihe von Artikeln wurde - entweder auf dem Boden der 
allgemeinen Gleichgewichtstheorie oder der klassischen ökonomischen Theorie - 
gezeigt, daß Marktdynamiken, denen zufolge Angebot und Nachfrage die Markt- 
preise bestimmen und Profitratendifferentiale Angebotsänderungen hervorrufen, 
durchaus nicht allgemein stabil sind. Ein typisches Resultat ist vielmehr, daß 
Marktpreise beständig um Gleichgewichtspreise (Produktionspreise) schwanken. 
Ergebnisse dieser Art wurden von zahlreichen Autoren demonstriert (Vgl. 
Dumenil/Levy 1988 und die Sammlung von Konferenzbeiträgen in Semmler 
1986). Neuere Arbeiten haben auch gezeigt, daß Marktdynamiken in Mengen und 
Preisen auch chaotisch verlaufen können (Vgl. Saari 1986 und Baumol/Benhabib 
1989). 

Wenn man die Annahme aufgibt, daß die Wirtschaftsagenten über perfekte Mobi- 
kität, sinkende oder konstante Skalenerträge, unendliche Teilbarkeit der Ressour- 
cen und perfekte Information verfügen, nimmt bekanntlich Marktversagen zu. 
Langwierige Diskussionen unter Theoretikern seit den 70er Jahren weisen auf 
zwei Klassen von Marktversagen hin: 

(1) Markversagen aus technischen Gründen (Marktversagen aufgrund von Exter- 
nalitäten, z.B. infolge der Interdependenz von Entscheidungen, der Existenz öf- 
fentlicher Güter, wegen steigender Skalenerträge und fixer Kosten, aufgrund von 
Monopolstellungen) 

(2) Marktversagen aufgrund von unvollständiger Information und unvollständigen 
Märkten (Vgl. Greenwald/Stiglitz 1986, Stiglitz 1988). 

Speziell der zweite Typ von Markversagen ist in der neueren Theoriediskussion 
sehr relevant geworden. Die neue Mikro-Ökonomie von Stiglitz und anderen de- 
monstriert nämlich, daß der Bereich von Marktversagen viel größer ist als ur- 
sprünglich angenommen, wenn man nur die Mikrotheorie realistischer ausgestal- 
tet, d.h. wenn man das Idealbild der vollständigen und perfekten Märkte verläßt 
und zugesteht, daß Marktinformation immer nur lokal und asymmetrisch vorhan- 
den ist’, daß Information also kein öffentliches Gut ist, die Wirtschaftsagenten die 
Zukunft nicht kennen und unter Unsicherheit und unter einem Risiko, das nicht 
versicherbar ist, handeln, und daß viele, insbesondere intertemporale Märkte für 
Güter und Dienstleistungen gar nicht existieren (Vgl Foley 1990). Diese neue Mi- 
krotheorie wurde zunehmend auf das Studium aller Märkte, der Produktmärkte 
ebenso wie der Arbeitsmärkte und Kapitalmärkte, angewandt. Althergebrachte 
Anschauungen über Effizienz und Stabilität von Märkten mußten stark modifiziert 
werden. »Asymmetrische Information«, »moral hazard«, und »adverse selection«® 


7 Ein simpler Fall asymmetrischer Information herrscht z.B. vor, wenn jemand einen Gebrauchtwa- 
gen kauft. Der Verkäufer des Autos kennt normalerweise das Auto besser als der Käufer und hat 
meistens »gute Gründe« das Auto zu verkaufen, Diese Gründe werden dem Käufer vorenthalten - 
ein typischer Fall von asymmetrischer Information, der zur Wohlfahrtsverlusten führt. 

8 »Moral hazard« und »adverse selection« liegen z.B. vor, wenn nach dem Abschluß einer Brand- 
versicherung eines Hauses die Gefahr des Hausbrandes in der Tat ansteigt. Die Begriffe von 
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werden zu neuen Theoriebestandteilen, die eine ganz unkonventionelle Sicht auf 
die Operation von Märkten erlauben - und die auch für jeden Laien intuitiv ein- 
sehbar sind®, 

In diesem Zusammenhang wird konsequenterweise die Unterscheidung von 
marktförmiger und nicht-markförmiger Regulierung aufgehoben, oder wie Foley 
es ausdrückt: Diese neuen Ideen, insbesondere 


»die Idee von der asymmetrischen Information wirft die Frage nach der scharfen Unterscheidung 
zwischen markimäßigen und nicht-marktmäßigen Modalitäten der Ressourcenallokation auf...In einer 
Welt mit asymmetrischen Informationen werden die Wirntschaftssubjekte nicht vollständig ven 
Marktzwängen zu ihrer Ressourcenallokation veranlaßt. Sie können auch auf nicht-marktmäßige 
Fingerzeige bei ihren Entscheidungen reagieren. Die Gesellschaft muß einige Grundentscheidungen 
treffen jenseits der Eigentumsrechte, die die Allokationsentscheidungen anleiten« (Foley 1990:682). 


Auch in der Makroökonomie gab es eine Neuentwicklung, initiiert besonders 
durch die Neu-Keynesianer (»New Keynesians«), die sich teilweise auf die neue 
Mikroökonomie stützten!®, Die in der Rational Expectations Schule übliche An- 
nahme, daß Preise sich unendlich schnell bewegen und die Märkte in jeder Pe- 
riode räumen, ist sehr unrealistisch, wie von den New Keynesians gezeigt wurde. 
In der kurzen Periode bewegen sich die Mengen und daher bestimmen Mengen- 
Ungleichgewichte die Dynamik auf den Produkt- und Arbeitsmärkten. Bei nomi- 
nalen Rigiditäten oder langsamen Lohn- und Preisanpassungen treten Fehler der 
Marktkoordinierung auf. Wirtschaftszyklen können begründet werden, ohne sich 
auf die Annahme der Rational Expectations Schule und der Real Business Cycle 
Schule einlassen zu müssen, daß allein stochastische, daß heißt nicht vorhersch- 
bare Ereignisse zyklischen Schwankungen hervorufen können!!, Wie die Neu- 
Keynesianer und die oben diskutierte neue Mikrotheorie von Stiglitz und anderen 
demonstrieren konnten, sind diese Annahmen der schnellen markträumenden 
Preisanpassungen nicht sehr realistisch. 

Die Forschungsperspektive der Neu-Keynesianer hat einen zunehmenden Einfluß 
auf die akademische Diskussion. Auch die Post-Keynesianer, insbesondere Theo- 
retiker wie Hyman Minsky, sind in den U.S.A. wieder verstärkt aufgetreten und 
haben sich Gehör verschafft, Ihre wesentliche Hypothese ist, daß Marktwirt- 
schaften monetäre Ökonomien sind, die starken finanziellen Instabilitäten ausge- 


»moral hazard« und »adverse selection« gehen bereits auf Arrow (1962) zurück. 

9 Indiesem Kontext kann dann gezeigt werden, daß »rationales« oder optimierendes Handeln in der 
Gegenwart von Unsicherheit, Informations- und Anpassungskosten, externen Effekten auf Dritte, 
durch »moral hazard« oder »adverse selection« gekennzeichnet ist und daher durchaus nicht Pa- 
reto-optimal ist. Die allgmeine Wohlfahrt kann in einer so charakterisierten Konstellation jederzeit 
durch Anreizsysteme, Steuern oder Subventionen gesteigert werden (Vgl. besonders Green- 
wald/Stiglitz 1986). 

10 Eine ausgezeichnete Zusammenfassung der neueren Entwicklung in der Makrotheorie kann man 
bei Blanchard/Fisher (1989) finden. 

11 In der Rational Expectations Schule sind es die unerwarteten Schocks, die Wirtschaftsaktivitäten 
beeinflussen, und bei der Real Business Cycle Schule, die alle Märkte in jeder Periode durch per- 
fekte Konkurrenz geräumt sieht, sind es die Produktivitätsschocks, die die unterschiedlichen Wirt- 
schafislagen hervorrufen. Hier sind es also nicht endogene Wirtschaftszyklen oder Konjunkturzy- 
klen, wie bei den Neu- und Postkeynesianern, sondern unabhängig über die Zeit verteilte Zufalls- 
einflüsse, die die Fluktuationen der Wirtschaftaktivitäten bestimmen. 
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setzt sind. In deren Sicht geht speziell von den Finanzmärkten ein störender Ein- 
fluß auf die Wirischaftsentwicklung aus, wenn sie nicht politisch reguliert werden. 
Zahlreiche neuere Veröffentlichungen haben diese Hypothesen empirisch und 
theoretisch zu begründen versucht (Vgl. Semmier 1986). 

Zusammenfassend kann man sagen, daß in derselben Zeit, in der Reaganismus 
und Thatcherismus praktisch dominierten, die Theorieentwicklung von mehr 
Skepsis gegenüber reiner Marktregulierung beherrscht war. Insbesondere wenn 
Märkte durch Myopie gekennzeichnet sind, kann Marktversagen eher negative 
Folgen in der längerfristigen Perspektive jenseits des Zeit- und Raumhorizonts der 
kurzsichtigen (myopischen) Marktagenten zeitigen. Dies bringt mich zu einem 
zweiten Problem. 


%, Marktmyopie und Regulierung 


Gegenüber der oben diskutierten Theorie der Markt- und Koordinierungsfehler 
könnte man einwenden, daß Markt- oder Koordinierungsfehler (aufgrund externer 
Effekte oder langsamer Preisanpassung) Effekte zweiter Ordnung darstellen, de- 
ren Beseitigung perfekte Regulierung durch den Staat voraussetze. Wenn man 
aber Regulierungsfehler und Staatsversagen (Bürokratie, Pressure Groups, unvoll- 
ständige Informationen beim Staat, beschränkte lokale Information usw.) zuge- 
steht, dann könne man nicht sicher sein, ob nicht die Kosten der Regulierung 
größer werden als die Wohlfahrtsverluste, die durch Markt- und Koordinierungs- 
fehler hervorgerufen werden. Obwohl dieses Argument auf den ersten Blick über- 
zeugt, ist es jedoch für viele Theoretiker durchaus nicht ohne weiteres akzeptabel 
(Vgl. Greenwald/Stiglitz 1986). Denn es läßt sich durchaus zeigen, daß die nega- 
tiven Effekte bereits erster oder nullter Ordnung sind, wenn keine nicht-markt- 
förmige Regulierung stattfindet. 

1. Der erste Bereich, wo Regulierungsmängel des Marktes sehr relevant auch für 
die Entwicklung in den USA unter Reagan geworden sind, ist die Ausstattung mit 
Infrastruktur, Bildung und Ausbildung und Information (»infrastructural capital 
and human capital«). Es kann allgemein nachgewiesen werden, daß es hier bei 
rein marktförmiger Regulierung zu Uniterinvesttionen kommt. Unter dem 
Reaganismus in den USA (und in England unter Thatcher) hat nicht nur die Un- 
gleichverteilung der Einkommen zugenommen (für die USA vgl. Krugman 
1990:3), sondern ein Zerfall der Infrastruktur, des Ausbildungs- und Schulsy- 
stems, des Gesundheitssystems stattgefunden. Auch das »Humankapital« und das 
technologische know-how haben gelitten, wie von vielen Beobachtern jetzt kon- 
statiert wird.12 

Es sind nun ausgerechnet in Chicago, der früheren Hochburg der neoklassischen 
Ökonomie und des Monetarismus, neuere Ansätze zur Rolle von Infrastruktur und 


12 Daß dies nicht nur für die USA gilt, sondem in ähnlichem Ausmaß auch für England, zeigt 
Business Week, November 1990. 
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Humankapital für Produktivität und Wachstum entwickelt worden (Vgl. Romer 
1986; 1989). Nach dieser Auffassung vermehrt sich der Bestand von Wissen 
durch Erfahrung und Lernen in der Produktion und die Produktivität hängt direkt 
und indirekt im wesentlichen von dem Bestand an erworbenem Wissen ab (anstei- 
gende Skalenerträge, wenn know-how als Input in die Produktion eingeht). Wis- 
sen kann nicht privat angeeignet werden!*, sondern es ist eine Art öffentliches 
Gut, das mit seinen externen Effekten auch immer andere Wirtschaftsaktivitäten 
begünstigt. Da Wissen aller Art (insbesondere technologisches Wissen) eine Be- 
standsgröße ist, hat es permanente Effekte auf die Produktion. Wissen hat, wie 
Foley formuliert, 

»exteme Effekte nullter Ordnung, da ja der Effekt auf die Wachstumsrate der Größe des externen Ef- 
fekts proportional ist. Wenn diese Effekte bedeutsam sind, hängen die Niveaus von Produktion und 
Wohlfahrt eher von diesen extemen Effekten als von irgendeinem anderen Aspekt der Allokation ab.« 
(Foley 1990:683). 

Es ist gar nicht überraschend, daß die bedeutsame Rolle von Wissen, Bildung und 
Ausbildung, die in der klassischen Ökonomie bereits voll erkannt war, jetzt wie- 
derentdeckt wurde. Der Reaganismus in den USA mit seiner sträflichen Vernach- 
lässigung des öffentlichen Sektors hat bereits merkliche Folgen gezeitigt, die nicht 
nur die allgemeine Wohlfahrt vermindern, sondern zukünftig starke negative 
Auswirkungen auf die Produktivitätsentwicklung haben werden. So bemerkt Paul 
Krugman in seinem bekannten Buch »The Age of Diminished Expectations« denn 
auch in bezug auf Infrastuktur und das 'Human Capital‘: 


»Ich bin viel pessimistischer... Ich bin wegen der geringen Qualität des Bildungswesens in den USA, 
wegen der zahlenmäßigen Zunahme der unteren Klassen, wegen der kurzen Perspektive der Investoren, 
wegen der Vemachlässigung der Infrastruktur seitens der Regierung besorgt. Und ich befürchte, daß 
der Zuwachs der Produktivität tatsächlich noch mehr sinken wird« (Krugman 1990:173), 

Diese Sorge wird natürlich unter den Ökonomen um so größer, je geringer die 
Handlungsfähigkeit der Regierung jetzt wird. Die Handlungsfähigkeit wird ge- 
genwärtig stark eingeschränkt durch das berühmte 'twin deficit' (das große Bud- 
get- und das Außenhandelsdefizit). 

2. Ein zweiter Bereich, wo Marktmyopie sich zum ökonomischen Risiko aus- 
wächst, betrifft die Instabilitäten des monetären und Finanzsektors der fortge- 
schrittenen Ökonomien. Es sind im wesentlichen drei Faktoren, die hier für die 
starken Instabilitäten verantwortlich sind: (1) Marktversagen ist im monetären und 
finanziellen Bereich viel häufiger zu konstatieren als in anderen Bereichen, (2) 
Die Dynamik von Finanzmärkten folgt oft positiven feedback-Mechanismen (dem 
Prinzip der »self-fulfilling prophecy«). Die Erwartungen von zukünftigen Werten 
von Kapitalanlagen (oder Wechselkursen) bestimmen das gegenwärtige Verhalten 


13 Auf dieser Basis ist auch eine neue Theorie des technischen Fortschritts entwickelt worden (Vgl. 
dazu den höchst interessanten Aufsatz von Arthur 1990). Auch eine neue Außenhandels- und 
Welthandelstheorie ist auf dieser Grundlage ausgearbeitet worden (vgl. dazu Krugman 1990 und 
die dort angegebene Literatur). 

14 Diese Idee, daß Wissen unteilbar (indivisible) und nicht privat approprüerbar ist geht - wie viele 
andere Ideen der neuen Wachstumstheorie ebenfalls - bereits auf Arrow (1962a, 1962b) zurück. 


30 Willi Semmler 


von Wirtschaftsagenten. Die Erwartung des Anstiegs von Aktienmarktwerten läßt 
die Werte in der Tat ansteigen (»bubbles« aufgrund von »self-fulfilling expecta- 
tions«). (3) Das Verhalten von Vermögensbesitzern und Finanzspekulanten ist viel 
diskontinuierlicher als das von anderen Wirtschaftssubjekten, z.B. von Konsu- 
menten und Firmen. Gerade dadurch werden Richtungsänderungen im finanziel- 
len Sektor erzeugt. 

Diese drei Faktoren rufen besonders dann risikoreiche Instabilitäten im finanziel- 
len Sektor der Ökonomie hervor, wenn Wirtschaftssubjekte (Firmen, Banken, Ka- 
pitalanlagegesellschaften) einen hohen Verschuldungsgrad aufweisen (welcher die 
Risiken wirtschaftlicher Aktivitäten verstärkt). Diese Zusammenhänge sind in 
neuerer Zeit von ökonomischen Theorien Keynesianischer Prägung, insbesondere 
von den »Post-Keynesianem«, entwickelt worden, Dort wird gezeigt, daß sich fi- 
nanzielle Instabilitäten besonders dann herausbilden, wenn die Verschuldung von 
Firmen (und Konsumenten) besonders hoch ist (Vgl. dazu Minsky 1975 und 
Semmler 1989). Daß finanzielle Instabilitäten starke Rückwirkungen auf realwirt- 
schaftliche Aktivitäten wie Produktion, Investition, Beschäftigung und Konsum- 
tion ausüben, kann man sich leicht vorstellen. Die Arbeiten der Postkeynesianer 
jedenfalls zeigen die Bedeutung der Finanzierungsseite für wirtschaftliche Akti- 
vitäten!5, Auch die makroökononischen Artikel von Foley (1986) und Green- 
wald/Stiglitz (1986; 1988; 1989) betonen die Bedeutung der Instabilitäten des Fi- 
nanzsektors für die wirtschaftliche Entwicklung. 

In den USA wird davon ausgegangen, daß vor allem zwei Problembereiche zu- 
künftig besonders zu finanziellen Instabilitäten beitragen könnten. Dies sind der 
Bankensektor (speziell die »S&L Industry«, d.h. die Spar-und Darlehenskassen) 
und die Verschuldung der amerikanischen Unternehmen, teilweise hervorgerufen 
durch deren Fusions-Aktivitäten Ende der 80er Jahre (vgl. Krugman 1990, Kap. 
13). Die S&L Industrie wird von Krugman als »Frankenstein Monster« bezeich- 
net, deren gegenwärtige Probleme im wesentlichen aus der Deregulierung unter 
Reagan resultieren. Die Deregulierung mit der gleichzeitigen staatlichen Siche- 
rung der Einlagen der Banken haben die S&L zu sehr riskanten Finanzoperationen 
veranlaßt. Weiter unten werde ich darauf zurückkommen, 

3. Ein dritter Bereich, wo Marktmyopie für die gesellschaftliche und ökonomische 
Entwicklung sehr riskant geworden ist, sind die Ausbeutung der Ressourcen und 
die Belastung der Umwelt. Konventionelle ökonomische Theorie sagt uns hier, 
daß Ressourcen genügend konserviert werden, wenn private Eigentümer über die 
Ressourcen verfügen. Überausbeutung (Ausbeutung in zu kurzer Zeit) wird 
scheinbar vermieden, wenn private Besitzer eine Ressource als Vermögen (asset) 
ansehen, welches zukünftige Erträge bringt. Mit eniprechend niedriger Dis- 
kontrate - dies impliziert cine hohe Bewertung zukünftiger Erträge - würden dann 
die Besitzer des Vermögenswerts »Ressource« eine genügende Konservierungs- 
politik betreiben. Wenn umgekehrt die Ressource frei verfügbar ist, gäbe es - so 


15 Im übrigen gehen viele dieser Beiträge auf die Theorie von Kalecki (1937a,b) zurück. 
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das Argument - die »tragedy of the commons«: Eine Öffentlich verfügbare Res- 
source würde lberausgebeutet. Nach jahrzehntelanger Forschungsarbeit hat aber 
die Bioökonomie (Vgl. Clark 1990) gezeigt, daß dies nicht notwendigerweise so 
sein muß. Auch wenn Ressourcen privat sind, werden sie überausgebeutet!$. Nach 
Clark (1990) schützt Privateigentum keineswegs vor Überausbeutung. Auch auf 
diesem dritten Gebiet, wo Marktmyopie negative Effekte erster Ordnung produ- 
ziert, ist nicht-marktmäßige Regulierung angebracht. Dies wird zunehmend von 
kritischen Ökonomen in den USA nach der langen Deregulierungsphase unter der 
Reagan-Regierung, wo viele Regulierungen der Ressourcenausbeutung und Um- 
weltbelastungen reduziert oder aufgehoben wurden, erkannt. Ich komme nun zu 
meinem letzten Punkt, den ich zumindest ansatzweise behandeln möchte. 


IH. Gibt es Grenzen nicht-marktmäßiger Regulierung? 


Wenn von Markt- und Koordinierungsfehlern gesprochen wird, kommt häufig der 
Einwand, daß normalerweise auch nicht-marktförmige Regulierung nicht ohne 
Fehler sei!?, In der Tat können nicht-marktförmige Regulierungen ihre Fehler 
aufweisen. Neben Marktversagen gibt es auch »Staatsversagen«. Auch hier gilt 
z.B. das Problem der Information: Hat der Staat mehr Information als Private? Be- 
schränkte Information des Staates, so wird argumentiert, Bürokratie, Vergeudung, 
Bestechung, Pressure Groups etc. können die Regulierung oder staatliche Inter- 
vention ineffizient machen. In den USA war es besonders Buchanan, der mit die- 
sem Argument die weitgehende »Privatisierung« wirtschaftlicher Aktivitäten des 
Staates favorisiert. In seinen Worten: 

»Wie ich schon bemerkte gibt es gute Gründe dafür, der Marktordnung zu erlauben, einen möglichst 
großen Teil unserer interdependenten Beziehungen zu organisieren. So wird das individuelle Interesse 
in einer Weise kanalisiert, daß es mit dem Allgemeininteresse korrespondiert. Und es trifft sicherlich 
zu, daß im Verlauf der 80er Jahre in den meisten westlichen Ländem eine beträchtliche Privatisierung 
stattfindet... Die Bewegung in Richtung Deregulierung in den Vereinigten Staaten reflektiert zumindest 
zum Teil die Atmosphäre dieser breiten Straße in Richtung konstruktiver Reformen« (Buchanan 
1989:34/35). 

Es ist jetzt natürlich besonders interessant, diese Bemerkung von Buchanan mit 
den Auswirkungen der Deregulierung in der Reagan-Periode zu vergleichen, wie 
sie in dem Buch von Krugman (1989) beschrieben werden. Informationen zu er- 
halten kann sehr kostenintensiv sein, für Private wie für den Staat. Ökonomische, 
politische und soziale Programme werden installiert durch einen komplizierten 
politischen Prozeß und häufig bleibt die Umsetzung solcher Programme beträcht- 
lich hinter den Intentionen zurück. 

Auf den anderen Seite weiß man auch, daß gute Intentionen von privaten Wirt- 


16 An anderer Stelle werden Ressourcenmodelle mit kurzem Zeithorizont diskutiert (Sie- 
veking/Semmler 1990). 

17 Ich gehe in diesem Zusammenhang nicht explizit auf das Problem der öffentlichen Investitionen 
ein. Arrows Argument für öffentliche Investionen z. B. bezieht sich darauf, daß diese das Risiko 
breiter streuen, vgl. Arrow (1970). 
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schaftsagenten unterlaufen und zunichte gemacht werden können. Ein Beispiel da- 
für ist das S&L Debakel. »Moral hazard« und »adverse selection« können durch- 
aus gute Programme ins Gegenteil verkehren, Mit staatlichem Absicherungsfonds 
für die Einlagen der Spar- und Darlehnskassen haben - allerdings muß man hin- 
zufügen: nach der Deregulierung unter Reagan - die spekulativen und riskanten 
Geschäfte der Spar-und Darliehenskassen enorm zugenommen. Die Bankrottmög- 
lichkeit als Disziplinierungsmittel für riskante Transaktionen von Finanzinstituten 
hatte keine Wirkung auf die Spar- und Darlehenskassen. Einlagen bis zu 100.000 
Dollar waren abgesichert. Eine beträchtliche Steuersumme (500 Milliarden Dol- 
lar) muß vom amerikanischen Kongreß in den nächsten Jahren aufgewandt wer- 
den, um die von der S&L Industry ausgehenden finanziellen Instabilitäten einzu- 
dämmen. 

Regierungsprogramme als Versicherungsprogramme gegen Preis- und Einkom- 
mensfluktuationen oder gegen Verluste von Spareinlagen von unteren Einkom- 
mensschichten (hervorgerufen durch Marktschwankungen), sind sicherlich sozial 
wichtig (um untere Einkommensschichten gegen Risiken abzusichern). Gleichzei- 
tig können solche Programme oder Garantien, wenn sie nicht adäquat sind, zu 
heimlichen Umverteilungen und Anlaß zu größeren Problemen geben, wie das 
S&L. Debakel zeigt. Staatliche Sicherungsfonds und Garantien enthalten immer 
die Möglichkeit für Private (Banken, Unternehmen und Spekulanten), dann erst 
recht in riskante Geschäfte zu gehen, mit den Folgen, daß die sozialen Kosten sol- 
cher nicht kontrollierter Geschäfte noch größer werden. Nichtdestotrotz gibt es, 
nach der Einschätzung kritisch orientierter Ökonomen, die auf die Markt- und 
Koordinierungsfehler, Myopie und Instabilität von Marktprozessen verweisen, ge- 
genwärtig sehr wenige Alternativen zu staatlichen Interventionen und nicht-markt- 
förmigen Regulierungen. Es scheint nicht die Frage zu sein, ob Regulierung und 
Intervention zu rechtfertigen sind, sondern mehr die Frage, welcher Art sie sind, 
Nicht-marktförmige Regulierungen müssen ja nicht unbedingt von staatlichen In- 
stitutionen vorgenommen werden, kooperative Einrichtungen können ebenso die- 
sem Ziel dienen (vgl. auch Stiglitz 1988) Nicht-marktförmige Regulierungen und 
Interventionen müssen wohlbedacht sein, so daß sie nicht von privaten Wirt- 
schaftsubjekten unterlaufen werden können und zu »moral hazard« und »adverse 
selection« führen. 
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Hermann Schwengel 
Soziale Frage - Demokratische Frage - Kulturelle Frage. 
Die drei politischen Welten der Marktwirtschaft 


Zusammenfassung: Marktwirischaften bilden eine relativ autonome politische 
Welt, die nicht allein aus der Spannung von Kapitalismus und Demokratie erklärt 
werden kann. Drei politische Welten der Marktwirtschaft lassen sich idealtypisch 
unterscheiden, die um die jeweils zentrale soziale, demokratische und kulturelle 
Frage aufgebaut sind. Zwischen diesen Welten ist die Art der politisch-ökonomi- 
schen und wohlfahrtsstaatlichen Regimes verschieden, die zentralen Akteure wan- 
deln sich und auch der Modus politischer Repräsentation und methodischer Le- 
bensführung ist nicht derselbe. Historisch leben wir im Zeitalter der zweiten Welt 
der Marktwirtschaft, der demokratischen Frage, aber die Backformen der zukünf- 
tigen Konflikte bilden sich nach den Maßstäben der kulturellen Frage aus. 


Wie alle Dreiecksverhältnisse ist auch das von Kapitalismus, Markt und Demo- 
kratie ebenso spannend wie anfällig. Ich möchte im folgenden zunächst die direkte 
Konfrontation von »Kapitalismus« und »Demokratie«, ob also Demokratie kapi- 
talistische Produktionsverhältnisse erfordere oder ausschließe bzw. ob kapitalisti- 
sche Produktions- und Eigentumsverhältnisse demokratische Institutionen erfor- 
dern oder verunmöglichen, ausklammern. Stattdessen will ich drei politische 
Welten unterscheiden, in denen Marktwirtschaften als gegliedertes Gefüge unter- 
schiedlicher Märkte agieren und interagieren. Die drei politischen Welten lassen 
sich nach ihren Grundfragen auseinanderhalten, der sozialen, der demokratischen 
und der kulturellen Frage. Es sind Idealtypen, die zwar eine gewisse historische 
Folge ausdrücken, sich aber in der Wirklichkeit überschneiden und wechselseitig 
formen. Als politische Welten gehen sie von der - notwendigen - Fiktion aus, daß 
moderne, demokratisch-kapitalistische Gesellschaften zur Selbstbeobachtung 
»ideale Spiegel« benötigen, die unter Konflikt- und Konkurrenzdruck immer wie- 
der erzeugt werden müssen. Die notwendige Fiktion gilt auch und vor allem dann, 
wenn die Ökonomie der Machtverhältnisse (vgl. Foucault 1987, S. 244 ff.) nicht 
mehr von einem Zentrum oder von einer Spitze her gedacht werden kann. 


L. 


Im Augenblick scheinen alle recht zu bekommen, die es schon immer gewußt ha- 
ben. Robert Heilbroner, Ökonom an der berühmten New Yorker New School for 
Social Research, beglaubigt den Sieg der Vertreter der absoluten Marktwirtschaft: 
»Je weiter rechts sie standen, um so zutreffender waren ihre Voraussagen.« Heil- 
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broner erreiche damit, so ein milder Rezensent (von Uthmann 1991) die alte Er- 
kenntnis Romains: »Die Tatsachen stehen rechts.« Da mag der Geist ruhig links 
bleiben. Die Kehre Heilbroners ist intellektuell nicht unredlich, aber sie beruht auf 
der nicht genannten Voraussetzung, daß sich schon immer die radikal-liberalen 
und radikal-marxistischen Positionen in der Engführung von Kapitalismus und 
Demokratie einig waren. Von Hayeks Kritik der »Refeudalisierung der Gesell- 
schaft« (Böhm) ist, bei völlig unterschiedlichen Voraussetzungen, Folgen und 
normativen Kriterien natürlich, Agnolis Kritik der Transformation der Demokratie 
nicht unähnlich, wie auch in Agnolis Bewertung »20 Jahre danach« deutlich wird 
(Agnoli 1986). Der alte Gegenspieler dieses radikalen Doppels war und ist natür- 
lich der sozialliberale Konsensus (besser als sozialdemokratischer Konsens), daß 
sich keynesianische Botschaft und Freiburger Imperativ in einer ordnungspolitisch 
idealen Mitte treffen, wo letzten Endes nicht mehr Ideologie und Prinzipien, son- 
dern Kompetenz und Performanz entscheiden. Lassen sich im symbolischen Radi- 
kalismus der einen Kapitalismus und Demokratie aufeinander reduzieren, so tref- 
fen sich beide im moralischen Pragmatismus der anderen auf halber Strecke. Im 
Verlaufe der 80er Jahre haben beide ihre Grenzen erfahren müssen, die einen mit 
dem Ende des sozialliberalen Konsensus zu Beginn und die anderen mit der Ent- 
zauberung des Thatcherismus am Ende. Ein Perspektivwechsel bietet sich an, der 
bestimmte klassische Debatten zurückstellt, um sie auf angemessenerem Niveau 
erneut vorbringen zu können: die Überlegenheit von Märkten auf dem Gebiet mi- 
kroökonomischer Feinsteuerung gegen ihre relative Schwäche bei prekären gesell- 
schaftlichen Richtungsentscheidungen, wechselseitige Vor- und Nachteile einer 
marktförmigen ex post-Entscheidungsstruktur gegenüber einem politischen 
ex ante-Dezisionismus, die Produktivitätsorientierung marktwirtschaftlichen Den- 
kens gegenüber der Verteilungsorientierung sozialpolitischer Grundsätze. 
Gegenüber Kapitalismus und Demokratie bildet Marktwirtschaft nicht nur ein ab- 
geleitetes Feld, sondern sie formt die »Gesetzmäßigkeiten« des Kapitalismus und 
die »Prinzipien« der Demokratie in demselben Maße, wie sie von jenen bestimmt 
wird. Marktwirtschaft bedeutet somit eine eigene politische Welt, in der die neu- 
zeitlich-modernen politischen Prinzipien von Gemeinwohl, Gewaltenteilung und 
Volkssouveränität auf eigene Rechnung realisiert werden - oder nicht -, jedenfalls 
nicht allein aus dem Konflikt oder der Koinzidenz von Kapitalismus und Demo- 
kratie erklärt werden können, Diese relative Autonomie gilt übrigens nicht nur für 
die Marktwirtschaft, sondern auch für die Selbstorganisation in den Bereichen des 
politisch-administrativen Systems und des institutionalisierten, säkularisierten 
Pluralismus der Kultur, kurz: überall dort, wo sich in der Dynamik des Modermi- 
sierungsprozesses relativ autonome $ystembildung vollzogen hat. 

Diese eine relativ autonome politische Welt konstituierende Marktwirtschaft reali- 
siert sich im Kraftfeld von vier grundlegenden Formen der Selbstbestimmung, die 
auch in vier neueren Diskussionsansätzen präsent sind. Die erste dieser Formen 
hat Esping-Andersen als wohlfahrtsstaatliche Regimes charakterisiert (Esping- 
Andersen 1990), der, möchte man ergänzen, andere politisch-ökonomische vor- 
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hergegangen sind und möglicherweise kulturgesellschaftliche folgen werden (vgl. 
den folgenden Abschnitt). Die zweite Form meint das institutionalisierte Interak- 
tionsverhältnis strategiefähiger zentraler Akteure, wie es Fritz W. Scharpf in sei- 
ner Auseinandersetzung mit der sozialdemokratischen Krisenpolitik in Europa 
entwickelt hat (Scharpf 1987), der weniger entwickelte industrielle Beziehungen 
vorausgegangen sind und neuartige folgen mögen. »Regimes« und »Interaktion 
strategischer Akteure« mag man als politische Selbststeuerung verstehen, während 
die dritte und vierte Form der Selbstbestimmung eher als gesellschaftliche Selbst- 
organisation zu interpretieren wäre, Da ist, drittens also, die politische Selbstre- 
präsentation historisch veränderlicher gesellschaftlicher Machtquellen, wie sie 
Rödel, Frankenberg und Dubiel in den Errungenschaften militanter Toleranz, öf- 
fentlicher Freiheit und ziviler Solidarität diskutieren (Rödel u.a. 1989), die aber 
ebenfalls ihre Vor- und Nachgeschichte haben. Schließlich und endlich konstitu- 
iert sich die politische Welt der Marktwirtschaft auch im Kraftfeld der geltenden 
methodischen Lebensführung (Max Weber), die in den letzten Jahren unter dem 
Stichwort »Lebensstil« (Zapf 1983 und Schwengel 1988) als ein Stück Selbstre- 
gierung von gesteuerter Marktwirtschaft, Konkurrenzdemokratie und Wohl- 
standsgesellschaft wieder ins Spiel gebracht worden ist. In diesem Feld von Re- 
gimes, strategischen Akteuren, Repräsentationen und Lebensstilen bildet, erhält 
und entwickelt sich Marktwirtschaft als politische Welt und weniger im historisch 
gewordenen Spannungsfeld von Kapitalismus und Demokratie. 

Marktwirtschaften bewegen sich in den Geleisen wohlfahrtsstaatlicher Regimes, 
die das Wachstum von privaten und öffentlichen Dienstleistungen unterschiedlich 
begünstigen, das Verhältnis von Unterhaltungsindustrien und sozialen Versor- 
gungseinrichtungen unterschiedlich gestalten, in verschiedenem Ausmaß Frauen 
Aufstiegspositionen und Beschäftigung erlauben, den Arbeitsmarkt unterschied- 
lich aktiv gestalten und der Ausbildung von »junk jobs« Schranken setzen oder 
nicht. Moderne Marktwirtschaften bewegen sich darüber hinaus in den Geleisen, 
wie sie durch die institutionalisierten Konflikte und Kompromisse strategischer 
Akteure definiert werden. Die Marktwirtschaft der 80er Jahre war eine andere als 
die der 70er Jahre, weil die klassische Wachstumskoalition von Gewerkschafts- 
macht, staatlich-keynesianischer Wirtschaftspolitik und auf fordistische Massen- 
produktion konzeniriertem Unternehmertum nicht mehr lebensfähig war und an- 
dere Akteure, von den internationalen Finanz- und Diensteistungsmärkten bis hin 
zu den Nischen post-fordistischer Produktion ihren Platz einnahmen. Zu unier- 
scheiden ist auch eine Marktwirtschaft, die ein begrenztes Mehrprodukt verwaltet 
und die Konkurrenz um Investition und Konsum in einer Klasse konzentriert, von 
einer, in der die Verwirklichung öffentlicher Freiheit und ziviler Solidarität für 
breite Schichten bereits lange vor Sichtweite des sozialen Netzes erreicht wird, 
Eine Marktwirtschaft schließlich, die im Rahmen eines liberalen Konsumpopu- 
lismus agiert, ist eine andere als jene, für die der Rahmen der methodischen Le- 
bensführung noch durch Werte eines aristokratischen Bürgertums und einer von 
der Moral des Landes geprägten Arbeiterklasse gesetzt wird. Die relative Auto- 
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nomie der politischen Welt der Marktwirtschaft bildet sich offenbar in einem kon- 
fliktreichen Prozeß erst heraus, der erst nach langer Zeit die Spannung von Kapi- 
talismus und Demokratie zur historischen werden läßt. In ihrem bemerkenswerten 
Essay haben Rödel, Frankenberg und Dubiel den richtungweisenden Themen- 
wechsel von der »sozialen Frage« des 19. Jahrhunderts zur »demokratischen 
Frage« des 20. Jahrhunderts beschrieben. Unsere vier Ansätze zur Charakterisie- 
rung der relativen Autonomie der poliüschen Welt der Marktwirtschaft beziehen 
sich ganz offensichtlich bereits auf die Geltung der demokratischen Frage. Die 
strategischen Akteure, die sich mit der sozialen Frage herumzuschlagen hatten, 
sind offenbar bereits pazifiziert oder in ein institutionelles Verhandlungssystem 
eingebunden, die wohlfahrtsstaatlichen Regimes setzen gewisse politisch-ökono- 
mische Befriedungen bereits voraus, die Selbstorganisation durch Lebensstile be- 
ruht expressis verbis auf fortgeschrittener Modernisierung und die politische Re- 
präsentation gesellschaftlicher Spielräume und Entwicklungschancen wäre im 
Zeitalter der sozialen Frage luxuriös gewesen. Aber nicht nur die Vor-, sondern 
auch die Nachgeschichte der politischen Welt der Marktwirtschaft, so knapp sie 
bisher bezeichnet worden ist, erscheint unklar, als ob die demokratische Frage das 
Ende der Geschichte meinte. Wer die Inhalte der wohlfahrtsstaatlichen Regimes, 
die Vervielfältigung der strategischen Akteure, die politische Repräsentation 
scheinbar privater sozialer Sachverhalte (»das Private wird politisch«) und das 
Aufbrechen der Widersprüche von Authentizität und Konformismus in der demo- 
kratischen methodischen Lebensführung verfolgt, wird die Reihe von der sozialen 
zur demokratischen Frage um das Glied »kulturelle Frage« verlängern. Sprechen 
wir also von drei politischen Welten der Marktwirtschaft, drei rahmensetzenden 
Fragestellungen, die jeweils ihr Ensemble von Regime, Steuerung, Repräsentation 
und methodischer Lebensführung einschließen. 

Wir haben nun den Bausatz zusammen, um drei politische Welten der Marktwirt- 
schaft, die sich historisch und logisch folgen, aber auch überschneiden und mit- 
einander koexistieren, idealtypisch zu beschreiben. Es ist nicht so, daß wir zuerst 
wissen, was Kapitalismus und Demokratie sind und dann die Resultate der 
Marktwirtschaft daran messen, auf welche Seite sie sich geschlagen hat. Vielmehr 
bedeutet die relative Autonomie der drei marktwirtschaftlichen politischen Welten 
auch, daß unser Verständnis von Kapitalismus und Demokratie nicht mehr das- 
selbe ist wie zuvor. In jedem Falle bewahrt die Unterscheidung von drei Welten 
der Marktwirtschaft uns vor der Versuchung, der Liberale gern erliegen, nämlich 
die Schwierigkeiten der einen Marktwirtschaft dadurch zu umgehen, daß man sich 
eine umfassende Marktgesellschaft zusammendenkt. 


1. 


Die erste politische Welt der Marktwirtschaft läßt sich als Antwort auf die soziale 
Frage verstehen. Die »soziale Frage« entsteht, wie bekannt, unter drei Bedingun- 
gen, nämlich daß die kapitalistisch-industrielle Produktionsweise in die alte Ord- 
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nung einbricht und das Gefüge von Geltung, Versorgung und Zugehörigkeit zer- 
bricht, daß zweitens die alten ausgleichenden Institutionen von Fürsorge und Ge- 
horsam, Macht und Autorität nicht mehr wirksam sind, und drittens die modernen 
politischen Prinzipien von individueller Verantwortlichkeit, ziviler Solidarität und 
sozialer Gewaltenteilung noch nicht galten. Um es vorwegzunehmen, Marktwirt- 
schaft ist in ihrer ersten Welt in der Tat nur die Oberfläche eines antagonistischen, 
ungleichgewichtigen und ungleichzeitigen historischen Prozesses, wie es der späte 
Marx gesehen hat. Die »Signale« von Preisen und Profiten, von Kapital und Ar- 
beitsmärkten, von Geld und Knappheiten können sich nur bedingt wechselseitig 
»verstehen«, weil die Informationen, die zu Signalen werden könnten, nicht groß 
genug sind, nicht zusammenhängen und von den sozialen Widersprüchen perma- 
nent gebrochen werden. Aus heutiger Sicht bietet es sich an, diese systematisch 
verzerrte Transformation von Produktions- und Lebensweisen in Märkte und 
Preise nicht mehr hegelianisch als Verkehrung, nicht mehr positivistisch als Ab- 
leitung und nicht mehr hermeneutisch als Übersetzung zu verstehen. Vielmehr 
liegt es näher, ex post auch die erste Welt der Marktwirtschaft im Kraftfeld von 
Regimes, strategischen Akteuren, symbolischen Repräsentationen der gesell- 
schaftlichen Differenzierung und angemessener methodischer Lebensführung zu 
interpretieren. Nicht von wohlfahrtsstaatlichen Regimes kann hier gesprochen 
werden, sondern von politisch-ökonomischen Regimes, die in der Konkurrenz von 
Nationalstaaten operieren. Die einzelnen nationalen politisch-ökonomischen Re- 
gimes finden ihre jeweilige Form des »organisierten Kapitalismus« in nationalen 
Gesellschaften, weshalb es Sinn macht, noch in Theorien des desorganisierten 
Kapitalismus von nationalgesellschaftlichen Entwicklungspfaden auszugehen 
(Lash und Urry 1987). In dieser Charakterisierung gehören der sogenannte libe- 
rale und der organisierte Kapitalismus in eine Periode. Strategische Akteure in 
diesen Regimes sind das sich formierende Unternehmensmanagement, Partei- und 
Gewerkschaftsorganisationen und moderne Fachverwaltungen, die sich nicht zu- 
letzt auf modernisierte militärische Prinzipien stützen. Darüber hinaus stützen sich 
andere strategische Akteure zwar auf nationalstaatliche Institutionen, tragen aber 
zur Formierung eines politisch-ökonomischen Regimes nur bedingt bei, wie be- 
stimmte Teile des Militärs, der Beamtenschaft und der staatstragenden kulturellen 
Eliten. Die symbolische Repräsentation der gesellschaftlichen Differenzierung er- 
folgt keineswegs in einer den Markt begünstigenden Form, sondern verdichtet 
sich als Staat oder Nation. Auch im günstigeren Falle, wo es nicht zu einem Ge- 
gensatz von bürgerlicher Gesellschaft und Staat kommt, wie vorwiegend in 
Deutschland, sondern lediglich zu einer Spannung zwischen civil society und 
party government wie in England, hat die symbolische Repräsentation der Gesell- 
schaft keine natürliche Nähe zum Markt. Die angemessene methodische Lebens- 
führung in dieser ersten marktwirtschaftlichen Welt der sozialen Frage schließ- 
lich, die Anpassung an Differenzierung und Mobilität erlaubt und zugleich eine 
identitätssichernde Haltung ermöglicht, diese Lebensführung ist idealtypisch 
ebensowenig als die eines Marktsubjekts zu charakterisieren. Methodische Le- 
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bensführung bewegt sich auf einem Kontinuum zwischen dem kollektiven Pol des 
Klassenbewußtseins und dem bürgerlich-individuellen der Aufrichtigkeit (Trilling 
1980). Aufrichtigkeit meint ein ernsthaftes und unbestechliches Prüfungsverhält- 
nis gegenüber sich und der Gesellschaft, inwieweit beide den selbst gesetzten 
Kriterien genügen und die moralische Aufforderung, Abweichungen nicht hinzu- 
nchmen, kurz: sie bedingt Selbstkontrolle und Revolution. Die Haltung der Auf- 
richtigkeit schließt Mißtrauen gegenüber dem Auf- oder Abstieg zwischen den 
Klassen ein, was Aufrichtigkeit mit seinem Gegenpol, dem Klassenbewußtsein, 
verbindet. In gewisser Hinsicht setzt Aufrichtigkeit in dieser idealtypischen Welt 
Klassenbewußtsein voraus wie Klassenbewußtsein Aufrichtigkeit. In beiden Fäl- 
len jedenfalls ist Marktverhalten eine sekundäre Tugend, ja sie muß von einem 
bestimmten Maß an als verdächtig betrachtet werden. Alle vier Kraftfelder erlau- 
ben die Entwicklung von Marktwirtschaft, setzen aber ihrer vollen Entfaltung und 
der Durchdringung aller Lebensverhältnisse sehr enge Grenzen. Die Entstehung 
einer zweiten politischen Welt der Marktwirtschaft muß also mit einer Auswei- 
tung des Raumes für Marktverfahren verbunden sein, Modernisierung und Erwei- 
terung des Raums für Märkte gehen hier - noch - Hand in Hand, gegen elitistisch- 
konservative und normativ-sozialrevolutionäre Kritik, »einfache Modernisierung« 
in der Unterscheidung Ulrich Becks. 

Über der zweiten politischen Welt der Marktwirtschaft steht die demokratische 
Frage. Rödel, Frankenburg und Dubiel interessiert vor allem die Erweiterung der 
Legitimitätsspielräume, die Verflüssigung des Gegensatzes von demokratischem 
Institutionalismus und öffentliche Freiheit einklagendem Anti-Institutionalismus, 
die Akzeptanz und Nutzung der »leeren Stelle der Macht«, im Rückgriff auf Ca- 
storiadis und Lefort, um möglichst vielen und verschiedenen Partizipanten die 
Beteiligung an der permanenten Gründung des Gemeinwesens, hier im Rückgriff 
auf Hannah Arendt, zu ermöglichen. Noch die Sozialpolitik wird nicht als Versi- 
cherung, Ausgleich oder Entschädigung interpretiert, sondern als Ermöglichung 
an der Teilnahme an dieser permanenten Gründung des Gemeinwesens. Die ironi- 
sche Pointe des Vordringens der demokratischen Frage ist aber, daß sie unweiger- 
lich zugleich auch die Ausdehnung von Marktverhältnissen begünstigt. Indem 
nämlich die Unterscheidung von Staat und Gesellschaft schwindet und keine dem 
Staat vergleichbare politische Macht auftritt, gewinnt das Verfahren, das Gesell- 
schaft sans phrase am klarsten ausdrückt, an Gewicht, begrenzt nur durch die un- 
verzichtbare juristische Sphäre. Nicht weil Demokratie und Markt eine natürliche 
Nähe aufwiesen, sondern weil das Vordringen der demokratischen Frage die Kon- 
kurrenten des Marktes, wie den Staat, neutralisiert, dringen Marktverhältnisse vor. 
Auch die idealtypische Verschiebung der methodischen Lebensführung von Auf- 
richtigkeit und Klassenbewußtsein zu Authentizität und Massenkultur trägt zur 
Begünstigung der Marktwirtschaft bei. Von Pierre Bourdieu wissen wir, wie aus 
der Behauptung der Authentizität einer Gruppe, eines Verhaltens und eines Le- 
bensstils Unterscheidungsgewinn ausgeht, eine »kommerzielle Kultur des Wäh- 
lens«, die ältere Statusordnungen verdrängt, Authentizität ist nicht gegen Massen- 
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kultur gerichtet, im Gegenteil, der Konflikt um die Definition von Authentizität 
entwickelt erst Massenkultur jenseits des Reichs der Notwendigkeit. Seit Fred 
Hirsch wissen wir, daß vor dem Erreichen der sozialen Grenzen des Wachstums 
die Zunahme der positionalen Güter, die allein von ihrem Unterscheidungs- und 
Hierarchiewert leben, zunächst einmal den Markt anheizt und die Ausdehnung des 
Marktes vorantreibt. Lionel Trilling erinnert an den alten Sinn von Authentizität 
als Herausreißen aus älteren sozialen Dichten, ohne Ersatz als des auf sich ge- 
stellten Selbst. Wo jedenfalls die Dialektik von Authentizität und Massenkultur 
traditionelle Konkurrenten des Marktes schwächt, wie Haushalt, Kommune, 
Nachbarschaft und Verwandtschaft, gewinnt die Dynamik der Marktwirtschaft 
Raum. Auch die Ersetzung der nationalen, politisch-ökonomischen Regimes durch 
wohlfahrtsstaatliche Regimes mag zwar den kapitalistischen Charakter dieser Re- 
gimes eindämmen, die Marktwirtschaft begünstigt sie aber allemal. Selbst das 
wohlfahrtsstaatlichste aller wohlfahrtsstaatlichen Regimes, das schwedische, be- 
ruht auf einer höchst spezialistischen und erfolgreichen Weltmarktstrategie, wäh- 
rend im Inneren wohlfahrtsstaatliche Nachfrage und Sicherung stabiler Wachs- 
tumszonen ebenso wirken. In dieser zweiten Welt der Marktwirtschaft tritt die 
Konkurrenz der Nationalstaaten gegenüber einer Mehrfachkonkurrenz von Regio- 
nen, Nationen und globalen Räumen zurück, was dem Prinzip der Marktwirtschaft 
aber nur weiteren Raum zubilligt, Alles in allem bestätigt diese zweite Welt der 
Marktwirtschaft am ehesten noch die radikale These von der Nähe von Demokra- 
tie und Kapitalismus, wenn sie die einzige und letzte Welt der Marktwirtschaft 
wäre. Selbst die demokratische Pluralisierung und Professionalisierung der strate- 
gischen Akteure hat zum strukturellen Wachstum der Marktwirtschaft beigetra- 
gen. Die Herausbildung eines strategischen Interaktionsverhältnisses von Gewerk- 
schaften, Arbeitgeberverbänden und global lenkendem Staat bis Ende der 70er 
‚Jahre hat erst die Bedingungen dafür geschaffen, daß sich von unten marktwirt- 
schaftlich-innovative Unternehmen und Selbständigkeitshaltungen ausdifferenzie- 
ren konnten, daß von oben im Gefolge steigenden Welthandels tatsächlich inter- 
nationale Geld- und Kapitalmärkte entstehen konnten - die sich beide, Kapital- 
märkte wie »libertäres Unternehmertum«, im Laufe der 70er Jahre schließlich ge- 
gen den als geschlossen denunzierten Korporatismus wandten. Harold Perkin hat 
in der Erklärung des britischen Neokonservativismus dem die interessante These 
hinzugefügt, daß die im Kontext des britischen liberalen wohlfahrtsstaatlichen 
Regimes aufgestiegenen professionellen Klassen, von der Vielzahl freier Berufe 
und mittieren Managements bis hin zu den gewachsenen Fachpositionen der Ver- 
waltung, sich gegen ihre »Erzeugungsbedingungen« wandten und sich die Fortset- 
zung des liberalen Projektes eher von einem post-wohlfahrtsstaatlichen Regime 
erhofften (Perkin 1989). Das reif gewordene liberale Projekt könnte jetzt seine 
überkommenen wohlfahrtsstaatlichen Eierschalen abwerfen und »zu sich selbst« 
finden, nicht mehr als roher frühliberaler Kapitalismus, sondern eben als kulti- 
vierte Marktwirtschaft. Aber genau in der kulturellen Frage liegt der Übergang zu 
einer dritten politischen Weit der Marktwirtschaft, in der das exponentielle 
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Wachstum marktwirtschaftlicher gesellschaftlicher Verfahren - gewachsen mehr 
durch das Wegfallen hindernder älterer Bedingungen und Konkurrenzen als durch 
Überzeugungen, Konstitutionen oder Revolutionen - an Grenzen stößt. Es wird 
sich zeigen, daß es genau die Prozesse, die den Aufstieg der Marktwirtschaft als 
weltgesellschaftliches Universum forciert haben, in dieser sich abzeichnenden 
dritten Welt zu hemmenden Faktoren werden. Dieser Doppelprozeß, daß sich 
scheinbar die reife Marktwirtschaft in den Metropolen von ihrem wohlfahrtsstaat- 
lichen Gehäuse befreien kann und zugleich die kulturellen Schranken der allge- 
meinen Marktwirtschaft deutlich werden, begleitet von heftiger Modermitäts- und 
Zivilisationskritik von rechts und links, hat die 80er Jahre zu einem so irritieren- 
den Phänomen werden lassen. Dazu kamen dann noch am Ende die europäischen 
Revolutionen, deren Auswirkungen man keineswegs auf die eines »Bremsers wi- 
der Willen« gegenüber der Logik der politischen Welten der Marktwirtschaft re- 
duzieren kann, ich komme darauf zurück. In der Unterscheidung Ulrich Becks 
(Beck 1990) wäre dieser Übergang von der zweiten zur dritten politischen Welt 
der Marktwirtschaft ein Stück »reflexiver Modernisierung«. 

Über der dritten Welt der Marktwirtschaft steht die kulturelle Frage. Sie zeichnet 
sich in den wohlfahrtsstaatlichen Regimes, dem Interaktionsverhältnis strategi- 
scher Akteure, der offenen Repräsentation gesellschaftlicher Machtquellen und 
der methodischen Lebensführung der zweiten Welt bereits ab. Insoweit können 
wir auf wichtige Einsichten der bereits eingeführten neueren gesellschaftstheoreti- 
schen Ansätze zurückgreifen. Esping-Andersen hatte drei wohlfahrtsstaatliche 
Regimes unterschieden, die mit dem Druck auf post-industrielles Wachstum un- 
terschiedlich umgehen. Das schwedische Modell verknüpft einen stark wachsen- 
den öffentlichen Sektor sozialer Dienstleistungen mit hoher Frauenerwerbstätig- 
keit, mit dem Risiko eines Dualismus von männlich-industriellem privatem Sektor 
und weiblich-Öffentlich sozialem Sektor. Ebenso ist die steuerliche Finanzierung 
der Absicherung von allgemeiner Frauenerwerbstätigkeit, die Begünstigung von 
Mobilität und Flexibilität mit der Notwendigkeit der Beschäftigungssuche beider 
Partner einer Familie verbunden, um höhere Lebensstandards zu erreichen. Das 
Wachstum privater persönlicher Dienstleistungen ist demgegenüber vergleichs- 
weise gering. Das ist anders im zweiten, dem liberalen Modell in den Vereinigten 
Staaten vor allem und Großbritannien. Das amerikanische Modell birgt die be- 
kannten beiden Risiken, die Aufteilung des Wachstums an Dienstleistungen zwi- 
schen business-nahen und »fun-Dienstleistungen« und den Dualismus zwischen 
schlecht bezahlten, unterqualifizierten und unsicheren »junk jobs« und entgegen- 
gesetzt ausgestatteten »managerial jobs«. Dazu gehört aber auch, daß die egalitä- 
ren Kräfte stärker sind als vermutet, vor allem in der Zunahme qualifizierter Frau- 
enerwerbstätigkeit und Aufstiegschancen, merklich weniger aber bei den Minori- 
täten, obwohl hier die sozialen Grundtatsachen unverändert sind. Die Bilanz wird 
auch modifiziert durch das starke Wachstum privat organisierter sozialer Dienst- 
leistungen, im Gesundheitssektor z.B., was erneut belegt, daß viele sozialstaatli- 
che Leistungen sozusagen im privaten Sektor versteckt sind. Das deutsche Modell 
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schließlich, daß Esping-Andersen konservativ nennt, beruht auf hoch moderni- 
siertem industriellen Wachstum wie der Inanspruchnahme, Schonung und Be- 
schwörung subsidiärer familialer und anderer Vorleistung, der Begrenzung post- 
industriellen Beschäftigungswachstums in den persönlichen-privaten Dienstlei- 
stungen, auf starker Betonung der langjährigen Arbeitsbiographie für wohlfahrts- 
staatliche Ansprüche wie vergleichsweise hoher langjähriger Arbeitslosigkeit. Die 
zwei wichtigsten Pointen dieser drei Regimes in unserem Kontext beziehen sich 
nicht auf das gewiß ausführlicher zu diskutierende wirtschaftspolitische Alternati- 
venspektrum, sondern auf die Tatsache, daß diese wohlfahrtsstaatlichen Regimes 
alle zugleich auch kulturgesellschaftliche Regimes sind und, zweitens, nicht mehr 
nationalstaatlich und weltgesellschaftlich, sondern in wirtschaftskulturellen Groß- 
räumen realisiert werden. In ideologischen Konstruktionen und Ideenwelten wie 
»Kulturgesellschaft« in der Bundesrepublik und »enterprise culture« in Großbri- 
tannien wird diesen Tatsachen bereits Rechnung getragen (vgl. Keat und Aber- 
crombie 1990). Daß die Ausdehnung von Marktmechanismen die offenbaren Wi- 
dersprüche dieser kulturgesellschaftlichen Regimes aufheben könnte, scheint noch 
am besten im angelsächsischen liberalen Modell denkbar, übersetzt in eine 
»enterprise culture«, aber selbst dort nicht ohne Mithilfe einer - zweifellos moder- 
nisierten - Politik. Es ist klar, daß im Kontext des deutschen konservativen Mo- 
dells, das in eine »Kulturgesellschaft« übersetzt werden soll, die subsidiär in An- 
spruch genommene, gleichwohl aber prekäre Stabilität von Familie und Gemein- 
schaftsnetzen zum Ausgangspunkt genommen wird, die sich aber seinerseits sozi- 
alstaatlicher Regulierung entzieht. Alles scheint sich auf eine neuartige »public 
private partnership« zuzubewegen, über deren ordnungspolitischen Rahmen sich 
aber gerade der Konflikt der kulturgesellschaftlichen Regimes entzündet. Die hi- 
storische Masse der kulturgesellschaftlichen Regimes ist noch flüssig, angemessen 
sind nicht die klaren Freund-Feind-Konstellationen der frühen wohlfahrtsstaatli- 
chen Periode, sondern so ambivalente Formeln wie »mehr Politik bei weniger 
Staat«. In Europa wird sich wahrscheinlich der Konflikt zwischen einer 
»enterprise culture« und einer kulturalistisch aufgeladenen Symbiose von schwe- 
dischem und deutschem Modell abspielen, während auf der globalen Ebene noch 
andere Alternativen, vor allem natürlich das japanisch-postindustrielle Modell 
hinzukommen, die beispielgebend für nicht-europäische Modernisierung sein 
könnten. In der Struktur der wohlfahrtsstaatlichen Regimes hat sich bereits abge- 
zeichnet, wie die Konfliktlinien der kulturgesellschaftlichen Regimes aussehen 
werden: In der Proportion von sozialen und persönlich-privaten Dienstleistungen, 
wohinter sich wesentlich der Austausch, Konflikt und Ausgleich der Geschlech- 
ter- und Altershemisphären verbirgt, wie tief in der nachindustriellen Technologie 
Wissenschaft und Technik in Wertekanon und Mentalitäten versenkt werden müs- 
sen oder sollten - gegenüber einem japanischen Modernisierungsmodell, das zwar 
mit intellektuell-raffinierten Imitationsstrategien arbeitet, aber keine emotional 
tiefsitzenden Anpassungsleistungen zugrunde legt, wie Lepenies im Anschluß an 
Ohashi argumentiert (Lepenies 1991, S. 56) - und wie schließlich die neo-feudali- 
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stischen Risiken privat-persönlicher Dienstleistungen und der ästhetisch-ethische 
Konflikt in Medien- und Unierhaltungsdienstleistungen in Angebots- und Nach- 
frageregulation aufgefangen werden. Die bisher bekannten Umrisse der kulturge- 
sellschaftlichen Regimes legen nicht nahe, daß eine weitere Ausdehnung markt- 
wirtschaftlicher Verfahren den genannten Problemen gerecht werden könnte. Eine 
Einschränkung, die aber nichts mehr mit den Begrenzungen der Marktwirtschaft 
in der ersten, unter der sozialen Frage stehenden Welt der Marktwirtschaft zu tun 
hat. Vielmehr bieten sich als Lösung eher intermediäre Institutionen an, die in er- 
ster Linie weder marktwirtschaftlich noch staatlich strukturiert sein können. Aber 
die Vermittlungsleistung solcher intermediärer Institutionen liefe leer, wenn man 
sie nicht unter dem Gesichtspunkt der kulturellen Frage organisierte, sondern le- 
diglich als Vermehrung der moderierenden Unterausschüsse. Die Pointe der in- 
termediären Institutionen sticht auch für die Rolle der strategischen Akteure in 
dieser dritten Welt der Marktwirtschaft. Fritz Scharpf hat überzeugend gezeigt, 
wie durch die reale Internationalisierung der Geld- und Kapitalmärkte - die sich 
die Option einer längerfristigen straflosen Nicht-Investition durch alternative 
Geldanlagechancen eröffnen und so den »erwartbaren« Zins höherschrauben kön- 
nen als unter den alten wohlfahrtsstaatlichen terms of trade zwischen Staat, Ge- 
werkschaften und Kapital - das alte strategische Interaktionsverhältnis zwischen 
Gewerkschaften, keynesianischem Staat und fortschrittlichem Kapital zurücktritt. 
Doch bleibt die Frage, was die Kapitalmärkte mit ihrer neugewonnenen Souverä- 
nität eigentlich anfangen können, ob es tatsächlich zu einem neuen strategischen 
Interaktionsverhältnis von Akteuren kommt oder eher zum spekulativen Autismus 
reiner Finanzmärkte. Gewiß, Scharpf hat auch gezeigt, wie schwierig etwa die 
Bildung intermediärer Gewalten zwischen Regionalpolitik und Europäisierung ist. 
Dennoch darf man vermuten, daß es zur Entwicklung intermediärer Gewalten, die 
den Universalismus der Geld- und Finanzmärkte mit dem Lokalismus und Kon- 
kretismus nachindustrieller Nischenproduktion und Dienstleistungskultur verbin- 
den, letztlich keine Alternative gibt. Auch die drei Formen intermediärer Institu- 
tionen, die sich hier abzeichnen, begünstigen keine weitere Ausdehnung der 
Markiprinzipien über das Niveau der zweiten Welt der Marktwirtschaft hinaus. 
Mit intermediären Gewalten ist hier natürlich erneut die Kette der föderalen In- 
stitutionen von der Gemeindeebene bis zur europäischen gemeint - welche Pro- 
bleme sind auf welcher Ebene am besten aufgehoben -, dann die intermediären In- 
stitutionen wie Städte, Universitäten und privatwirtschaftliche Beratungs- und 
Entwicklungsgesellschaften, die gemeinsam haben, daß sie technisch-ökonomi- 
schen und soziokulturellen Wandel unmittelbar verknüpfen, und schließlich die 
intermediären Gewalten, wie sie sich in strategischen Lebensstilkoalitionen, die 
bereits beginnen, die gegenwärtige Konfliktstruktur zu prägen, ausdrücken 
(Schwengel 1990). Auch die Art und Weise der politischen Repräsentation gesell- 
schaftlicher Machtquellen und die der methodischen Lebensführung deuten eher 
auf Grenzen der Marktgeselischaft als auf Ausweitung hin. Das Prinzip der 
Marktwirtschaft war ja dadurch begünstigt worden, in ihrer zweiten politischen 
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Welt, daß konkurrierende ältere Gewalten wie die Unterscheidung von Staat und 
bürgerlicher Geselischaft langsam verschwanden und marktwirtschaftliche Prinzi- 
pien Verbindungen zwischen den verschiedensten Lebenssphären und -systemen 
herstellen konnten. Je mehr sich aber diese Dynamik auch die Kultur unterwirft - 
Habermas hat angemerkt, wie sehr Parsons etwa gezögert hat, Kultur mit Syste- 
meigenschaften auszuzeichnen -, je prekärer wird die politische Repräsentation. 
Der kulturelle Pluralismus soll sich ähnlich »systemisch« steuern wie ökonomi- 
sches und politisches System auch: Die unendliche Vielzahl von Interaktionen 
zwischen Kulturproduzenten und Kulturkonsumenten, zwischen Organisationen 
und Individuen, zwischen Alltagskultur, Gewohnheiten und ästhetischen Heraus- 
forderungen, zwischen Industriekultur und Industrialisierung der Kultur, zwischen 
Lebensformen und Glaubensbehauptungen, soll schließlich am Ende zu »Signa- 
len« führen, die wiederum zu Investitionen oder unterlassenen Investitionen im 
kulturellen Wandel führen, der dann wieder auf den Prüfstand der vielfältigen kul- 
turellen Interaktion gehoben wird. Als ein dritter Sektor wäre Kultur systemisch 
geworden, neben ökonomischen und politisch-administrativen Systemen, ein Ge- 
sellschaftsgefüge, das sich zuerst in den Vereinigten Staaten zeigte (Schwengel 
1988). Die Arena der politischen Repräsentation, in der kulturelle Widersprüche 
auf dem Niveau des Politischen gebündelt, bedeutsam gemacht und in ihrer Kom- 
plexität durch Konflikt reduziert werden, wird unterdrückt. Sie bricht sich dann 
Bahn in Auseinandersetzungen fundamentaler Weltanschauungen, die sich mit 
Waffen, Steinen und Dachlatten verständigen. Die Alternative wäre Befriedung 
durch Institutionalisierung des Konflikts unterschiedlicher ways of life, mit der 
Chance, die hegemoniale Kultur tatsächlich bestimmen zu können, um sie unter 
dem Druck wechselnder geselischaftlicher Werthaltungen wieder zu verlieren. 
Auch hier ist nicht zu schen, wie Märkte diesen institutionalisierten Konflikt un- 
terschiedlicher ways of life, wo es nicht um die persönliche Lebensführung geht, 
adäquat ausdrücken könnten, Aber auch im Feld der methodischen Lebensführung 
sind in dieser dritten Welt der Marktwirtschaft Grenzen sichtbar, Lebensführung 
als Authentizität, in der zweiten Welt der Marktwirtschaft, hatte noch das Markt- 
prinzip begünstigt, mit der konsumistschen Unterscheidungsmaschine als parado- 
xer Konsequenz. Noch die ersten Verwendungen des Wortbilds Lebensstil in den 
letzten Jahren haben daran angeknüpft. Mit dem Element »Stil« kommt aber in die 
methodische Lebensführung, d.h. in die angemessene, legitime und allgemeine 
Lebensführung einer Gesellschaft, darüber hinaus gerade Distanz, Ironie und As- 
kese - natürlich nicht als historistische Übung - gegenüber der Authentizität ins 
Spiel. Gestützt werden diese zwar noch minoritären, aber nicht einflußlosen Hal- 
tungen in der Sozialstruktur durch eine langsame Gewichtsverlagerung von den 
Authentizität begünstigenden Adoleszenz- und Jugendkonflikten zu den Stilkon- 
flikten Erwachsener in der Mitte ihres Berufs- und Privatlebens. Der Konflikt der 
Lebensstile konstituiert eine Zivilgesellschaft, die darauf beruht, die Webersche 
Differenzierung der Wertsphären zwischen dem Rationalen, Moralischen und 
Ästhetischen nicht mit Unbehagen an der Modemität wahrzunehmen, sondern als 
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kulturelle Gewaltenteilung. Im Konflikt der Lebensstile zähmen sich das Ästhe- 
tische, das Moralische und das Rationale wechselseitig, ohne je den goldenen 
Schnitt zu finden. Auf jeden Fall kultivieren Lebensstil und Zivilgesellschaft cher 
den Zweifel an der Markigesellschaft, als daß sie deren Begünstigung durch Au- 
thentizität und Massenkultur fortsetzen. 


II. 


Idealtypische Welten werden erst lebendig durch ihre empirische Inanspruch- 
nahme. An dieser Stelle müssen einige wenige Bemerkungen genügen. Wie ide- 
altypisch aber auch immer die Folge dieser drei Welten der Marktwirtschaft ist, 
der Ausstieg aus ihr ist ebenso wenig möglich wie der Durchmarsch zum idealen 
kulturgesellschaftlichen Regime. Die Folge repräsentiert einen äußerst begrenzten, 
aber dafür um so härteren Reformismus. Gewiß, die soziale Frage verschwindet 
niemals vollständig, aber genauso wenig läßt sich der Zug bei der demokratischen 
Frage anhalten. Es gibt schließlich eine Kritik der Marktwirtschaft diesseits und 
jenseits der demokratischen Frage. Beide sind in ihren Ansätzen sehr unterschied- 
lich, nicht gegeneinander auszuspielen und nicht miteinander verrechenbar. Das 
scheint mir ein wesentliches Manko vieler Diskussionen um Demokratie, Markt- 
wirtschaft und Kapitalismus zu sein. 

Im wesentlichen leben wir wohl in der zweiten Welt der Marktwirtschaft, aber die 
geistigen Konflikte unserer Zeit gehen um die Backformen der dritten Welt. Ord- 
nungspolitische Kompetenz, in dem geschichts- und machtbewußten Sinne, wie 
politische Liberale sie immer verstanden haben, ist der Schlüsselfaktor dieser 
Konflikte. Sie beruht letztlich auf der Beherrschung der Logik dieser Folge von 
drei Welten der Marktwirtschaft, also auf der relativen Kontrolle der Geschwin- 
digkeit des Fortschritts, der Wahl der angemessenen politisch-geographischen 
Räume, in denen die Prinzipien wirksam werden können, und schließlich in der 
nicht-opportunistischen Anpassung der jeweiligen politisch-ideologischen Tradi- 
tionen an die Optionen, Risiken und Chancen dieser Folge von Welten. Es mag 
unübersichtlich sein, wie die europäischen Revolutionen von 1989 diesen Prozeß 
beschleunigen oder verlangsamen. Es mag noch ungewisser sein, wie die zuneh- 
menden Konflikte um die weltgesellschaftliche Geltung des europäisch-amerika- 
nischen Modernisierungspfades den politischen Raum für den Aufbau kulturge- 
sellschaftlicher Regimes erweitern oder verengen werden. Es wird notwendig 
sein, radikale Marktöffnung und zugleich klassisch sozialdemokratische Industrie- 
und Infrastrukturpolitik, zum Beispiel in den neuen Bundesländern, zu betreiben. 
Man wird den Konflikt um die politische Natur kulturgesellschaftlichen Regimes 
nicht von den Konsequenzen der nachholenden europäischen Revolutionen und 
den sich im Golfkrieg abzeichnenden prospektiven Nord-Süd-Konflikten abkop- 
peln können, dennoch gilt: Schlüsselfaktor im Inneren der europäischen Gesell- 
schaften bleibt diese ordnungspolitische Kompetenz, die politisch und kulturell zu 
zentral ist, um sie allein den Ökonomen zu überlassen. Für die Sozialwissen- 
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schaften rächt sich nebenbei jetzt, daß sie zur offensichtlichen Schwäche der herr- 
schenden Wirischafiswissenschaften, sich eine reflexive Form von Ordnungspoli- 
tik vorzustellen, die über ihren eigenen Kanon hinausgeht, keine wirkungsvolle 
institutionalistische Alternative seit dem Aufschwung der Sozialwissenschaften in 
den späten 60er Jahren entwickelt hat, wie Burkart Lutz vor kurzem treffend an- 
gemerkt hat. 

Vor allem ist der Zwang zur ordnungspolitischen Kompetenz natürlich eine Her- 
ausforderung für die demokratische Linke und vor allem die Sozialdemokraten. 
Eingeführt und unter massiven Konflikten durchgesetzt haben die kulturelle Frage 
die vielfältigen sozialen Bewegungen, die ökologischen, regionalistischen, all- 
tagskuliurellen und feministischen Gruppen, die kommunalen Initiativen und 
neuen urbanen Öffentlichkeiten, kurz: die normativ-populistischen und libertär- 
progressivistischen Orientierungen, die seit fast zwei Jahrzehnten in der Bundes- 
republik das Ferment kulturellen Wandels bilden. Aber genau die Eigenschaften, 
die sie befähigt haben, dieses Ferment zu bilden, hindern daran, jene ordnungspo- 
litische Kompetenz zu gewinnen, die nun strukturell wohl von niemandem anders 
als Sozialdemokraten ausgefüllt werden kann - wie unwahrscheinlich das auch im 
Augenblick aussehen mag. Diese Tatsache sich einzugestehen und die Herausfor- 
derung anzunehmen, ist für beide Seiten schwierig, es berührt die Identität der 
einen und die Organisationsfähigkeit der anderen. Für europäische Sozialdemo- 
kraten ist der Zwang unausweichlich, wenn sie nicht zur Demokratischen Partei 
Europas (wie die Demokratische Partei der Vereinigten Staaten) werden wollen, 
kommunal und regional mächtig, aber national und europäisch zukunftslos. Sehr 
viel hängt von dem politischen Willen der »Modernisierer« ab, jener Gruppe also, 
die sich weder auf die Verteidigung der im Kampf um die soziale Frage errunge- 
nen Besitzstände konzentrieren will, noch es bei der Rhetorik moralischer Kritik 
und der Organisation ohnmächtiger Angst belassen will. Hier ist die strategische 
Schnittstelle zwischen einer unvoreingenommenen und selbstkritischen Reflexion 
des Verlustes der Meinungsführerschaft in zentralen Bereichen des politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Lebens und der Gewinnung eines europäischen 
politischen Konzepts jenseits der nachholenden Modemisierung. Von der jetzt an 
die Schaltstellen der Macht gelangenden »politischen Generation« wird nicht er- 
wartet, daß sie sich wesentlich mit sich selbst und der Vergeschichtlichung ihrer 
Generation beschäftigt (»right or wrong, my generation«) und auch nicht allein 
mit der Errichtung einer moralischen Gegenwelt, sondern mit dem Erwerb jener 
ordnungspolitischen Kompetenz, ohne die es kein Ende des neokonservativen 
Zeitalters geben wird. Worum es bei kulturgesellschaftlichen Regimes gehen mag, 
läßt sich am besten durch die Umkehrung einer berühmten Frage von Jürgen Ha- 
bermas (»Können komplexe Gesellschaften eine vernünftige Identität ausbil- 
den?«) ausdrücken, die das Problem vom Kopf auf die Füße stellt: Können ratio- 
nalisierte Gesellschaften eine komplexe Distanz zu sich selbst aufbauen? 
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Ryszard Bugaj, Tadeusz Kowalik _ 
Auf dem Weg zu einer gemischten Ökonomie 


Zusammenfassung: In dem Aufsatz wird die bisherige Entwicklung der Privaii- 
sierung in Polen, insbesondere die "Verbürgerlichung” der Nomenklatura be- 
schrieben. Daran anschließend werden verschiedene in Polen diskutierte Kon- 
zepte der Privatisierung und deren theoretischen Grundlagen untersucht. 


1. Der geschichtliche Kontext! 


Wer sich die Umwandlungschancen des Systems in postkommunistischen Län- 
dern betrachtet, kann es sich nicht leisten, das intellektuelle Klima zu ignorieren, 
in dem Programme entworfen und strategische Entscheidungen getroffen werden. 
Dieses Klima ist geprägt durch das Elend des Denkens und der sozialen Bewe- 
gungen der Linken. Es kann für die gegenwärtigen Entscheidungen und damit für 
die Evolution des Systems bestimmend sein, 

im Falle Polens wurden die radikalen sozialen Bewegungen, besonders die der 
Bauern und Arbeiter, unterdrückt und Organisationen, Zeitungen und Verlage ge- 
schlossen, Hinter diesen Unterdrückungsmaßnahmen und Zwangsschließungen 
stand ein unglaubliches Maß an Heuchelei, und diese Heuchelei hat das sozialisti- 
sche Denken fast vollständig auszulöschen gedroht. 

Die jüngeren Generationen sind sich der Tatsache kaum bewußt, daß die überwäl- 
tigende Mehrheit der sozialistischen Parteiführer der Zweiten Internationale, zu- 
sammen mit den intellektuellen Schwergewichten dieser Organisation und selbst 
mit einigen aus der sozialistischen Linken, die sich entschlossen hatten, zu den 
Kommunisten zu gehen (ein Entschluß, der oft zu einem tragischen Ende führte) - 
daß sie alle zumindest dann übereinstimmten, wenn es um das Programm der Bol- 
schewiken und deren Taktik ging. Karl Kautsky, Otto Bauer, Rudolf Hilferding, 
Georgi Plechanow, L. Martow, in Polen Ludwik Krzywicki, Mieczyslaw Niedzi- 
alkowski, Kazimierz Puzak, Zygmunt Zareba und viele andere wußten, daß die 
Bolschewiken kein sozialistisches System errichteten. Selbst »Orthodoxe« der 
damaligen Zeit wie Rosa Luxemburg (deren Russische Revolution bis heute in 
ihrem Land noch nicht veröffentlicht ist) sahen die Folgen einer Einparteiendik- 
tatur durch eine Minderheit voraus. Tatsächlich konnte Edward Abramowski (ein 
polnischer sozialistischer Denker, Psychologe und Philosoph) schon 1902 die we- 
sentlichen Merkmale des stalinistischen und poststalinistischen Systems aus der 
einfachen Annahme ableiten, daß eine Gruppe von Revolutionären ein kommuni- 


1 Der folgende Text wurde auf der Warschauer Konferenz: »Perspektiven für Mittel- und Osteuropa 
- eine Herausforderung für die demokratische Linke«, 15.-17. Sept. 1990, vorgetragen. 
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stisches System erzwingen würde. Auch Oskar Lange behauptete, obwohl er dazu 
neigte, sich in offizielle Terminologien zu hüllen, in privaten Gesprächen immer: 
»Ich bin ein alter Menschewik und habe nie geglaubt, daß die Bolschewiken den 
Sozialismus aufbauen würden.« 

Aber er und einige andere demokratische Sozialisten waren für eine Zusammenar- 
beit mit den Kommunisten, da in ihren Augen die Kommunisten »Modermisierer« 
waren. Auf ähnlichen Erwägungen beruhte der politische Realismus solch »ver- 
zweifelter Anhänger« einer Einheitsfront mit den Kommunisten - wie Julian 
Hochfeld und wie selbst Jan Strzelecki als Denker des »sozialistischen Humanis- 
mus«, Einige dieser Denker allerdings irrten sich in katastrophaler Weise, und der 
ältere der Autoren dieser Zeilen muß zu ihnen gerechnet werden, Stellen wir 
darum sofort fest, worin der Irrtum bestand. 

In den sechziger Jahren fand Joan Robinson breite Anerkennung für ihre Theorie, 
daß zentrale Planung zusammen mit öffentlichem Eigentum zu einem Ersatz für 
das Kapital geworden sei, einem Ersatz für die kapitalistische Modernisierung. 
Aber hatte nicht der Österreicher Otto Bauer damals, Mitte der dreißiger Jahre, 
schon ganz ähnlich argumentiert und sein Argument sogar mit überzeugenderem 
Material gestützt? Um es ganz kurz zu fassen, war Bauers Gedanke, daß die stali- 
nistischen Fünfjahrespläne eine moderne Industrie mit einer modernen Arbeiter- 
klasse schufen, und daß diese Arbeiterklasse unweigerlich zum Totengräber der 
stalinistischen Diktatur werden würde. Auch Lange (und mit ihm eine Schar von 
Revisionisten) setzten mit ihrem Programm der »sozialistischen Demokratisie- 
rung« auf die alte Theorie von Bauer. 

Erst das letzte Vierteljahrhundert hat gezeigt, wie sehr einseitig dieser Gedanke 
war. Zuvor hatte die anhaltende tiefgreifende Depression der dreißiger Jahre bei 
vielen Beobachtern den Eindruck hinterlassen, der Kapitalismus hätte seine Ent- 
wicklungsfähigkeit erschöpft, könne nicht mehr expandieren und sei insbesondere 
nicht dazu in der Lage, die »rückständigen« Länder zu entwickeln, Auf der ande- 
ren Seite schienen die spektakulären Erfolge der ersten Fünfjahrespläne (deren 
wahre Kosten entweder geheimgehalten wurden oder zu jener Zeit noch nicht zu 
Tage lagen) zu zeigen, daß eine umfassende Form der zentralen Planung große 
Möglichkeiten besaß. Tatsächlich produzierte die groß angelegte Mobilisierung 
von Ressourcen und Arbeitskräften, die auf wenige ausgewählte Ziele konzentriert 
wurden (in der Regel hauptsächlich auf die Schwerindustrie und das Militär), Er- 
folge, die diesen Glauben zu bestätigen schienen. Die Revolution im Bildungswe- 
sen, die sich zusammen mit den frühen Reformen entfaltete, schien einem künfti- 
gen »Wohlfahrtsstaat« eine solide Grundlage zu verschaffen. Strumilin, ein Kon- 
vertierter Menschewik, der als Nestor der sowjetischen Ökonomen hohes Ansehen 
hatte, kam mit dem überzeugend klingenden Spruch daher, daß Stalin Russland 
mit barbarischen Mitteln aus der Barbarei herausreiße. Der nukleare Erfolg der 
neuen Supermacht, aber besonders der Schock, den der Sputnik verursachte, ver- 
anlaßte den Westen dazu, die Herausforderung Chruschtows sehr ernst zu neh- 
men, daß man die Vereinigten Staaten einholen und überholen werde. Einer der 
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gegenwärtig angesehensten Sowjetologen reagierte auf die damaligen Ereignisse, 
indem er sich mit zwei Szenarien für die UdSSR hervortat: einem optimistischen, 
in dem aufgezeigt wurde, wie die Sowjetunion innerhalb von vierzehn Jahren mit 
den USA gleichziehen würde, und einem pessimistischen, demzufolge dies drei- 
Big Jahre, also bis heute, brauchen würde. 

Dies war die vernünftigste Rechtfertigung für den »realen Sozialismus« in Ost- 
und Mitteleuropa und zugleich die Grundiegung dessen, was der polnische So- 
ziologe Wladyslaw Bienkowski (1981) als »Orientalisierung« von Sozialismus 
und Marxismus bezeichnete. Natürlich waren sich fast alle Fachleute der exzessi- 
ven Verschwendung von Ressourcen bewußt, der riesigen Mißverhältnisse zwi- 
schen bestimmten Sektoren und der mangelhaften Anpassung der Produktion an 
die Nachfrage. Aber die sehr hehe Wachstumsrate der Industrie stellte in ihren 
Augen eine zwingende Evidenz dar. Wir möchten wiederum einen treffenden Fall 
erwähnen, der sich heute exotisch ausnimmt, aber wirklich typisch für die vor- 
herrschende Denkweise jener Zeit war. Peter Wiles schrieb im sehr angesehen 
Economic Journal (1956), bei der Tatsache, daß die sowjetischen Konsumenten 
keine Zahnbürsten ausfindig machen könnten, während es gleichzeitig zuviele 
Schuhbürsten gebe, handle es sich nur um eine vorübergehende Erscheinung, da 
die sowjetische Ökonomie so schnell wachse, daß sie sicher einmal alle Arten von 
Gütern im Überfluß produzieren werde. 
35 Jahre später sind wir wirklich in einer anderen Lage. Der Westen befindet sich 
in der längsten Wachstumsphase der Geschichte des Kapitalismus. Die lang- 
samere Wachstumsrate nach 1973 hat die Revolutionen in der Technologie und 
der Information nicht aufgehalten. Japan ist die zweitstärkste Industriemacht ge- 
worden und jüngst haben die neuen industrialisierten Länder des Fernen Ostens 
beeindruckende Expansionsraten erzielt, womit sie zumindest teilweise die An- 
sicht widerlegt haben (teilweise, weil Lateinamerika und Afrika nicht in der Lage 
waren, aus ihrer Rückständigkeit herauszukommen) daß der Kapitalismus nicht 
mehr fähig sei, unterentwickelte Ökonomien zu entwickeln. 

Die kommunistischen Länder haben ihrerseits nicht nur ihr Versprechen nicht 
einlösen können, mit den kapitalistischen Ländern gleichzuziehen und sie zu 
überholen, sondern fallen soger zunehmend hinter sie zurück. Sie sind im Griff ei- 
ner anhaltenden Stagnation, die mit der Großen Depression viele Merkmale ge- 
meinsam hat. In all diesen Ländern ist deutlich geworden (und daß es keine Aus- 
nahme gibt, spricht für sich), daß die »sozialistische Industrialisierung« aufhört, 
wenn der extensiven Ökonomie der Dampf ausgeht und daß es sich im Grunde um 
eine »konservative Modernisierung« handelt. Wenn dieser Typ der Modermnisie- 
rung über den Punkt der extensiven Mobilisierung brachliegender Ressourcen 
hinausgeht, werden die Kosten unerschwinglich und der Lebensstandard der Be- 
völkerung wird in überwältigendem Maße geschädigt. 

Damit sind wir beim Irrtum von Bauer und Lange. Der Fall Polen scheint zwar zu 
zeigen, daß die große industrielle Arbeiterklasse, das Produkt dieser konservativen 
Modernisierung, tatsächlich das Grab des Systems gräbt, aber nicht weil die Ar- 
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beiter nun in einem »sozialistischen Wohlfahrtsstaat« leben und nicht länger einen 
Mangel an Demokratie ertragen wollen, sondern weil ein kommunistisches Sy- 
stem unfähig ist, einen solchen Wohlfahrtsstaat zu schaffen. Kommunistische 
Ökonomien sind nicht fähig, selbst mit den grundlegendsten Problemen menschli- 
cher Wohlfahrt zurandezukommen. Kurz, sogar in der Rolle eines Ersatzes hat 
sich dieses System noch nicht bewährt, ganz zu schweigen vom Versprechen, ein 
völlig neues, wesentlich effizienteres und gerechteres sozioökonomisches System 
zu errichten. 

Dies wirft sehr grundsätzliche Probleme auf, die über jede noch so tiefgreifende 
Reform kommunistischer Systeme hinausreichen. Die einfachste vorgeschlagene 
Lösung, die weithin akzeptiert wird, ist die Forderung nach der raschen Schaffung 
einer privaten Marktwirtschaft: Das Dogma des öffentlichen Eigentums wird er- 
setzt durch ein neues Dogma des Privateigentums. Eine kritische Erörterung die- 
ses neuen Paradigmas ist ein Thema unseres Papiers. 


2. Auf dem Weg zur Privatisierung 


Seit mindestens drei Jahrzehnten konzentrieren sich die Reformbemühungen auf 
die Dezentralisierung und die Einführung des Marktes. Die Eigentumsfrage zählte 
nie wirklich zu den hauptsächlichen Themen der Reformprogramme. Dies gilt 
auch für das Reformprogramm, das die polnische Regierung 1981-82 vorbrachte, 
und die Programme von »Solidarität« selbst unterschieden sich in dieser Hinsicht 
nicht groß von dem der Regierung. Im Jahr 1983 garantierte eine Ergänzung der 
polnischen Verfassung die Zukunft der polnischen Bauern. Damals wurde kleinen 
Privatunternehmen mehr Freiheit gewährt (der nicht landwirtschaftliche private 
Sektor verdoppelte seine Beschäftigtenzahl in den achtziger Jahren). Aber diese 
beiden Tatsachen wurden von der offiziellen Propaganda selbst präsentiert, und 
demgemäß haben sie viele Reformer als Zeichen für die »dynamische Ver- 
steinerung« des bestehenden Systems, 

Mitte der achtziger Jahre erreichte die Krise eine neue Stufe. Daß die zentrale Be- 
fehlsgewalt als wesentliches Mittel der Steuerung aufgegeben (die zentralisierte 
Allokation von Material und finanziellen Ressourcen jedoch beibehalten) wurde, 
führte nicht zu einer stärkeren Unabhängigkeit der staatlichen Unternehmen. Er- 
zeugt wurde ein System des indirekten Zentralismus, mit Millionen von bürokrati- 
schen Eingriffen in die Arbeit der Unternehmen. Zudem blieb die Parteinomen- 
klatura, die praktisch alle leitenden Positionen besetzte, intakt. Eine weitere Be- 
schränkung lag in der Tatsache, daß die restriktive Wirtschaftspolitik, auch wenn 
sie gerechifertigt war, keine Zustimmung in der Gesellschaft fand, die das 
anachronistische politische System nicht mehr akzeptierte. 

Diese Situation hat in Polen zur sogenannten zweite Stufe der ökonomischen Re- 
form geführt, die durch das Kabinett Messner begonnen und auf radikalere Weise 
durch das Kabinett Rakowski weitergeführt wurde. Diese neue Periode des Wan- 
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dels war durch die ersten Versuche gekennzeichnet, die Eigentumsverhältnisse 
umzuwandeln. 

Ihre wichtigsten Merkmale waren: 

Das Prinzip der Gleichrangigkeit aller Eigentumsformen wurde rechtlich abgesi- 
chert durch das Gesetz zur wirtschaftlichen Tätigkeit vom 25. Dezember 1988, 
das vereinfachte Verfahren für den Einstieg in die unternehmerische Tätigkeit cin- 
führte. (Angehende Eigner von Unternehmen brauchen keine Erlaubnis, ss genügt 
eine Mitteilung an die zuständige Verwaltung.) Das Gesetz wurde ergänzt durch 
ein Versprechen der Regierung, alle Sektoren des Privateigentums, was den Kauf 
von Rohmaterial und Werkzeug angeht, gleich zu behandeln und die Rationierung 
radikal zu begrenzen. 

Eine weitere wichtige Ergänzung (jedoch leider bei weitem nicht so konsistent) 
aus derselben Zeit war das Gesetz über Unternehmen mit ausländischer Kapital- 
beteiligung und die dazugehörigen Erklärungen der Regierung, die ausländische 
Investitionen nach Polen ziehen sollten. 

In einer Ergänzung des Zivilrechts, besonders des Gesetzes über Unternehmensfi- 
nanzen, wurde das öffentliche Eigentum an Produktionsmitteln zweigeteilt: ein 
Teil blieb in der Hand des Fiskus (für den das Unternehmen eine Art Steuer be- 
zahlen muß, die fälschlicherweise als »Dividende« bezeichnet wird) der andere 
(durch die Investitionen der Firma selbst erzeugte) in der Hand des Unternehmens, 
Diese Maßnahmen zur Liberalisierung haben schon 1989 zu einer raschen Aus- 
dehnung des privaten Sektors geführt. Innerhalb kurzer Zeit wurden mehrere 
Zehntausend neue private Unternehmen (die meisten im Dienstleistungsbereich) 
registriert. Es ist in Polen auch sehr »schick« geworden, Firmen zu gründen. Wäh- 
rend Aktiengesellschaften bisher noch nicht häufig vorkommen, sind Gesell- 
schaften mit begrenzter Haftung wie Pilze aus dem Boden geschossen. 

Das Kabinett Rakowski betrachtete die Gesellschafterform als die geeignetste 
Rechtsform für die staatlichen Unternehmen, Offensichtlich wurde diese Ent- 
scheidung mit dem Hintergedanken getroffen, die Selbstverwaltungsorgane der 
Arbeiter zu vemichten. Im Programmentwurf zur strukturellen Anpassung, der im 
Juli 1989 veröffentlicht wurde, sah die Regierung vor, daß alle Unternehmen in 
staatlicher Hand innerhalb des darauffolgenden halben Jahres in Gesellschaften 
verwandelt werden sollten. Da der Großteil ihres Anlagevermögens im Eigentum 
der staatlichen Schatzkammer bliebe, blieben folglich die wichtigen Unterneh- 
mensentscheidungen in der Hand der staatlichen Verwaltungsorgane. 

Weiterhin war vorgesehen, das kommunale Eigentum wieder einzuführen, und 
man begann mit der Vorbereitung entsprechender Gesetzgebungen. 


3, Die drohende Panamaisierung der polnischen Wirtschaft, 


Die Privatisierung (in Wirklichkeit die Quasi-Privatisierung) der staatlichen Un- 
ternehmen, die ab 1988 durchgeführt wurde, führte zu einigen pathologischen Er- 
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scheinungen, insbesondere zur sogenannten Verbürgerlichung der Nomenklatur. 
Das Phänomen, vielmehr der Vorgang der Verbürgerlichung der Nomenklatura ist 
schon recht eingehend untersucht worden und es hat viele Veröffentlichungen zu 
diesem Thema gegeben. Tausende Gesellschaften dieses Typs sind gebildet wor- 
den, vor allem solche mit begrenzter Haftung. Diese Entwicklungen haben nicht 
nur die Aufmerksamkeit von Joumalisten und Soziologen erregt, sondern auch die 
der obersten Aufsichtsbehörde. Da inzwischen über die Hälfte der leitenden Di- 
rektoren an diesem Geschäft teilgenommen hat, ist das Phänomen allgemein ge- 
nug, um als das für die Ära des Verfalls des realen Kommunismus charakteristi- 
sche betrachtet zu werden. Es verdient eindeutig den Titel einer postkommunisti- 
schen ursprünglichen Akkumulation. 

Es gibt unbestreitbare Hinweise darauf, daß die Verbürgerlichung der Nomenkla- 
tur ein parasitärer Vorgang ist, aber es muß betont werden, daß es sich aus der 
Perspektive der leitenden Direktoren, die am Aufbau der Nomenklatura-Gesell- 
schaften beteiligt sind, auch um eine rationale Anpassung handelte. Die Gesell- 
schaften schossen nicht zuletzt deshalb wie Pilze aus dem Boden, weil ihre Form 
der anderer Unternehmensorganisationen überlegen war. Die entscheidenden 
Faktoren waren folgende: 

- die reale Schuldenlast konnte verringert, daher konnten höhere Löhne bezahlt 
werden; 

- die Zahl der hochbezahlten Stellen vervielfachte sich; 

- Selbstverwaltungsorgane konnten von den Entscheidungen ausgeschlossen wer- 
den; 

- es können höhere Profite erzielt werden, indem das Angebot an knappen Waren 
monopolisiert und mit ihnen gehandelt wird. 

Im allgemeinen wurden die Gesellschaften zur Quelle exzessiver Profite, die von 
denjenigen eingestrichen wurden, die die oberen Leitungspositionen in staatlichen 
Unternehmen besetzten. Die Gesellschaftsform diente auch dazu, die Kontrolle 
der Leitungsorgane über die Unternehmen zu festigen. Von daher scheint der 
Ausdruck »Verbürgerlichung der Nomenklatura« in jeder Hinsicht gerechtfertigt. 
Pathologische Merkmale zeigten sich ebenfalls bei den Verpachtungen und den 
Umwandlungen staatlicher Unternehmen in Aktiengesellschaften. Der heftigste 
Mißbrauch bestand in der krassen Unterbewertung des Anlagevermögens der 
staatlichen Unternehmen. Dies trat allerdings weniger häufig auf. 

So siellte sich heraus, daß die »Ökonomie der Knappheit« günstige Bedingungen 
für die institutionalisierte Profitmacherei bot (die früher als illegal betrachtet 
wurde und auf die sogenannte zweite Ökonomie begrenzt war). Das Wuchem der 
Nomenklatura-Gesellschaften heizte die Inflation an und zerschnitt bestehende 
kooperative Verknüpfungen. Von daher erwies sich ihre zerstörerische Rolle als 
viel gewichtiger als die Rolle, die ihnen schon durch ihre bloße institutionelle 
Form zukam. 

Obwohl dieser Weg der Privatisierung augenfällige pathologische Merkmale auf- 
wies, war das Urteil über ihn nicht einheitlich. Oft werden Argumente laut, wo- 
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nach der Vorgang auf die Abschaffung des staatlichen Eigentums hinauslaufe und 
die ursprüngliche Akkumulation des Kapitals nähre. Aleksander Paszynski be- 
tonte, eindeutig gegen die vox populi, daß der Prozeß der wirksamen Selbstzerstö- 
rung des kommunistischen Systems diene. 

Denjenigen, die befürchteten, daß die staatlichen Autoritäten bald kurzen Prozeß 
mit der damals modischen Neigung machen würden, Gesellschaften zu gründen, 
sagte Paszynski (1988): 

»Zur Zeit sind die Wirtschaftsverwaltung und sogar der Staats- und Parteiapparat daran interessiert, so 
viele Gesellschaften wie möglich zu gründen. Sie rechnen sich Chancen für sich selbst aus, in ver- 
schiedenen Gesellschaftergremien zu sitzen und sogar viele Aktien zu bekommen. Dies stellt für sich 
genommen keine Gefahr für die Gesellschaften als profitmachende Einheiten dar; der Apparat macht 
sich nur Appetit auf Profite, die die Gesellschaften ihnen liefem können und von daher versucht er 
nicht nur, das Wachstum der Gesellschaften nicht zu beeinträchtigen, sondern macht ihnen das Leben 
auch leichter, indem er einen Schutzschirm über sie spannt. Das ist moralisch gesehen eine etwas zwei- 
felhafte Praxis, da sie sehr nach Komuption auf beiden Seiten aussieht, aber vom Standpunkt der end- 
gültigen Zerstörung des Systems geht der Nettoeffekt deutlich in eine Richtung (sic).(...) So gesehen 


hat die Umwandlung der Ökonomie unerwartet starke Unterstützung von außerhalb der Reformplatt- 
form gefunden.« 


Paszynski war der erste, der auf diese Weise argumentierte, bevor andere Autoren 
zugaben, daß der Prozeß - auch wenn er moralisch fraglich sei - den Preis dar- 
stelle, der für die Änderung des Systems bezahlt zu werden verdiente. 

Jadwiga Staniszkis (1989) hat den umfassendsten Ansatz zu diesem Thema ge- 
wählt und diskutiert es mit Bezug auf die Umwandlung des ganzen Systems. 


»Die Nomenklatura-Gesellschaften können als die grundlegende Form der kapitalistischen Entwick- 
lung in Polen während der nächsten Jahre angesehen werden. Was den politischen Kapitalismus - die 
Nomenklatura-Gesellschaften - am beunruhigendsten und verwirrendsten macht, ist die Tatsache, daß 
die Chance, den staatlichen Untemehmen und dem staatlichen Budget einen Teil der Kosten anzula- 
sten, als der Hauptvorteil dieser Eigentumsform betrachtet werden kann. Wir sind Zeugen einer be- 
schleunigten Akkumulation des Kapitals. Wir finden uns - nach vierzig Jahren - wieder auf der Stufe 
der ursprünglichen Akkumulation. (...) Ob diese Option rational ist, wird nur die nächste Stufe, d.h. der 
künftige Ertrag dieses Kapitals zeigen. Allerdings ist keine rationale Privatisierung ohne Kapital mög- 
lich. Andere Optionen würden unsere bescheidenen Erspamisse ins Spiel bringen, die von der Inflation 
abgetragen worden sind, oder die Verwandlung von Schulden in Eigentumsrechte. (...) Sieht man den 
politischen Kapitalismus in dieser Perspektive, zeigen sich auch seine Tugenden.(...) Die pauschale 
Kritik dieser Akkumulationsform könnte sogar noch mehr zu ihrer Degenerierung beitragen; die Res- 
sourcen, die auf Kosten des staatlichen Sektors akkumuliert wurden, könnten dann der Sache weiterer 
Privatisierungen nicht dienen, das Geld würde stattdessen mit den Flügeln ausländischer Banken in 
Polen versehen und aus dem Land flattern.« 


Wir möchten uns nicht über den moralischen Aspekt der Verbürgerlichung der 
Nomenklatura auslassen. Theoretisch am bedeutsamsten sind die Prämissen, auf 
denen die Interpretation des Akkumulationsprozesses beruht, der durch die No- 
menklatura in Gang gesetzt worden ist. Die Position J. Staniszkis scheint für einen 
Teil des oppositonellen Journalismus typisch zu sein, der in die Falle der lang an- 
haltenden Untergangspropaganda geraten ist, Jahrelang übten Publizisten pau- 
schale Kritik an der kommunistischen Ökonomie (sie sei nur verschwenderisch 
und vollkommen unreformierbar), an der Industrie, die unter dem kommunisti- 
schen Regime aufgebaut worden ist (nicht in den Griff zu kriegen und hinderlich), 
an der Machtstruktur, die als riesiges, auf Privilegien beruhendes System gesehen 
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wurde. Jetzt versichern sie, daß die polnische Ökonomie sich entwickle, als ob 
dies in einem Vakuum stattfinden würde. Nur so kann man die Vorstellung hegen, 
daß die Nomenklatura riesige, leicht transferierbare Ressourcen besitze, deren 
drohender Transfer ins Ausland über das Schicksal der polnischen Ökonomie ent- 
scheide. 

Ein vorherrschender Zug des Gedankens, wonach die Verbürgerlichung der No- 
menklatura auch ihre fruchtbaren Seiten habe, besteht darin, zu betonen, daß kein 
Weg, der zum Kapitalismus führt, verworfen werden könne. Diese Sichtweise, die 
unter den polnischen Wirtschaftsliberalen recht populär ist, zeigte sich deutlich 
während der Arbeit am Gesetzentwurf gegen die Nomenklatura-Gesellschaften, 
der durch eine Gruppe von Parlamentariern eingebracht worden war. Die Regie- 
rung war eindeutig gegen das Gesetz, aber es wurde vom Parlament verabschie- 
det, allerdings nachdem seine Fassung deutlich abgeschwächt worden war. 

Die Verbürgerlichung der Nomenklatura führt zum Verschwinden der Unter- 
schiede zwischen öffentlichen und privaten Sphären, zur Privatisierung der öf- 
fentlichen Sphäre. Eine Möglichkeit, die bestehende ökonomische Gesetzgebung 
zu betrachten, ist, sich auf ihre Unzulänglichkeiten, Lücken usw. zu konzentrie- 
ren. Die andere besteht im Herausarbeiten ihrer grundlegenden Funktion bei der 
eigentümlichen Befriedung des Staates, der in der Folge zunehmend korrumpier- 
bar wird. Aus eben diesem Grund haben wir den Vorgang als »Panamaisierung« 
bezeichnet. Die Urheber des oben erwähnten Gesetzentwurfs müssen eine ähnli- 
che Vorstellung gehabt haben, als sie schrieben, daß die Praxis der Kontrolle über 
den nationalen Reichtum käme zunehmend einer Art »Banküberfall« gleich. 
Wenn diese pathologischen Tendenzen nicht schon jetzt abgeblockt werden, 
meinten sie, »werden wir morgen weder einen 'gesunden Markt haben noch eine 
zureichende soziale Abstützung des multisektoralen Wirtschaftsmodells.« 


4. Konzepte der Privatisierung 


Zusammen mit den Veränderungen in der Ökonomie ist die Umwandlung der Ei- 
gentumsformen in letzter Zeit zu einem zentralen Thema geworden, das nicht nur 
in Fachzeitschriften diskutiert wird. Daß die Änderung der Eigentumsstruktur eine 
Kernfrage ist, hat Lech Walesa gesagt (1989): 


»Acht Jahre lang haben wir uns bemüht, herauszufinden, was getan werden kann und was getan wer- 
den sollte (...) Nun müssen wir zuerst die Eigentumsformen verändern. Ich rede nicht von Kapitalismus 
oder irgend einem anderen System, aber ich will, das die Dinge so aussehen: Wenn ich auf die Werft 
komme, möchte ich gerne das Gefühl haben, daß ein kleiner Teil von ihr auch mir gehört.« 

Es ist hier nicht nötig, auf alle einschlägigen Entwürfe einzugehen. Wir wollen 
uns auf nur wenige beschränken, die - aus unserer Sicht - die bedeutendsten sind, 
und untersuchen, welche Anwendungschancen sie haben und welche Ergebnisse 
ihre Anwendung haben könnte, 

Das bekannteste und wahrscheinlich populärste Konzept, das, wie zu beachten ist, 
in einigen Varianten vorliegt, besteht darin, die Bürger oder die Beschäftigten zu 
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Teilhabern zu machen. Erstaunlicherweise zählen die extremen Vertreter einer 
privaten Marktwirtschaft und die Repräsentanten der »allpolnischen Koalition der 
Gewerkschaften« (OPZZ) zu den Anhängern dieses Konzepts. Ein Entwurf ist von 
Rafal Krawczyk (1990) vorgelegt worden, der gefordert hat, die Unternehmen in 
Aktiengesellschaften zu verwandeln und die Aktien kostenlos an alle Beschäftig- 
ten zu verteilen. Ein ähnlicher, aber eher egalitärer Entwurf, wurde von J. Lewan- 
dowski und P. Szomburg (1988) entwickelt, Alle Bürger und Bürgerinnen (auch 
die Kinder) erhielten Eigentumstitel, die ihn bzw. sie dazu berechtigten, die staat- 
lichen Unternehmen zu kaufen. 

Dieser Entwurf, so glauben die Autoren, beseitigt einen wesentlichen Nachteil des 
Entwurfs von Krawczyk, der die Beschäftigten armer Firmen mit wenig Kapital 
dazu verurteilte, vergleichweise weniger zu bekommen als die Beschäftigten bei 
Firmen mit relativ großem Anlagevermögen. 

Die Autoren der beiden obengenannten Projekte sind Anhänger der liberalkapita- 
listischen Option, aber die Erklärung, die in diesem Sinne durch die aus der 
»allpolnischen Koalition der Gewerkschaften« hervorgegangenen »Bewegung der 
arbeitenden Menschen« abgegeben worden ist, ist recht erstaunlich, da sie die »so- 
fortige Umwandlung der staatlichen Unternehmen in Aktiengesellschaften« ver- 
langt. Die Betonung wurde allerdings auf die Änderung der Eigentumsverhältnisse 
gelegt. Der Text lautet: 


»Ein beträchtlicher Teil des nationalen Produktivvermögens sollte mittels Aktienbesitz zum Eigentum 
der Beschäftigten gemacht werden. Dies sollte den Anfang des Prozesses darstellen, durch den der 
wahre Wert des Zloty, der Arbeit und der Würde des menschlichen Lebens wiederhergestellt wird. 
Dies ist eine notwendige Bedingung für eine gesunde Gesellschaft und eine gesunde Ökonomie. (...) 
Ebenso wie die Bauern, deren Eigentumsrechte auf ihre Arbeitsstätten, die landwirtschaftlichen Güter, 
durch die Verfassung garantiert wurde, würden die Beschäftigten und Rentner Eigentümer des Anlage- 
vermögens, das sie selbst geschaffen haben: ihre Stimme sollte entscheiden.« (Trybuna ludu 245, 
1988). 

Im Gegensatz zu dieser Denkweise haben die meisten Verteidiger einer liberalen 
Wirtschaftsform für das Prinzip der Baranteile votiert, aufgrund der Annahme, 
daß die Anteile, die kostenlos und per Gesetz erworben werden, die Leute nicht 
dazu motivieren könnten, effizienter zu arbeiten und sich wirtschaftlich zu ver- 
halten, Auch würde das staatliche Budget in Mitleidenschaft gezogen. 

Das Projekt der Privatisierung durch die kostenlose Vergabe von Anteilen weckt 
grundsätzliche Zweifel, selbst wenn es nur in geringem Umfang stattfände. Auch 
wenn man die potentiellen Einnahmeverluste für das staatliche Budget außer acht 
läßt (obwohl sie nicht unwichtig sind), stellt sich die Frage, wie die egalitäre Ver- 
teilung der staatlichen Vermögenswerte die Kapitalbildung im privaten Produkti- 
onssektor beeinflußt. Die Frage stellt sich im Zusammenhang mit einer anderen 
unterschwelligen Annahme des Konzepts der freien Vergabe, nämlich daß alle 
Kapital besitzen und, zumindest in gewissem Maß, Unternehmer oder Unterneh- 
merin sein können. Darüberhinaus ist nicht klar, wer für den Besitz der Anteile 
qualifiziert sein soll, die durch dieses Verfahren vergeben werden. (Im Verlauf der 
Gesetzgebungsarbeit zur Privatisierung schlug ein Regierungsmitarbeiter vor, daß 
die schon empfangenen, aber noch nicht geborenen Kinder berechtigt sein sollten, 
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Anteile aufgrund des Verfahrens der freien Vergabe zu besitzen.) 

Einige Verteidiger der freien Vergabe sind sich darüber im Klaren, daß das Kon- 
zept Mängel hat, Sie versuchen daher, seine Nachteile zu umgehen. Zum Beispiel 
ist vorgeschlagen worden, daß zur Bildung von Investitionsfonds Agenturen ge- 
gründet werden sollten, um kleine Anteilseigner von der Aufgabe unternehmeri- 
scher Entscheidungen zu entlasten. Natürlich ging man davon aus, daß die Agen- 
turen untereinander konkurrieren würden, wie es hinsichtlich ihrer Effizienz er- 
forderlich wäre. Wenn ihre Konkurrenz aber wirklich effektiv sein soll, müßte es 
viele Agenturen, mit unterschiedlichen Formen, geben, Dies wiederum bedeutete, 
daß ein einzelner Anteilseigner die Entscheidung, wo er sein Kapital investieren 
soll, nicht umgehen könnte. Auf jeden Fall wird er vor der Notwendigkeit stehen, 
sich genügend wirtschaftliche Informationen und Kenntnisse der Marktregeln zu 
verschaffen. Daher scheint es unwahrscheinlich, daß der Nachteil eines so grund- 
legenden Konzepts wie des hier in Frage stehenden durch im wesentlichen techni- 
sche Lösungen überwunden werden kann. 

Die Urheber des Konzepts der freien Vergabe weichen vor der Erörterung einer 
grundsätzlichen Schwäche zurück: der Einfluß auf die langfristige Reichtumsver- 
teilung. Es ist nicht zu bestreiten, daß die freie Vergabe von Anteilen die Un- 
gleichverteilung des Reichtums abschwächen wird. Es kann allerdings davon aus- 
gegangen werden, daß die Angehörigen der kleinen Gruppe, die schon zu Anfang 
mit beträchtlichen Ressourcen ausgestattet ist, bald noch mehr Vermögenswerte in 
ihren Händen konzentrieren werden. Zu dieser Gruppe gehören viele Profiteure 
und Mitglieder der alten Nomenklatura; der Vorgang hätte bedeutende politische 
Folgen. Die Konzentration des Reichtums scheint unvermeidbar, da ein großer 
Teil der mit Anteilstiteln ausgestatteten Bürger aus den ärmeren sozialen Gruppen 
sich dazu entscheiden wird, seine Anteile schnell loszuschlagen. Einige von ihnen 
wollen ganz einfach keine Anteilsscheine besitzen, andere wiederum werden dazu 
neigen, das Geld in ihre eigenen Kleinunternehmen zu investieren. Da die Barbe- 
stände der Leute recht klein sind, und die Zahl derer, die ihre Anteile verkaufen 
wollen, groß wäre, wäre der reale Preis dieser Anteile (Berechtigungsscheine oder 
Aktien) viel niedriger als der nominelle. Es liegt auf der Hand, daß diese Gefahr 
wächst, je mehr Anteile frei vergeben werden. 

Wenn diese Hypothese sich als richtig herausstellen sollte, ergäbe sich, daß ein 
gewaltiger Teil des nationalen Reichtums zu einem Spottpreis von einer kleinen 
Gruppe von Leuten eingestrichen würde. Zusätzlich wären große Probleme als 
Ergebnis des allgemeinen Falls der Aktienpreise absehbar. 

Dieser Aspekt des Problems wird von vielen Verteidigern des Konzepts der freien 
Vergabe mit Stillschweigen übergangen. Andere sind so sehr davon überzeugt, 
daß kein Weg, der zum Kapitalismus führt, verworfen werden sollte, daß sie der- 
artige Auswirkungen zugestehen oder sogar begrüßen. 

Privatisierungskonzepte, die auf der Vergabe von Baranteilen beruhen, erhitzen 
die öffentlichen Debatten nicht in diesem Maß. Es ist nicht unsinnig, diese Ent- 
würfe in abstrakten Begriffen zu diskutieren, da ihre Bewertung in der Tat von der 
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Lösung einiger spezifischer Probleme abhängt. Die Krux dieser Angelegenheit ist 
natürlich das Ausmaß der Privatisierung, das den Barguthaben der Öffentlichkeit 
angepaßt sein sollte, In diesem Punkt waren einige der Anhänger des oben er- 
wähnten Konzepts der Privatisierung recht flexibel. 

Stefan Kawalec war einer der konsistentesten Vertreter des Konzepts, wonach die 
staatlich kontrollierte Privatisierung des staatlichen Sektors durch Vergabe von 
Anteilen an die Bürger auf kaufmännischen Prinzipien beruhen sollte. Seine Posi- 
tion zur zeitlichen Anlage dieses Verfahrens hat sich jüngst grundlegend geändert. 
Sein früherer Entwurf der Privatisierung ging davon aus, daß der Reichtum so 
breit wie möglich gestreut und die Eigentumsform so gestaltet werden sollte, daß 
das Risiko gesellschaftlicher Spannungen reduziert würde. Darum sah er vor, daß 
das Projekt während eines langen Zeitraum von 15 bis 25 Jahren durchgeführt 
werden solle. In jüngster Zeit allerdings zählt er zu jenen Projektplanern, die in 
dieser Hinsicht einen großen Sprung nach vorn vorbereiten. Es scheint, als ob er 
sein Konzept eines ausdrücklich graduellen Wandels aufgegeben hat, nachdem er 
in den öffentlichen Dienst eingetreten ist. 

Offensichtlich wird sich die Privatisierung nach kaufmännischen Gesichtspunkten 
nur dann als rational erweisen können, wenn ein allgemeines Gleichgewicht zwi- 
schen der Nachfrage nach privatisierten Anteilen und deren Angebot aufrechter- 
halten werden kann. Mangels glaubwürdiger Bewertungsmethoden der in den 
Handel gebrachten Anteile muß ihr Preis die Nachfrage-Angebot-Verhältnisse an 
der Börse zum Ausdruck bringen. Falls das Verkaufsvolumen der Anteile, deren 
Preise durch die Konkurrenz des freien Marktes festgelegt werden, beträchtlich ist 
und zugleich die Barguthaben der Leute gering bleiben, werden die Aktienpreise 
im allgemeinen viel zu niedrig sein für den erforderlichen realen Ersatz des fixen 
Kapitals. Für Polen würde eine solche Situation natürlich bedeuten, daß die Priva- 
tisierung unter kaufmännischen Prinzipien viele Jahre in Anspruch nähme. 


5. Gruppeneigentum - die fehlende Möglichkeit 


Das Programm zur Veränderung der Eigentumsstruktur in Polen ist nicht allein im 
Zuge der anhaltenden Debatte unter Fachleuten entworfen worden, sondern es 
wurde auch beeinflußt von ökonomischen Entwicklungen und von den ideologi- 
schen Bindungen verschiedener Mitglieder des Staatsapparats. 

Einmal vorausgesetzt, das wesentliche Ziel der neuen Wirtschaftspolitik besteht in 
der Entstaatlichung der Ökonomie, in der einschneidenden Verringerung des An- 
teils des staatlichen Sektors, wobei die Privatisierung ein, aber auch nur ein Mittel 
zu diesem Zweck ist - dann folgt daraus, daß andere Formen des Eigentums, die 
zwischen staatlichem und rein privatem Eigentum liegen, ebenfalls einen wichti- 
gen Beitrag in dieser Richtung leisten können. Zählen wir die möglichen Formen 
des Gruppeneigentums auf, wie sie sich Marek Dabrowski (1988) (gegenwärtig 
stellvertretender Finanzminister) darstellen: 
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».2) Unternehmen im Besitz der Belegschaft als Gruppe, doch ohne individuelle Eigentumsanteile der 
Beschäftigten (der israelischen Kibbuzform sehr ähnlich); b) Kooperativen, in denen Mitgliedschaft 
automatisch Beschäftigung bedeutet; c) Untemehmen im Mitarbeiterbesitz, bei denen einige Anteile 
ausschließlich durch die Mitarbeiter gehalten werden; d} Aktiengesellschaften der Beschäftigten, wobei 
einige Aktien auch Nicht-Beschäftigten angeboten werden, e) Unternehmen im Besitz der Gemeinden; 
£)} Unternehmen im Besitz von öffentlichen Organisationen, Parteien, Gewerkschaften und Stiftungen; 
g) Kooperativen, die Arbeitskräfte anheuem; h) Unternehmen im Besitz verschiedener öffentlicher In- 
sütutionen, etwa Versicherungsorganisationen; i) Subunternehmen, d.h. Unternehmen im Besitz ande- 
rer nicht-privater Unternehmen.« 

Wäre die Reformpolitik der Regierung darauf ausgerichtet gewesen, auch all diese 
Formen des Eigentums zu erleichtern und nicht nur auf Aktiengesellschaften in 
Reinkultur abzuzielen, hätte eine solche Politik sicherlich große Unterstützung ge- 
funden durch die Selbstverwaltungsbewegung der Arbeiter, die sich hohes Anse- 
hen für ihren Kampf um Freiheit und Selbstbestimmung der arbeitenden Men- 
schen in Polen erworben hat. 

Die Vorgaben zur »neuen Wirtschaftsordnung« bei den Treffen des »Runden Ti- 
sches« gingen genau in diese Richtung, Der allgemeine Entwurf der neuen sozia- 
len Ordnung, der im Prinzip mit dem Programm der früheren Solidarität (»Die 
selbstverwaltete Republik«) übereinstimmt, gab den Menschen - die Mitglieder 
der Selbstverwaltungsbehörden eingeschlossen - die Hoffnung, daß ihr Kampf um 
die Vergesellschaftung des Staatseigentums und für die Selbstbestimmung der 
Arbeitskollektive schließlich, nachdem die Solidarität an die Regierungsmacht 
gelangt war, gewonnen würde. Es gab die Hoffnung, daß bei gleichen Rechten für 
alle Wirtschaftsbereiche zumindest einige Unternehmen die Chance hätten, zu 
überleben - jene, die nachweislich gewissenhafte Selbstverwaltungsorgane hatten, 
die sich um die Leistungsfähigkeit ihrer Firmen kümmerten, und die ökonomisch 
überdurchschnittliche Ergebnisse erzielten. Es sollte nicht in Vergessenheit gera- 
ten, daß sich kurz nach den allgemeinen Wahlen Aktivisten der Selbstverwal- 
tungsbewegung an die Arbeit am Programm zur Änderung der Eigentumsform 
machten und mehrere Konzepte für selbstverwaltete Unternehmen vorschlugen. 
Nach kurzer Zeit allerdings war die Selbstverwaltungsbewegung desillusioniert 
und trat sogar in den Streit mit den neuen Autoritäten, ein Streit, der umso er- 
staunlicher ist, als beide Beteiligten eine gemeinsame Geschichte haben. Es gibt 
verschiedene Gründe für den Konflikt, aber der wesentliche Grund besteht in der 
streng dogmatischen Haltung der neuen Regierung - im Dogma des Privateigen- 
tums. Die Arbeitsgruppe Wirtschaft der neuen Regierung scheint nicht nur dem 
Konzept selbstverwalteter Unternehmen und anderen, eher indirekten Formen der 
Arbeiterbeteiligung skeptisch gegenüberzustehen, sondern selbst dem Konzept der 
Mitarbeiterunternehmen des ESOP-Typs, das aus den USA und Großbritannien 
übernormmen wurde. Dieses Konzept wird trotz der Tatsache verworfen, daß 
sowohl durch die Lehre von Johannes Paul II (v.a. Laborem Exercens) als auch 
durch die nichtkommunistische sozialistische Tradition getragen wird. 

Das Problem ist, daß in einem so reichen Land wie den Vereinigten Staaten die 
Mitarbeiter den zur Kontrolle nötigen Anteil der Aktien innerhalb weniger Jahre 
erreichen oder sogar ganze Unternehmen aufkaufen können, wobei Steuerbefrei- 
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ungen und Kreditvergünstigungen dies erleichtern oder ermöglichen. In Polen 
würde hingegen der gleiche Vorgang bei der allgemeinen Verarmung der Be- 
schäftigten im staatlichen Sektor viel mehr Zeit in Anspruch nehmen und die 
staatliche Unterstützung müßte viel stärker sein. Diese Lösung ist von den Regie- 
rungsvertretern kategorisch verworfen worden, obwohl sie inzwischen der Ver- 
gabe von Anteilen ans allgemeine Publikum (an alle Bürger) zustimmen. Da die 
Ersparnisse der Beschäftigten es ihnen nicht erlauben, genügend Anteile zu kau- 
fen, um die entscheidende Stimme bei Managemententscheidungen zu halten, 
scheinen die Aussichten von Mitarbeiterunternehmen wirklich schlecht zu sein. 
Auch eine andere Forderung, die von der Selbstverwaltungsbewegung aufgestellt 
wird, stößt bei der Regierung auf Mißgunst. Gefordert wird, daß bei den pol- 
nischen ESOPs die Mitarbeiter an den Entscheidungen beteiligt werden sollten, 
zumindest in der Anfangsperiode, in der der Staat noch über die Mehrheit der 
Anteile verfügt. 

Die Privatisierung ist nicht nur der Gefahr ausgesetzt, daß sie aufgrund ihrer 
Spontaneität degeneriert und vom Gang der Korruption beherrscht wird, sondern 
auch der Gefahr ökonomischer Einbrüche und einer beispiellosen Rezession. Es 
hat den Anschein, als ob manche Leute, die Mitarbeiter der Regierung einge- 
schlossen, glauben, daß die erwarteten Folgen des extremen Austeritätsprogramms 
der wirtschaftlichen Stabilisierung die Chancen für die Privatisierung in die Höhe 
treiben würden. Erwartet wurde, daß die Durchführung dieses Programms einen 
Massenbankrott staatlicher Unternehmen zur Folge hätte. Das sollte dem privaten 
Kapital ermöglichen, die Kontrolle über die Produktionsausstattungen der betref- 
fenden Unternehmen zu übernehmen. Einige Stellungnahmen deuten jedenfalls 
darauf hin, daß der gegenwärtige Einbruch als eine sehr gute Chance betrachtet 
wird, sich in die Privatisierung zu stürzen. Man hätte gedacht, daß diese Methode, 
Geschichte zu machen, für immer kompromittiert sei (seit Lenin versucht hat, eine 
durch den Bürgerkrieg entstandene Chance auszunutzen, um den Sprung in den 
entwickelten Kommunismus zu machen). Die tiefgreifende Rezession wird aller- 
dings als Möglichkeit betrachtet, die große Umwandlung zu vollenden, den 
Sprung in den Kapitalismus zu tun. Diese Ansicht scheinen nicht nur einige Jour- 
nalisten zu teilen, sondern auch einige Minister. 

Es folgt ein bemerkenswertes Zitat aus der Stellungnahme von T. Syryjcezyk: »Ich 
sehe keine Chance zum Übergang in die Marktwirtschaft ohne eine Rezession. In- 
effiziente Unternehmen werden zuerst herausfallen, und erst dann werden die 
neuen Unternehmen zu entstehen beginnen. (...) Ich weiß nicht, wie tief diese Re- 
zession sein wird, Alle Fachleute sagen, daß Eile vonnöten ist. Aber keiner weiß 
zu sagen, ob der Gleichgewichtspunkt nicht dann erst erreicht wird, wenn die Pro- 
duktion bei Null ist.« Stellungnahmen wie diese erleichtern es, eine bestimmte 
laisser-rien-faire-Position der Fachminister zu erklären, wenn es um die Frage der 
Verbesserung des Marktangebots oder zumindest darum geht, wann immer mög- 
lich den Rückgang der Produktion zu verhindern. Oder - allgemeiner ausgedrückt 
- erklärt sich das Versäumnis der Regierung, ein Programm gegen die Rezession 
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zu entwickeln, die sich in diesem Jahr rasch verschärft hat. Diese Haltung erklärt 
auch in gewissem Maß, warum die Regierung in der aktuellen Wirtschaftspolitik 
passiv bleibt, aber zur selben Zeit »äußerste funktionale Aktivität« hinsichtlich 
des gesamten Systemprojekts an den Tag legt. Die Regierung erweist sich als 
nicht völlig konform mit der klassischen liberalen Doktrin, wenn sie, anstatt für 
die private Ökonomie günstige Bedingungen zu schaffen und ihr Entwicklungs- 
möglichkeiten anzubieten, vielmehr - wie ein offizieller Journalist es ausgedrückt 
hat - die Marktökonomie mittels einer harten und konsistenten Politik »institu- 
iert«. Die Privatisierung ist diesem Ziel eindeutig untergeordnet worden. 
Bemerkenswert ist, daß die beiden Kammer des Parlaments das Gesetz zur 
Privatisierung ohne wesentliche Änderungen verabschiedet haben, obwohl die 
allgemeine Öffentlichkeit und die Fachleute - Ökonomen, Juristen, Soziologen 
und Politiker - ganz unterschiedliche Ansichten zur Privatisierung haben. (Erst im 
letzten Moment fügte die Regierung eine substantielle Änderung hinzu - das 
Konzept der Anteilsscheine.) 

Das hier erlassene Gesetz ist einzigartig: Es sieht keine allgemeinen Richtlinien 
für die Umwandlung der Eigentumsform vor, vielmehr regelt es die Privatisierung 
bestimmter staatlicher Firmen und verleiht der Regierung auf Dauer eine beson- 
dere Macht. Das Gesetz sieht weder einen Zeitplan für die Privatisierung vor, 
noch Methoden für die Bewertung der privatisierten Anteile, noch ordnet es das 
Vorgehen nach Industriezweigen usw. Das Gesetz macht deutlich, daß die Privati- 
sierung obligatorisch und autoritativ vor sich gehen wird und daß fast alle Ent- . 
scheidungen in diesem Zusammenhang durch die Regierung und ihre Organe mo- 
nopolisiert werden müssen. Das Mitspracherecht des Parlaments ist äußerst ge- 
ring, 

Dem Gesetz zufolge hat die Regierung das Recht, jedes, sei es auch ein prosperie- 
rendes, staatliche Unternehmen in eine Ein-Personen-Aktiengesellschaft der 
staatlichen Schatzkammer zu verwandeln (womit den Organen der Mitarbeiter- 
selbstverwaltung die Rechte entzogen werden), und erst dann mit der eigentlichen 
Privatisierung fortzufahren. Auch die Zahl der privatisierten Unternehmen hängt 
hauptsächlich von den Entscheidungen der Regierung ab, 

Das Privatisierungsgesetz ist eine Art Generalklausel, aber es zeigt dennoch, daß 
einige Befugnisse der Institution der Arbeiterselbstverwaltung mißachtet werden, 
daß der Zug in Richtung Privatisierung großer und mittlerer Unternehmen in eine 
Form der Aktiengesellschaft fährt, sowie den Hang zum Staatlichen, der sich bei 
der Beschneidung der Freiheiten der Unternehmen während der Privatisierung 
zeigt. 


6. Einseitige Einflüsse 


Die gegenwärtige ökonomische Phantasie in Polen ist stark durch den westlichen 
Neoliberalismus, zumeist der amerikanischen Spielart, beeinflußt. Wir wollen da- 
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her die Einseitigkeit der Konzepte aufzeigen, die verbreitet werden. Aus Platz- 
mangel möchten wir nur zwei einschlägige Fälle darstellen, aber es könnten viele 
andere gefunden werden. 

Zum einen geht es um die polnische Rezeption der Theorie der Eigentumsrechte, 
die, wie wir wissen, ein Ergebnis der Ausdehnung der Chicagoer Schule auf das 
Feld der sozioökonomischen Beziehungen ist. Der wichtigste Begriff dieser Theo- 
rie ist der des Eigentums als eines Bündels von Rechten oder Ansprüchen. Da be- 
stimmte Eigentumsrechte zu analytischen Zwecken unterschieden werden, war die 
Theorie offenbar ein wichtiges Werkzeug zum besseren Verständnis der Eigen- 
tumsverhältnisse. In Polen jedoch wird die Theorie der Eigentumsrechte mit ei- 
nem verblüffenden Mangel an Kritik rezipiert. Sie wird fast überall dazu ge- 
braucht, das ganze Spektrum der Eigentumsformen aufzuzeigen, vom staatlichen 
Eigentum, das als »niemandes« Eigentum gilt, über unterschiedliche Grade »un- 
vollständigen« Eigentums (d.h. selbstverwaltetes und andere Formen des Kollek- 
tiveigentums) bis hin zum Ideal des vollständigen, d.h. privaten Eigentums. 

Doch niemand - im wörtlichen Sinne niemand - unter den polnischen Rezipienten 
dieser Theorie scheint bemerkt zu haben, daß genau dasselbe Verständnis des Ei- 
gentums als eines Bündels von Rechten von vielen westlichen Sozialisten ange- 
wandt worden ist, um eine gemischte sozialistische Ökonomie zu rechtfertigen. In 
der Tat hatte in den fünfziger Jahren eine Gruppe namens Socialist Union (eine 
Arbeitsgruppe von Theoretikern der britischen Labour Party) in ihrer Programm- 
broschüre (1956: S.126) folgendes zu sagen: 

».„vielleicht beruhte das schwerwiegendste Mißverständnis in dem Glauben, daß Eigentum ein unteil- 
bares Recht sei, das nur als ganzes besessen werden könne - entweder von Privatpersonen oder von öf- 
fentlichen Autoritäten: Eine Industrie war entweder vollständig privat oder in öffentlicher Hand. 
Tatsächlich besteht das Eigentum aus einem Bündel von Rechten. Diese Rechte sind nicht heilig; sie 
werden durch den Staat und die Gesellschaft aufrechterhalten. Sie sind nicht feststehend und unverän- 
derlich; sie können in jedem von Staat und Gesellschaft gewünschtem Maß verändert werden und 
tatsächlich sind sie ständig im Wandel begriffen. Sie sind auch nicht unteilbar: Jedes einzelne Recht 
kann für sich, mittels verschiedener Methoden, eingeschränkt werden; manche können in privater, 
manche in öffentlicher Hand sein.« 

Diese Interpretation des Eigentums als eines Bündels von Rechten wurde von der 
Gruppe als Grundlage ihres Entwurfs einer gemischten sozialistischen Wirtschaft 
vorgebracht (»zum Teil privat, zum Teil öffentlich, und in jeder Hinsicht ge- 
mischt«). Auf einer ähnlichen Eigentumstheorie beruht das nicht viel jüngere 
Lehrgebäude einer schwedischen sozialistischen Schule, die als »funktionaler $o- 
zialismus« bezeichnet wird. Diese Theorie geht auf Arbeiten zweier sozialistischer 
Denker des beginnenden Jahrhunderts zurück, des englischen Ökonomen 
R.H.Tawney und des schwedischen Juristen Osten Unden. Gunnar Adler-Karlsson 
hat ihre Gedanken in seinem Buch Functional Socialism (1967) entwickelt und 
popularisiert. Eigentum ist ihm zufolge die Summe vieler Funktionen, die von 
vielen Besitzern ausgeübt werden können, Auf dieser Vorstellung haben die 
schwedischen Sozialdemokraten ihre Idee der Vergesellschaftung des Eigentums 
aufgebaut. Vergesellschaftung in diesem Sinne bedeutet, daß den privaten Eigen- 
tümern ihre Funktionen eine nach der anderen abgenommen werden. Die schwe- 
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dischen Sozialdemokraten lehnen die Enteignung, wo sie absolut unverzichtbar 
ist, nicht ab, aber sie sehen ihre wesentliche Linie in der Vergesellschaftung durch 
Änderung oder Umverteilung der Eigentumsrechte. 

Wir versuchen niemanden zu diesen Interpretationen der Eigentumsrechte zu be- 
kehren. Wir denken insbesondere, daß alle oben erwähnten schwedischen und bri- 
üschen Autoren zu weit gehen, wenn sie das Modell des homo veconomicus und 
des privaten Gewinns als des wichtigsten Motivs des ökonomischen Handelns 
verwerfen. Weiterhin neigen sie dazu, einer dualistischen Sicht einer bloß aus pri- 
vatem und Staatseigentum bestehenden »Mischung« zu unterliegen und die Be- 
deutung der Spielarten des Gruppeneigentums zu verkennen oder herabzumin- 
dern. Was wir betonen wollten, ist, daß die neoliberalen Schlüsse nicht die einzig 
möglichen sind, die aus der Theorie der Eigentumsrechte gezogen werden können. 
Das Thema Gruppeneigentum ist unser zweites Beispiel für die einseitige Theorie- 
rezeption. 

In Polen und Ungarn hat Elmar Hankins in letzter Zeit Garett Hardins Theorem 
der »Tragödie des Gemeinwesens« popularisiert (Hankis 1987; Hardin 1968). Zu- 
sammen mit dem »Gefangenendilemma« und der »Unmöglichkeit rationaler de- 
mokratischer Entscheidung« ist dieses Theorem im Westen weithin als das Modell 
einer »sozialen Falle« diskutiert worden, und es hat im Verlauf etwa der letzten 
zwanzig Jahre eine wahre Lawine von Veröffentlichungen losgetreten. Das Theo- 
rem ist entwaffnend einfach. Zehn Kühe grasen auf einer öffentlichen Weide. Sie 
gehören ebensovielen Eigentümern. Wenn einer von ihnen auf die Idee kommt, 
zwei Kühe zum Grasen auf die Weide zu schicken, wird er den Milchertrag der 
anderen Kühe verringern, aber sein persönlicher Gewinn wird viel größer sein als 
sein Verlust (der geringere Milchertrag der ersten Kuh). Aber sein Nutzenzuwachs 
wird die anderen Eigentümer dazu bringen, ihr Glück auf dieselbe Weise zu ver- 
suchen. Wenn viele von ihnen dem Beispiel des ersten folgen, wird die Gemein- 
dewiese zerstört, und die Kühe und schließlich auch ihre Besitzer gehen zugrunde. 
Hardins Theorem war natürlich eine großartige Metapher, die als dramatische 
Warnung vor einer drohenden ökologischen Katastrophe gemeint war. So gesehen 
hatte sie eine nützliche Funktion. Aber es ist üblich geworden, zwei Schlußfolge- 
rungen aus dieser »Falle« zu ziehen, von denen die eine logisch zwingend ist, 
während die andere eine falsche Alternative darstelit. Die erste Schlußfolgerung 
lautet: »Die einzige Möglichkeit, die Tragödie des Gemeinwesens in Bezug auf 
die natürlichen Ressourcen und die Tier- und Pflanzenwelt zu vermeiden ist, das 
System des Gemeineigentums aufzulösen, indem ein System von privaten Eigen- 
tumsrechten geschaffen wird.« Die Altemative zur Privatisierung ist angeblich die 
zwangsförmige Durchsetzung von außen, die den verschiedenen Gemeinschaften 
durch einen Hobbes'schen Leviathan (oder eine absolutistische Form des Sozia- 
lismus) auferlegt wird. Elinor Ostrom (1987, 8.7), eine Politikwissenschaftlerin an 
der Universität Bloomington meint, nachdem sie diese und andere Feststellungen 
zitiert hat: 

»Es ist ebenso erstaunlich wie gefährlich, daß Gelehrte dazu bereit sind, die Durchsetzung weitreichen- 
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der institutioneller Änderungen vorzuschlagen, ohne eine strenge Analyse der Frage, wie verschiedene 
Kombinationen institutioneller Arrangements in der Praxis funktionieren. Der gegenwärtige Mangel 
sorgfältiger Analysen zu altemativen institutionellen Arrangements ist eine wesentliche Schwäche der 
heutigen Arbeit in den Sozialwissenschaften. Die institutionellen Rezepte auf entweder den 'Markt' 
(hier gemeint als private Marktökonomie, Anm. RB&TK) oder den 'Staat' zu beschränken, bedeutet, 
daß der sozialwissenschaftliche 'Arzneikasten' nur zwei Wundermittel enthält.« 

Die Wamung verdient Aufmerksamkeit, da sie von einer Autorin stammt, die seit 
langem Verhaltensweisen und Institutionen im Zusammenhang mit Gemeinei- 
gentum erforscht. Sie begann ihre Forschungstätigkeit in den sechziger Jahren in 
Kalifornien mit der Untersuchung eines Systems von Trinkwasserreservoiren. An- 
schließend untersuchte sie Fischergemeinden in der Türkei, gemeinschaftliche 
Weideflächen in den Schweizer Alpen und in Kollektiveigentum befindliches 
Land in Japan. Ihre Schlußfolgerung lautet, daß Gemeinschaften von Menschen 
nicht aus Ansammlungen von Individuen bestehen, die sich passiv an die jeweili- 
gen Institutionen anpassen, sondern daß sie die Regeln ihren eigenen Bedürfnissen 
anpassen, während sie ihre langfristigen mit ihren aktuellen Wünschen zu verein- 
baren suchen. Diese Menschen sind »Gesetzgeber«, die selbst Hand anlegen beim 
Bau ihrer »Mikro-Verfassungen«. 

Es überrascht kaum, das Elinor Ostroms Arbeiten in den Vereinigten Staaten so 
geringes Interesse erregt haben. Was allerdings überrascht, ist, daß solche Studien 
kaum Interesse bei der akademischen Gemeinschaft eines Landes gefunden haben, 
in dem nicht-privates Eigentum gegenwärtig und noch für recht lange Zeit so 
wichtig ist. Pragmatischer ausgedrückt, man kann nicht umhin zu fragen, warum 
die Verabschiedung des polnischen Privatisierungsgesetzes den Handlungsspiel- 
raum nichtstaatlicher Organisationen so entscheidend verringert hat. 

Nicht weniger rätselhaft ist der Vergleich dieser einseitigen Interpretation der 
Theorie der Eigentumsrechte mit dem offiziellen Programm liberalen Ursprungs. 
Es bevorzugt deutlich die Aktiengesellschaft als Form, die private Industrieunter- 
nehmen annehmen sollen. Schließlich ist es offensichtlich, daß das Eigentum an 
Aktien, die von großen Unternehmen ausgegeben werden, breit gestreut sein wird. 
Von daher wird, genau wie im Westen, der Einfluß der Aktieninhaber auf die 
Leitung der Unternehmen sich als illusorisch herausstellen, Diese Situation be- 
deutet, daß die Eigentumsrechte, obwohl sie übertragbar sind, bei weitem nicht - 
in einem sehr grundsätzlichen Sinne - vollständig sein werden, In den westlichen 
Ländern sind diese Folgen der Streuung nicht so akut, da die großen Unternehmen 
in der Form der Aktiengesellschaft sich in einer Umwelt bewegen, die durch 
starke nationale und internationale Konkurrenz und flexible Formen des Kapital- 
markts (womit nicht nur die Börsen gemeint sind) bestimmt ist. In Polen kann von 
einer solchen Marktumwelt noch einige Jahre lang nur geträumt werden. Daher 
wird in diesem Land die Leistung der großen Unternehmen, die in der Form einer 
Aktiengesellschaft privatisiert sind, sehr wahrscheinlich weit hinter den westli- 
chen Standards an Effizienz zurückbleiben und das Problem des anonymen Ei- 
gentums wird nicht vollständig gelöst. 

Das Schicksal der Umwandlung der Eigentumsformen in den nächsten Jahren ist, 
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ungeachtet der bisher verabschiedeten Gesetze, ungewiß. Die Regierung, die Son- 
dervollmachten einsetzen kann, hat ihr Programm noch nicht formuliert. Es wer- 
den auch extreme Lösungen, einschließlich des Konzepts der massenhaften ko- 
stenlosen Vergabe von Anteilen sowie der vollständigen und raschen Privatisie- 
rung erörtert. Dies wäre gleichsam ein großer Sprung ins Unbekannte - die Verän- 
derung wäre nicht weniger radikal als jene, die einst durch die Kommunisten 
vollzogen wurde. Das gegenwärtige gesellschaftliche Klima und die erregten öf- 
fentlichen Gemüter begünstigen vorschnelle Entscheidungen. Wenn solche Ent- 
scheidungen getroffen werden, könnte die gesellschaftliche Steuerung Risiken 
hervorrufen, die über alle zulässigen Grenzen hinausgehen. Die Regierung, die 
eine Philosophie evolutionärer Veränderungen verkündet hat, die versprochen hat, 
die bewährten Erfahrungen westlicher Länder aufzunehmen, um gefahrvolle 
Neuerungen zu vermeiden, würde sich auf den Weg eines konstruktivistischen 
Experiments einlassen, ein Experiment, nicht zu vergessen, in riesigem Umfang. 
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Peter Kammerer 

Die alte DDR - der Mezzogiorno des neuen Deutschland? 
Ein italienischer Beitrag zur Verfremdung unserer 
Gegenwart! 


Zusammenfassung: Es wird am Beispiel der Entwicklungsunierschiede zwichen 
dem Norden und dem Süden Italiens nach den Ursachen ihrer Permanenz gefragt, 
obwohl in Italien seit Jahrzehnten massive staatliche Fördermaßnahmen zu ihrer 
Einebnung durchgeführt werden. Bei näherer Betrachtung zeigt es sich, daß Un- 
terentwicklung eine Seite von Modernität sein kann, daß also die Entwicklung des 
Nordens nur die Kehrseite der Zurückgebliebenheit des Südens ist. Mit den Jahr- 
zehnten verfestigen sich Entwicklungsunterschiede zu einem »einheitlichen Me- 
chanismus«. Der Beitrag versucht, durch »Verfremdung« der deutschen Gegen- 
wart der Frage nach den Chancen der neuen Bundesländer nachzugehen, das Ni- 
veau der sozioökonomichen Entwicklung der alten Bundesländer in absehbarer 
Frist zu ereichen. Der Autor kommt zu einer vorläufigen Antwort in Form einer 
Frage. 


Der jüngeren nationalen Geschichte Italiens und Deutschlands ist gemeinsam, daß 
beide Länder verspätet und darum unter besonderen Schwierigkeiten ihre natio- 
nale Einigung volizogen haben und die politische und wirtschaftliche Struktur 
beider Länder lange vom Neben- und Miteinander einer hochmodernen Industrie 
mit relativ feudalen Agrarverhältnissen gekennzeichnet war. Das trug zu einer In- 
stabilität demokratischer Strukturen bei und auch dazu, daß sich die allen impe- 
rialistischen Ländern gemeinsame Tendenz der Kolonisierung schwächerer Volks- 
wirtschaften mit besonderer Aggressivität nach innen und gegen die unmittelbaren 
Nachbarn richtete. Nach dem zweiten Weltkrieg erlebten beide Länder ihr kapita- 
listisches Wirtschaftswunder jeweils im halben Land. Heute, nach dem Scheitern 
des Versuchs einer eigenständigen Entwicklung in der DDR, nehmen die wirt- 
schaftlichen und sozialen Unterschiede zwischen West- und Ostdeutschland For- 
men an, die erneut an Italien erinnern: nämlich an das italienische NordSüd-Ver- 
hältnis mit seinem Einkommensgefälle, seiner unterschiedlichen Ausstattung mit 
Infrastrukturen und privatem Kapital und mit seinem chronischen Transferbedarf 
öffentlicher Mittel. Im Jahre 1989 lebten in Süditalien 36,6% der italienischen 
Bevölkerung, 30% der Beschäftigten und 59,1% der Arbeitssuchenden. Die Wert- 
schöpfung pro Kopf liegt in Süditalien bei 56% des norditalienischen Niveaus 
(SVIMEZ 1990). 


1 Es handelt sich um die Kurzfassung eines Referats, das auf einer Konferenz von FU Berlin, Fach- 
bereich Politische Wissenschaft und Humboldt-Universität Berlin, Institut für interdisziplinäre Zi- 
vilisationsforschung im Dezember 1990 gehalten wurde. 
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Ich möchte im folgenden die Entwicklung des italienischen Nord-Südverhältnisses 
unter der Fragestellung skizzieren, ob wir aus dieser Erfahrung Erkenntnisse für 
die deutsch-deutsche Entwicklung gewinnen können. Die Schwierigkeit meines 
Unterfangens besteht darin, einerseits so allgemein zu werden, daß wir quasi un- 
mittelbar aus der Geschichte lemen; andererseits aber so spezifisch zu bleiben, 
daß sich unzulässige Übertragungen von selbst verbieten. 


»Wir sind doch kein besiegtes Land« (Die Zeit, Nr. 48 v. 23.11.90) 


Die garibaldinischen Freischärler, die 1860 Süditalien von den Bourbonen befrei- 
ten, hatten sich Illusionen über die Stimmung der Bevölkerung und über die ei- 
gene Stärke gemacht. Wenige Monate nach ihrem Siegeszug waren sie keine poli- 
tische Kraft mehr, sondern nur noch moralische Aushängeschilder. Positiv ge- 
wendet: Garibaldi hatte zwar in der aktuellen Politik nichts mehr zu melden, blieb 
aber eine identitätsstiftende Leuchtschrift. Der Süden wurde de facto durch Pie- 
mont annektiert, das seine Gesetze und sein Verwaltungssystem auf den neuen 
Landesteil übertrug. In einer ersten Phase wurden die Einführung des Freihandels 
und das Abschütteln feudaler Fesseln - insbesondere die Privatisierung des Misch- 
und Gemeinbesitzes an Grund und Boden - als Maßnahmen angesehen, die von 
selbst zu mittelständischem Fortschritt und Wohlstand führen würden. Aber den 
Preis der Privatisierung zahlten die armen Bauern, die nun das vergangene Re- 
gime verklärten und massenhaft zu reaktionären »Sozialrebellen« (Hobsbawm 
1962) wurden. Daß diese nicht nur damals verklärt wurden, sondern auch heute, 
selbstverständlich unter ganz anderen historischen Verhältnissen, die Gefahr einer 
»Verklärung« der vergangenen Verhältnisse besteht, hat Günter Kunert ange- 
mahnt (in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 29.12.1990). Aus Gründen der politi- 
schen Stabilität und des Schutzes des Privateigentums unterstützten der Norden 
und seine neue Verwaltung in den Anschlußgebieten die alten, bisher bekämpften 
Machtstrukturen des Großgrundbesitzes. So wechselten lediglich Name und Cou- 
leur der Machthaber oder, wie Tommaso Di Lampedusa formulierte: »Alles mußte 
sich ändern, damit alles beim alten bleiben konnte«, Der durch die Landverteilung 
entstandene neue agrarische Mittelstand blieb schwach und unter der politischen 
Vormundschaft der Latifundien. 


Privateigentum, Rechtssicherheit, Wirtschaftskriminalität 


Ein großer Teil der neuen Eigentumstitel an Grund und Boden blieb juristisch um- 
stritten. Da die neuen Gesetze und Vorschriften nur selektiv im Interesse der Be- 
güterten gehandhabt wurden, erhielt die Rechtsunsicherheit einen Dauerstatus. 
Begüterte setzten ihre Ansprüche durch Korruption, soziale Aufsteiger oder durch 
bewaffnete Selbsthilfe durch. Die hilflosen Massen reagierten mit Rebellionen 
und mit gelegentlicher Brandschatzung der Katasterämter. Individueller Landhun- 
ger und Erinnerungen an den alten Gemeinbesitz wurden zu fixen Ideen des kol- 
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lektiven Bewußtseins (Kammerer 1979). Wo kleine und mittlere Eigentumstitel 
durchgesetzt werden konnten, verwandelte sich der Süden in eine fruchtbare Gar- 
tenlandschaft. Der Großgrundbesitz blieb von uneingelösten sozialen Ansprüchen 
belastet (Cinanni 1977) und wirtschaftlich unproduktiv. 

Die chaotische und fragmentarische Auflösung der feudalen Eigentumsstrukturen 
wurde zum Nährboden und zum Betätigungsfeld einer neuen und lukrativen Wirt- 
schaftskriminalität, der Mafia (Blok). Deren oft beschworenen uralten Traditionen 
sind nur ein Steinbruch, aus dem sich eine neue Aufsteigerschicht bediente. Die 
Mafia ist keineswegs ein feudales Überbleibsel, das unter voll entwickelten bür- 
gerlich-kapitalistischen Verhältnissen verschwinden würde?, sondern eine hybride 
Mischung bürgerlich-kapitalistischer und feudaler Elemente, die im Treibhaus des 
italienischen Welfare erst richtig gedeiht. Die Mafia ist ein erfolgreiches »sowohl, 
als auch«, sie braucht den Markt und ist Marktersatz. 


Die Arbeitsteilung Nord-Süd 


Vom Freihandel und erweiterten inneren Markt profitierte zunächst die intensive 
kleine und mittelständische Landwirtschaft (Wein und Agrumen). Die Einführung 
von Schutzzöllen im Interesse der werdenden Industrie und des latifundistischen 
Getreideanbaus vernichtete die Exportchancen der intensiven und begünstigte die 
extensive Landwirtschaft des Großgrundbesitzes. Neapel war zum Zeitpunkt der 
Einigung ein ebenso entwickelter Industriestandort wie Genua. In Neapel war der 
erste Mittelmeerdampfer vom Stapel gelaufen (1818) und es wurde dort die erste 
italienische Eisenbahn in Betrieb genommen (1839). Aber der plötzliche Über- 
gang zum Freihandel nach der Einigung hatte negative Auswirkungen. Es wurde 
im Keim erstickt, »was später nur wieder mit tausendfacher Mühe ins Leben geru- 
fen werden konnte« (Vöchting 1951, S. 218). Der Übergang zum Protektionismus 
1887 kam dann zu spät und praktisch nur noch dem Norden zugute. So wurde in 
den ersten Jahrzehnten nach der Einigung pelitisch das Bündnis zwischen südita- 
lienischem Großgrundbesitz und norditalienischer Industrie geschmiedet und da- 
mit in der Ökonomie eine Arbeitsteilung zwischen Landwirtschaft und Industrie 
eingeleitet und festgeschrieben, die dem Süden eine subalterne Rolle zuwies. Die 
ersten Sondergesetze zugunsten einzelner Regionen des Südens und zugunsten 
Neapels wurden folglich bereits 1904 erlassen. 


Die gespaltene Konjunktur 


Nach dem zweiten Weltkrieg deklarierte man unter dem Einfluß der damaligen 


2 Die italienische Linke der 50er und 60er Jahre sprach von »feudalen Residuen«, die durch kapitali- 
stische Methoden ersetzt werden könnten. Enzensberger (1978) folgte dieser Vorstellung in seinem 
spannenden Aufsatz über die Camorra aus dem Jahre 1960, ebenso der Verfasser (1973). In seinem 
Italien gewidmeten Kapitel in »Ach Europa« beschreibt Enzensberger großartig die Rolle feudaler 
Überreste als Lebenselixier der italienischen Entwicklung. 
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amerikanischen entwicklungstheoretischen und -politischen Vorstellungen den 
Süden Italiens zum Entwicklungsland. In etwa 10 Jahren, so dachte man, könnte 
der Süden den Norden einholen, falls man die Fehler der Vergangenheit vermei- 
den würde: Bisher hatte der Norden aus dem Süden Kapital für seine eigene Ent- 
wicklung abgezogen, jetzt müßte das Umgekehrte passieren; bisher war die Ar- 
beitsteilung Süd-Nord nach dem Stadt-Land-Modell festgeschrieben worden, jetzt 
müsse nach einer Phase der Landreform und der Infrastrukturinvestitionen die In- 
dustrialisierung des Südens erfolgen. Eine eigene Behörde, die »Cassa per il 
Mezzogiorno«, sollte die Umverteilung der öffentlichen Mittel vornehmen, die In- 
frastruktur verbessern und Investitionszuschüsse an die private Industrie gewäh- 
ren. Zu diesem Instrumentarium gehörten außerdem zinsverbilligte Kredite und 
fiskalische Maßnahmen. Doch schon nach wenigen Jahren wurde klar, daß der 
Süden den Norden nicht einholen, sondern bestenfalls gleiche Wachstumsraten 
wie der Norden erzielen konnte. Das ist bis heute so geblieben. Zwischen 1950 
und 1986 stieg die süditalienische Wertschöpfung pro Kopf der Bevölkerung von 
55% auf 60% derjenigen Norditaliens an, um bis 1989 wieder auf 56,4% abzusin- 
ken (SVIMEZ 1988; 1990). Im Verlauf einer Hochkonjunktur im Norden vergrö- 
Bert sich jedes Mal der: Abstand. Sichtbar wurde dies bereits beim großen 
Wirtschaftswunder in den Jahren von 1958 bis 1963. Zu diesem »Wunder«, und 
damit auch zur Vergrößerung des Abstands, hat der Süden entscheidend beigetra- 
gen. Die öffentlichen und privaten Ausgaben im Süden verwandelten sich zum 
großen Teil in Nachfrage nach im Norden hergestellten Gütern; die vom Süden in 
den Norden wandernden billigen Arbeitskräfte trugen zur internationalen 
Konkurrenzfähigkeit der norditalienischen Industrie bei. Selbst während der 
Hochphase des »Wirtschaftswunders« (bis 1963) gab es keinen Anstieg der Real- 
löhne. Trotzdem wurde von liberaler Seite (Lutz 1962) die mangelnde Elastizität 
der Löhne nach unten für die fehlenden Investitionen im Süden verantwortlich 
gemacht. 

Das Wirtschaftswunder Italiens hatte schon Mitte der 60er Jahre zu drei funda- 
mentalen Ungleichgewichten geführt: (a) zur Orientierung der ärmeren Gebiete 
am Konsummodell der reichen Länder und damit auch zur Vernachlässigung kol- 
lektiver Bedürfnisse (Gesundheit, Verkehr, Ausbildung) zugunsten der Befriedi- 
gung gehobener privater Konsumwünsche; (b) zur Erweiterung des dualen »gap« 
zwischen der traditionellen arbeitsintensiven Industrie und dem modernen kapi- 
talintensiven Sektor; (c) zur Vertiefung des Unterschiedes zwischen Nord und 
Süd. Nur eine demokratische Planung der Investitonstätigkeit könne den sponta- 
nen Marktkräften gegensteuern und diese Probleme lösen, meinte eine Mehrheit 
quer durch die Parteien - von den Kommunisten bis zu den Christdemokraten (vgl. 
die Beiträge zu Graziani 1978). Das Südproblem - so lautete ein neuer Konsens - 
betreffe nicht nur den Süden; ein »einziger Mechanismus« (»il meccanismo 
unico«) erzeuge auf der einen Seite Wohlstand, auf der anderen aber Unterent- 
wicklung (Libertini 1968). Eine Lösung der Südfrage erwartete man nicht mehr 
vom bloßen Transfer von Akkumulationsenergien, sondern man stellte das Akku- 
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mulationsmodell selbst in Frage. Treibende Kraft einer praktischen Kritik war die 
Arbeiterbewegung. 


Die hybride Modernisierung 


Bereits im Jahre 1957 wurde das Imperium der Unternehmen mit Staatsbeteili- 
gungen (IRI, ENI, EFIM etc.) verpflichtet, 60% ihrer Neuinvestitionen in Südita- 
lien zu tätigen. Das Ergebnis dieses im wesentlichen nie eingehaltenen Gesetzes 
und des Übergangs von der Konzeption einer feinmaschigen, arbeitsintensiven In- 
vestitions-förderung zu einer kapitalintensiven Schwerpunktbildung sind die so- 
genannten »Kathedralen in der Wüste« der Petrochemie und der Stahlindustrie. 
Die neue Arbeiterklasse dieser Industrieenklaven erkämpfte zusammen mit den 
Arbeitern des Nordens die Beseitigung der sogenannten »gabbie salariali«, der ter- 
ritorialen Lohnabstufungen. Gleiche Löhne im Norden wie im Süden sollten die 
Abwanderung von Arbeitskräften eindämmen und die Industrie zwingen, be- 
absichtigte Neuinvestitionen in den Süden zu verlegen, was dann auch in der Peri- 
ode zwischen 1969 und 1973 tatsächlich passierte. Ausschlaggebender Faktor: die 
Industrie wollte den Arbeitskonflikten im Norden ausweichen. Der Anteil des 
Südens an den Industrieinvestitionen Italiens stieg in diesen 4 Jahren von 28,1% 
auf 33,5%. Die sogenannte Ölkrise und die anschließende Stahlkrise haben dann 
Mitte der 70er Jahre diese Industrialisierung abrupt gestoppt. In den 80er Jahren 
fiel der Anteil des Südens an den industriellen Investitionen des Landes unter 
25%. Wie zum Trost entdeckte man die postmoderne Blüte der Schattenwirt- 
schaft. 

Wer sich Ende der 70er Jahre mit dem Mezzogiorno beschäftigte, stand vor einem 
konzeptionellen Trümmerhaufen. Keine der hochgespannten Erwartungen war 
eingetreten. Weder die geradlinigen Modernisierungs- und Rationalisierungsvor- 
stellungen der technokratischen Denker in Entwicklungsstadien, noch die 
politökonomischen Vorstellungen von dialektischen Umwälzungen gaben ein 
brauchbares Bild der Wirklichkeit. Ein Paradigmenwechsel war fällig. Der Süden 
erscheint dem heutigen Beobachter als hybride Mischung, als ein Chaos: enorm 
resistent gegen Neuerungen und doch deren leichte Beute; rebellisch, aber christ- 
demokratisch; anomisch und durchzogen von sozialen Bindungen; eine Überfluß- 
gesellschaft, der es am Nötigsten fehlt, nämlich an Arbeit; erdbebengebeutelt und 
postindustriell; ein Eldorado staatlich geförderter Schattenwirtschaft mit der Ma- 
fia als größtem Konzern (Arlacchi 1986), der umsatzmäßig inzwischen selbst 
FIAT überrundet hat. Anständige Politökonomen wenden sich von diesem Bild 
mit Grausen und überlassen das zerklüftete Forschungsfeld den Anthropologen 
und soziologischen Abenteurern. Der Süden hat anscheinend im Übergang vom 
Feudalismus zum Kapitalismus einen eigenen, dritten Weg entdeckt. Oder vor- 
sichtiger: einen eigenen Wirtschaftsstil, der nun seinerseits nordwärts dringt. »Die 
Palmengrenze verschiebt sich nach Norden«, schrieb Sciascia. 
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Interpretationspfade ins Chaos 


Wir sind weit von deutschen Verhältnissen entfernt. Und doch habe ich den Ein- 
druck, daß einige der ins süditalienische Chaos vorangetriebenen Interpretations- 
pfade für die Klärung auch unserer Verhältnisse von unmittelbarer Bedeutung sein 
können. 
Der regelmäßige und riesige Einkommenstransfer hat die süditalienische Klassen- 
struktur verändert. Den Geldkanälen entlang, die von Rom ausgehend bis ins 
kleinste Dorf führen, hat sich nicht nur eine Bürokratie, sondern auch eine ganze 
Schicht von Vermittlern und Agenten gebildet (Gribaudi 1980). Diese vermarkten 
ihr Wissen und ihre Beziehungen und spielen die Makler im Tauschgeschäft, in 
dem es um Partizipation an politischer Macht und Partizipation an öffentlichen 
Mitteln geht. An diese Mittel heranzukommen ist für fast alle Unternehmen er- 
folgsentscheidend und für weite Teile der Bevölkerung eine Existenzfrage. Ähnli- 
ches gilt für den Arbeitsmarkt. Nur im Netzwerk von weiten Familien- und Kli- 
entelbeziehungen sind Arbeitsplätze zu finden (Bechtle-Künemund 1988). Die be- 
gehrten Arbeitsplätze und Tätigkeitsfelder liegen nicht in der Produktion, sondern 
im formellen und informellen Apparat zur Kontrolle und Verteilung öffentlicher 
Mittel. Dieser Apparat, zu dem auch ein guter Teil der organisierten Kriminalität 
gehört, spielt die zentrale Rolle in der süditalienischen Wirtschaft und Gesell- 
schaft. Er hegemonisiert die gesamte Produktionsstruktur. Die Allokation von 
Geld, Kredit und Arbeit erfolgt zwar über Märkte, deren Funktionsweise und Sy- 
stem haben jedoch wenig mit unseren Vorstellungen von freier Marktwirtschaft zu 
tun, Augusto Graziani, einer der bedeutendsten Ökonomen Italiens, beschrieb das 
kürzlich so: »Wir bezeichnen diese Strukturen hartnäckig als Marktwirtschaft, 
aber in Wirklichkeit handelt es sich um das modernisierte Spiegelbild einer feu- 
dalen Wirtschaft - mit dem Unterschied, daß die Rolle des Bodens nun durch die 
öffentlichen Ausgaben eingenommen wird« (Graziani in »Il Manifesto«, 
14.4.1990). Wenn Graziani recht hat bedeutet das, daß das Ergebnis der Einfüh- 
rung einer freien Marktwirtschaft nicht unbedingt eine freie Marktwirtschaft sein 
muß. 


Fazit 


Ich nehme an, daß diese Gedankengänge eine größere Rolle für Osteuropa als für 
Ostdeutschland spielen könnten. Aber auch nur auf Deutschland angewandt sind 
sie geeignet, den gegenwärtigen breiten Konsens fragwürdig zu machen, der sich 
in den folgenden Sätzen präsentiert: »Wir wollen das westliche Modell, Es gibt 
keinen 3. Weg. Keine Experimente« (Die Zeit v. 23.11.90). Das Beispiel Italien 
zeigt, daß es das »westliche Modell« tout court nicht gibt, daß die kapitalistische 
Wirklichkeit selbst in einem Land wesentlich differenzierter ist als gemeinhin an- 
genommen wird. Die relativ homogene Bundesrepublik ist eher eine Ausnahme 
als die Regel und sie wird durch den Einigungsprozeß differenzierter und komple- 
xer. Denn die Einführung der Marktwirtschaft im Beitrittsgebiet vollzieht sich ja 
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nicht im lufileeren Raum, sondern auf dem Boden mehr oder weniger resistenter 
materieller und immaterieller Strukturen. Gerade der heute so mächtig wirkende 
Rückgriff auf die Geschichte vor der Gründung der DDR zeigt, welche Rolle die 
Vergangenheit für die Zukunft spielt. Zur wirksamen Vergangenheit gehört aber 
auch die Geschichte der DDR. Sie einfach verdrängen oder ausschalten zu wollen, 
führt erneut unter eine experimentelle Käseglocke, Unter der Käseglocke des real 
existierenden Sozialismus entwickelten sich hybride Mischungen, z.B. Refeudali- 
sierungsprozesse unter sozialistischem Vorzeichen (so beispielsweise Jürgen Ku- 
czynski). Was passiert unter der Käseglocke der freien Marktwirtschaft mit dem 
Experiment, das bereits in vollem Gang ist? 
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Urs Müller-Plantenberg 
Marktwirtschaft und Demokratie in Lateinamerika 


Zusammenfassung: Politische Demokratie und marktförmige Organisation der 
Wirtschaft sind heute die Zauberformeln, die den Ländern Afrikas, Asiens und 
Lateinamerika zur Lösung ihrer Entwicklungsprobleme angeboten werden. 
Gezeigt wird, daß die behauptete Harmonie von Demokratie und Marktwirtschaft 
weder selbstverständlich ist noch in großen Teilen der Welt die erforderlichen 
Rahmenbedingungen gegeben sind, um beide Prinzipien erfolgreich miteinander 
kombinieren zu können. 


Der politische Umbruch, der im Jahr 1989 in Osteuropa einen breiten Prozeß der 
politischen Demokratisierung und wirtschaftlichen Liberalisierung freigesetzt hat, 
läßt die Demokratisierungsprozesse der achtziger Jahre in Lateinamerika im nach- 
hinein als Vorläufer und Ausdruck einer weltweiten Tendenz erscheinen. Markt- 
wirtschaft und Demokratie, wie sie sich in den letzten Jahrzehnten in den ent- 
wickelten kapitalistischen Industrienationen Westeuropas, Nordamerikas und 
Ostasiens durchgesetzt haben, sind zu den Zwillingssternen geworden, die den 
Ländern Asiens, Afrikas und Lateinamerikas in der Finsternis leuchten sollen, 
Schon ist die Rede vom erlösenden Ende der Geschichte, das kommen könnte, 
wenn alle Länder und Regionen der Zweiten und Dritten Welt das einzig akzep- 
table Modell aus der Ersten Welt als verpflichtend anerkannt hätten. 

Dabei wird darauf vertraut, daß demokratisch legitimierte Herrschaft und das 
Wirken von Marktmechanismen in der Wirtschaft überall auf der Welt soziale Ge- 
rechtigkeit befördern und ökologische Vernunft bewirken könnten, wenn sie nur 
sozial und ökologisch orientiert seien. Sozial und ökölogisch orientierte Demo- 
kratie und Marktwirtschaft: das ist überhaupt der Schlüssel zum Paradies. 

Das Problem besteht darin, daß die behauptete Harmonie dieser Zielfunktionen 
keineswegs selbstverständlich ist und daß das gemeinsame Funktionieren von 
Demokratie und Marktwirtschaft mit wirksamer sozialer und ökologischer Orien- 
tierung von Rahmenbedingungen abhängt, die in großen Teilen der Welt nicht ge- 
geben sind. Das soll im folgenden Beitrag in Ansätzen am Beispiel Lateinameri- 
kas gezeigt werden, wo die soziale und ökologische Orientierung so real existiert 
wie einst der Sozialismus in Osteuropa. 


Demokratie und Markt: Äquivalenz oder Spannung? 


Zunächst muß aber betont werden, daß Demokratie und Marktwirtschaft keines- 
wegs das Zwillingsgespann sind, als das sie gewöhnlich dargestellt werden. Or- 
thodoxe Liberale als die geborenen Ideologen des Marktes und demokratische So- 
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zialisten als Vorkämpfer der Demokratie wissen sehr gut, daß sich beide aus ganz 
verschiedenen Wurzeln, Traditionen und Interessen speisen. Tatsächlich erweisen 
sich die Hinweise auf die Äquivalenz von Demokratie und Markt als komplexen, 
pluralistischen Formen des Wettbewerbs in einer offenen Ordnung sowie auf ihre 
Komplementarität und Interdependenz durch die gegenseitigen Freiheitsgarantien 
als teilweise ausschließlich formal, teilweise offen ideologisch. Friedrich August 
von Hayek hat theoretisch nachgewiesen, was der langjährige chilenische Diktator 
Augusto Pinochet dann praktisch gezeigt hat, daß sich nämlich die Durchsetzung 
und Geltung einer konsequent marktwirtschaftlichen Ordnung durchaus mit einer 
extrem autoritären und antidemokratischen politischen Ordnung verträgt, diese so- 
gar zur Voraussetzung haben kann, wie andererseits - auch nach von Hayek - de- 
mokratisch legitimierte Herrschaft möglich ist, ohne daß der Markt seine 
Wirkungen voll entfaltet. 

Aus vielerlei Gründen war den verbissenen Liberalen die Demokratie schon 
immer unheimlich. Demokratie bedeutet zunächst einmal Politik: Demokraten 
maßen sich - so schon der Vorwurf des orthodoxen Liberalismus gegen den Sün- 
denfall des Gesetzes über den Zwölfstundentag - an, in das freie Leben der Gesell- 
schaft und vor allem der Wirtschaft politisch einzugreifen. Demokratie bedeutet 
weiterhin das Bemühen um kollektive Entscheidungen: Demokraten maßen sich 
an, sich über die freien Entscheidungen der Individuen und vor allem der Wirt- 
schaftssubjekte gemeinsam hinwegzusetzen. Und schließlich bedeutet Demokratie 
eine Begünstigung der Mehrheit: Demokraten dulden oder begrüßen es gar, daß 
den Interessen der zahlenmäßigen Mehrheit mehr Rechnung getragen wird als der 
zahlungsfähigen Nachfrage. An die Stelle des Geldes als allgemeines Äquivalent - 
eine Mark ist eine Mark - soll plötzlich das Prinzip treten: ein Mensch, eine 
Stimme, egal über wieviel Mark dieser Mensch verfügt. 


Der Sozialismusverdacht gegen die Demokratie 


Die Pareto-Regel als oberstes Prinzip der liberalen Wohlfahrtsökonomie, wonach 
nämlich eine Handlung nur dann optimal ist, wenn sie niemandem schadet, aber 
mindestens einem Beteiligten nützt, und das Mehrheitsprinzip als demokratisches 
Prinzip sind unvereinbar wie Feuer und Wasser. Wo Demokratie überhaupt wirk- 
sam wird, greift sie zugunsten der Mehrheit und im Dienste sozialer Gerechtigkeit 
in den freien Markt ein, setzt sie ihm Grenzen, reguliert sie ihn und tangiert daher 
zwangsläufig auch bestimmte Interessen. Insofern erscheint eine funktionierende 
Demokratie den Liberalen bereits als das Schlimmste, was sie sich vorstellen kön- 
nen: als Sozialismus. Die Militärputsche, die zwischen 1964 und 1976 in Südame- 
rika die mehr oder weniger demokratischen Regierungen Brasiliens, Boliviens, 
Uruguays, Chiles und Argentiniens hinwegfegten, wurden deshalb von ihnen 
wenn schon nicht gefeiert, so doch als leider notwendige antisozialistische »Be- 
freiungsaktionen« begrüßt. 

Wo sich die Ideologen des Marktes auf Demokratie als das noch geringste aller 
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politischen Übel einlassen, werden sie stets versuchen, ihren Inhalt auf Repräsen- 
tation und formale Verfahren zu reduzieren und ihren Anspruch auf Herrschaft der 
Mehrheit und Durchsetzung sozialer Gerechtigkeit abzuwehren. Was an sozialer 
Gerechtigkeit nötig und möglich ist, stellt sich nach ihrer Auffassung zwangs- 
läufig als Nebenergebnis der Bewegungen des Marktes ein. Andersherum wollen 
Demokraten am liebsten gar nicht zur Kenntnis nehmen, daß der kapitalistische 
Markt Mehrwertaneignung und Kapitalakkumulation zur Voraussetzung hat, und 
betonen stattdessen nur die förderlichen Wirkungen des freien Wettbewerbs. 

Nun steht Demokratie nicht umsonst unter dem Sozialismusverdacht. Was immer 
in den kapitalistischen Industriegesellschaften an sozialem Fortschritt und sozialer 
Gerechtigkeit gegen den Widerstand der Manchesterkapitalisten und konserva- 
tiver Feudalherren erreicht worden ist, konnte nur in dem Maße erkämpft und ge- 
sichert werden, wie gleichzeitig die Demokratie als politisches System erkämpft 
und gesichert wurde. Umverteilung zugunsten der zahlenmäßig starken, aber öko- 
nomisch schwachen Schichten kann dauerhaft nur wirksam sein, wo anerkannt ist, 
daß die Mehrheit das Recht hat, in einem kollektiven Entscheidungsprozeß ihre 
Interessen durchzusetzen. Es ist daher auch nicht erstaunlich, daß die internatio- 
nale Arbeiterbewegung Demokratie immer als eine Voraussetzung für So- 
zialismus und diesen als die Vollendung der Demokratie begriffen hat. 

Der real existierende Sozialismus osteuropäischer Prägung hat diesen Anspruch, 
Vollendung der Demokratie zu sein, durchaus aufrechterhalten. Aber er hat die 
Beweisführung einfach umgedreht, um sich diesen Vorzug möglichst lange in die 
Tasche lügen zu können: Schon weil eine politische Entscheidung im vorgestell- 
ten Interesse oder auch nur im Namen einer strukturellen Mehrheit gefällt wurde, 
konnte sie nach dem dort geltenden Schema als sozialistisch und damit auch als 
demokratisch gelten. Schon weil das System den Kräften des Marktes keinen 
Raum ließ und alle Handlungen als bewußte politische Maßnahmen wertete und 
einem Plan unterordnete, glaubte es, den Anspruch auf Verwirklichung des Sozia- 
lismus und daraus dann auch noch den Anspruch auf Vollendung der Demokratie 
ableiten zu können, Es ist gerade diese Anmaßung, die bei der ersten empirischen 
Befragung des wirklich existierenden Volkswillens in den meisten Ländern Osteu- 
ropas zum Sturz des Systems geführt und die verheerende Diskreditierung des 
Begriffs Sozialismus offengelegt hat. 

Spätestens seither hat sich das Generalthema der weltweiten politisch-ökonomi- 
schen Debatte gründlich verschoben. Statt eines Kampfes zwischen den extremen 
Polen eines Manchesterkapitalismus einerseits und einer alle Marktmechanismen 
ablehnenden Planwirtschaft gibt es, sieht man von Kuba ab, nur noch die alige- 
meine Akzeptanz der Marktwirtschaft. Und noch mehr: Auch daß sie sozial und 
ökologisch orientiert sein muß, ist von Alaska bis Kamtschatka, von Spitzbergen 
bis Feuerland völlig unumstritten. Der Streit geht nur noch darum, was das denn 
nun im einzelnen heißen soll: sozial und ökologisch orientiert. 

Diese Debatte ist auf merkwürdige Weise einförmig geworden. Als ob die Welt 
bereits eine einzige geworden sei, dreht sich die Diskussion in allen Ländern, ob 
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reich, ob arm, ob stark, ob schwach, nur um die scheinbar überall gleiche Frage 
nach dem grundsätzlich richtigen Ausmaß der Regulierung oder Deregulierung. 
Dabei wird übersehen, daß in einem armen, unterentwickelten, verschuldeten 
Land im Rahmen der Marktwirtschaft mit keinem Grad von Regulierung oder De- 
regulierung auch nur ein Bruchteil dessen erreicht werden kann, was etwa in der 
Bundesrepublik Deutschland an sozialer Gerechtigkeit und ökologischer Vernunft 
im Prinzip durchsetzbar und finanzierbar wäre. 

Es gibt eben nicht eine einzige, weltweite Marktwirtschaft, über deren soziale und 
ökologische Orientierung weltweit gestritten werden könnte, sondern es gibt viele 
verschiedene Marktwirtschaften, die mit den internationalen Märkten für Waren, 
Dienstleistungen, Kapital, Technologien und Arbeitskräfte in unterschiedlichem 
Ausmaß verbunden sind. 


Verteilungsspielraum in Lateinamerika 


Ausschlaggebend für die Frage, welche Möglichkeiten die einzelnen Länder über- 
haupt haben, durch Sozialleistungen und Umweltschutzmaßnahmen soziale Ge- 
rechtigkeit und ökologische Vernunft zu befördern, ist zunächst einmal der Ver- 
teilungsspielraum, der sich aus der Höhe der Produktion ergibt. Tabelle 1 zeigt, 
daß die meisten Länder Lateinamerikas und der Karibik in den achtziger Jahren 
eindeutig zu den Verlierern der Weltwirtschaft gehört haben. In einem Jahrzehnt, 
in dem das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf der Bevölkerung in Ja- 
pan um über 40 Prozent, in den USA um über 30 und in den Ländern der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft um über 20 Prozent gestiegen ist, gab es unter den auf- 
geführten 20 Ländern gerade zwei, die überhaupt ein bescheidenes Wachstum 
aufweisen konnten, nämlich Kolumbien mit 16 und Chile mit 9 Prozent innerhalb 
des ganzen Jahrzehnts. Und dabei ist zu berücksichtigen, daß dieses Wachstum in 
Kolumbien im wesentlichen dem durch den illegalen Drogenhandel induzierten 
Boom zu danken ist, während Chile nur aufgeholt hat, was es schon vor 1980 
verloren hatte. 

Dann gibt es mit Jamaika und Paraguay noch zwei Länder, in denen 1990 das Ni- 
veau von 1980 gerade wieder erreicht werden konnte, und alle anderen Länder ha- 
ben schwere Einbußen hinnehmen müssen. In Nicaragua sank die Produktion pro 
Kopf der Bevölkerung im letzten Jahrzehnt um mehr als 40 Prozent, in Peru um 
mehr als 30, in Argentinien um 24, in Bolivien um 23, in Haiti um 22, in Ve- 
nezuela um 20, in Panama und Guatemala um 18 Prozent. In der gesamten Region 
sarık das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Bevölkerung in den achtziger Jahren 
um knapp 10 Prozent. Die Jahre geringen Wachstums von 1984 bis 1987 reichten 
längst nicht aus, um die Verluste der Krise von 1981 bis 1983 auszugleichen, und 
die Jahre 1988 bis 1990 bedeuteten dann einen weiteren Rückschritt in einer Peri- 
ode, in der die wichtigsten Industrienationen der sogenannten Ersten Welt ihr 
Wirtschaftswachstum sogar noch steigern konnten. 
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Tabelle 1 Lateinamerika und Karibik: 
Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner 1980 bis 1990 
(in US-Dollar von 1987) 


Land 1980 1982 1984 1986 1987 1988 1989 1990 
Venezuela 3841 3549 3122 3157 3230 3338 3019 3076 
Argentinien 2763 2351 244 2371 2390 2290 2161 2092 
Uruguay 2350 2117 1939 2070 2190 2181 2197 2192 
Panama 2168 2264 2158 2242 2240 1843 1793 1772 
Mexiko 2004 2065 1954 1842 1830 1814 1828 1836 
Brasilien 1998 1836 1782 1990 2020 1976 2006 1888 
Costa Rica 1769 1511 1578 1582 1610 1619 1665 1681 
Peru 1522 1510 1321 1395 1470 1318 1146 1062 
Chile 1367 1224 1220 1269 1310 1387 1491 1493 
Guatem. 1182 1089 1002 943 950 959 968 969 
Ecuador 1180 1170 1147 1179 1040 1170 1138 1126 
Kolumbien 1119 1108 1124 1197 1240 1261 1279 1300 
Paraguay 1052 1065 1001 976 990 1026 1055 1056 
Nicaragua 1034 1012 975 84 80 74 671 612 
El Salvador 1005 80 89 853 860 855 846 851 
Jamaika 97% 99 941 891 90 939 987 995 
Honduras 916 82 802 801 80 84 817 786 
Bolivien 73 69 651 579 580 583 58 585 
Dominik. Rep. n2 714 717 694 730 72 739 697 
Haiti 428 388 37 368 360 352 346 333 


Lateinam. u. Karibik 


insgesamt 1894 1792 1727 1775 1790 1769 1758 1712 
BRD 14400 
Schweiz 21330 


Die Angaben für 1990 sind vorläufige Schätzungen. 

Quellen: für das absolute Niveau 1987: Weltentwicklungsbericht 1989, Weltbank, Wahington 1989, für 
die jährlichen Veränderungen: CEPAL ( Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Latein- 
amerika und die Karibik ), Notas sobre la economia y el desarrollo, Nr. 500/501, Santiago 1990. 


Zu behaupten, daß diese enormen Rückgänge wirtschaftlicher Aktivität sozialisie- 
renden Tendenzen oder auch nur einem Mangel an Markttransparenz geschuldet 
seien, ist schlicht und einfach falsch. In jedem einzelnen der Fälle trat der ent- 
scheidende Rückgang der Produktion erst als Folge eines beschleunigten Über- 
gangs zu einer neoliberalen, marktorientierten Wirtschaftspolitik ein, meist im Zu- 
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sammenhang mit den vom Internationalen Währungsfonds (IWF) geforderten 
und von der Weltbank geförderten Strukturanpassungsprogrammen. Das kann 
man ohne weiteres aus den Daten der Tabelle 1 für Venezuela und Argentinien 
1989, Panama 1988, Peru und Nicaragua 1988 bis 1990 oder Bolivien 1985 ab- 
lesen. 


Die Auslandsverschuldung 


Insgesamt ist festzuhalten, daß die durch die Produktion gesetzten Grenzen für 
den Verteilungsspielraum, den eine sozial und ökologisch orientierte Demokratie 
benötigt, im letzten Jahrzehnt in Lateinamerika immer enger geworden sind. Diese 
Grenzen werden aber noch einmal wesentlich enger gezogen durch die Situation 
der Auslandsverschuldung, in der sich alle lateinamerikanischen Länder befinden 
und die dem IWF und der Weltbank erst erlauben, ihre Programme für die Um- 
strukturierung der Wirtschaft in diesen Ländern durchzusetzen. 

Die Tabelle 2 zeigt die Entwicklung der Auslandsverschuldung der wichtigsten 
lateinamerikanischen Länder in den letzten sechs Jahren. Bis auf Mexiko, wo der 
groß angekündigte Schuldensenkungsplan von US-Finanzminister Brady 1989/90 
gerade mal einen Rückgang der Auslandsschulden um fünf Prozent erbracht hat, 
Chile, wo die Militärdiktatur kurz vor ihrem Ende 1988/89 die Schulden noch 
durch eine Politik des Ausverkaufs von nationalem Produktionspotential um 15 
Prozent senken konnte, und schließlich Venezuela, Bolivien und Costa Rica haben 
alle anderen lateinamerikanischen Länder in den Jahren von 1985 bis 1990 eine 
leichte oder sogar starke Steigerung der Auslandsschulden erlebt. 

Nun könnte man denken, daß die Aufnahme neuer Schulden eine Ausweitung des 
Verteilungsspielraums und damit eine wenigstens relative oder zeitweilige Er- 
leichterung für eine sozial und ökologisch orientierte Politik bieten müßte. Aber 
das Gegenteil ist richtig. 

Seit 1982 haben die relativ weniger armen Länder Lateinamerikas nicht nur kei- 
nen Nettozufluß an Ressourcen erlebt, sondern im Gegenteil durch Zahlungen von 
Zinsen und Gewinnen in Höhe von insgesamt 318,5 Milliarden US-Dollar, die nur 
zu geringen Teilen durch Neuaufnahme von 94,9 Milliarden Kapital finanziert 
werden konnten, einen gigantischen Ressourceniransfer von 223,6 Milliarden US- 
Dollar in die westlichen Industrieländer finanzieren müssen, der real ungefähr 
dem Dreifachen dessen entspricht, was mit dem Marshall-Plan nach dem Zweiten 
Weltkrieg an Hilfsgütern aus den USA nach Europa geflossen ist, Mit diesen 
Zahlungen haben aber die Auslandsschulden der Region in der gleichen Zeit kei- 
neswegs abgenommen, sondern sogar noch um insgesamt 125 Milliarden US- 
Dollar zugenommen (vgl. Hinkelammert 1989), 

Bei diesem Ressourcentransfer handelt es sich nicht etwa um fiktive Summen, die 
in den Büchern hin- und hergeschoben werden, sondern um reale Güter und 
Dienstleistungen, die ohne Gegenleistungen aus Laieinamerika abgezogen 
werden. Die Gegenleistung besteht allenfalls darin, daß es den lateinamerikani 


80 Urs Müller-Plantenberg 


Tabelle 2 Lateinamerika und Karibik: 
Gesamtauslandsschuld 1985 bis 1990 
(Jahresendsalden in Milliarden US-Dollar) 


Land 1985 1986 1987 1988 1989 1990 
Brasilien 105,1 111,0 121,2 113,5 115,1 121,0 
Mexiko 97,8 100,5 102,4 100,4 95,1 95,9 
Argentinien 49,3 51,4 58,3 58,5 63,3 67,5 
Venezuela 33,4 32,9 34,2 34,3 32,0 31,0 
Peru 13,7 14,5 15,4 16,5 16,7 17,7 
Kolumbien 14,1 15,0 15,7 16,4 16,2 17,2 
Chile 20,4 20,7 20,7 17,6 16,3 16,9 
Ecuador 81 9,1 10,2 10,6 11,0 11,7 
Nicaragua 5,0 5,8 6,3 7,2 81 8,6 
Uruguay 4,9 5,2 5,9 6,3 7,0 6,9 
Panama 4,8 4,9 5,3 5,4 5,5 5,8 
Dominik. Rep. 3,7 3,8 3,9 3,9 4,1 4,3 
Jamaika 3,4 3,6 4,0 4,0 4,0 4,0 
Bolivien 3,3 3,5 42 4,1 3,5 3,7 
Honduras 2,8 3,0 3,1 3,3 3,4 3,6 
Costa Rica 3,7 39 4,2 4,1 3,8 3,0 
Guatemala 2,7 2,7 2,7 2,6 2,7 2,8 
El Salvador 2,0 19 1,9 1,9 2,2 2,2 
Paraguay 18 19 2,0 2,0 2,0 2,1 
Haiti 0,6 0,7 0,8 0,8 0,8 0,8 
Lateinamerika u. Karibik 

insgesamt 383,5 399,4 426,0 417,9 417,5 422,6 


Die Angaben für 1990 sind vorläufige Schätzungen. 
Quelle: CEPAL, a.a.O., Santiago 1990 


schen Ländern erlaubt wird, die Zinsen dafür zu zahlen, daß sie in den siebziger 
Jahren für ein scheinbar problemloses Recycling einiger Ölmilliarden gesorgt 
haben. 

In der Tabelle 3 kann man ablesen, daß dieser Ressourcentransfer seit 1982 mehr 
als ein Fünftel der gesamten Ausfuhr von Gütern und Dienstleistungen ausge- 
macht hat, in manchen Jahren - wie 1983 oder 1985 - sogar fast ein Drittel, 

Noch deutlicher wird der Aderlaß, wenn man ihn für einzelne Länder betrachtet 
und in Beziehung zum gesamten erarbeiteten Bruttoinlandsprodukt dieser Länder 
setzt. Die in Tabelle 4 aufgeführten Summen ergeben zunächst einmal, daß aus 
Brasilien und Mexiko in den letzten neun Jahren jeweils Werte herausgeholt wur- 
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den, die einen vollen Marshall-Plan ergeben hätten. Das entsprach in Brasilien in 
den einzelnen Jahren einem Anteil zwischen zwei und fünf Prozent des Bruttoin- 
landsprodukts. In Kolumbien, Chile und Uruguay ist dieser Anteil in einzelnen 
Jahren auf sechs, in Mexiko, Venezuela und Argentinien sogar auf acht bis zehn 
Prozent gestiegen. 

Der Verteilungsspielraum, den die lateinamerikanischen Demokratien benötigen 
würden, um soziale Gerechtigkeit und ökologische Vernunft walten zu lassen, 
wird also nicht nur durch eine - pro Kopf der Bevölkerung - zurückgehende Pro- 
duktion eingeschränkt, sondern zusätzlich auch durch die Auslandsverschuldung, 
die dafür sorgt, daß von dem schrumpfenden Produkt noch einmal ein erheblicher 
Teil für das Ausland abgezwackt wird. Aus dem verschuldeten Kapitalismus, für 
den die strukturelle Abhängigkeit von externer Finanzierung ein Begleitphänomen 
seiner Reproduktion war, ist im Fall der größeren lateinamerikanischen Länder 
längst ein »Schuldendienst-Kapitalismus« geworden, das heißt: ein Wirt- 
schaftssystem, in dem sämtliche ökonomischen Variablen dem obersten Ziel der 
Bedienung der Auslandsschulden angepaßt werden (vgl. Ehrke 1986, S. 26). 


Tabelle 3 Lateinamerika und Karibik: 
Nettokapitalzufuhr und Ressourcentransfer 1980 bis 1990 
(in Milliarden US-Dollar bzw. Prozent ) 


Netto- Netto- Ressourcen- Ausfuhr Verhältnis 
Jahr kapital- zahlung transfer von Gütern Ressourcen- 
zufuhr von Zinsen und Dienst- transfer (3) zu 
und leistungen Ausfuhr (4) in 
Gewinnen (1)-(2) Prozent 
1) @2) 68) (4) (65) 
1982 20,1 38,8 -18,7 103,0 18,2 
1983 2,9 34,5 -31,6 102,4 30,9 
1984 10,4 373 -26,9 113,8 23,6 
1985 3,0 35,3 -32,3 109,0 29,6 
1986 99 32,7 -22,8 94,7 24,1 
1987 15,1 31,4 -16,3 108,1 15,1 
1988 5,5 34,3 28,8 122,8 23,5 
1989 10,1 37,4 -27,3 136,4 20,0 
1990 17,9 36,8 -18,9 147,1 12,8 
Summe 82-90 94,9 318,5 -223,5 10373 21,6 


Die Angaben für 1990 sind vorläufige Schätzungen. 
Quelle: CEPAL, a.a.O., Santiago 1999 
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Tabelle 4 Lateinamerika und Karibik: 
Ressourcentransfer 1982 bis 1990 (in Milliarden US-Dollar) 


Land 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 82-90 
Brasilien 61 11499 -567 -145 -117 -93 -78,0 
Mexiko -121 120 533 52 -13 24 07 -69,6 
Venezuela 52.36 36 1302 48 -64 -36,4 
Argentinien 31 33 22 22 -17 65 -45 -31,9 
Kolumbien 0,6 00 285 19 -14 -19 -19 -7,0 
Chile 02 -257 10-087 -.08 -03 -11 -6,4 
Ecuador -07.-.08 02 02 -03 -02 -05 -3,0 
Panama 01 2131 20 -02 -06 -03 01 2,8 
Uruguay 03 02 01 01 -03 04 -04 -2,5 


Lateinamerika u. Karibik 
insgesamt 269 -323 -228 -16,3 -28,8 -273 -189 -223,6 


Die Angaben für 1990 sind vorläufige Schätzungen. 
Quelle: CEPAL, a.a.O., Santiago 1985-1990 


Es ist also nicht mehr die Marktwirtschaft der betroffenen Länder, in der über die 
Produktion und Verteilung entschieden wird, vielmehr erzwingt die internationale 
Konkurrenz um Kapital und Kredite auf den internationalen Finanzmärkten, daß 
Exportüberschüsse erwirtschaftet werden, deren Erlöse für den Schuldendienst 
verwendet werden können. Jede Bemühung um soziale Gerechtigkeit und ökologi- 
sche Vernunft stößt sich zuerst einmal daran, daß die Bedienung der Gläubiger 
absolute Priorität genießt. Und wo deren Marktmacht nicht ausreicht, um ihre In- 
teressen durchzusetzen, müssen die Institutionen helfen, die einst geschaffen wur- 
den, um die Freiheit der Finanzmärkte zu garantieren. So hat beispielsweise der 
von den Industrieländern kontrollierte IWF 1982 die chilenische Regierung ge- 
zwungen, die privaten chilenischen Auslandsschulden zu übernehmen und damit 
gegen jedes neoliberale Credo die von der internationalen Finanzwelt eingegange- 
nen Risiken zu sozialisieren, 


Märkte und Märkte 


Die forcierte Durchsetzung marktwirtschaftlicher Ordnung durch Privatisierung 
staatlicher Funktionen und Liberalisierung des Außenhandels scheint alle Markt- 
wirtschaften in gleicher Weise zu engverflochtenen Teilbereichen eines großen 
allumfassenden Weltmarktes zu machen. Aber auch hier ist das Gegenteil richtig: 
Der Weltmarkt besteht in Wahrheit aus verschiedenen Märkten, deren Zugang in 
sehr unterschiedlichem Ausmaß frei ist. Während der Kapitalmarkt immer größere 


Marlawirtschaft und Demokratie in Lateinamerika 83 


Freiheiten der internationalen Konkurrenz erlebt und die Dollar-Milliarden binnen 
Sekunden um den Erdball kreisen, sind die Märkte vieler Länder und Regionen 
gegen die Einfuhr von bestimmten Gütern und Dienstleistungen sorgfältig abge- 
schottet. Und es ist nicht zufällig, welche Regionen für welche Güter immer noch 
dank ihrer Marktmacht auf dem Weltmarkt Einfuhrbeschränkungen durchsetzen 
können. Wo die Länder Lateinamerikas und überhaupt der Dritten Welt - wie etwa 
bei Agrarprodukten oder in der Stahlindustrie - eine Chance hätten, sich in der 
internationalen Konkurrenz gegen die Produzenten aus den kapitalistischen Indu- 
strieländern durchzusetzen, da greift trotz jahrelanger zäher GATT-Verhandlun- 
gen ein gnadenloser Protektionismus dieser Industrienationen zu ihren eigenen 
Gunsten ein. Die dadurch erreichte Überproduktion wird dann als »Entwicklungs- 
hilfe« oder gar »Katastrophenhilfe« verschenkt oder zu Dumpingpreisen in die 
Märkte der Dritten Welt gepreßt, was die Aufgabe der lateinamerikanischen Län- 
der, die nötigen Exportüberschüsse für die Begleichung ihrer Schuldendienstver- 
pflichtungen zu erreichen, noch einmal erschwert. 

Ein strategisch eingesetzter Protektionismus, den Dieter Senghaas einst als »selek- 
tive Dissoziation vom Weltmarkt« zur Voraussetzung von nachholender Ent- 
wicklung für die Länder der Dritten Welt erklärt und legitimiert hatte (vgl. Seng- 
haas 1977), wird jetzt zu dem Mittel, durch das die reichen Länder die Ex- 
klusivität ihrer Entwicklung sichern. Die Lokomotive fährt nicht mehr mit den 
Waggons der Zweiten Klasse auf schnellere Gleise, um den Vorsprung der ande- 
ren aufzuholen, sondern sie hat die Waggons der Zweiten und Dritten (und Vier- 
ten) Klasse abgekoppelt, um mit den Abteilen Erster Klasse umso besser be- 
schleunigen zu können. 

Am wirkungsvollsten erweist sich diese selektive Dissoziation vom Weltmarkt auf 
dem internationalen Teilmarkt der Ware, die gewöhnlich gar nicht in diese Be- 
trachtungen einbezogen wird, nämlich der Ware Arbeitskraft. Was bei den Märk- 
ten für Kapital, Güter und Dienstleistungen als das - zu erstrebende - eigentlich 
Natürliche gilt, nämlich die freie internationale Konkurrenz, ist auf dem Weltar- 
beitsmarkt im Verlauf des 20, Jahrhunderts systematisch zur Ausnahme gemacht 
worden, die allenfalls bei Vorliegen ganz spezifischer Qualifikationen - Wissen- 
schaft, Technik, Sport und Kunst - anerkannt wird. Alle anderen Arbeitsuchenden 
werden zur Konkurrenz auf dem internationalen Arbeitsmarkt nur zugelassen, so- 
bald und solange in einem Land ein Engpaß besteht, den sie beheben können. Ist 
aber der Engpaß beseitigt, werden aus den ehemals umworbenen »Gastarbeitern« 
jetzt unerwünschte Personen, mögen sie nun »illegale Fremde«, »unpolitische 
Asylbewerber«, »Wirtschaftsflüchtlinge« oder neuerdings »Armutsflüchtlinge« 
genannt werden (vgl. Müller-Plantenberg 1981). 

Diese Segmentierung des Weltmarktes, einerseits in unterschiedliche Märkte mit 
einem jeweils anderen Grad an freier internationaler Konkurrenz, andererseits in 
nationale oder regionale Marktwirtschaften, die deshalb auf den Märkten für Ka- 
pital, Güter, Dienstleistungen oder Arbeitskräfte sehr verschieden stark zur in- 
ternationalen Konkurrenz zugelassen sind, bewirkt schon allein, daß in den 
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einzelnen Ländern die Kontrolle über die Koordinaten der eigenen Marktwirt- 
schaft und damit die Fähigkeit zur Regulierung und die Chance zum demokrati- 
schen Eingriff in den Markt sehr verschieden groß sind. 

Welche Marktwirtschaften sich aber nun von welchen internationalen Märkten 
abkoppeln dürfen - wie Westeuropa von den internationalen Märkten für Arbeits- 
kräfte und für Agrarprodukte - und welche Marktwirtschaften von welchen inter- 
nationalen Märkten ausgeschlossen werden - wie zeitweise Osteuropa von ganz 
bestimmten Technologien -, darüber entscheiden allein die Regierungen der reich- 
sten Länder. Als Hauptkonkurrenten sind sie nicht nur gleichzeitig Schiedsrichter, 
sondern auch noch mitten im Spiel zur Änderung der Regeln befugt. Sie sind des- 
halb die einzigen, die innerhalb dieses halbfreien Weltmarktes noch über ein Mi- 
nimum an Kontrolle über die Koordinaten der eigenen Marktwirtschaft verfügen 
und damit im Prinzip für eine soziale und ökologische Orientierung sorgen könn- 
ten. 

In den lateinamerikanischen Ländern dagegen erleben wir die Marktwirtschaft, 
wie sie real existiert. Die auch für ein nur normales Funktionieren der inneren 
Marktkräfte erforderliche Kontrolle der äußeren Bedingungen ist den Regierungen 
unmöglich gemacht. 

Die über die Privatisierung staatlicher Funktionen und die Liberalisierung des Au- 
Benhandels bewerkstelligte, möglichst totale Unterwerfung unter das ungleiche 
Spiel auf dem halbfreien Weltmarkt verlangt gebieterisch, daß im internen Ver- 
teilungskampf die Interessen in der Reihenfolge ihrer internationalen Marktmacht 
bedient werden, Deshalb muß unter allen Umständen zuerst dem Kapital die inter- 
national übliche Rendite oder eine möglichst höhere zugesichert und garantiert 
werden. Dem Fluchtkapital können nämlich keine Grenzen gesetzt werden, ihm 
sind die Tore der internationalen Banken weit geöffnet. Die Einkommensschere 
öffnet sich immer weiter, weil die Besitzer von Kapital oder Qualifikation ihre in- 
ternationale Mobilität in Marktmacht umsetzen und höhere Einkommen erzwin- 
gen können, während die Masse der nicht beruflich qualifizierten Arbeitslosen 
keine Chance hat, im reichen Ausland Aufnahme zu finden. Unter diesen Um- 
ständen wird den lateinamerikanischen Ländern die intensive Ausbeutung aller 
menschlichen und natürlichen Ressourcen, also das Gegenteil von sozialer und 
ökologischer Orientierung, zur Pflicht gemacht, 

Jede auf Wachstum zielende wirtschaftspolitische Strategie hat zur Voraussetzung 
eine noch tiefere Verbeugung vor der Macht des in- und ausländischen Kapitals 
und einen Panzerschutz gegen das Aufkommen sozialer Gefühle. Wachstum ist 
nicht nur gefordert, weil man gern etwas umverteilen würde, sondern schon, weil 
die Zinsen zu bezahlen sind. Politik beschränkt sich auf die Einsicht in die Not- 
wendigkeit des Sachzwangs. 
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Demokratie und Demokratie 


Seit langem ist die Abhängigkeit Lateinamerikas von den Zentren des Weltkapita- 
lismus nicht so eindeutig und so sichtbar gewesen wie heute, aber noch nie wurde 
so wenig davon gesprochen, Die demokratisch gewählten Präsidenten und Regie- 
rungen des Subkontinents erheben den Anspruch und erwecken den Anschein un- 
bezweifelbarer Souveränität - und beugen sich vor dem Sachzwang, freiwillig, aus 
Einsicht in die Notwendigkeit. Von Abhängigkeit zu sprechen gilt nicht mehr als 
fein. 

Nun hat Demokratie ja eigentlich nicht die Funktion, den Sachzwang zu vollzie- 
hen, sondern dem Volkswillen Ausdruck zu verschaffen. Und wo der Sachzwang 
ganz eindeutig den unmittelbaren Interessen der großen Mehrheit entgegensteht, 
wäre eigentlich die große Revolte zu erwarten, die sich dann auch gegen eine als 
ungenügend oder betrügerisch empfundene Demokratie richten würde. Es fehlt 
auch nicht an Revolten. Die heftigen Unruhen in Caracas vom Februar 1989, die 
politischen Proteste in Mexiko nach den letzten Präsidentschaftswahlen, die Gue- 
rilla-Bewegungen in Peru oder die Streiks in Managua vom Juli 1990 sind Anzei- 
chen einer großen sozialen und politischen Unzufriedenheit bei breiten 
Bevölkerungsschichten. Aber sie verdecken nicht den anhaltenden Trend eines 
breiten Siegeszugs der Demokratisierung in (fast) ganz Lateinamerika. In einem 
Kontinent, in dem vor zehn Jahren Generäle in den meisten Ländern das unbe- 
schränkte Sagen hatten, vergeht heute kaum ein Monat, in dem nicht irgendwo das 
Volk zur Wahlurne gerufen wird. Wer hat daran ein Interesse? 

Die Sozialwissenschaftlerinnen und Sozialwissenschaftler, die sich mit den De- 
mokratisierungsprozessen in Lateinamerika beschäftigt haben, haben sich in der 
Regel auf die Logik der inneren Entwicklung der Militärdiktaturen konzentriert 
und aus dem sich kumulierenden Legitimationsdefizit die geradezu zwangsläufig 
sich ergebenden Demokratisierungstendenzen erklärt. Auf diese Art sind viele 
kluge und differenzierende Analysen entstanden, über denen aber die historisch- 
soziale Bedeutung der Militärdiktaturen nicht verloren gehen darf: Zwischen den 
Demokratien vorher und hinterher klafft ein himmelweiter Unterschied. 

Die lateinamerikanischen Demokratien, die in den sechziger Jahren mit der Hilfe 
ausländischen Kapitals die Strategie der importsubstituierenden Industrialisierung 
verfolgten und dann Anfang der siebziger Jahre zusammen mit anderen Ländern 
der Dritten Welt für die Schaffung einer Neuen Weltwirtschaftsordnung eintraten, 
haben sich damals unter dem Druck der Wählerinnen und Wähler bemühen müs- 
sen, ihrer Marktwirtschaft eine soziale Orientierung zu geben - von Ökologischer 
Orientierung sprach damals noch niemand. Die sozialisierenden Tendenzen der 
Demokratien bedrohten die freie Bewegung des Kapitals. 

Die historisch-soziale Bedeutung der Militärdiktaturen - mit der Ausnahme der 
peruanischen von Velasco Alvarado 1968-1975 - bestand unter diesen Umständen 
in der Herstellung der vollen Bewegungsfreiheit des Kapitals, einer völligen oder 
doch - im Fall Brasilien - weitgehenden Integration in den Weltmarkt und der 
Ausrottung aller sozialisierenden Tendenzen. Diese liberale Revolution, die zwei- 
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fellos in Chile am gründlichsten betrieben wurde, aber in den anderen Diktaturen 
kaum weniger effektiv funktioniert hat, hatte zum Ergebnis, daß die neu erstan- 
denen Demokratien auf einer völlig neuen Basis operieren, gewissermaßen auf ei- 
ner tabula rasa. Die heute real existierende Demokratie basiert auf der nackten 
Marktwirtschaft in ihrer Abhängigkeit vom halbfreien Weltmarkt. Wo der Sach- 
zwang dieser real existierenden Marktwirtschaft voll durchschlägt, bedarf es der 
Militärs nicht mehr. 


Demokratie und Marktwirtschaft - real existierend 


Das hindert nun nicht, daß der Volkswille etwas anderes fordert: Am Beispiel der 
Präsidentschaftswahlen, die zwischen 1988 und 1990 in den größeren lateinameri- 
kanischen Ländern stattgefunden haben, läßt sich zeigen, mit welchen Mitteln je- 
weils dem Sachzwang zum Sieg über den Volkswillen erst verholfen werden 
mußte. 

In Chile hat eine große Mehrheit der Bevölkerung dem Kandidaten Hernän Bichi, 
der offensiv für eine Fortsetzung des ultraliberalen Wirtschaftsprogramms der Pi- 
nochet-Diktatur eintrat, in den Wahlen vom 14. Dezember 1989 eine klare Absage 
erteilt und den Christdemokraten Patricio Aylwin gewählt. Aber dessen Minister 
und Wirtschaftsberater sind, egal ob Sozialisten oder Christdemokraten, inzwi- 
schen so sehr von der Notwendigkeit der Fortsetzung der bisherigen Wirtschafts- 
politik überzeugt, daß trotz allen Redens von sozialer Gerechtigkeit von einem 
grundsätzlichen Wandel zugunsten der zwei ärmeren Drittel der sozial extrem ge- 
spaltenen Gesellschaft kaum gesprochen werden kann (vgl. Müller-Plantenberg 
1990). 

Fast zur gleichen Zeit wie die Wahlen in Chile fanden die Stichwahlen für die 
Präsidentschaft in Brasilien statt, bei denen sich der politische Newcomer Fern- 
ando Collor, Überraschungskandidat der Rechten, um gegen den Gewerkschafts- 
führer Lula von der Arbeiterpartei PT überhaupt bestehen zu können, mit dem po- 
pulistischen Programm eines Saubermanns vom Thatcheristen zum progresssiven 
Sozialdemokraten zu mausern versuchte. Das Rezept wirkte und brachte ihm 
knapp den Wahlerfolg und die Präsidentschaft. Schon einen Tag nach seinem 
Amtsantritt am 15. März 1990 schockte er dann das ganze Land mit der Sperrung 
aller größeren Bankguthaben und einem in seiner Radikalität und Strenge einzig- 
artigen antiinflationären Sparprogramm (vgl. Fatheuer/Würtele 1986; Fatheuer 
1990). So sehr die Anfangserfolge in Richtung auf eine Stabilisierung der Preise 
auch von großen Teilen der Bevölkerung begrüßt wurden, die Hauptlast hatten mit 
steigender Arbeitslosigkeit und sinkenden Reallöhnen auch hier die großen Mas- 
sen der von Collor umworbenen »descamisados« ( Hemdlosen ) zu tragen. 
Vollends deutlich wird das Auseinanderklaffen von Wahlprogramm und Amtsfüh- 
rung bei den in letzter Zeit gewählten Präsidenten von Argentinien und Peru. 
Anfang 1989 setzte sich in Argentinien Carlos Sail Menem als Kandidat der or- 
thodox-autoritären Mehrheit der Gewerkschaften und anderer nationalistischer 
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Strömungen innerhalb der peronistischen Partei in den Präsidentschaftswahlen 
gegen den liberalen Kandidaten Eduardo Angeloz mit einem Programm durch, das 
an populistischer Demagogie kaum zu übertreffen war. Aber schon die Regie- 
rungsbildung im Juli 1989 zeigte die wahren Intentionen Menems: Für die wirt- 
schaftspolitischen Ressorts wurden wichtige Vertreter des transnationalen Kon- 
zes Bunge & Born gewonnen, der stets einer der Hauptadressaten für die sozia- 
len Anklagen der Peronisten gewesen war. Auch hier begann die neue Präsident- 
schaft entgegen allen programmatischen Äußerungen mit einem kurzfristig 
durchgesetzten antiinflationären Stabilisierungsprogramm mittels umfassender 
Liberalisierung der Wirtschaftsbeziehungen, Privatisierung von Staatsbetrieben 
und Sanierung des Staatshaushalts. Auch hier die zu erwartenden Folgen für die 
Massen der Bevölkerung: starker Rückgang der Produktion, starker Rückgang der 
Einkommen, starker Rückgang der Beschäftigung (vgl. Ossoni/Dirmoser 1989; 
Herzog 1989). 

Noch größer war nur die Skrupellosigkeit, mit der Alberto Fujimori, der im April 
1990 gegen den offensiv ultraliberal auftretenden Romancier Mario Vargas Llosa 
zum Präsidenten Perus gewählt wurde, gleich nach seinem Amtsantritt im Juli 
1990 alle seine wirtschaftspolitischen Wahlversprechungen dadurch zur Makula- 
tur erklärte, daß er ebenfalls ein Sanierungsprogramm nach Art eines Überfalls 
durchsetzte. Obwohl ihm erst seine Wahlpropaganda gegen das von Vargas Llosa 
vorgeschlagene Schockprogramm und sein Eintreten für eine »schrittweise« Sa- 
nierung die Unterstützung durch ehemals linke Wählerinnen und Wähler und da- 
mit den Wahlsieg gesichert hatten, stellte Fujimori nach Gesprächen in Japan und 
beim IWF die gesamte Wirtschaft handstreichartig auf das freie Spiel der Markt- 
kräfte um. Auch hier der Widerspruch zwischen der Hoffnung der Massen auf ein 
Gelingen der Stabilisierung und der brutalen Realität von Rezession und Elend 
(vgl. Dirmoser 1989; Goedeking 1990; aus anderer Sicht: Rojas 1990). 

In Mexiko ist die herrschende politische Klasse, die ihre Heimat in der institutio- 
nalisierten Revolutionspartei PRI hat und mit ihrem 1988 an die Regierung beför- 
derten Präsidenten Carlos Salinas de Cortari heute ebenfalls auf die neoliberalen 
Rezepte des IWF schwört, erst gar nicht das Risiko eingegangen, ihr Schicksal ei- 
nem Kandidaten anzuvertrauen, der wie Cuauhtemoc Cärdenas mit einem teils so- 
zialdemokratischen, teils populistischen Programm zu den Wahlen angetreten war. 
Nach allen glaubwürdigen Berichten wurden hier direkte Wahlfälschungen in ei- 
nem Ausmaß betrieben, das den Schluß zuläßt, daß Cärdenas, der Sohn des legen- 
dären Präsidenten Läzaro Cärdenas ( 1934-1940 ), um den möglichen Sieg betro- 
gen wurde (vgl. Reimar 1989). 

In Nicaragua schließlich hat der Sandinistischen Befreiungsfront FSLN auch die 
seit 1985 eingeleitete Wirtschaftspolitik einer Übernahme der TWF-Rezepte nicht 
mehr genützt. Unter dem Druck von Krieg gegen die Contra und Wirtschafts- 
blockade wählte eine Mehrheit der Bevölkerung am 25. Februar 1990 zur Überra- 
schung aller Beteiligten Violeta Chamorro als Vertreterin der bisherigen Oppo- 
sition zur Präsidentin des Landes. Wenn das Sanierungsprogramm schon unaus- 
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weichlich ist, dann doch bitte ohne Krieg von innen und außen, so lautete die 
Botschaft (vgl. Rediske 1990). 

Die Forderung nach mehr sozialer Gerechügkeit und nach Schutz gegen wirt- 
schaftspolitische Schockprogramme, die die soziale Ungleichheit sogar noch be- 
wußt fördern, ist in allen diesen Wahlen nicht nur präsent gewesen, sonder auch 
in den Wahlkämpfen von den Mehrheiten erhoben worden. Aber wie auch immer, 
durch äußeren Druck wie im Fall Nicaragua, direkte Wahlfälschung wie in Me- 
xiko, indirekten Wahlbetrug wie in Peru, Argentinien und Brasilien oder allmählı- 
che Anpassung wie im Fall Chile sind diese Mehrheiten um ihren Sieg gebracht 
worden, damit der Sachzwang der Marktgesetze seine volle Wirkung entfalten 
kann. 

Wo aber die Spannung zwischen Demokratie und Markt, von der oben die Rede 
war, so aufgelöst wird, daß das Mehrheitsprinzip hinter dem Rücken der Wählen- 
den außerkraftgesetzt wird, weil die so oder so gewählten Repräsentanten von sei- 
ner Respektierung das Chaos erwarten, da ist zu fürchten, daß das Vertrauen der 
Wählerinnen und Wähler in die Macht ihrer Wahlstimmen schwindet. Nicht zu- 
fällig warnen heute gelegentlich schon manche lateinamerikanischen (linken) In- 
tellektuellen vor demagogischen Forderungen nach sozialer Gerechtigkeit wegen 
der damit verbundenen Gefahren für die frisch errungene Demokratie. 

Dabei wissen die Massen der Bevölkerung durchaus, daß die einzige reale Alter- 
native zur politischen Demokratie nur eine Diktatur ist, von der sie keine Verbes- 
serungen ihrer wirtschaftlichen Situation, wohl aber politische Unterdrückung und 
Menschenrechtsverletzungen zu erwarten haben. Sie werden deshalb immer noch 
hoffen und dafür eintreten, daß die innere Logik der Demokratie eines Tages doch 
noch zu mehr sozialer Gerechtigkeit führt. 

Der organisierte Massenbetrug läßt sich nicht beliebig häufig wiederholen, Bleibt 
die Marktwirtschaft in Lateinamerika so, wie sie heute als System sozialer Apart- 
heid real existiert, dann erhalten die demokratischen Erwartungen der Massen 
zwangsläufig explosiven Charakter. Die Erste Welt, die den halbfreien Weltmarkt 
reguliert und organisiert, der diese Marktwirtschaften einschnürt, wird von den 
Erschütterungen nicht unberührt bleiben. Durch die Ergebnisse der Massenmigra- 
tion von »Wirtschaftsflüchtlingen« und der Drogenproduktion hat sie bisher nur 
einen ersten Eindruck davon bekommen, welche Auswege die Mehrheit der Welt- 
bevölkerung ersinnen mag, um an den Früchten der Marktwirtschaft dort, wo sie 
floriert, teilzuhaben. 
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Leopoldo Märmora, Dirk Messner 

Zur Kritik Eindimensionaler Entwicklungskonzepte. 
Die Entwicklungsländer im Spannungsfeld zwischen 
aktiver Weltmarktintegration und globaler Umweltkrise 


Zusammenfassung: Die Autoren befürworten ein Entwicklungskonzept, das fol- 
gende drei Dimensionen und Zielsetzungen einschließt: (1) Optimierung endo- 
gener Entwicklungspotentiale in den Ländern des Südens und ihre aktive Welt- 
marktintegration; (2) Neuordnung der weltwirtschaftlichen und weltpolitischen 
Beziehungen zwischen Norden und Süden; (3) Ökologischer Umbau der Indu- 
striegesellschaft in den entwickelten Ländern des kapitalistischen Nordens. Vor 
diesem Hintergrund analysieren sie die Verdienste und die Defizite der neuesten 
CEPAL-Konzeption für Lateinamerika und des Berichtes der Brundtland-Kom- 
mission für Umwelt und Entwicklung. Die CEPAL trägt zur Klärung der ersten 
Dimension bei, vernachlässigt aber besonders die ökologische Dimension. Umge- 
kehrt der Brundtland-Bericht, der den Fragen einer aktiven Weltmarktintegration 
ausweicht. 


I. Die Marginalisierung der Entwicklungsländer in der 
internationalen Arbeitsteilung 


Der lange Aufschwung in den Industrieländern und die dynamische Entwicklung 
des Welthandels zwischen 1950 und 1973 ging mit einem sukzessiven Be- 
deutungsverlust der Entwicklungsländer in der Weltwirtschaft einher. Der Anteil 
der Dritt-Welt-Länder am Weltexport verringerte sich von 31,1% auf nur noch 
18,4%. Die Industriegüterexporte aus den Ländern des Nordens in die Peripherie 
sanken zwischen 1955 und 1970 ebenfalls von 33% auf 19%. Selbst die multina- 
tionalen Unternehmen verloren zunehmend ihr Interesse an den Entwicklungslän- 
dern. Vor dem Zweiten Weltkrieg transferierten sie noch etwa 50% ihrer Direk- 
tinvestitionen in die armen Nationen, im Verlauf der 70er Jahre sank dieser Anteil 
auf etwa 25% (Daten nach: UNCTAD). Von diesen Marginalisierungstrends wa- 
ren alle Entwicklungsländer tendenziell gleich betroffen. 

Seit der Weltwirtschaftskrise von 1973 (Ölpreiskrise, Zusammenbruch des Bret- 
ton Woods Systems, Wachstumskrise in den Industrieländern) zeichnen sich Dif- 
ferenzierungstendenzen in der Dritten Welt ab: zwar setzte sich für den größeren 
Teil der Entwicklungsländer der Marginalisierungstrend der 50er und 60er Jahre 
fort, die Erdöl exportierenden Länder konnten jedoch ihren Anteil am Weltexport 
infolge explodierender Ölpreise deutlich steigern und einige wenige Länder, in 
denen sich dynamische Industrialisierungsprozesse vollzogen, schienen den An- 
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schluß an die OECD-Länder anvisieren zu können. Zu dieser Gruppe der soge- 
nannten »Newly Industrialising Countries« (NICs) werden in Abhängigkeit von 
den gewählten Indikatoren Länder wie Südkorea, Taiwan, Hongkong, Singapur, 
Mexiko, Brasilien und Argentinien gezählt, 

Die 80er Jahre sind nahezu in allen Ländern der Peripherie durch die in- 
ternationale Verschuldungskrise und tiefe langandauernde Rezessionen geprägt. In 
Afrika sank zwischen 1980 und 1989 das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen 
jährlich um 2,2% (Weltentwicklungsbericht 1990). Von »Entwicklungsoptionen« 
ist im Rahmen der Afrikadiskussionen kaum noch die Rede - ein ganzer Kontinent 
scheint in die Rolle eines Weltsozialfalles zu schliddern. Die »Hoffnungsträger« 
der 70er Jahre, die Schwellenländer, gerieten ebenfalls mehrheitlich in den Strudel 
von Krise und Verelendung. Nur einige wenige exportorientierte NICs aus der 
asiatischen Region (die »vier Tiger« - Südkorea, Taiwan, Singapur, Hongkong - 
sowie Malaysia, Thailand) setzten ihren Wachstumskurs fort und konnten ihre 
Stellung in der Weltwirtschaft weiter verbessern (Märmora/Messner 1989). 

In Lateinamerika liegt das Pro-Kopf-Einkommen 1989 um 8,3% unter dem Ni- 
veau von 1981 (CEPAL 1990). Von der Krise sind nicht nur die kleineren Länder, 
sondern auch die lateinamerikanischen NICs mit ihren relativ diversifizierten Pro- 
duktionsapparaten betroffen. Die Investitionsdynamik dieser Ökonomien verlang- 
samte sich drastisch: die Investitionsquote sank zwischen 1980 und 1989 in Ar- 
gentinien von 22,2% auf 9,9%, in Brasilien von 22,9% auf 17,7% und in Mexiko 
von 24,8% auf 17,8%. Infolgedessen reduzierte sich zwischen 1981 und 1989 das 
Pro-Kopf-Einkommen in Argentinien um 23,5%, in Brasilien um 0,5% und in 
Mexiko um 9,2% (CEPAL 1990, in Preisen von 1980). Der Anteil aller lateiname- 
rikanischen Länder am Welthandel (1960: 7,7%) fiel zwischen 1980 und 1988 von 
5,5% auf 3,9% (Rosenthal 1989). Diese »Desintegration« aus dem Welthandel ist 
nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß die lateinamerikanischen Exporte nach 
jahrzehntelangen Industrialisierungsversuchen noch immer zu 80% aus Primär- 
gütern bestehen und zudem die verbleibenden 20% Industriegüter- und Dienstlei- 
stungsexporte zu 98% aus Argentinien, Mexiko und Brasilien kommen. Damit ist 
Lateinamerika in die am wenigsten dynamischen Segmente des Welthandels inte- 
griert: Zwischen 1980 und 1988 sarnık das Welthandelsvolumen (in Preisen von 
1980) im Extraktionsbereich (mineralische Rohstoffe usw.) um 35%, stieg bei den 
Agrargütern um 30,4% und bei den Industriewaren um 85% (Rosales 1990). An 
Bedeutung verloren hat Lateinamerika zudem als Empfänger von Direktinvesti- 
tionen. 1980 flossen noch 60% aller Direktinvestitionen, die in Ländern der Drit- 
ten Welt getätigt wurden, nach Lateinamerika; bis 1985 ist dieser Anteil auf 35% 
gesunken. Der Direktinvestitionszufluß verringerte sich von 1981 bis 1986 von 
7,5 Mrd US-Dollar auf 2,8 Mrd US-Dollar. Auch der Anteil lateinamerikanischer 
Ökonomien an der weltweiten industriellen Wertschöpfung ist in den 80er Jahren 
von 6,4% (1980) auf 6,1% (1987) gesunken (Bifani 1990); 

In den 80er Jahren wurde immer deutlicher, daß sich die in den Industrieländern 
zunehmend durchsetzenden technologischen Veränderungen (Mikroelektronik 
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und Biotechnologie) eine sukzessive Herausdrängung der Entwicklungsländer aus 
der Weltwirtschaft implizieren. Diese nun lokalisierbare »neue Abhängigkeit« in- 
nerhalb der Weitwirtschaft besteht jedoch nicht, wie noch von der traditionellen 
Dependenztheorie angenommen, in einer Zwangsintegration der Dritten Welt in 
das internationale Wirtschaftssystem und in der permanenten Durchdringung und 
Ausbeutung der Peripherie durch die Akteure des Nordens. Die Industrieländer 
werden infolge der sich rasant entwickelnden industriellen Substituierung natürli- 
cher Produkte, Materialien und Werkstoffe (biotechnologische Herstellung von 
Süßstoffen, Substitutionsmöglichkeiten von Tabak, Vanille usw.; Ersetzung von 
metallischen Rohstoffen wie Kupfer, Nickel u.a. durch Glasfasern und künstliche 
Leitstoffe usw.) immer unabhängiger von traditionellen Importen aus dem Süden. 
Diese Entwicklung wirkt sich auf die Agrar- und Ressourcenexporteure in Latein- 
amerika verheerender aus, als auf die Industriegüterexporteure der ostasiatischen 
Schwellenländer, die in einigen Segmenten gar erfolgreich an den technologischen 
Umbrüchen partizipieren und zu Exporteuren von High-Tech-Produkten werden. 
Die sinkenden Direktinvestitionen der multinationalen Konzerne in den Entwick- 
lungsländern deuten in die gleiche Richtung. Im Zeitalter der Mikroelektronik 
sind nicht Niedrigstlöhne sondern technisch gut ausgebildete Arbeitskräfte, eine 
solide Infrastruktur, funktionierende Kapitalmärkte und effiziente Zulieferunter- 
nehmen die Faktoren, die Investitionsentscheidungen determinieren. Der Rück- 
gang bundesdeutscher Direktinvestitionen in den Entwicklungsländern dokumen- 
tiert diesen Trend drastisch: 1970 flossen noch 23,7% aller Auslandsinvestitionen 
in die Dritte Welt, 1987 10,4% und 1989 nur noch 2,8%. Der Referent für Au- 
Benwirtschaft beim Deutschen Industrie- und Handelstag, B. H. Kitterer, bringt 
die Stellung der Dritten Welt aus der Sicht der bundesdeutschen Industrie auf den 
Punkt: »Es wird kein nachlassendes Interesse deutscher Unternehmen an Ent- 
wicklungsländern geben. Das Interesse ist in den letzten Jahren bereits auf ein 
Minimum gesunken« (Entwicklung und Zusammenarbeit, Nr. 2, 1990, S. 18). 

Zur Abwendung dieser unfreiwilligen Abkoppelungstendenzen ist unserer Ansicht 
nach eine Entwicklungsstrategie vonnöten, die folgende drei Handlungsebenen 
und Zielgrößen berücksichtigt: (1) Die Optimierung endogener Entwicklungspo- 
tentiale in den Ländern des Südens und ihre aktive Weltmarktintegration; (2) die 
Neuordnung der weltwirtschaftlichen und weltpolitischen Beziehungen zwischen 
Norden und Süden; (3) den ökologischen Umbau der Industriegesellschaft in den 
entwickelten Ländern des kapitalistischen Nordens. 

Anhand des neuesten Dokuments der CEPAL (1990), der UN-Wirtschaftskom- 
mission für Lateinamerika, wollen wir im folgenden die erste dieser Dimensionen 
erläutern. Da aber die CEPAL - wie wir sehen werden - die anderen beiden 
Handlungs- und Zielorientierungen weitestgehend unberücksichtigt läßt, werden 
diese am Beispiel des Reports der internationalen Kommission für Umwelt und 
Entwicklung (Brundtland-Bericht 1987) eingeführt und diskutiert. 
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H. Das neue CEPAL-Konzept: Optimierung endogener Entwicklungs- 
potentiale zur aktiven Weltmarktintegration 


Die vielzitierte »verlorene Dekade« hat in Lateinamerika im Umfeld der CEPAL 
zu einem deutlichen Umdenkungsprozeß hinsichtlich der Krisenursachen geführt. 
Bis Mitte der 80er Jahre wurde der wirtschaftliche Einbruch im wesentlichen als 
eine durch externe Krisenfaktoren (Weltwirtschaftskrise, sich verschlechternde 
Terms of Trade, Hochzinspolitik der USA usw.) induzierte konjunkturelle Krise 
rezipiert. In der zweiten Hälfte des Jahrzehnts werden nun zunehmend auch in- 
terne entwicklungsblockierende Elemente in der Debatte um Auswege aus der 
Krise thematisiert. Als Ergebnis dieses Diskussionsprozesses scheint sich nun ein 
relativ breiter Konsens in der lateinamerikanischen Community der Entwick- 
lungstheoretiker dahingehend herauszubilden, daß nicht nur ein kurzfrisüger Ein- 
bruch infolge ungünstiger weltwirtschaftlicher Bedingungen, sondern eine Mo- 
delikrise (CEPAL 1990) zu bewältigen sei. Das lateinamerikanische Entwick- 
lungsmodell der binnenmarktorientierten Industrialisierung hat sich als nicht trag- 
fähig erwiesen und steht zur Disposition. 

Die CEPAL hat im Frühjar 1990 ein Dokument publiziert, das Ausdruck dieser 
Neuorientierung ist. In dem Strategiepapier werden das Ausmaß der Krise der 
»lost decade« skizziert und die konzeptionellen Ergebnisse der »decade of painful 
learning« (CEPAL 1990, S.11) vorgestellt. Die CEPAL arbeitet in dieser Studie 
die Ursachen des Scheiterns der von ihr mitkonzipierten überkommenen Ent- 
wicklungsoption der traditionellen Importsubstitution heraus und stellt für die 
90er Jahre ein Konzept vor, das sowohl die Fehler des alten lateinamerikanischen 
Entwicklungsmodells, als auch die neoliberalen Politikmuster der 80er Jahre 
überwinden helfen soll. Das Entwicklungsprojekt mit dem Namen »Changing 
Production Patterns With Social Equity« läuft auf eine Strategie aktiver Welt- 
marktintegration hinaus, mit der die drohende Zwangsabkopplung gestoppt wer- 
den soll. Gesucht wird ein Entwicklungsweg jenseits der überkommenen »falsos 
dilemas« (Fajnzylber): Industrie versus Landwirtschaft, Binnen- versus Export- 
markt, Staat versus privater Sektor und Planung versus Markt. 

Im folgenden werden die (Selbst-) Kritik der CEPAL an der Importsubstitutions- 
strategie und die wesentlichen Elemente des neuen Konzeptes skizziert, um daran 
anschließend die Defizite des CEPAL-Projektes herauszuarbeiten. 


Die Krise des lateinamerikanischen Industrialisierungsmodells 


Die überkommene Entwicklungsstrategie bestand in dem Versuch, möglichst ge- 
schlossene nationale Industriestrukturen (complete form of industrialization) auf- 
zubauen und diese ausschließlich auf den Binnenmarkt auszurichten. Die notwen- 
digen Devisen zur Finanzierung der Vorimporte zum Auf- und Ausbau der Indu- 
strie sollten über Agrar- und Ressourcenexporte aufgebracht werden. Auch nach 
jahrzehntelanger Industrialisierung bestehen die Exporte der Region noch immer 
zu fast 80% aus Rohstoffen und Halbfertigprodukten. Spiegelbild dieses Ent- 
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wicklungsweges war die asymmetrische Eingliederung der lateinamerikanischen 
Volkswirtschaften in die Weltwirtschaft: exportiert wurden im wesentlichen Robh- 
stoffe und Agrargüter, importiert Zwischenprodukte und Investitionsgüter zur 
Aufrechterhaltung der Industrieproduktion. 

Im Gegensatz zu dependenztheoretisch orientierten Erklärungsmustern wird diese 
traditionelle Form der internationalen Arbeitsteilung von der CEPAL nicht mehr 
primär mit externen, weltwirtschaftlichen Blockaden erklärt, die sich in interne 
Entwicklungshemmnisse übersetzten, sondern (im wesentlichen) als Folge einer 
nicht tragfähigen Entwicklungsstrategie interpretiert, deren Kernelemente folgen- 
dermaßen zuammengefasst werden (CEPAL, $. 11ff.; S. 81f£.): 

(1) Die Kombination von sehr hohen Zöllen und vielfältigen nicht-tarifären Han- 
deishemmnissen mit einer Überbewertungsstrategie bestärkte eine Tendenz gegen 
die Exportorientierung. Damit wurden Wachstumspotentiale durch Exportein- 
nahmen und Massenproduktionsvorteile in der Industrie nicht genutzt. 

(2) Zugleich führte der Aufbau der binnenmarktorientierten Industrien infolge der 
hermetischen Abriegelung der nationalen Ökonomie zu oligopolistisch strukturier- 
ten Märkten. Dies hatte technische und organisatorische Ineffizienzen in den Un- 
ternehmen zur Folge und verzerrte Preise auf den Märkten, so daß sich die Unter- 
nehmen tendenziell von den technologischen Entwicklungen auf internationaler 
Ebene abkoppeln und zugleich Rentengewinne auf den geschützten Binnenmärk- 
ten realisieren konnten. Gerade für viele multinationale Unternehmen stellte die- 
ses wettbewerbsfreie Ambiente geschützter Binnenmärkte ein ideales Feld für die 
Akkumulation dar. Mit veralteten Maschinen konnte weit unter dem internationa- 
len Produktivitätsniveau produziert werden. Für die Konsumenten gab es wegen 
der hermetischen Abriegelung der Binnenmärkte keine Alternative zu den oft im 
internationalen Vergleich teuren und qualitativ minderwertigen Produkten. 

Im Ergebnis vergrößerte sich das Gefälle zwischen den nationalen und den inter- 
nationalen Produktvitätsniveaus von Jahr zu Jahr. Versuche, die nationalen Indu- 
strien sukzessive in die Weltwirtschaft zu re-integrieren, wurden kaum unter- 
nommen. Infolge niedriger Produktivitätssteigerungen blieben zudem die Spiel- 
räume für Reallohnsteigerungen gering, wodurch auch die nationalen Nachfrage- 
potentiale unterminiert wurden. Der mit der Importsubstitution intendierte Moder- 
nisierungsprozeß imündete in einer »industrializaciön trunca«, in einer 
»verstümmelten Industrialisierung« (Fajnzylber 1983). 

(3) Schließlich lief diese Entwicklungsstrategie auf strukturelle Zahlungsbilanz- 
probleme hinaus. Je schneller der Industriesektor wuchs, je »erfolgreicher« die 
Importsubstitution nach eigenen Kriterien vonstatten ging, desto größer wurde der 
Devisenbedarf des verarbeitenden Gewerbes, das selbst keine oder nur geringe 
Exporteinnahmen realisierte. Die Deviseneinnahmen des Agrarsektors reichten 
immer weniger aus, um den Industrialisierungsprozeß fortzuführen. Chronische 
Handelsbilanzdefizite waren die Folge, die durch externe Kredite gefüllt werden 
mußten. Schließlich ist die Verschuldungskrise ein Ausdruck dieses Dilemmas. 

Im Ergebnis konnte zwar über einen begrenzten Zeitraum industrielles Wachstum 
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erzeugt und der Stellenwert der Industrie in den Volkswirtschaften erhöht werden; 
das Projekt der nationalen kapitalistischen Entwicklung »jenseits« des Referenz- 
rahmens Weltmarkt, mit dem der Versuch unternommen wurde, sich vor den 
Unsicherheiten des Weltmarktes zu schützen, führte jedoch nicht zur Herausbil- 
dung eines sich selbst tragenden industriellen Wachstums, sondern reproduzierte 
permanent die Abhängigkeit der Industrie von den Deviseneinnahmen des 
Agrarsektors und damit von schwankenden und in der Tendenz fallenden Welt- 
marktpreisen. Die passive Weltmarktintegration (binnenmarktorientierte Indu- 
strialisierung einerseits und Agrar- und Rohstoffexporte zu deren Finanzierung 
andererseits) hat zur Marginalisierung der lateinamerikanischen Länder in der 
Weltwirtschaft geführt und droht - verstärkt durch die technologischen Entwick- 
lungen in der Mikroelektronik und der Biotechnologie - in einen Prozeß der 
Zwangsabkopplung zu münden. Die sozialen, ökonomischen und ökologischen 
Kosten für die betroffenen Länder sind hoch. 

Der sinkende Anteil der meisten Entwicklungsländer am Welthandel, abnehmende 
Direktinvestitionszuflüsse aus den Industrieländern, ausbleibende Kredite von den 
internationalen Finanzmärkten und die Abkopplung von der rasanten technologi- 
schen Entwicklung in den Ländern des Nordens implizieren sinkendes Wachstum, 
einen Rückgang der Investitionen und der Einkommen, also im Ergebnis eine im- 
mer schneller sich öffnende Schere zwischen den Entwicklungsniveaus der Indu- 
strieländer und der Masse der Entwicklungsländer. Dies bedeutet für die betroffe- 
nen Regionen: Statt einer technologiegestützten Modernisierung ihrer Ökonomien 
die vermehrte Ausbeutung der billigen Arbeitskräfte sowie die Übernutzung von 
natürlichen Ressourcen infolge der Umweltzerstörung und des Exports ihrer Na- 
turressourcen um beinahe jeden Preis. Schuldendienstzahlungen und notwendige 
Importe müssen finanziert werden, damit der beschleunigte Verfall der Rohstoff- 
preise kompensiert werden kann. Der »Sachzwang Weltmarkt« (Altvater 1989) 
trifft daher die von Abkopplungtendenzen bedrohten binnenmarktorientierten In- 
dustrien Lateinamerikas mit ihrer Abhängigkeit von Primärgüterexporten härter 
als die in die Weltwirtschaft integrierten, wettbewerbsfähigen Industriesektoren 
der ostasiatischen NICs. 

Die Schlußfolgerung der CEPAL lautet daher: Soll die sukzessive Herausdrän- 
gung Lateinamerikas aus dem internationalen Wirtschaftssystem gestoppt und die 
schlimmste Krise des Kontinents in diesem Jahrhundert überwunden werden, dann 
muß ein aktiver Weg zurück in die Weltwirtschaft gefunden werden. Es geht um 
den Aufbau produktiver nationaler Strukturen und das Erreichen internationaler 
Wettbewerbsfähigkeit, ein Begriff der den von hohen Zollmauern verwöhnten, 
binnenmarktorientierten Industriemanagern und -planern bisher völlig unbekannt 
war, 


Die Strategie aktiver Weltmarktintegration der CEPAL - eine schematische Skizze 


Das neue CEPAL-Konzept entstand in Auseinandersetzung mit den Erfahrungen 
der Importsubstitutionsstrategie der 50er und 60er Jahre und den neoliberalen An- 


96 Leopoldo Märmora, Dirk Messner 


passungspolitiken der 80er Jahre. Als Schlußfoigerung aus dem Scheitern der bin- 
nenmarktorientierten Industrialisierungsversuche in Lateinamerika wird nun der 
Weltmarkt als Referenzrahmen akzeptiert. Zugleich werden jedoch die simplizi- 
stischen Vorstellungen der Neoliberalen von der alleinseligmachenden Kraft des 
Marktes und der Liberalisierung als notwendige und hinreichende Bedingung dy- 
namischer Entwicklung in Frage gestellt. Statt der Orientierung an statischen 
komparativen Kostenvorteilen, also der Produktion von Billiglohngütern und 
Agrargütern für den Weltmarkt und damit der Festschreibung der traditionellen 
internationalen Arbeitsteilung, soll die »long-term competitiveness« ($.68) der 
lateinamerikanischen Ökonomien gestärkt werden. 

In Abgrenzung von den lateinamerikanischen Entwicklungsstrategien der letzten 
Dekaden findet eine deutliche Neugewichtung statt: der Bedeutung von Produkti- 
onseffizienz und dem Ziel, möglichst rasch internationale Wettbewerbsfähigkeit 
zu erreichen, wird erste Priorität eingeräumt. Der Technologie kommt eine 
Schlüsselrolle als Wettbewerbsfaktor zu, und stabilitätsorientierte Makropolitiken 
- in Anlehnung an IWF und Weltbank - werden als wesentliche Bedingung für 
nachholende Industrialisierung akzeptiert. In direkter Abgrenzung von der 
Marktorthodoxie der 80er Jahre wird darauf verwiesen, daß Entwicklungsländer 
beim Aufbau von Industriebranchen auf Lernphasen, also auf die Entwicklung 
materieller und immaterieller Infrastruktur, auf technologische Lernprozesse in 
den Unternehmen, die durch Erziehungszölle abgesichert werden müssen, ange- 
wiesen bleiben. Der Übergang zur Exportproduktion soll durch aktive und selek- 
tive Exportförderung erleichtert werden. 

Mit Verweis auf die Erfahrungen der erfolgreicheren südostasiatischen NICs (aber 
auch Japans und der EG-Länder) wird auf den systemischen Charakter von Wett- 
bewerbsfähigkeit und auf die Notwendigkeit des systematischen Aufbaus von lei- 
stungs-, lern- und innovationsfähigen Gesellschafts- und Wirtschaftsstrukturen 
verwiesen. 


»Es muß die systemische Natur der Wettbewerbsfähigkit besonders hervorgehoben werden. Auf den 
internationalen Märkten findet der Wettbewerb zwischen Volkswirtschaften statt, in denen die Unter- 
nehmen, wenn auch von erstrangiger Bedeutung, doch einen integralen Bestandteil eines Netzwerks 
von Beziehungen zwischen dem Bildungs- und Ausbildungssektor, der technischen, energetischen und 
Transportinfrastruktur, den industriellen Beziehungen zwischen Beschäftigten und Arbeitgebem, den 
privaten und öffentlichen Institutionen und dem finanziellen System bilden. In anderen Worten: Unter- 
nehmen sind in ein ganzes ökonomisches und soziales System integriert. Von dieser Perspektive her ist 
es notwendig, entschlossene, auf Dauer angelegte und in Sonderheit wirklich integrierte Anstrengungen 
zu unternehmen, wenn man darangeht, die Produktionsstrukturen umzukrempeln« (CEPAL 1990, S. 
14). 


Im Gegensatz zu dem auf wenigen Basisprämissen und Makrovariablen reduzier- 
baren, »griffigen« Leitbild der Mainstream-Neoliberalen stellt die CEPAL ein 
ausdifferenziertes Set von Instrumenten zur Modernisierung, Rationalisierung, 
Kreativitäts- und Innovationssteigerung von Gesellschaft und Ökonomie vor, Die 
CEPAL bemüht sich, der soziökonomischen Komplexität gesellschaftlicher Ent- 
wicklung Rechnung zu tragen und Wege zu einer Effizienzsteigerung der Wirt- 
schaft mit ihren normativen Zielorientierungen Demokratie und soziale Gerech- 
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tigkeit zu verbinden. Im Gegensatz zu dem Konzept »nachsorgender Flankierun- 
gen« der Weltbank (z.B. in der Sozialpolitik) wird der CEPAL-Anspruch deutlich, 
Sozialpolitik, Wirtschaftspolitik und die Demokratisierung der Gesellschaft als 
komplementäre Elemente eines integralen Projektes zu begreifen. 

Die CEPAL arbeitet drei zentrale Ebenen bzw. Beziehungsgeflechte heraus, in de- 
ren Rahmen die Neuorientierungen im Vergleich zu dem traditionellen Binnen- 
marktmodell und den neoliberalen Konzeptionen der 80er Jahre erarbeitet werden 
müssen. Dabei handelt es sich um die Beziehungen zwischen Binnenmarkt und 
Weltmarkt, um die internen sektoralen Verflechtungen und um das Verhältnis von 
staatlichen und privaten Akteuren. Darauf soll nun eingegangen werden. 


Linkages zwischen dem Binnen- und dem Weltmarkt 


Im überkommenen lateinamerikanischen Entwicklungsmodell war der Industrie- 
sektor auf den Binnenmarkt ausgerichtet, internationale Wettbewerbsfähigkeit 
wurde nicht anvisiert und das technologische Niveau der Produktion war niedrig. 
Entsprechend blieb die Industrie asymmetrisch an die Weltwirtschaft angebunden 
(Importe von Zwischengütern und Maschinen einerseits, kaum industrielle Ex- 
porte andererseits). Die neoliberale Orthodoxie der 80er Jahre, die über den IWF 
in die Region »transportiert« wurde, war auf möglichst schnelle Exportsteigerun- 
gen zur Sicherung des Transfers des Schuldendienstes ausgerichtet. Entsprechend 
der Theorie der komparativen Kostenvorteile wurden Exportchancen im wesentli- 
chen im Rohstoffbereich und bei arbeitsintensiven Billigprodukten gesehen, Die 
CEPAL betont in ihrem Reformprojekt ebenfalls eine nachhaltige Exportorientie- 
rung, ohne jedoch die Entstehung wettbewerbsfähiger Strukturen ausschließlich 
den Marktmechanismen überlassen zu wollen, Statt auf billige Löhne und Roh- 
stoffexporte zu vertrauen und auf rein extensives Wachstum zu setzen, soll gemäß 
dem neuen Konzept der technologische Fortschritt forciert werden, um die Pro- 
duktivitätsentwicklung in den nationalen Ökonomien zu dynamisieren und mittel- 
fristig auch höherwertige Produkte in der Konkurrenz auf dem Weltmarkt abset- 
zen zu können. Produktivitätserfolge auf der Basis von »man-made comparative 
advantages« sind für die CEPAL der Schlüssel, um Weltmarktorientierung und 
die Steigerung sozialer Wohlfahrt zu verknüpfen. 
Die zentralen Instrumente zur Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfä- 
higkeit und der Integration in die Weltwirtschaft sind erstens die Handels- und 
Wechselkurspolitik: die Öffnung der Ökonomien zum Weltmarkt soll über einen 
realistischen Wechselkurs (was im Falle der lateinamerikanischen Länder Ab- 
wertungen der bisher überbewerteten Währungen impliziert) und den graduellen 
. Abbau von Zöllen und nichttarifären Handelsbeschränkungen erfolgen. Die Au- 
Benöffnung hat zum Ziel, Produktivitätssteigerungen und die Implementierung 
von neuen Technologien zu erzwingen und Wachstumsspielräume zu erhöhen. In 
der Phase der Strukturanpassung ineffizienter Unternehmen an Weltmarktbedin- 
gungen werden selektive Interventionen des Staates (Steuervergünstigungen für 
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erfolgreiche Exportfirmen, Kreditsubventionierungen usw.) empfohlen. 

Ein zweites Instrument ist die Technologispolitik: Technologie wird als die 
»strategische Variable« zur Modernisierung der Ökonomien angesehen. Im Zu- 
sammenspiel privater und staatlicher Akteure sollen die Inkorporierung und Dif- 
fusion des technologischen Fortschritts beschleunigt und die Innovations- und 
technologische Adaptionskraft der Unternehmen gestärkt werden. Der Aufbau und 
die Vervollständigung einer technologischen Infrastruktur sowie die Steigerung 
der anwendungsorientierten Forschung und Entwicklung sind notwendig, um die 
Herausbildung von »nücleos endögenos de innovaciön tecnolögica« zu ermögli- 
chen. 

Drittens wird die Verbesserung der Ausbildung von Arbeitskräften, z. B. durch 
Manpower Training, projektiert. Die Verbesserung der Ausbildung von Arbeits- 
kräften soll sowohl die Wettbewerbsfähigkeit der Ökonomie erhöhen, als auch die 
direkten Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeitskräfte verbessern. 

Viertens wird eine aktive Unternehmensgründungspolitik vorgeschlagen. Hierzu 
gehören neben der Erleichterung des Zuganges zu Finanzierungsmöglichkeiten 
und Starthilfen für neue Unternehmen auch die Förderung und Weiterbildung in- 
novativer und kreativer Unternehmer sowohl in betriebstechnischer (Buchhaltung, 
Informationsbeschaffung usw.) als auch in sozialer Hinsicht (modernes Manage- 
ment usw.). Mit der Schaffung neuer Unternehmen sollen die Basis des produkti- 
ven Apparates erweitert und zugleich traditionelle klientelistische gesellschaftli- 
che Verkrustungen aufgebrochen werden. 

Schließlich soll die Industriepolitik modernisiert werden. Sie soll auf die Ver- 
dichtung der bereits genannten Politiken, zielen, um dynamische komparative Ko- 
stenvorteile zu generieren und zu forcieren, 


Linkages zwischen den Sektoren der Volkswirtschaften 


Linkages zwischen dem Agrarsektor, der Industrie und dem Dienstleistungsbe- 
reich entstanden in dem traditionellen Modell kaum. Ein Teil des Agrarsektors 
war exportorientiert, jedoch in der Regel nicht mit dem Industriesektor verknüpft. 
Die Exporte blieben auf absolute Kostenvorteile angewiesen (Rindfleisch und 
Weizen aus Argentinien, Wolle aus Uruguay usw.) und basierten weder auf einer 
Verknüpfung mit der Industrie noch mit dem Aufbau einer modernen Exportinfra- 
struktur im Dienstleistungsbereich. Die Marktorthodoxie der 80er Jahre traf somit 
auf in hohem Grade desartikulierte und fragmentierte Ökonomien. Die wurden 
nun mit den Liberalisierungsprogrammen und dem Zwang zur raschen Erhöhung 
der Exporte zur Sicherung des Schuldendiensttransfers an die internationalen 
Banken konfrontiert. Schnell mobilisierbare Exportpotentiale gab es im wesentli- 
chen nur im Rohstoff- und Agrarsektor, also in Segmenten mit absoluten Kosten- 
vorteilen. Die Binnenmärkte brachen infolge drastischer Sparprogramme zusam- 
men und die Liberalisierung des Handels führte zu Importschüben und der Zerstö- 
rung nicht-konkurrenzfähiger nationaler Industrien. Zudem wirkte sich der Zwang 
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zur Schuldendienstzahlung auf die notwendige Modemisierung der Industrie 
ebenso kontraproduktiv aus wie zuvor die Importrestriktionen des Binnenmarkt- 
modells. Am Ende der liberalen Roßkuren stellen sich die Ökonomien zerrissener, 
desartikulierter dar, als zu Beginn der 80er Jahre. Im Rahmen der CEPAL-Strate- 
gie wird die Nutzung von Linkage-Effekten zwischen den Agrar-, Industrie- und 
Dienstleistungssektoren ins Auge gefaßt, zum einen um die Wettbewerbsfähigkeit 
der gesamten Ökonomie zu steigern, und zum anderen aus der Erkenntnis heraus, 
daß die Wettbewerbsfähigkeit eines Teils der Volkswirtschaft entscheidend von 
der Leistungsstärke aller anderen Segmente abhängt. Es geht also um den Aufbau 
von »production subsystems« und um die intersektorale Artikulation von Produk- 
tion, Transport und Vermarktung in Richtung auf die Herstellung effizienter 
Produktions- und Dienstleistungsnetzwerke (man kann sie Komplexe nennen), 
und nicht um das in dem Importsubstitutionsmodell projektierte Ziel ge- 
schlossener industrieller Reproduktionskreisläufe, 


Verhältnis von staatlichen und privaten Akteuren 


Aus der lateinamerikanischen Erfahrung mit hochbürokratisierten, ineffizienten 
und handlungsunfähigen Staatsapparaten wird die Notwendigkeit der Modernisie- 
rung, Professionalisierung, Entbürokratisierung und Entideologisierung des Staa- 
tes abgeleitet. Die entscheidenden Akteure sollen in Zukunft die privaten Unter- 
nehmen sein. Dennoch wird die desaströse wirtschaftliche Lage in Lateinamerika 
nicht auf der dichotomistischen Folie »zuviel Staat - zu wenig Markt« abgehan- 
delt. Die Realität der meisten Länder ist eher durch schwache Unternehmen, man- 
gelnde Marktallokation (oligopolistische Strukturen) und einen schwachen (ineffi- 
zienten) Staat geprägt. In Abgrenzung zum neoliberalen Modell und mit Verweis 
auf die strategische Rolle des Staates in vielen Industrieländern und den ostasiati- 
schen NICs wird daher auf die Koordinierungs- und Orientierungsfunktion des 
Staates verwiesen. Dem Staat kommt in dem CEPAL-Projekt die Rolle zu, neben 
stabilitätsorientierten Makropolitiken die skizzierien flankiernden Sozial-, Tech- 
nologie- und Industriepolitiken sowie strukturelle Reformen (Agrarreform und 
Bildungsreform) umzusetzen, um den schwierigen Strukturwandel in der Industrie 
zu unterstützen und den Übergang zur Wettbewerbsorientierung zu erleichtern. 
Entsprechend gilt es, die institutionellen Voraussetzungen für stetiges Wachstum 
zu verbessern (Professionalisierung, Dezentralisierung, Rationalisierung) und die 
Handlungs- und Steuerungskompetenz des Staates zu erhöhen. Zudem wird darauf 
hingewiesen, daß nur politische Abstimmungsprozesse zwischen den relevanten 
sozialen Akteuren und demokratisch legitimierte Entscheidungen (möglichst 
breiter gesellschaftlicher Konsens) über die anstehenden schwierigen Transfor- 
mationsprozesse den Rückfall in autoritäre Politikmuster verhindern können. 
Staat, Markt und Demokratie sind somit aus Sicht der CEPAL eher komplemen- 
täre denn antagonistische Größen. 
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Stärken und Schwächen des CEPAL-Ansatzes 


Wir teilen im wesentlichen die Analyse der Ursachen der Krise des lateinamerika- 
nischen Modells und des Scheiterns binnenmarktorientierter Industrialisierung. 
Eine erfolgversprechende Alternative zu einer Strategie »aktiver und selektiver 
Weltmarktintegration«, sehen wir nicht (vgl. Märmora/Messner 1989; Messner 
1990). Zu den Stärken des CEPAL-Konzeptes gehört der Versuch, nationale Ent- 
wicklungsoptionen und Spielräume auszuleuchten und Entwicklungblockaden 
nicht ausschließlich reduktionistisch aus externen Faktoren abzuleiten. Diese 
Sichtweise erlaubt die Verortung und (Wieder-)Entdeckung von nationalen Krea- 
tivitäts- und Innovationspotentialen. 

Positiv ist auch zu vermerken, daß die Suche nach Autonomiespielräumen für die 
lateinamerikanischen Länder einhergeht mit der Berücksichtigung der Interessen- 
lage der nationalen Akteure und deren Handlungsorientierungen, die in traditio- 
nellen strukturalistisch orientierten Ansätzen eher unterbelichtet blieben. Daß 
grundlegende gesellschaftliche Veränderungen und die Durchsetzung eines neuen 
ökonomischen Projektes ohne politische Träger kaum wahrscheinlich sind und 
sich klientelistische Strukturen im Staatsapparat und Sichtweisen herrschender 
Eliten nicht weniger entwicklungshemmend und -bestimmend auswirken als un- 
realistische Wechselkurse oder verfehlte Zollpolitiken, gehört nicht unbedingt 
zum Allgemeingut der mainstream-Entwicklungstheorie. 

Der Versuch, im Gegensatz zum Neoliberalismus Entwicklung nicht nur als öko- 
nomischen, sondern als komplexen gesellschaftlichen Prozeß zu verstehen und 
Demokratie und soziale Gerechtigkeit als Bestandteil eines umfassenden Moder- 
nisierungsprogrammes zu thematisieren, ist sympathisch. Zu Recht wird von der 
CEPAL die Gefahr eines Sozialdumpings (Exporte um jeden Preis: Billiglöhne als 
komparative Kostenvorteile) im Zuge der Weltmarktintegration benannt und es 
werden Wege gesucht, um diese Falle zu vermeiden. Nicht auszuräumen ist aller- 
dings ein gewisser Voluntarismus. Der Hang zu einem harmonischen, wider- 
spruchsfreien Weltbild zeigt sich auch daran, daß eines der großen Themen der 
80er Jahre, das »Spannungsverhältnis von Ökonomie und Ökologie«, in der CE- 
PAL-Studie nur am Rande auftaucht. 

Zwar wird in der Einleitung darauf hingewiesen, daß die ökonomische Modemi- 
sierung nicht auf Kosten ökologischer Zerstörung und der Verschärfung globaler 
ökologischer Ungleichgewichte betrieben werden dürfe (CEPAL 1990, S. 12ff.). 
Umweltpolitische Komponenten finden sich jedoch in dem ansonsten so komple- 
xen Politikmuster nicht wieder. Die auf der Tagesordnung stehende Frage, wie 
angesichts globaler Ökologiekrisen überhaupt über Prozesse nachholender Indu- 
strialisierung nachgedacht werden kann, wird nicht thematisiert. 
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DI. Der Bericht der Brundtland-Kommision 


Das unmögliche Projekt der kopierten Entwicklung 


Bis in die 70er Jahre strebten die armen Länder der südlichen Halbkugel danach, 
die Konsummuster und Lebensstile der reichen Industrienationen zu kopieren, Auf 
der wissenschaftlichen Ebene wurde diese Entwicklungsorienterung im Sinne 
nachholender Industrialisierung durch die: diversen Spielarten der Modermisie- 
rungstheorie begleitet. Goeller/Weinberg (1976) und Kahn (1977) gingen noch 
Mitte der 70er Jahre davon aus, daß eines Tages 15 bis 20 Mrd. Menschen mit 
dem Lebensstandard der Nordamerikaner auf der Erde leben würden. Wollte man 
diese durch technologische Allmachtsphantasien gekennzeichnete »Utopie« reali- 
sieren, wäre die Erde allerdings mit einem Netz von 30.000 Atomkraftwerken 
überzogen, wobei (eine 30jährige Lebensdauer vorausgesetzt) in jedem Jahr 
durchschnittlich 1.000 neu gebaut und ebensoviele wieder abgebaut werden müß- 
ten (Harborih 1989, S. 68). Die Ausweitung der Konsum- und Lebensweisen der 
westlichen Industrieländer auf die heutige (ganz zu schweigen von der zukünfti- 
gen) Weltbevölkerung, ist ein völlig aussichtsloses Projekt: »Drei Milliarden Au- 
tomobile, 400 Millionen Tonnen Fleisch, 40 Millionen Gigawattstunden Elektri- 
zität, 12 Milliarden Tonnen Öl pro Jahr: - schreibt Hans Magnus Enzensberger - 
Das alles gibt der Planet, auf dem wir zu Hause sind, nicht her.« (Enzensberger 
1984: S. 67) 

Angesichts der ökologischen Gefährdungspotentiale, der Erkenntnisse über Treib- 
hauseffekt und Ozonloch kann die Dritte Welt nicht mehr so werden wie die Erste 
ist und die Erste Welt wird - aller Wahrscheinlichkeit nach - nicht mehr so bleiben 
können, wie sie noch ist. Mit der globalen Ökologiekrise steht das Ziel und der hi- 
storische Sinn moderner Gesellschaften zur Disposition. Damit stellt sich das Pro- 
blem von Entwicklung nicht mehr nur für die Entwicklungsländer (im Sinne von 
nachholender Industrialisierung) sondern für alle Gesellschaften schlechthin. Die 
aktuelle Diskussionsgrundlage für diese Problematik liefert der Bericht der »Kom- 
mission. für Umwelt und Entwicklung«, der auf Beschluß der Generalver- 
sammlung der UNO unter dem Vorsitz der norwegischen Ministerpräsidentin Gro 
Harlem Brundtland erstellt und im Herbst 1987 veröffentlicht wurde. 

Die traditionelle Entwicklungspolitik der Industrieländer war als Hilfe zur nach- 
holenden Entwicklung des armen Südens und seiner Anpassung an die Standards 
des Nordens im wesentlichen als Entwicklungs- und Projekthilfe Konzipiert. Im 
Gegensatz dazu verlangt der Brundtland-Bericht eine Umorientierung im Nord- 
Süd-Verhältnis und in den Industrieländern selbst als Bedingung für dauerhafte 
Entwicklung. Im Gegensatz zur traditionellen »nachsorgenden« Umweltpolitik 
verweist der Brundtland-Bericht durch eine eindrucksvolle Diagnose des fragilen 
ökologischen Weltzustandes auf die Notwendigkeit eines vorbeugenden und glo- 
balen Handelns. Die Verlagerung der ökologischen Folgekosten der technisch- 
ökonomischen Entwicklung auf die Natur, auf zukünftige Generationen und auf 
die ärmeren Länder - so die Schlußfolgerung - muß gestoppt werden. 
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Der lange Marsch vom Nullwachstum zur »dauerhaften Entwicklung« 


Nicht zum ersten Mal wird auf der internationalen Bühne über das Verhältnis von 
Entwicklung und Umwelt breit und intensiv diskutiert. 1972 wurde der Meadows- 
Bericht an den Club of Rome über »Die Grenzen des Wachstums« (Meadows et 
al.) veröffentlicht. Im selben Jahr fand die erste Welt-Umweltkonferenz in Stock- 
holm statt. Der Bericht an den Club of Rome löste eine breite und heftige Diskus- 
sion aus. Die Diskussion verlief in der Folgezeit extrem politisiert und polarisiert 
und zwar (a) entlang des Nord-Süd-Konfliktes und (b) innerhalb der Industrielän- 
der zwischen den Anhängern des Prinzips »wir sitzen alle in einem Boot« und 
denen, die darauf antworteten: »das Boot ist voll«, 

Anfang der 70er Jahre waren die USA die Hauptinitiatoren der Internationalisie- 
rung des Umweltschutzes (von Weizsäcker 1989). Gleichzeitig befanden sie sich 
im Vieinam-Krieg. Diese Konstellation verstärkte das Mißtrauen der Entwick- 
lungsländer, die argwöhnten, der Umweltschutz solle als ein Mittel eingesetzt 
werden, um sie in ihren Industrialisierungs- und Autonomiebestrebungen zu be- 
hindern, So hieß es in einer brasilianischen Resolution auf der ersten Weltum- 
weltkonferenz in Stockholm, Umweltzerstörung sei.ein Problem der Industrielän- 
der, und diese hätten darum die Kosten zu tragen. Die brasilianische Position fand 
die einstimmige Zustimmung der Entwicklungsländer, unabhängig von deren 
ideologischer und politischer Orientierung. 

Den einen Pol der Diskussion bildete in den 70er Jahren der Meadows-Bericht 
des »Club of Rome«. In ihm wird vor allem vor den Grenzen der natürlichen Res- 
sourcen und der Belastbarkeit der globalen Ökosysteme durch das exponentielle 
Wachstum der Weltbevölkerung und der Weltindustrieproduktion gewarnt. Die 
Welt wird hierbei ohne Rücksicht auf Unterschiede zwischen Nationen oder Re- 
gionen als eine Einheit betrachtet. Auch die Asymmetrien zwischen Norden und 
Süden sind im Modell nicht berücksichtigt. Die spezifischen Probleme der Dritten 
Welt werden nicht gesondert behandelt, sondern nur indirekt und zudem aus- 
schließlich unter dem Aspekt der Weltbevölkerungsentwicklung angesprochen. 
Folglich erscheint das Bevölkerungswachstum erstens als das Hauptproblem der 
Entwicklungsländer und zweitens als eine Art natürliche, unabhängige Variable 
ohne Verbindung zu den sozioökonomischen Strukturen dieser Länder. 

Das Gegenmodell wurde im Auftrag der Bariloche-Stiftung in Argentinien von 
Wissenschaftlern aus den Entwicklungsländern erarbeitet (Herrera et al. 1976); 
drückte viele ihrer kritischen Einwände gegenüber dem Bericht »Die Grenzen des 
Wachstums« aus. Schon der Titel des Berichtes - die »Grenzen des Elends« - un- 
terstreicht, daß hier ganz andere Schwerpunkte gesetzt werden: Im Mittelpunkt 
dieses Weltmodells stand die Spaltung zwischen reichen und armen Ländern. Als 
Hauptproblem der Entwicklungsländer wurden die Armut und die Unterentwick- 
lung angesehen. Diese würden das hohe Bevölkerungswachstum überhaupt erst 
verursachen. Das Bariloche-Modell erkannte keinerlei physikalisch-natürlichen 
Wachstumsgrenzen an, die nicht durch politischen Willen und technologische 
Entwicklung überwindbar wären und unterschätzte somit offensichtlich die ökolo- 
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gischen Gefährdungen. 

Das unlösbare Dilemma dieser Polarisierung besteht aus heutiger Sicht darin, daß 
beide Wege schließlich in der Katastrophe münden müssen: sowohl ein Null- 
wachstum im Sinne des Meadows-Modells mit unbedachten Folgen für die Armen 
in den Entwicklungsländern und daraus resultierenden Konflikten um die Vertei- 
lung des Reichtums der Nationen, als auch ein fortgesetzies Wachstum im Sinne 
des Bariloche-Modells mit zunehmender Übernutzung und schließlicher Zerstö- 
zung der Umwelt sowie der Rohstoffbasis, führen schließlich im Norden wie im 
Süden zur Verschärfung globaler Destruktionspotentiale. 

Auch innerhalb der Indusirienationen polarisierte sich die Diskussion: Der Öko- 
loge Garret Hardin von der Universität Kalifornien propagierte: »Die reichen Na- 
tionen sitzen in einem Rettungsboot inmitten eines Meeres von Hunger und Elend. 
Wenn Hilfesuchende in das Boot aufgenommen werden, geht es unter - und alle 
sind verloren« (nach Frankfurter Rundschau, 5.5.75). Dagegen meinte der Poli- 
tikwissenschaftler Peter Henriot mit Bezug auf die USA: »Dies ist das reichste 
Land der Welt. Ehe wir damit beginnen, Leute aus dem Rettungsboot zu werfen, 
könnten wir zumindest erst einmal die Golfschläger über Bord werfen« (ebenda). 
Ende der 70er Jahre ging der Einfluß der »Globalisten« schließlich zurück. Die 
Konzeption, man sitze im selben Boot, verlor immer mehr an Bedeutung. Dies 
konnte weder 1979 durch die Veröffentlichung des Berichts »Global 2000« an den 
Präsidenten Jimmy Carter noch 1980 durch den Brandt-Bericht aufgehalten wer- 
den. Die Folgen der Erdölkrise, der Beginn der Weltwirtschaftskrise und das Wie- 
deraufflammen des Ost/West-Konfliktes in der »Reagan-Ära« reduzierten das In- 
teresse der Industrieländer an ökologischen Belangen und der Dritten Welt. In den 
80er Jahren - der Dekade der Renaissance des Neoliberalismus - stellt sich die of- 
fizielle Politik dem globalen Problemfeld »Ökologie und Entwicklung« nicht. Für 
den Nobelpreisträger, Wirtschaftswissenschaftler und Vordenker der radikalen 
Marktorthodoxie Friedrich von Hayek stellen sich die katastrophischen Probleme 
in der Dritten Welt in einer Mischung aus neomalthusianischen und neoliberalen 
Positionen wie folgt dar: 

»Ungleichheit ist nicht bedauerlich, sondern höchst erfreulich. Sie ist einfach nötig ... In den nächsten 
Jahren soll sich die Weltbevölkerung emeut verdoppeln. Für eine Welt, die auf egalitäre Ideen gegrün- 
det ist, ist das Problem der überbevölkerung aber unlösbar. Wenn wir garantieren, daß jeder am Leben 
erhalten wird, der erst einmal geboren ist, werden wir sehr bald nicht mehr in der Lage sein, diese Ver- 
sprechen zu erfüllen. Gegen die Überbevölkerung gibt es nur die eine Bremse, nämlich daß sich nur die 
Völker erhalten und vermehren, die sich auch selbst emähren können« (Wirtschaftswoche vom 6. März 
1981). 

Vor diesem Hintergrund ist der Brundtland-Bericht in zweifacher Hinsicht bemer- 
kenswert: Er knüpft erstens nach einer langen Pause an die in den 80er Jahren ge- 
schwächte Position der Globalisten an, ohne - wie diese oft - auf eine abstrakte 
Interdependenz (Wir sitzen alle in einem Boot) zu rekurrieren, die die tatsächli- 
chen Ungleichheiten und Machtungleichgewichte auf internationaler Ebene ver- 
schleiert. Er läßt zweitens viele der typischen Polarisierungen der 70er Jahre 
(Meadows-Bericht versus Bariloche-Projekt) hinter sich, indem er den zentralen 
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Begriff der dauerhaften Entwicklung einführt, der eine Artikulation ökologischer 
wie auch traditionell entwicklungspolitischer Belange impliziert. So erscheint im 
Gegensatz zum Bariloche-Modell Umweltzerstörung jetzt nicht mehr als exklusi- 
ves Problem der Industrieländer. Die Ökologiekrise wird nicht mehr nur als Folge 
von Armut und Unterentwicklung, sondern inzwischen auch als eine ihrer Haup- 
tursachen angesehen (wie man am Beispiel der Dürrekatastrophen im Südsahel 
erkannt hat). Im Gegensatz zu Meadows wiederum wird einerseits Armut als die 
Hauptursache der Bevölkerungszunahme in den Entwicklungsländern anerkannt 
und zugleich Wachstum als notwendiger Faktor der Überwindung des Elends in 
der Dritten Welt erachtet. Damit wird eine zentrale Dimension des Bariloche-Mo- 
delis wieder aufgegriffen. In Anlehnung an Meadows werden andererseits jedoch 
in dem Konzept der »dauerhaften Entwicklung« ausdrücklich Einschränkungen 
hinsichtlich der bisher zugrundegelegten Wachstumsdynamik genannt. 
Entwicklung müsse so geartet sein, daß sie ohne Zerstörung der natürlichen 
Grundlagen des Lebens auf der Erde auf die gesamte, heutige und zukünftige 
Weltbevölkerung ausdehnbar sei. Es müsse von der Erkenntnis ausgegangen wer- 
den, daß das ökologische Gleichgewicht von den zwei Polen Armut und Reichtum 
gleichzeitig bedroht wird und es neben der industrialisierungsbedingten auch ar- 
mutsbedingte Umweltzerstörung gibt. Darauf müsse erstens mit einer Strategie 
der Grundbedürfnisbefriedigung für die ärmsten Gesellschaften reagiert werden, 
was ein Minimum an quantitativen Wachstum voraussetzt. Zweitens müsse man 
komplementär dazu eine Obergrenze für das quantitative Wachstum, bzw. eine 
andere qualitative Form von Wohlstandssicherung (und -steigerung) in den rei- 
chen Industriegesellschaften finden. 

Im Gegensatz zu den Modernisierungstheorien wird zur Kenntnis genommen, daß 
der Weg der traditionellen nachholenden Entwicklung für die Entwicklungsländer 
im Falle des Gelingens zwar Wohlstandssteigerungen bringen, zugleich aber in 
eine Situation »nachholender Umweltverzerstörung« einmünden könne. So konzi- 
pierte Entwicklung könne folglich die globalen Ökologieprobleme weiter ver- 
schärfen. In den meisten Entwicklungsländern führte der Versuch der Übertragung 
westlicher Produktions- und Konsummuster direkt in die Entwicklungssackgasse, 
Der bessere Fall des Gelingens trat also nicht ein; weder konnte die Ökologie- 
noch die Armutsproblematik gelöst werden, Zurecht wird zudem darauf verwie- 
sen, daß in den vergangenen Dekaden eine wesentliche Bedingung der »Industria- 
lisierungsleistungen« der Unternehmen in Westeuropa, in den USA und in den 
Schwellenländern darin bestand, ökologische Kosten »erfolgreich« zu externali- 
sieren, also einen entscheidenden Teil der tatsächlichen Produktionskosten auf die 
Zukunft und die gesamte Gesellschaft abzuwälzen. Der Brundtland-Bericht 
kommt vor diesem Hintergrund zu dem Ergebnis, daß sich die Entwicklungslän- 
der in Zukunft nicht mehr an den existierenden Gesellschaftsmodellen der Indu- 
strieländer orientieren können; diese stehen angesichts der Ökologiekrise selbst 
unter starkem Veränderungsdruck. 

Im Gegensatz zu den Dependenztheorien wird konstatiert, daß die Länder, die bei 


Kritik Eindimensionaler Entwicklungskonzepte 105 


ihrer bisherigen Industrialisierung Binnenmarktmodelle und dissoziative Ent- 
wicklungsstrategien verfolgt haben, heute überproportional unter den Folgen der 
Weltwirtschaftskrise zu leiden haben (etwa die lateinamerikanischen Länder). 
Umgekehrt sind diejenigen Entwicklungsländer, die wie einige asiatischen Natio- 
nen eine aktive Integration in den Weltmarkt betrieben haben, heute am wenigsten 
von der ökonomischen Krise erfaßt. Die Konsequenz aus beidem lautet: Dauer- 
hafte Entwicklung kann weder Anschluß an die Industrieländer - im Sinne von 
»kopierter« Entwicklung - noch Abkopplung von ihnen bedeuten. 


Die Argumentationslinien der Kritiker des Brundtland-Berichtes und deren 
Schwächen 


Kritiker des Brundtland-Berichtes wie E. U. v. Weizsäcker (1989), H. J. Harborth 
(1989) und T. Trainer (1990) wenden sich nicht ohne Berechtigung gegen den 
vorherrschenden Stellenwert von Wachstum und Export in der von der Kommis- 
sion entwickelten Konzeption einer dauerhaften Entwicklung. Ihre Kritik mündet 
jedoch in Vorschlägen, die für die Entwicklungsländer ausschließlich in Richtung 
Abkopplung von der Weltwirtschaft, Subsistenzwirtschaft und »Ecodevelopment« 
gehen. Die meisten gehen hierbei unkritisch von traditionellen dependenztheoreti- 
schen Annahmen aus. Sie fallen somit hinter den aktuellen Forschungsstand, den 
wir im Kontext der CEPAL-Konzeptionen diskutiert haben, zurück. Self-reliance 
in seinen unterschiedlichen Formen (vom sozialistischen China, Albanien, Kam- 
bodscha, und Tansania-Modell bis hin zu den bürgerlichen Importsubstitu- 
tionsmodellen in Lateinamerika) kann heute nicht mehr im Gegensatz und als Al- 
temative zur Eingliederung in die Weltarbeitsteilung angesehen werden. Vielmehr 
beinhaltet Self-reliance - wie im Brundtland-Bericht dargestellt - nur eine, wenn 
auch sehr wichtige Dimension von dauerhafter Entwicklung, wobei die Schwie- 
rigkeit darin besteht, es in seiner Verknüpfung mit den weltwirtschaftlichen und - 
politischen Dimensionen zu definieren, Ähnliches gilt für das Ecodevelopment- 
Konzept. Wolfgang Hein stellt dazu richtigerweise fest: 


»Dieser Diskussionsstrang bleibt bei der Formulierung von Prinzipien, die überall dort aufgegriffen 
werden können, wo das dominante Wirtschaftssystem und die entsprechenden politischen Kräftever- 
hältnisse Spielräume lassen. Typischerweise sind das Bereiche alternativer landwirtschaftlicher Ent- 
wicklung, d.h. ökologischer Landbau, sowie damit zusammenhängende Sektoren (eiwa Entwicklung 
angepaßter Technologien; Verarbeitung landwirtschfilicher Produkte). Zweifellos zielt Ecodevelop- 
ment weit über diese engen Erfahrungen einzelner Projekte hinaus, doch es fehlt offenbar im Konzept 
der Schritt hin zu Mechanismen, die für die Überwindung der globalen Umweltkrise tatsächlich rele- 
vant sind. Genau wie bei der üblichen Evaluierung ven Entwicklungsprojekten bleibt im Dunkeln, in 
welche Richtung eigentlich die Vielzahl von durchgeführten Projekten die Gesamtentwicklung der be- 
treffenden Gesellschaften bewegt hat« (Hein 1990, S. 41; vgl. auch Glaeser/Vyasulu 1984). 


Der von den Brundtland-Kritikern konstruierte Widerspruch zwischen Self-Re- 
‚laince, Eco-Development auf der einen und weltmarktorientierter Entwicklung auf 
‚ der anderen Seite benennt existierende Spannungsfeider zwischen diesen Polen, 
ohne sich um deren Vermittlung zu bemühen. Unter den Kritikern verdient die 
Position E, U, von Weizsäckers jedoch eine besondere Erwähnung, da seine real- 
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politische Vision einer »Erdpolitik« in einigen Aspekten weit über den Brundt- 
land-Bericht hinausreicht. In diesem Zusammenhang denken wir vor allem an 
seine viel präziseren Vorschläge hinsichtlich des ökologischen Umbaus der Indu- 
striegesellschaften des Nordens und daran, wie er diese Maßnahmen mit neuarti- 
gen Regelungen im Nord-Süd-Verhältnis verknüpft. Zum Beispiel: die Finanzie- 
rung von COJ,-Absortions- und Arienvielfaltsprämien für die Entwicklungsländer 
durch CO7- und Atomstromabgaben in den Industrieländern. Die von der CEPAL 
betonten nationalen Entwicklungspotentiale und Chancen einer aktiven Welt- 
marktintegration der Entwicklungsländer werden jedoch auch von v. Weizsäcker 
ausgeblendet. 

Die Hauptschwäche der Kritiken am Bericht der Brundtland-Kommission resul- 
tiert gerade daraus, daß nicht zwischen einer aktiven, selektiven Weltmarktinte- 
gration und einer traditionellen, passiven Integration in die Weltarbeitsteilung 
unterschieden wird. Die traditionellen exportorientierten Wachstumstheorien - vor 
allem die von Weltbank und IWF praktizierten Strategien - schreiben eine Spezia- 
lisierung der Entwicklungsländer auf den Export von Primärgütern und arbeitsin- 
tensiven Produkten fest. Diese Strategie scheitert aber an dem unlösbaren Problem 
der Verschlechterung der Terms of Trade und führt in den verschuldeten Ländern 
- wie bekannt - zu Raubbau an Mensch und Natur. 

Eine aktive Weltmarktintegration, die dauerhaft sein kann und die Autonomieba- 
sis der Entwicklungsländer und somit die Spielräume für Self-Reliance langfristig 
sichert, kann nur auf der Grundlage einer Eingliederung in die Weltarbeitsteilung 
durch die Produktion immer höherwertiger Güter und Dienstleistungen erfolgen. 
Die Überlegungen der CEPAL gehen genau in diese Richtung. Eine solche aktive 
und selektive Eingliederung in den Weltmarkt ist durchaus kompatibel mit der 
nötigen Durchführung von Landreformen und der allgemeinen Dynamisierung der 
Binnenmärkte, mit der Einführung von Methoden des Eco-Farming, der Stärkung 
des informellen Sektors in Stadt und Land, der Einführung städtischer Landwirt- 
schaft etc.; all dies sind Forderungen und vorgeschlagene Maßnahmen des 
Brundtland-Berichtes. Die Unterscheidung zwischen aktiver und passiver Welt- 
marktintegration ist unerläßlich für eine Präzisierung dessen, was dauerhafte Ent- 
wicklung sein soll. Die Kritiker des Brundtland-Berichtes (v. Weizsäcker, Trainer 
oder Harborth) treffen diese Unterscheidung nicht. Ihre Ablehnung der traditio- 
nellen passiven Weltmarktintegration über Rohstoffexporte gerät somit zu einer 
Ablehnung jeglicher Eingliederung in die internationale Arbeitsteilung. 

Schritte in Richtung einer Strategie dauerhafter Entwicklung müssen jedoch vor 
dem Hintergrund des Scheiterns aller Abkopplungsmodelle in Zukunft mehrdi- 
mensional entlang der von uns genannten drei Problem- und Handlungsebenen - 
konzipiert werden: Dies beinhaltet (a) die optimale Ausschöpfung von endogenen, 
kulturellen, politischen und ökonomischen Potentialen in den Entwicklungslän- 
dern; (b) die Neustrukturierung der internationalen politischen Macht- und Wirt- 
schaftsbeziehungen, damit die Entwicklungsländer ihre nationalen Potentiale 
durch die abstützenden Rahmenbedingungen einer aktiven Weltmarktintegration 
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dauerhaft absichern können, und (c) den ökologischen Umbau der Gesellschaften 
in den entwickelteren kapitalistischen Staaten, damit erstens die Anziehungskraft 
der Produktions- und Konsumtionsmuster des bisherigen Superindustrialismus 
gebrochen und per Demonstrationseffekt die Weichen für neue Entwicklungs- und 
Wohlstandsmodelle weltweit gestellt werden und zweitens durch drastische Ener- 
gie- und Ressourceneinsparungen die noch bestehende Absorbtionsfähigkeit der 
globalen Ökosysteme für die zu erwartenden Umweltbelastungen durch Industria- 
lisierungsprozesse der Entwicklungsländer zu reservieren. 

50 Jahre lang galt für die Entwicklungsländer (und die realsozialistische Welt) die 
protektionistische Abschottung ihrer Binnenmärkte als die einzig mögliche Absi- 
cherung ihrer nationalen Autonomie gegenüber den »destruktiven Kräften« des 
Weltmarktes. Die daraus resultierenden Entwicklungsmodelle konnten in einer 
Phase von Anfangserfolgen politisch legitimiert werden, später aber führten sie 
immer häufiger zur Zunahme autoritärer politischer Formen. Heute ist eine selbst- 
gewählte, aktive und selektive Weltmarktintegration der einzige und dauerhafteste 
Schutzschild nach außen, um nationale ökonomische und politische Handlungs- 
spielräume zu nutzen und auszubauen. Damit die Optimierung der internen Ent- 
wicklungspotentiale und die aktive Weltmarktintegration allen Ländern des 
Südens und nicht nur einigen wenigen Schwellenländern (mit enormen sozialen 
und ökologischen Kosten) gelingen kann, müssen neue weltwirtschaftliche und 
weltpolitische Rahmenbedingungen geschaffen werden. Ohne eine umfassende 
Schuldenstreichung, Entwicklungsfonds zur Finanzierung technologischer Mo- 
dernisierungen der Ökonomien der Entwicklungsländer, internationale Ökolo- 
gienormen, um internationales Ökologie-Dumping zu vermeiden (z.B. durch Ein- 
richtung eines UN-Sicherheitsrats für Umweltfragen), eine Stärkung der Ent- 
wicklungsländer in den UN-Sonderorganisationen usw., ist eine Strategie aktiver 
Weltmarktintegration bei gleichzeitiger Berücksichtigung der Fragilität des glo- 
balen Ökologiesystems nicht verallgemeinerbar. Letztlich ist aus eigenen Überle- 
bensinteressen zur Entschärfung der internationalen Umweltkrise eine ökologi- 
sche und radikaldemokratische Umstrukturierung der modernen Industriegesell- 
schaften unumgänglich. So schließt sich der Kreis zwischen den drei von uns ge- 
nannten Dimensionen des Begriffs »dauerhafte Entwicklung« und macht aus ihm 
ein kohärentes Ganzes, das bei allem notwendigen Pragmatismus nicht eindimen- 
sional zu erschließen ist. 


Die Schwächen des Brundtland-Berichtes 


Im Brundtland-Bericht wird darauf verzichtet, die Möglichkeiten und Chancen der 
Dritt-Welt-Länder auszuloten, durch aktive Weltmarktintegration die traditionelle 
Arbeitsteilung zwischen Industrie- und Entwicklungsländern überwinden zu kön- 
nen. Darum haftet dem Brundtland-Bericht stark der Eindruck an, er bewege sich 
wesentlich im Rahmen des bisher von den internationalen Finanzorganisationen 
propagierten exportorientierten Entwicklungsmodells. Da der Brundtland-Bericht 
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- ähnlich wie seine Kritiker - die Unterscheidung zwischen passiver und aktiver 
Weltmarktintegration nicht vomimmt, bewegen sich seine Vorschläge im Rahmen 
einer passiven, ressourcenintensiven Weltmarktintegration, die wiederum nur 
durch hohe wirtschaftliche Wachstumsraten (und mit dem entsprechenden Roh- 
stoffverbrauch) in den Industrieländern abgestützt werden kann. Der Verweis auf 
die Notwendigkeit, eine grundsätzlich neue Qualität des Wachstums in Industrie- 
und Entwicklungsländern erreichen zu müssen (»dauerhafte Entwicklung«), bleibt 
unentschieden, solange nicht geklärt ist, wie den Ländern der Dritten Welt Wege 
zur Weltwirtschaft (wieder) geöffnet und die Beziehungen zwischen Nord und 
Süd demokratisiert und reaktiviert werden könnten, Die konkreten Forderungen 
des Brundtland-Berichtes bleiben trotz ihrer Fülle unverbunden und somit unver- 
bindlich und können den Rahmen der traditionellen Entwicklungmodelle nicht 
sprengen. 

Damit das Modell letzten Endes doch schlüssig erscheint, findet die Kommission 
immer wieder Zuflucht bei der Formel vom »Wachstum«. Trotz oder wegen des 
zurückgehenden Verbrauchs von Naturressourcen in den Industrieländern sollen 
dort die Wirtschaften quantitativ wachsen, um den Entwicklungsländern Export- 
potentiale zu eröffnen. Es gelingt der Kommission nicht, den armen Nationen 
einen Entwicklungsweg jenseits des Horizontes einer extensiven Ressourcenöko- 
nomie zu entwerfen. Konflikte und Schwierigkeiten bei der Umsetzung dauerhaf- 
ter Entwicklung (oligarchische Eigentumsverhältnisse, vermachtete Strukturen im 
Welthandel, fehlender Zugang zu Technologien wegen Devisen- oder Know-how- 
Mangel usw.) werden durch eine Überbetonung des Wachstums unterschlagen. So 
kommt die Kommission zum Ziel eines jährlichen Wachstums von mindestens 3% 
bis 4% in den reichen und 5% bis 6% in den armen Ländern, bei einer Verfünf- 
bis Verzehnfachung der weltweiten Industrieproduktion, die jedoch die Stabilität 
der globalen Ökosysteme nicht gefährden soll. Grundannahme des gesamten Be- 
richts - eine Art konzentrischer Fluchtpunkt - ist die Erwartung zukünftiger ener- 
giesparender und ressourcenschonender Technologien. So soll es überhaupt erst 
möglich sein, daß die projektierten Wachstumsraten nicht auf Kosten der Umwelt 
gehen. Sicherlich haftet dem Brundtland-Bericht nicht die blinde Technolo- 
giegläubigkeit der 50er und 60er Jahre an; die Argumentationsmuster spiegeln 
durchaus das veränderte Verhältnis der Umweltschützer zur Technologie bzw. die 
Fortschritte der Umwelttechnik der letzten 20 Jahre wider. Ob aber die technolo- 
gischen Wandlungsprozesse tatsächlich den impliziten Optimismus des Brundt- 
land-Berichtes rechtfertigen, müßte noch thematisiert werden. Vorliegende Unter- 
suchungen (Jänicke 1988/1990) darüber, ob und in welchen Maßen der wirt- 
schaftliche Strukturwandel in Richtung »Postfordismus« und Informations- und 
Dienstleistungsgesellschaft quasi naturwüchsig zur Lösung der Umweltkrise bei- 
trägt, kommen zu eher skeptischen Einschätzungen. 
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IV. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 


Wir fassen zum Schluß Verdienste und Defizite der neuen CEPAL-Konzeption 
und des Brundtland-Berichtes zusammen, indem wir sie auf die oben genannten 
drei Dimensionen beziehen. Die Verdienste der CEPAL liegen in der Präzisierung 
einer Strategie der optimalen Ausschöpfung endogener Entwicklungspotentiale 
zur aktiven Weltmarktintegration. Unberücksichtigt bleibt dabei, daß zum einen 
ohne radikale Änderung der politischen Regulierungsweise der Weltmarktbezie- 
hungen dies nur wenigen Ländern gelingen wird, und daß zum anderen ohne eine 
Neuformulierung der Zielgröße Entwicklung unter Berücksichtigung ökologischer 
Kriterien die bloß »nachholende Entwicklung« der Peripherie die Gefährdungen 
der globalen Ökosysteme ins Unabsehbare steigern wird. Das Hauptdefizit des 
Berichtes der Brundtlandkommission wiederum liegt genau umgekehrt in der völ- 
ligen Vernachlässigung der von der CEPAL entwickelten Dimension einer aktiven 
Weltmarktintegration. Sein Verdienst ist, daß er- ausgehend von der Ökolo- 
giefrage - die zweite und dritte Ebene (Neureguleirung der Nord-Süd-Beziehun- 
gen und den Umbau in den Industriegesellschaften) thematisiert, ohne allerdings 
zu konsequenten Neuerkenntnissen und deutlich pointierten Lösungsvorschlägen 
zu kommen. 

Beide Reports tragen zur Überwindung der Polarisierungen der Vergangenheit 
zwischen Modernisierungs- und Dependenztheorie, zwischen Entwicklung nach 
außen und Entwicklung nach innen, zwischen Binnenmarktentwicklung und 
Weltmarktintegration bei. Der Report der Brundtland-Kommission leistet zudem 
einen bedeutenden Beitrag zur Überwindung der Polarisierungen zwischen Ent- 
wicklungs- und Umweltbelangen, bzw. zwischen Ökonomie und Ökologie und 
zwischen Umweltschutz und Technik. Die Kehrseite davon jedoch ist, daß beide 
einem harmonistischen Weltbild verhaftet bleiben. 

Der CEPAL erscheinen Demokratie bzw. kulturelle Identität, Verteilungs- und 
Bildungsgerechtigkeit, Steigerung der ökonomischen Effizienz und aktive Welt- 
marktintegration in einer Art ex post-Betrachtung der modernen westeuropäischen 
Gesellschaften oder einiger ostasiatischen Länder als ein geschlossener funktiona- 
ler und daher imitier- bzw. kopierbarer Zusammenhang. Der Konflikt- und Pro- 
zeßcharakter von Entwicklung geht in der ex post-Analyse verloren. Prozeßhaft 
gesehen aber ist die westeuropäische Entwicklung keineswegs konfliktfrei verlau- 
fen. Unterschiedliche Handlungsorientierungen und Handlungsrationalitäten un- 
terschiedlicher sozialer Akteure sind aufeinandergepralit. Die heute als funktional 
zur ökonomischen Rationalität erscheinenden sozialen Errungenschaften - hohes 
Lohnniveau, relative Einkommensgerechtigkeit, hoher Bildungsstand - sind in 
langen Kämpfen der blinden ökonomischen Marktrationalität abgetrotzt worden. 
"Am deutlichsten zeigt sich das unkritische harmonistische Weltbild der CEPAL in 
der Tatsache, daß die ökologischen Belange nicht problematisiert und somit als 
grundsätzlich im Rahmen traditioneller Entwicklungsmodelle lösbar erachtet wer- 
den. 

Beim Brundtland-Bericht ist die Verwischung von Konfliktlinien an seinen vielen 
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Kompromißformulierungen deutlich zu erkennen. Die einstimmige Verabschie- 
dung des Berichtes durch alle Mitglieder der Kommission wurde dadurch erkauft, 
daß die Kosten für den Übergang zur dauerhaften Entwicklung nicht deutlich be- 
nannt wurden; ebensowenig wurde erklärt, wie sie verteilt werden sollen und mit 
welcher Strategie dabei auf welche Interessengruppen reagiert werden soll. 

Unsere Kritik der untersuchten Reports richtet sich gegen ihre mangelnde Mehrdi- 
mensionalität, gegen ihre Unfähigkeit, all die unterschiedlichen Handlungs- und 
Konfliktebenen, die bei der Realisierung des Modells dauerhafter Entwicklung ja 
nicht einfach verschwinden, deutlich zu benennen und miteinander zu einem 
kohärenten Ganzen zu verknüpfen. Dauerhafte Entwicklung als theoretische Ka- 
tegorie und Handiungsorientierung kann heute nur als Such- und Lernprozeß in 
einem neuen internationalistischen Rahmen begriffen werden. Es gilt dabei, ge- 
meinsam zwischen Industrie- und Entwicklungsländern einen Prozeß der Kon- 
fliktaustragung durch gegenseitige und symmetrische Einmischungen zu or- 
ganisieren, die von der Erkenntnis ausgeht, daß es keine absoluten und ungeteilten 
Souveränitäten und auch keinen Hauptwiderspruch mehr geben kann. 
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Michael Krätke 
Steuergewalt, Versicherungszwang 
und ökonomisches Gesetz 


Zusammenfassung: Der Sozialstaat ist seit vielen Jahren im Gerede. Nur aus- 
nahmsweise wird allerdings die Frage aufgeworfen, welchen Einfluß die einmal 
etablierten Institutionen der staatlich organisierten sozialen Sicherheit auf die 
Machtverhältnisse zwischen den gesellschaftlichen Klassen haben. Unter Rück- 
griff auf moderne Theorien des Steuerstaates werden die unterschiedlichen Inter- 
essen der Akteure an und gegenüber dem Sozialstaat sowie die Quellen der Macht 
des Sozialstaates - Steuergewalt und Versicherungszwang - innerhalb einer kapi- 
talistischen Marktökonomie analysiert. 


»What oeconomy is in the family, political veconomy is in a state: with Ihese essential 
differences, however ihat ... a family may be formed when and how a man pleases, 
and he may there establish what plan of oeconomy he thin fit; bul stales are found 
formed, and the oeconomy of theses depends on a thousand circumstances. The 
stalesman is neither master to establish what oeconomy he pleases, or, in the exercise 
of his supreme authority, to overturn at will the established laws of it, let him be the 
most despotic monarch on earth. 

The great art therefore of political oeconomy is, first 10 adapt the different operations 
of it to the spirit, manners, habits and customs ofthe people; and afterwards to model 
these circumslances so as lo be able to introduce a sel of new and more useful insti- 
tutions.« 

James Steuart, 1767 


»The revenue of Ihe state is the state. In effect all depends on it, whether for support 
or for reformation... Through the revenue alone the body polilic can act in its true 
genius and character, and therefore it will display just as much of üs collective vir- 
tue, and as much of that virtue which may characterize those who move it, and are, as 
it were, üs life and guiding principles as it is possessed of a just revenue.« 

Edmund Burke, 1790 


1. Die Macht der Sozialpolitik und die Sozialpolitik der Macht 


Im sozialpolitischen Diskurs der fortgeschrittenen Wohlfahrtsstaaten herrschen 
die guten Absichten und edlen Zwecke. Zwar wird die Praxis der staatlichen 
Sozialpolitik seit langem von Bürokraten und Rechenkünstlern bestimmt, zwar 
wird der Sozialstaat, seit seine Krise in aller Munde ist, vorwiegend als gigan- 
tische finanzielle Maschine und als finanzielle Last wahrgenommen. Doch wird 
die Rhetorik der sozialpolitischen Debatte beherrscht von Bekenntnissen zu Frei- 
heit, Gleichheit, Eigentum bzw. wohlerworbenen Rechten und Bentham in der 
einen oder anderen Version. Selbst dort wo es um angeblich oder tatsächlich 
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schwererkämpfte Besitzstände geht, gebietet der Komment der offiziellen Sozial- 
politik den Kombattanten, bei den Grundwerten zu bleiben und soziale Gerechtig- 
keit für jedermann einzufordern. Die sozialpolitischen Wortführer aller Couleur 
befinden sich dabei in einer mißlichen Lage: Eine einigermaßen konsistente, ex- 
plizite politische Theorie des Wohlfahrtsstaats gab und gibt es nicht (vgl. Krätke 
1990). Also werden sozialpolitische Entscheidungen moralisch begründet und 
faktisch nach ad-hoc Kriterien getroffen, die der zur Norm erhobenen Funktions- 
weise einmal etablierter Sozialeinrichtungen entlehnt sind - so wie z.B. die be- 
liebte »Versicherungslogik« der Praxis der Sozialversicherungen. Von ordinären 
Machtverhältnissen aber will in sozialpolitischen Debatten niemand etwas wissen. 
Sie sind und bleiben für gewöhnlich unter der Oberfläche des offiziellen sozialpo- 
kitischen Diskurses verborgen. 

Sozialpolitik hat immer mit Machtverhältnissen zu tun. Mit ungleichen Macht- 
verhältnissen zwischen denen, die soziale Sicherheiten brauchen und denen, die 
sie haben und eventuell auch für andere bieten können. Mit Machtbeziehungen 
zwischen Armen und Nicht-Armen, zwischen denen, die der Hilfe anderer bedür- 
fen, und denen, die in der Lage sind, nicht nur sich selbst, sondern auch anderen 
zu helfen. Solche einseitigen Abhängigkeitsverhältnisse sind einfach - jedenfalls 
solange die Chance für die jeweils Nicht-Armen, unfreiwillig arm zu werden, sehr 
klein bleibt und individueller Ruin jeweils eindeutig auf individuelles Selbsiver- 
schulden zurückgeführt werden kann. Dann ist der jeweils Arme ganz und gar 
vom Wohlwollen oder den moralischen Überzeugungen seines nicht-armen Ge- 
genüber abhängig. Arme können natürlich individuell und kollektiv Gewalt üben, 
d.h. sich in Räuber(banden) verwandeln, die sich von den Nicht-Armen holen, was 
sie brauchen; nicht zufällig ist die Strafjustiz die älteste und lange Zeit dominante 
Form der staatlichen Sozialpolitik. Reiche können individuell und kollektiv 
hilfreich und freigiebig sein. Auf Mildtätigkeit der Besitzenden läßt sich nur 
bauen, wenn eine übermächtige gesellschaftliche Moral, womöglich unterstützt 
durch die individuelle Erwartung von Gotteslohn dereinst, die Nicht-Armen dazu 
anhält, Nicht zufällig ist die private Wohltätigkeit der Besitzenden - in mehr oder 
minder organisierter Form - die dominante Form der Sozialpolitik, wo der Staat, 
gleich aus welchen Gründen, nicht oder nur unzulänglich als Sachwalter der Ar- 
men fungiert. 

Das Verhältnis zwischen Armen und Nicht-Armen wird unübersichtlicher, sobald 
die Chance, reich zu werden und zu bleiben, wie auch die Chance, arm zu werden 
und zu bleiben, zwar ungleich verteilt, aber doch für jeden im Prinzip gegeben ist, 
In entwickelten kapitalistischen Marktökonomien sind die Armutsrisiken wohl 
klassenspezifisch verteilt, aber doch im Prinzip für jeden Marktteilnehmer vor- 
handen: Jeder Lohnarbeiter ist virtueller Arbeitsloser und Pauper, wenn auch die 
Risiken der Arbeitslosigkeit und der Arbeitsunfähigkeit (infolge von Krankheit, 
Invalidität) nicht für alle Lohnarbeiter gleich groß sind. Unternehmer sind virtu- 
elle Bankrotteure, Angehörige der Mittelklassen vom Verlust der ökonomischen 
Selbständigkeit bzw. Abstieg in eine proletarische Klassenlage bedroht. Wer in 
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einer Periode oder einer Lebensphase reich ist, kann in der nächsien arm sein, und 
umgekehrt. Aus der allgemeinen Unsicherheit der Lebenslage folgt für jeden 
einzelnen in einer kapitalistischen Marktökonomie der Zwang, individuell für 
allerlei Risikofälle vorzusorgen. Kapitalisten wie Nicht-Kapitalisten legen zu die- 
sem Zweck Geldreserven an. Soweit die Risiken »echt«, d.h. nicht beliebig mani- 
pulierbar, und einigermaßen berechenbar sind, wird die private Vorsorge, die 
jeder für sich zu treffen hat, durch spezielle Organisationen ergänzt und erweitert: 
Sparkassen und -banken und Versicherungen. Daher verändert sich die Beziehung 
zwischen Arm und Reich: arm wird, wer nicht genügend vorgesorgt hat, wer zu 
wenig gespart und/oder sich unzureichend versichert hat, gleich aus welchen 
Gründen. Sozial gesichert, daher von.der Hilfe anderer unabhängig und in diesem 
Sinne nicht-arm, ist, wer genügend Vorsorg treffen konnte, genug sparen und/oder 
sich hinreichend für alle in Frage kommenden Risikofälle versichern konnte. In 
einer solchen Konstellation geht es nicht darum, daß Nicht-Arme von ihrem 
sicheren Wohlstand den Armen abzugeben hätten - in einem einseitigen und nicht 
umkehrbaren Abhängigkeitsver-hältnis, das obendrein nicht von Dauer zu sein 
braucht. Es handelt sich darum, daß Nicht-Arme zu Lasten ihres mehr oder minder 
prekären Wohlstands für die soziale Sicherung anderer aufkommen, die selbstän- 
dige Privatleute sind wie sie selbst und mit denen sie im alltäglichen ökonomi- 
schen Verkehr nur (Austausch)Geschäfte auf Gegenseitigkeit zu machen gewohnt 
sind. Wer sich darauf einläßt, macht nicht nur andere von sich, sondern ebenso 
sich selbst, seine eigene soziale Sicherung von anderen abhängig; die Hilfe für 
andere bringt die eigene, private soziale Sicherung in Gefahr. Selbst die 
»Solidarität in einer Klasse« ist da alles andere als selbstverständlich, eher un- 
wahrscheinlich. Die Macht der Nicht-Armen beruht darauf, Hilfe nur in Einzel- 
fällen, nach eigenem Gutdünken und durchaus mit Ansehen der Person zu ge- 
währen oder zu verweigern; die Armen gewinnen Macht nur in dem Maße, wie 
Nicht-Arme sich zur dauerhaften Teilnahme an formalen Hilfsorganisationen be- 
wegen, d.h. sich in minimale Organisationsdisziplin, etwa in Gestalt einer regel- 
mäßigen Beitragspflicht nehmen lassen, Das tun sie aber nur in dem Maße, wie sie 
die Armen, die »unsicheren Existenzen« neben sich als zumindest potentielle Be- 
drohung für sich selbst ansehen. Die Nicht-Armen müssen zumindest annehmen 
können, daß die soziale Unsicherheit der Armen negative Folgen für die eigene 
soziale Sicherheit haben kann. Beschäftigte Lohnarbeiter müssen z.B. Grund zu 
der Annahme haben, daß die Arbeitslosigkeit der anderen ihre Löhne und ihre Be- 
schäftigungschancen beeinträchtigt, bevor sie bereit sind, nicht nur ihren persön- 
lichen Freunden oder nächsten Kollegen, sondern vielen oder gar allen Arbeits- 
losen zu helfen. Die Macht der Arbeitslosen beruht also in diesem Fall auf der 
Bedrohung, die von der Arbeitslosigkeit bzw. ihren sozialen und ökonomischen 
Folgen ausgeht. 

Sobald der Staat hinzutritt und die Sozialpolitik im modernen Sinn beginnt, wird 
das Machtverhältnis zwischen Armen und Nicht-Armen um wenigstens zwei 
Komponenten erweitert. Einmal um die Macht des Staates selbst, das Handeln der 
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Privatleute aller Klassen der bürgerlichen Gesellschaft zu beeinflussen - etwa die 
Nicht-Armen zu organisierter Hilfeleistung für die Armen zu zwingen und die 
Armen zu domestizieren. Zum anderen um die Macht, die diverse Klassen und 
Gruppen der bürgerlichen Gesellschaft über den Staat haben und ausüben, um das 
Handeln des Staates, insbesondere seine sozialpolitischen Aktionen zu beeinflus- 
sen. Theorie der Sozialpolitik im modernen Kapitalismus ist daher unweigerlich 
Staatstheorie, die von politischen und ökonomischen Machtverhältnissen handelt, 

In der älteren Sozialpolitiklehre, selbst bei den klassischen Ökonomen ist dieser 
Sachverhalt klar. Wenn der Staat eine Armenfürsorge organisiert, die nicht nur die 
Pauper, sondern auch Lohnarbeiter - die »arbeitenden Armen« - als aktuelle oder 
virtuelle Pauper einschließt, hat das unangenehme Folgen: Die Arbeiter werden 
unbotmäßig und faul, ihre »Arbeitsmoral« sinkt, sie entziehen sich der Fabrikdis- 
ziplin und verweigern sich den »Gesetzen« des Arbeitsmarkts. Soziale Sicherung 
ist unvereinbar mit dem Status eines »freien Arbeiters«, sie macht ihn »moralisch 
und physisch zum Sklaven« (des Staates). Die staatliche Vorsorge hat sich daher 
auf Blinde, Irre, unheilbar Kranke und Invalide zu beschränken. Also sprach 
Nassau Senior, Professor der Politischen Ökonomie und einer der Autoren des 
»neuen« englischen Armengesetzes von 1834 (vgl. Robbins 1953: 96f). Wenn der 
Staat einmal soweit gegangen ist, einen mehr oder minder umfassenden Arbeiter- 
schutz und eine mehr oder minder vollständige Einkommenssicherung für Lohn- 
arbeiter zu organisieren, dann mischt er sich in die Machtverhältnisse zwischen 
den gesellschaftlichen Klassen und kann diese ganz erheblich verändern. Staat- 
liche Sozialpolitik fördert die unterdrückten und ausgebeuteten Klassen und stärkt 
deren Position im Kampf um Macht - sei es im Betrieb, sei es auf den diversen 
Märkten, sei es in der Politik. Das soll sie auch, meinten die durchweg sozialre- 
formerisch gesinnten Klassiker der deutschen Sozialpolitiklehre (vgl. für viele: 
Zwiedineck-Südenhorst 1911: 39 u.ö.; Wiese 1921: 30f). Der mögliche Reformef- 
fekt einer staatlichen Sozialpolitik bestehe gerade in der Veränderung der gesell- 
schaftlichen Machtverteilung zugunsten schwächerer Gruppen (und Klassen) (so 
Brauer 1931: 3 u.ö.). Eduard Heimann behandelte 1929 in seiner »Theorie der So- 
zialpolitik« Verschiebungen der gesellschaftlichen Machtverhältnisse als Voraus- 
setzung und als Folge der staatlichen Sozialpolitik: Sozialpolitik bedeute eine 
Schwächung, ja einen teilweisen Abbau der Kapitalsherrschaft, der allein der po- 
litischen Kraft der Arbeiterbewegung zu verdanken sei. Sie bringe eine eigentüm- 
liche »soziale Dynamik« in Gang, indem sie den Lohnarbeitern individuell und 
kollektiv mehr Bewegungsfreiheit und mehr Kampfkraft verschaffe, also weitere 
Verschiebungen der Machtbalance zwischen Lohnarbeitern und Kapitalisten be- 
günstige (vgl. Heimann 1980: 167£f, 193ff). Ähnlich sah Fritz Croner die Ele- 
mente einer »Theorie proletarischer Sozialpolitik«: Unter Sozialpolitik sei jeder 
Staatseingriff zu verstehen, der das Proletariat vor den Folgen des kapitalistischen 
Akkumulationsprozesses in Schutz nehme; dieser staatlich organisierte Schutz 
stärke die Defensivkraft der Lohnarbeiter, indem er das proletarische Elend ab- 
baue und verstärke auf längere Sicht die »Formierung des Proletariats als Klasse« 
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(vgl. Croner 1930: 42£, 51 u.ö.). Diese Versuche, den Sozialstaat von links zu ver- 
einnahmen, beruhen auf der weithin akzeptierten Interpretation der Sozialpolitik 
als Reaktion auf die wachsende politische Stärke der Arbeiterbewegung. Staat- 
liche Sozialpolitik sei eine Selbstschutzaktion der regierenden Eliten auch gegen 
unmittelbare Interessen und Wünsche der Kapitalisten; es gebe sie erst, »seitdem 
eine politisch beachtliche Klasse ihre 'sozialen' Forderungen erhob« (Schmitt 
1933: 12). 

Thesen & la Heimann sind in der sozialpolitischen Forschung selten aufgenommen 
(vgl. als eine der wenigen Ausnahmen: Vobruba 1983) und so gut wie nie syste- 
matisch erörtert worden. Doch spielen in der neueren Forschung über Entstehung 
und Entwicklung der sozialen Sicherheit Machtverhältnisse eine zentrale Rolle. 
Allerdings geht es in allererster Linie um die Machtverhälinisse zwischen Befür- 
wortern und Gegnern einer bestimmten sozialpolitischen Innovation - etwa der 
Einführung von Sozialversicherungen. Strittig ist, welche sozialen Klassen 
und/oder Gruppen bei der Analyse einer Konstellation von politischen »Kräften« 
zu berücksichtigen sind. Die Sonderrolle politischer und administrativer Eliten, 
also des »Staats«, und die Rolle der Mittelklassen bilden die wichtigsten Streit- 
punkte. Strittig ist ferner, welches Gewicht den verschiedenen (staatlichen und 
nicht-staatlichen) Akteuren zukommt. Gegen die nahezu ausschließliche Konzen- 
tration auf die Arbeiterklasse bzw. deren politische Organisationen (exemplarisch 
bei Korpi 1983, Esping-Andersen 1985b) sind der Staat (vgl. Skocpol 1985, 
Skocpol/Amenta 1986) und die Mittelklassen (vgl. Baldwin 1989) wieder ins Bild 
gebracht worden. Mittlerweile werden in ernsthaften Erklärungsversuchen zur 
Entstehungsgeschichte verschiedenartiger Sozialstaaten ganz selbstverständlich 
die Struktur des politischen Systems, in der, und die Konstellation der politisch 
relevanten Klassenkräfte bzw. deren Allianzen, durch die das jeweilige sozialpo- 
litische Regime zustandekam, als Erklärungsfaktoren berücksichtigt (vgl. z.B. de 
Swaan 1988, Esping-Andersen 1990). Doch bleibt, trotz gelegentlicher Andeu- 
tungen (vgl. z.B. Esping-Andersen 1985a), gänzlich dunkel, welche Auswirk- 
ungen die einmal etablierten Institutitionen der staatlich organisierten sozialen 
Sicherheit auf die Machtverhältnisse zwischen den gesellschaftlichen Klassen und 
Gruppen, die an ihrem Zustandekommen beteiligt waren, haben können bzw. ge- 
habt haben. Welche Möglichkeiten (organisierten) kollektiven Handelns gewinnen 
oder verlieren Lohnarbeiter im und durch den Sozialstaat? Welche (politisch rele- 
vanten) Machtressourcen und Konfliktkapazitäten gewinnen oder verlieren sie, 
wenn die Risiken der proletarischen Existenz durch den Sozialstaat systematisch 
aufgefangen werden? Was bedeutet es für das Machtverhältnis zwischen Kapital- 
besitzern und Lohnarbeitern, wenn die letzte Sanktion im Kampf um die Kontrolle 
über den »Produktionsfaktor Arbeit«, der Verlust des Arbeitsplatzes und -ein- 
kommens, durch systematische, staatlich organisierte Kompensationen konterka- 
riert wird? Wer kann, last not least, die Kontrolle über die eigentümliche 
Machtressource »soziale Sicherheit« erlangen und behaupten? 

Daß derlei Fragen nicht einmal gestellt werden, ist gerade im Blick auf die For- 
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schungen, die sich vorwiegend mit der Enistehungsgeschichte der staatlich organi- 
sierten sozialen Sicherheit befassen, kurzsichtig. Denn den historischen Akteuren, 
Gegnem wie Befürwortern der staatlichen Sozialpolitik, waren gerade diese 
mittel- und langfristigen politischen Folgen der sozialen Sicherheit wichtig. Da es 
um unerhörte Neuheiten ging, hatten alle Beteiligten obendrein die Neigung, die 
erwarteten bzw. befürchteten Folgen für die politischen und sozialen Machtver- 
hältnisse zu übertreiben (vgl. Rimlinger 1971: 115). Um beim deutschen Fall zu 
bleiben: Bismarck wollte, gut bonapartistisch, aus den Lohnarbeitern eine ab- 
hängige, treu ergebene Klasse von kleinen Staatsrentnern machen; korporatisti- 
sche Organisationsformen sollten Arbeiter und Unternehmer binden und zugleich 
die Macht der demokratischen Institutionen, vor allem des Parlaments, untergra- 
ben (vgl. Vogel 1951: 92£f, Rimlinger 1971: 117£f, Tennstedt 1981: 145f, Ritter 
1983: 29£f). Der Kanzler wußte jedenfalls, was er wollte: die Machtverhältnisse 
im Deutschen Reich verändern. Den Gegnern der Bismarckschen Sozialpolitik 
war ebenso klar, daß die staatliche Kontrolle über die soziale Sicherung eine 
Machtfrage ersten Ranges war, weshalb sie sich verbissen auf die institutionellen 
Details der neuen Politik warfen und dem Kanzler auf diesem Feld auch einen 
Kompromiß nach dem anderen aufzwangen. Was er bzw. seine Gegner mit den 
Mitteln der Sozial(versicherungs)politik in Gang bringen konnten bzw. gebracht 
haben, ist eine andere Frage. 


Staat und Staatsmacht 


Auch in der marxistischen Tradition tut man sich schwer mit der Beantwortung 
der Frage nach den Rückwirkungen staatlicher Sozialpolitik auf die gesellschaft- 
lichen Machtverhältnisse. Dabei hat diese Tradition einige Vorteile: Sie leidet in 
der Regel nicht unter dem liberalen Basisaxiom von der »Machtlosigkeit des 
Eigentums« und der »Eigentumslosigkeit der Macht«. Die formelle Trennung von 
»Politik« und »Ökonomie« gilt ihr als ein historisch spezifisches Phänomen des 
modernen Kapitalismus, auf die spezielle Illusion einer »Ökonomie-freien« Poli- 
tik und einer »unpolitischen« (privaten) Ökonomie fallen Marxisten in der Regel 
nicht herein, Der Vorwurf der »Machtblindheit« kann sie kaum treffen, versuchen 
sie doch mit Vorliebe Machtbeziehungen gerade da aufzuweisen, wo die herr- 
schende Ökonomie nur freiwillige Übereinkünfte zwischen Freien und Gleichen 
zu entdecken vermeint - auf Waren-, Arbeits- und Kapitalmärkten, in Unterneh- 
men. 

Im Blick auf die Marxsche Klassentheorie kommt man nicht umhin, eine Vielzahl 
strukturierter und zusammenhängender Macht- und Herrschaftsbeziehungen zu 
unterscheiden - selbst in der einfachsten Version eines Zwei-Klassen Modells. Die 
Konzepte ökonomischer Macht, die die marxistische Tradition bietet, sind daher 
alles andere als »soziologisch amorph«, beruhen vielmehr auf klaren analytischen 
Unterscheidungen zwischen spezifischen Machtressourcen und den durch die un- 
gleiche Verteilung dieser Ressourcen strukturierten Handlungschancen (vgl. 
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Bader/Benschop 1989). Den größten Stolperstein jedoch bildet nach wie vor der 
Zusammenhang zwischen ökonomischer und politischer Macht - ein Zusammen- 
hang, der erheblich kompliziert wird, sobald man nicht mehr daran vorbei kann, 
den Staat als »eine Macht für sich«, mit »eigenen Organisationen, eigenen Ten- 
denzen und eigenen Interessen« (Hilferding 1054: 296) zur Kenntnis zu nehmen. 
Die Eigenständigkeit des Staates als eine politische und ökonomische Macht sui 
generis wird in der marxistischen Tradition systematisch unterschätzt, der Zu- 
sammenhang zwischen Staatsmacht und Klassenmacht bleibt daher vielfach dun- 
kel (vgl. Miliband 1983). Marx selbst ist bekanntlich in diesem Punkt nicht deut- 
lich. Er hält dafür, daß »die politische Macht nur das Kind der ökonomischen 
Macht« sei (MEW 9: 70), betont jedoch, daß die Lohnarbeiter den Staat zu Hilfe 
rufen müßten, da »in seiner rein ökonomischen Aktion das Kapital der stärkere 
Teil« sei (MEW 16: 149) und sich die Lohnabhängigen gegen die ökonomische 
Macht des Kapitals nicht durchsetzen könnten, »ohne als Klasse auf den Staat und 
durch den Staat auf das Capital zu wirken« (MEGA 11/3.6: 2091). Wenn das 
stimmt, ist entweder der Zusammenhang zwischen ökonomischer und politischer 
Macht ganz anders, als Marx ihn sonst vorstellt, oder wir müssen uns bequemen, 
Eigeninteressen und eigene Handlungschancen des kollektiven Akteurs »Staat« 
zuzugeben. 

Man kann der Eigenständigkeit des modernen Staates auf mindestens zwei Wegen 
gerecht zu werden versuchen: Einmal indem man sie (mit Engels und Otto Bauer) 
als Resultat eines »Gleichgewichts der Klassenkräfte« betrachtet. Dann noch 
. bleibt zu erklären, warum und wie der Staat handeln kann, wenn alle übrigen kol- 
lektiven Akteure sich gegenseitig blockieren, und wer da eigentlich handelt. Zum 
andern indem man den Staat selbst strikt »klassentheoretisch« behandelt - als eine 
besondere Personenkategorie, die Staatseliten oder Staatsmanager, die über spezi- 
fische und für alle anderen wichtige Ressourcen verfügen und daher spezifische 
Handlungschancen und eigene (individuelle und kollektive) Interessen haben (vgl. 
Block 1980, Nowak 1983). Beides mag sehr grob-materialistisch anmuten. Gegen- 
über der hilflosen Formel von der »relativen Autonomie« des Staates bzw. der 
Politik hat es aber den unschätzbaren Vorteil, der altbekannten Dichotomie von 
»Macht oder ökonomisches Gesetz« zu entkommen. Konsequent betrachtet wird 
»der Staat« nämlich sowohl Teil der Struktur einer kapitalistischen Ökonomie als 
auch handelndes (Kollektiv)Subjekt innerhalb dieser Struktur. Die ökonomische 
Gesetzmäßigkeit, der er nach orthodox marxistischem Verständnis stets unterlie- 
gen soll, bestimmt er mit; seine Macht beruht nicht zuletzt darauf, den anderen ei- 
nige Gesetze ihres Handelns vorschreiben zu können. 


2. Die Macht des Sozialstaats: Steuergewalt und Versicherungszwang 


Um Sozialpolitik zu treiben, muß sich der Staat gegenüber den bereits etablierten 
sozialpolitischen Akteuren, gegenüber Kirchen, Gewerkschaften, (Groß)unter- 
nehmen, privaten Wohltätigkeitsorganisationen, Versicherungsunternehmen 
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durchsetzen können. Mitglieder der Staatselite treiben Sozialpolitik, weil sie sich 
davon eine Erweiterung und Stärkung der Macht des Staates über die bürgerliche 
Gesellschaft versprechen. In der Tat gewinnt der moderne Staat, indem er sich 
zum Sozialstaat entwickelt, eine ganz eigentümliche »infrastrukturelle Macht« 
(Mann 1984). Eine Macht, die nicht darauf beruht, daß der Staat die (wichtigsten 
oder jedenfalls die überlegenen) Gewaltmittel monopolisiert und daher Gehorsam 
erzwingen kann. Infrastrukturelle Macht des Staates beruht darauf, daß viele, 
schließlich die überwiegende Mehrzahl der »freien Bürger« vom Staat abhängig 
werden - sei es, daß sie staatliche Institutionen und deren spezifische Leistungen 
als Voraussetzung brauchen, um ihre eigenen Ressourcen noch produktiv nutzen 
zu können, sei es, daß ihre einzigen oder wichtigsten Ressourcen nur oder in erster 
Linie vom Staat kommen. In dem Maße wie jedermann in seinen alltäglichsten 
ökonomischen Handlungen vom Staat abhängig wird, kann der Staat auf direkten 
Zwang verzichten und sich auf den stummen Zwang der Verhältnisse verlassen, 
die er (mit)eingerichtet hat. Infrastrukturelle Macht bindet aber auch den Staat: 
Seine Macht wird größer und zugleich heteronomer. Er kann nicht nur nicht zu- 
rück, er muß sich auch den ökonomischen Verhältnissen anpassen, in die er sich 
erfolgreich eingemischt hat. 

Die Staatsmacht läßt sich - wie die anderer Machthaber auch - analysieren, indem 
man das Bündel von Ressourcen betrachtet, das der Staat sich auf die eine oder 
andere Weise angeeignet hat und das er im Konfliktfall mobilisieren kann. Der 
moderne, bürgerliche Staat eignet sich mit Vorliebe »indirekte« Ressourcen an - 
d.h. solche, die in gesellschaftlichen Arbeitsprozessen unmittelbar nicht zu 
brauchen sind (vgl. Bader/Benschop 1989); er ist bemüht, diese Ressourcen zu 
monopolisieren. Folglich kann man die Position des Staates in den gesellschaft- 
lichen Machtverhältnissen bestimmen, indem man das Bündel von Monopolen an 
spezifischen »indirekten« Ressourcen betrachtet, das seine jeweiligen Hand- 
lungsmöglichkeiten angibt. Der alte Engels hat, grob materialistisch wie es seine 
Art war, den modernen Staat bereits charakterisiert als eine territoriale Organisa- 
tion, in der eine Gruppe von Menschen über die Gewaltmittel verfügt, Autorität 
über alle anderen beansprucht und sich obendrein des exklusiven »Rechts der 
Steuereintreibung« erfreut (vgl. MEW 21/165). Von Max Weber haben die späte- 
ren Marxisten in der Regel nur gelernt, dem Staat ein »Gewaltsmonopol« zuzu- 
schreiben (vgl. für viele: Nowak 1983). Das ist entschieden zu kurz gegriffen. 
Monopolisiert wird der legitime, besser legale Gebrauch physischer Gewalt. Da- 
mit allein aber kommt der Staat nicht weit. Seine spezifische Position in einer ka- 
pitalistischen Ökonomie beruht auf wenigstens zwei weiteren, komplementären 
Monopolen - dem Geldmonopol und dem Steuermonopol. Letzteres, die exklusive 
(legitime und legale) Steuergewalt, ist für jegliche sozialpolitische Aktion, für alle 
nicht-privaten sozialen Sicherungssysteme die logische und historische conditio 
sine qua non. 
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Das Sieuermonopol 


Die Steuergewalt, d.h. die Fähigkeit und das exklusive Recht des Staates, sich mit 
schöner Regelmäßigkeit einen Teil der Einkommen und Vermögen aller Bürger 
ohne Austausch, ohne Gegenleistung anzueignen, ist das zentrale Staatsmonopol, 
ohne das der Staat auch als Gewaltorganisation nicht handlungsfähig wäre, Die 
Entwicklung des Steuermonopols hat einen enormen Einfluß sowohl auf die Ent- 
wicklung des modernen Staats als auch auf die Entwicklung einer kapitalistischen 
Marktökonomie. Die Steuergewalt »hat den Staat nicht nur mitgeschaffen. Sie hat 
ihn auch mitgeformt.« (Schumpeter 1976/1918: 341) 

Erst eine ausreichende Steuergewalt befreit den modernen Staat aus allerlei 
Zwangslagen: er braucht keine Geschenke in Geld oder Naturalform von seinen 
Bürgern mehr, er braucht keine Schätze mehr anzuhäufen und sich nicht mehr von 
Wucherern ausnehmen zu lassen. Vor allem braucht er keine direkten (produkti- 
ven) Ressourcen mehr. Eine ausreichende Steuergewalt des Staates ist die struktu- 
elle Voraussetzung dafür, daß der Staat die weitaus meisten direkten Ressourcen 
Privatleuten zum Privatgebrauch überlassen, Märkte und Preise freigeben, kurz 
eine private Ökonomie zulassen kann. 

Das Recht des Staates, sich alles mögliche von den Früchten der privaten Arbeit 
seiner Bürger anzueignen, mithin die formell freien Privatleute stets auch für sich 
als unfreiwillige »Steuerproduzenten« arbeiten zu lassen (vgl. Krätke 1984: 74£f), 
gibt ihm eine unerhörte Macht und bedingt ebensosehr eine enorme Macht. Die 
Fähigkeit, Privatleute aller Klassen zu zwingen, entgegen jeder Marktlogik und 
entgegen ihrem Privatinteresse regelmäßig erhebliche Teile ihres privaten Ein- 
kommens und Vermögens abzutreten, erlaubt dem Staat jederzeit Ressourcen für 
seine Zwecke zu mobilisieren, mithin Art, Umfang und Ergebnis der ökonomi- 
schen Aktivitäten seiner Bürger erheblich zu beeinflussen. Sie setzt voraus, was 
Giddens (1985) als »administrative Macht« des Staates bezeichnet - Kontrolle 
über Kommunikationsmittel und -ströme, Kontrolle über Informationen. Auf sy- 
stematisch erworbenem Wissen der Verwaltung über ökonomisch relevantes Tun 
und Lassen der Bürger, auf amtlicher Statistik, auf Buchführungs- und Auskunfts- 
pflicht, auf mehr oder minder systematischen Kontrollen beruht die Macht des 
Steuer- wie des Sozialstaatsl. 

Nur starke Steuerstaaten können starke Sozialstaaten (wie Schweden, Dänemark, 
die Niederlande) werden, schwache Steuerstaaten sind in der Regel auch 
schwächliche Sozialstaaten (wie z.B, Japan und die USA). Starke Steuerstaaten 
brauchen eine zahlreiche (und wohlgenährte) Bürokratie; Sozialstaaten, die sich 
weit mehr ins Leben ihrer Bürger mischen, indem sie nicht nur Geld, sondern 


1 Die Steuer- und Finanzbeamten, voran die Zollbeamten, die zugleich auch die wichtige Aufgabe 
haben, die für jeden Staat konstitutiven Grenzen zu alltäglich wirkamen Mobilitätsschranken zu 
machen, gehören nicht zufällig zu den ältesten Korps des Staatsapparates. Wie es der ursprüng- 
lichen Verquickung von polizeilichen und fiskalischen Funktionen entspricht, sind sie lange Zeit 
uniformiert und bewaffnet. Noch heute besteht in einigen Ländem (etwa in Italien) eine 
(bewaffnete) Finanzpolizeitruppe. 
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auch Rechte und Lebenschancen zuteilen, umso mehr. Ein starker Steuerstaat so- 
wie eine starke Bürokratie erleichtern und beschleunigen die Entwicklung zum 
Sozialstaat ungemein; und umgekehrt2, 

Die Steuergewalt muß der Staat sich gegen heftige Widerstände erkämpfen. 
Steuerrevolten niederzuschlagen, ist nicht genug. Die Bürger müssen soweit ge- 
bracht werden, das Recht des Staates, Steuern einzutreiben und die erste Bürger- 
pflicht, sich die Besteuerung gefallen zu lassen, als legitim anzuerkennen. Um das 
zu erreichen, verfolgt der Staat mehrere Strategien. Er bemüht sich, die Steuerge- 
walt zu monopolisieren, d.h. alle anderen Mächte, die von »seinen« Bürgern in ir- 
gend einer Weise Tribute fordern, sich einzugliedern, auszuschalten oder zu kri- 
minalisieren. Er trachtet, alle Zwischenpersonen bei der Steuererhebung auszu- 
schalten, d.h. vor allem Privatunternehmer (Steuerpächter) los zu werden und da- 
mit eine institutionelle Trennung von Besteuerung und öffentlichem Kredit zu er- 
reichen, die ihm sowohl eine eigene Steuer- als auch eine eigene Schuldenpolitik 
allererst ermöglicht?. Daneben versucht er seinen Bürgern einigen Steuergehorsam 
beizubringen, indem er ihnen Mitsprache- und -bestimmungsrechte zugesteht. Vor 
allem um seine Steuergewalt zu erweitern und um einige unerhörte Neuheiten wie 
permanente und zweckungebundene Geldsteuern durchzusetzen, räumt der Staat 
den Steuerzahlern stets weitergehende Kontrollrechte über seine Finanzen ein. Er 
muß dies tun und tut es immer wieder, solange seine Steuergewalt bzw. die 
Steuerzahlungspflicht der Bürger umstritten bleibt. Die Entwicklung des staat- 
lichen Steuermonopols hängt daher mit der Erweiterung politischer Repräsenta- 
tion zusammen (vgl. Bates/Lien 1985). Die überaus moderne Erfindung »zweck- 
ungebundener« Steuern erlaubt dem Staat, jede Geldsumme, die er im Wege der 
Besteuerung einnimmt, für jeden beliebigen Zweck zu verwenden, ohne in jedem 
einzelnen Fall die Zustimmung der Steuerzahler zu der geplanten Aktion und ihrer 
Finanzierung einholen zu müssen. Diese Neuerung bekommt der Staat auf die 
Dauer nur um den Preis eines umfassenden Steuer- und Ausgabenbewilli- 
gungsrechts für gewählte Parlamente. Die Einführung zweckungebundener Steu- 
ern hat daher zwei Machtverschiebungen zur Folge: Erstens weiß kein indi- 
vidueller Steuerzahler mehr, wofür er zu zahlen gezwungen wird; die Erfüllung 
seiner Steuerzahlerpflicht begründet keinerlei individuellen oder kollektiven An- 
spruch auf irgendeine spezielle Gegenleistung des Staates. Obendrein wird dem 
Stimmbürger in so gut wie allen parlamentarischen Demokratien (wichtigste Aus- 
nahme: die Schweiz) jedwede direkte Mitentscheidung in Finanzfragen verwehrt; 
selbst wo demokratische Verfassungen Referenda vorsehen, werden Finanz- und 


2 Darüber, was unter Stärke bzw. Schwäche von Steuer- und Sozialstaaten zu verstehen und wie 
diese zu messen sei, läßt sich bekanntlich streiten. Ohne das hier durchexerzieren zu können, halte 
ich dafür, daß der pure Umfang der Staatseinnahmen und/oder -ausgaben allein, ohne zusätzliche 
Maßstäbe für Intensität und Wirkungsgrad wichtiger Staatstätigkeiten - z.B. für die Kontrollinten- 
sität wichtiger Steuermaßnahmen oder wichtiger Eingriffe auf Teilmärkten - nicht ausreicht. 

3  Steuerstaat wird der modeme Staat erst, indem er die anfägliche Verquickung von Steuem und 
Staatschulden überwindet, Steuern erheben und Schulden machen, werden erst zweierlei, wenn der 
Staat sich bei der Steuererhebung von privaten Kreditgebem emanzipiert hat, 
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Steuergesetze davon ausdrücklich ausgenommen (vgl. Ducros 1982: 159ff, 172ff). 
Zweitens aber werden dank der »zweckungebundenen« Besteuerung die politi- 
schen Entscheidungen über Steuererhebung und Steuerverwendung systematisch 
getrennt. Den wirklichen und formellen Zusammenhang zwischen den vielfältigen 
Formen der Staatseinnahmen (Steuern und Staatsschulden) und den vielerlei 
Staatsausgaben zu denken und herzustellen, diesen Zusammenhang in die Kunst- 
form eines offiziellen »Staatshaushalts« zu bringen, ist faktisch und formell Sache 
der Bürokratie*. Wie der Zusammenhang aussieht, wird in inneren Kämpfen zwi- 
schen den diversen Rängen und Abteilungen der Staatsbürokratie entschieden, de- 
ven Resultate die Parlamente in der Regel nur noch absegnen können. Hat der 
Staat einmal das Steuermonopol, gebraucht er es im eigenen Interesse. Die Macht 
des Staates, sich von den zu Steuerzahlern degradierten freien Bürgern soviel zu 
holen, wie ihm beliebt, wird nur durch den Widerstand der Steuerzahler begrenzt. 
Die ganze Kunst der Finanzpolitiker besteht daher darin, Mittel und Wege zu fin- 
den, um diesen Widerstand zu überwinden - zu möglichst geringen Kosten und 
womöglich ohne die Steuerzahler zu größeren Protesten zu bewegen (vgl. Pareto 
1968: 1486). Die Klassiker der Finanzsoziologie betrachteten den Steuerwider- 
stand als überwiegend politischen Machtkampf, der zwischen den staatlichen Eli- 
ten und den verschiedenen Gruppen und Klassen der Staatsbürger und Steuerzah- 
ler geführt werde. Die Unwissenheit der Mehrheit der Steuerzahler, ihre Be- 
“ fangenheit in »fiskalischen Illusionen« und die genaue Sachkenntnis der Bürokra- 
tie entscheide in diesem Kampf (vgl. Murray 1914, Borgatta 1920). Wen die Be- 
steuerung in welchem Maße treffe, darüber entscheide die relative politische 
Macht der verschiedenen Gruppen und Klassen, Der fiskalische Druck tendiere 
»zur Linie des geringsten politischen Widerstands«, gleiche (oder ungleiche) po- 
litische Macht führe auch zu gleichem (oder ungleichem) fiskalischem Druck - so 
hat es der Pareto-Schüler Lolini (1920) in seinen »Naturgesetzen der Finanz« 
formuliert. Nicht wenige Ökonomen machen diesen Sprung in die politische 
Theorie, sobald sie versuchen »Gesetzmäßigkeiten« im Verhältnis zwischen dem 
Steuerstaat und seinen Bürgern auszumachen und etwa die Steuerlastverteilung 
zur Funktion der Verteilung politischer Macht in der Gesellschaft erklären (so 
Lindahl 1960: 18 u.ö.). Finanzwissenschaft wird in dieser Perspektive eine spe- 
zielle Politologie, die sich mit den Auswirkungen verschiedener Staatsverfas- 
sungen (so De Viti de Marcos »realistischer Ansatz«, 1932: 9ff), unterschiedlich 
zusammengesetzter Parlamente (so Mann 1933: 67£f) oder nationaler »politischer 
Kulturen« (so Webber/Wildavsky 1987: 521£f u.ö.) auf finanzpolitische Entschei- 
dungen befaßt3. Damit läßt sich zwar mehr anfangen als mit der angewandten 


4 Auf der historischen Aufhebung der Zweckbindung, d.h. der spezifischen Rechtfertigungspflicht 
für jede einzelne Steuermaßnahme, beruht die Möglichkeit einer »Fiskalillusion«. Erst der Bürger 
im modemen Steuerstaat kommt in die Verlegenheit, nicht zu wissen, was und wofür er selbst und 
was die anderen an Steuem zahlen. 

5 Generell gilt für die italienischen Finanzsoziologen, daß sie die Steuern wie alle übrigen Elemente 
der Staatsfinanzen ganz unverblümt politisch und klassentheoretisch betrachten. Allerdings kennen 
sie nur ärmere und reichere, (politisch) schwächere und stärkere Klassen 4 la Mosca und Pareto, 
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Wohlfahrtsökonomie der herrschenden Lehre, die sich darin gefällt, den Staat zum 
»Wohlfahrtsmaximierer« für uns alle zu verklären (vgl. kritisch: Mann 1969), 
Aber beim Sprung vom Niemandsland zwischen Ökonomie und Politik ans 
reitende Ufer der Politikwissenschaft geht doch verloren, was einer anderen Tra- 
dition der Finanzsoziologie teuer war: die Abhängigkeit(en) des Steuerstaats von 
den Gesetzmäßigkeiten und Zwängen einer kapitalistischen Marktökonomie (so 
vor allem Goldscheid als Theoretiker der »Kapitalhörigkeit« des Steuerstaats, 
1917, 1926). Steuerwiderstand wird zum politischen Geschäft verkürzt, die durch- 
aus unterschiedliche ökonomische Macht der verschiedenen Klassen und Gruppen 
von Steuerzahlern, ihre sehr verschiedenen und wechselnden Chancen zum effek- 
tiven Steuerwiderstand werden unterschlagen. 

Es ist schon ein Fortschritt, wenn der Staat statt als Exekutor des wohlfahrtsstheo- 
retisch interpretierten Allgemeinwohls als ein Bündel von Akteuren mit eigenen 
Interessen dargestellt wird (vgl. Brennan/Buchanan 1980, Levi 1988). Allerdings 
handeln diese eigensinnigen Akteure deshalb nicht automatisch als »Räuber« oder 
Revenuemaximierer, die soviel wie möglich an Steuern aus einer vorhandenen 
Bevölkerung herauszuholen suchen (so Levi 1988: 3£ u.ö.). Zu den historisch-in- 
stitutionellen Voraussetzungen, die eine Maximierung des Steuerertrags ermögli- 
chen - vor allem die »Zweckungebundenheit« der Steuern -, gehört auch die 
Scheidung zwischen Privat- und Staatskasse bzw. die systematische »Trennung 
der Staatsfunktionäre (ob mit oder ohne Beamtenstatus) von den Verwaltungs- 
und Beschaffungsmitteln« und die öffentliche Entscheidung und Kontrolle über 
die Verwendung aller Steuergelder, die das Anlegen geheimer Reservefonds zu- 
mindest erschwert. Die Arbeitsteilung innerhalb der Staatsorganisation, vor allem 
die Ausdifferenzierung besonderer Geld- und Finanzbehörden, machen es noch 
unwahrscheinlicher, daß die Maxime der »Maximierung der Finanzmittel«, der 
die Ressortbeamten folgen können, tatsächlich die Steuerpolitik des Staates insge- 
samt bestimmt. Gewählte Politiker schließlich wissen, daß die Steuer ein durchaus 
zweischneidiges Machtmittel ist: Die Steuergelder, mit denen allerlei kollektive 
Güter finanziert werden können - die aber von einigen Bürgern ebensogut wieder 
als ihnen aufgezwungene kollektive Übel erfahren werden können -, müssen stets 
aus diversen privaten Taschen herausgeholt werden. Beides bietet für den ge- 
wählten Politiker nicht nur die Chance, seine Vorstellungen zu realisieren, son- 
dern auch die Chance, sich zumindest bei Teilen des Wahlvolks unbeliebt zu 
machen. Das wohlverstandene Eigeninteresse gebietet also allen Politikern, die 
mit anderen um Wählerstimmen konkurrieren müssen, die Ausgaben für populäre 
Staatsaktionen zu erhöhen und die Steuerlasten für ihre (potentiellen) Wähler zu 
. vermindern. Ein Kunststück, das in modernen Steuerstaaten, die in erster Linie 
hochkomplexe, »integrale« Steuerarten (wie Einkommens- und Umsatzsteuern) 
anwenden (vgl. Krätke 1984: 187£f) nur gelingt, wenn man allgemeine Steuerer- 
höhungen und neue Steuern, vor allem aber umfassende Steuerreformen vermeidet 
(vgl. Rose/Karran 1987: 3fü). 
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Wie abhängig ist der Steuerstaat? 


Die entwickelte Steuergewalt gibt dem Staat auch die Macht, den ökonomischen 
und politischen Steuerwiderstand seiner Bürger zu beeinflussen; sie ist daher eine 
»politische Ressource« sui generis. Um sich gegen die Besteuerung zu wehren, 
brauchen die Privatleute keineswegs ihre produktiven Ressourcen ganz oder teil- 
weise zu zerstören (wie Aumann/Kurz 1977: 1139 behaupten). Obwohl das gele- 
gentlich auch in neuzeitlichen Steuerrevolten vorkommt (so wenn Teile einer - 
ohnehin unverkäuflichen - Ernte demonstrativ vernichtet werden), trifft die »Zer- 
störung«, auch in der passiven Form des Brachlegens von Ressourcen, die Privat- 
produzenten härter als den Staat. 

Es gibt in modernen Steuerstaaten mehr und einträglichere Wege, sich der Be- 
steuerung ganz oder teilweise zu entziehen. Der Steuerwiderstand der Bürger aller 
Klassen ist alltäglich, im Unterschied zu den zahlreichen Steuerrebellionen, die 
die Entstehungsgeschichte des Steuerstaats bis ins frühe 19. Jahrhundert hinein 
begleiten, friedlich und geschäftsmäßig routiniert. Es gibt zahlreiche Spezialisten 
des Steuerwiderstands, die Zunft der Steuerberater, die davon gut leben können. 
Er ist sehr effektiv - die (meist inoffiziellen) Schätzungen der Einnahmeverluste, 
die der Staat dank erfolgreichen Steuerwiderstands seiner Bürger Jahr für Jahr 
hinnehmen muß, bewegen sich in den meisten europäischen Ländern in der Grö- 
Benordnung der jährlichen Neuverschuldung des Staates. Effektiver Steuerwider- 
stand zeigt, daß der Staat von seinen Bürgern doppelt abhängig ist: Vom privat 
produzierten Reichtum, der vorhanden sein muß, bevor der Staat sich sein Teil 
holen kann, und vom Verhalten der Agenten der Privatökonomie, die gehorchen 
und mitspielen müssen, damit der Staat sein Teil auch bekommt. Marxisten und 
andere kritische Ökonomen neigen dazu, diese Abhängigkeit des Staates damit zu 
. erklären, daß die wichtigste ökonomische Entscheidung, die über Investition, 
Brachlegen oder Aufessen des Kapitals, in privaten Händen liege; kein das Privat- 
eigentum respektierender und selbst garantierender Staat könne sich gegen die 
Drohung von Investitionsstreiks und Kapitalflucht durchsetzen. Der Staat ist vom 
Kapital abhängig, weil die Kapitalisten den effektivsten, weil ökonomisch und 
politisch folgenreichsten Steuerwiderstand leisten Können. 

Nun läßt sich zeigen (selbst unter höchst unrealistischen Annahmen wie bei Prze- 
worski/Wallerstein 1988), daß Art und Grad dieser Abhängigkeit des Staates vom 
Kapital davon abhängen, wie der Staat seine Steuergewalt gebraucht. Wenn aber 
Art und Grad der Kapitalabhängigkeit des Staates von der Wahl, der Kombination 
und der Ausgestaltung der Steuern abhängen, die der Staat anwendet, dann kann 
er diese Abhängigkeit auch manipulieren. Als rationaler und lemfähiger Akteur 
wird der Staat dazu übergehen, den Steuerwiderstand seiner Bürger systematisch 
zu manipulieren, sobald er gelernt hat, daß unterschiedliche Steuerarten und -sy- 
steme {und nicht nur: Steuersätze) unterschiedliche Formen des Steuerwider- 
stands hervorrufen, Einkommenssteuern andere als Konsumsteuern, Umsatz- 
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steuern andere als spezielle Verbrauchssteuern usw®, Einzelne »Lenkungssteuern« 
gab es schon vorher. Aber sie waren punktuell darauf gerichtet, gewisse uner- 
wünschte Verhaltensweisen der Bürger (wie bestimmte Bart- und Haartrachten, 
Kleiderluxus usw.) zu beeinflussen. Neu ist die Entdeckung, daß der Staat mit 
einer geschickten Kombination von hohen nominellen Steuersätzen und selektiven 
Steuererleichterungen und -befreiungen das ökonomische Verhalten - einschließ- 
lich des Steuerwiderstands bzw. des Steuergehorsams (tax compliance) - seiner 
Bürger beeinflussen kann. Dieser Fund wird von den Steuerstaaten systematisch 
ausgebeutet. Damit verabschiedet sich der Staat vom treuherzig altliberalen 
Credo, daß Steuern allein zur Mittelbeschaffung (»for revenue only«) erhoben 
werden sollten, und läßt die Norm (und Illusion) einer »neutralen« Steuer (vgl. 
Mann 1978: 27££) fahren. Der Traditionsbruch lohnt sich für den Steuerstaat. Er 
gewinnt ein zusätzliches »Instrument der Politik« (Bellstedt 1966: 152) - auch der 
Sozialpolitik. Er lernt es, die widerspenstigen Steuerzahler ebenso von sich ab- 
hängig zu machen, wie er von ihnen abhängt. Die Macht des Steuerstaats wächst 
in dem Maße wie private Investitions- oder Sparentscheidungen im Blick auf 
mögliche Steuervorteile getroffen und erwartete Steuerersparmisse ebenso wichtig, 
womöglich wichtiger werden als Produktionsbedingungen und Marktchancen. 

Steuersubventionen (tax expenditures) sind die wichtigste Waffe im Kampf des 
modernen Steuerstaats gegen den Steuerwiderstand seiner Bürger; spezielle Len- 
kungssteuern spielen im Vergleich dazu eine bescheidene Nebenrolle. Die kon- 
ventionelle Unterscheidung zwischen aktiven (Lenkungs)Steuern und passiven 
oder reinen Finanzierungssteuern in der Finanzwissenschaft verfehlt die Realität 
des steuernden Steuerstaats. Gerade die großen und ertragreichen Steuern, allen 
voran die Einkommensteuer, sind mit »Regulierungselementen« in der Form viel- 
fältiger Steuervorteile durchsetzt. Wer wann und wofür von welcher Steuer befreit 
werden bzw. einen Steuervorteil erhalten soll, ist die wichtigste Frage der 
modernen Steuerpolitik (vgl. Webber/ Wildavsky 1987: 522). Als Steuerungsmit- 
tel taugen die Steuervorteile nur, wenn sie gerade nicht. als ständische oder klas- 
senspezifische Steuerprivilegien gewährt werden. Sie sollen das ökonomische 
Handeln möglichst vieler Privatleute beeinflussen und werden daher an die Be- 
dingung geknüpft, daß der Steuerzahler in der politisch gewünschten Art und 
Weise und im erwünschten Umfang spart, investiert, Schulden macht, Häuser 
kauft bzw. heiratet, Kinder aufzieht, Haustiere hält und dergleichen mehr. Die 
Steuerprivilegien, die‘auch der demokratisch verfaßte Steuerstaat austeilt, kom- 
men daher in der Regel Kategorien von Privatleuten zugute, die sozial so homo- 
gen sind wie z.B. Hausbesitzer, Autofahrer, Stahlfabrikanten, Besitzer von Staats- 
papieren, Familienväter oder Landwirte (vgl. Ducros 1982: 220). In dem Maße, 


6 Bevor die politische Ökonomie eine eigenständige Wissenschaft wurde, war sie vor allem eine 
Kunde von und für Finanzbeamte. Steuerpläne waren (und sind) angewandte ökonomische Theo- 
rie, ökonomische Theorien wurden entworfen, um die Grundsätze der Besteuerung daraus abzu- 
leiten. Fachökonomen neigen dazu, beim Modellbau den Steuerstaat dümmer darzustellen als er 
ist. Politikwissenschaftler können auf ausgezeichnete Indikatoren für das permanente Lemen des 
Fiskus zurückgreifen: Nichts nimmt so schnell zu, nichts wird so oft geändert wie Steuergesetze. 
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wie die Privatleute aller Klassen lernen, sich in ihren alltäglichen ökonomischen 
Entscheidungen an Chancen der Steuerersparnis zu orientieren, und in dem Maße 
wie sich der politische Kampf um die Steuern in einen Kampf um besondere 
Steuervorteile für spezielle Interessengruppen verwandelt, geht die Verführungs- 
straiegie des Staates auf. Viele kleine Steuervorteile, vielfältige Möglichkeiten, 
Steuern ganz legal zu vermeiden, mithin auf Kosten der anderen einen Sonder- 
vorteil zu realisieren, stellen diejenigen zufrieden, die eine deutlich größere Nei- 
gung zum Steuerwiderstand haben - die Bezieher höherer Einkommen und 
Besitzer größerer Vermögen. Sie verwirren diejenigen, die sich dank größerer Un- 
kenntnis ohnehin viel mehr vom Steuerstaat gefallen lassen (müssen) als die 
wohlhabenderen und in der Regel besser informierten Zeitgenossen (vgl. Lewis 
1979, 1982). 

Ein kurzer Blick auf die Struktur der Steuersubventionen in diversen kapitalisti- 
schen Ländern zeigt, daß der Steuerstaat seine Gunst höchst ungleich verteilt. In 
allen kapitalistischen Ländern nehmen Steuervorteile für Investoren, die private 
Investitionen überhaupt bzw. bestimmte Formen der Akkumulation profitlicher 
machen sollen als andere Arten, sein Geld auszugeben, den wichtigsten Platz ein. 
In starken Steuerstaaten - wie der BRD - sind diese steuerlichen Investitionsan- 
reize wichtiger und großzügiger als in schwachen Steuerstaaten - wie z.B. den 
USA. Dichtauf folgen die Steuervorteile, die der Subventionierung der »Mana- 
gerlöhne« (vor allem der »fringe benefits« wie Aktienoptionen, Kredite zu Son- 
derkonditionen, beitragsfreie Pensionen usw.) dienen. Fast gleichauf kommen in 
einigen Ländern die Steuervorteile für Konsumenten, die sich kräftig verschulden 
wollen; Hypotheken- und andere Schuldzinsen werden in vielen kapitalistischen 
Ländern steuerlich subventioniert. Das Schlußlicht bilden überall die »sozialpoliti- 
schen« Steuervorteile, Steuerbefreiungen und/oder -ermäßigungen für Rentner, für 
Behinderte und chronisch Kranke, steuerliche Subventionen für private Sozial- 
und Gesundheitsausgaben (vgl. OECD 1984, Webber/ Wildavsky 1987: 524£f). 
Doch ist es ein Mythos, daß es nennenswerte Steuervorteile nur für die »Reichen« 
gäbe. Viele Länder kennen spezielle Steuerprivilegien für die Bauern (vgl. Ducros 
1982: 222f über die »benffices agricoles« in Frankreich). Alle kapitalistischen 
Länder kennen erhebliche Steuervorteile für verheiratete Männer bzw. nach dem 
jeweils anerkannten und erwünschten Familienstand und nach der Kinderzahl dif- 
ferenzierte Steuersubventionen (vgl, OECD 1984, Sinfield 1986: 111). Alle kapi- 
talistischen Länder haben früher oder später auch etliche spezielle Steuervorteile 
für Lohnarbeiter eingeführt (vgl. Krätke 1988a, 1988b). Der Effekt dieser vielfäl- 
tigen Steuererleichterungen für Durchschnittsverdiener ist unterschiedlich groß in 
den verschiedenen Ländern, doch nie zu vernachlässigen (vgl. OECD 1986:26,27 
u.ö.). Mit diesem Arsenal an Steuerwaffen kann der Staat dem Dilemma zwischen 
ökonomischem Wachstum und Umverteilung zugunsten der Lohnarbeiter, das 
Przeworski/Wallerstein (1988) beschreiben, entkommen. Nicht alle, nicht einmal 
die Mehrheit, aber doch jeweils bedeutende Minderheiten von Kapitalisten und 
Lohnarbeitern können zusammen mit dem Staat gewinnen - mehr investieren und 
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mehr konsumieren. Der Spielraum, die »relative Autonomie« des Steuerstaats be- 
ruht dabei ganz und gar auf dem Maß von Ungleichheit der Besteuerung, das er 
mit Hilfe diverser Steuervorteile realisieren kann. Je ungleicher die effektive 
Steuerbelastung innerhalb wie zwischen den ökonomischen Klassen, desto größer 
dieser Spielraum. Sein wohlverstandenes Eigeninteresse gebietet daher dem Staat, 
Steuerprivilegien breit und ungleich zu verteilen und sich um »steuerliche Ge- 
rechtigkeit« nicht zu scheren. 

Steuersubventionen, so sozialpolitisch sie mitunter auch gemeint sein mögen, 
haben einen großen Nachteil: Sie nützen den Reichen mehr als den Normalverdie- 
nern, und den Armen, die mangels Einkommen und Vermögen keine (direkten) 
Steuern mehr zahlen, nützen sie überhaupt nichts. Steuersubventionen sind ein 
ausgezeichnetes Steuerungsmittel, solange es darum geht, das Verhalten der öko- 
nomisch Aktiven zu beeinflussen; wo für den Steuerstaat nichts mehr zu holen ist, 
versagen sie. Als Instrument einer Sozialpolitik, die den Armen helfen soll, sind 
sie kaum geeignet (vgl. Bellstedt 1966: 284, 287). Es scheint daher übertrieben zu 
behaupten, daß der Staat »Sozialstaat wesentlich in seiner Funktion als Steuer- 
staat« sei (Forsthoff 1968: 195). Hilfreich sind die Steuersubventionen eben für 
die, die staatliche Hilfe nicht unbedingt brauchen, Allerdings nützen die Steuer- 
subventionen den Lohnarbeitern erst, wenn sie bereits in einigem Umfang (di- 
rekte) Steuerzahler sind. Das aber werden sie erst dank einiger sozialpolitischer 
Staatsaktionen. 


Steuern für die Armen 


Einmal im Besitz der Steuergewalt, kann der Staat sie nutzen, um die Nicht- 
Armen für den Lebensunterhalt der Armen zahlen zu lassen. Unter dem Regime 
der Armensteuer, das historisch dem Sozial(versicherungs)staat vorangeht, sind 
die Verhältnisse klar: Der: (lokale) Staat besteuert die Reichen, in der Regel die 
Grund- und Hausbesitzer, um die Armen zu ernähren. Da die Armen politisch 
weitgehend rechtlos sind, und die (lokale) Steuergewalt in Händen der Repräsen- 
tanten des Besitzbürgertums konzentriert ist, spitzt sich alles auf die moralische 
Frage zu, ob »sie (die Pauper) der Steuer wert« seien (Stein 1823, zit. nach 
Tjaden-Steinhauer 1985: 92). Der Logik der Armensteuer verhaftet ist noch Bis- 
marcks ursprüngliche Idee, die Renten und Pensionen für die Lohnarbeiter ganz 
und gar aus dem Ertrag einer Steuer, dem neu einzuführenden Tabakmonopol als 
»patrimonium pauperis« zu finanzieren’. Auch in der sozialistischen Arbeiterbe- 
wegung, die sich lange gegen die neuartige Konstruktion einer Sozialversicherung 
mit Pflichtbeiträgen der Lohnarbeiter und der Unternehmer sträubt, wird noch 


7  Pensions- und Unterstützungskassen für (niedere) Staatsdiener (Lehrer, aber auch untere Steuerbe- 
amte), wurden noch im 19. Jahrhundert in vielen deutschen Staaten aus Steuern finanziert: Ein- 
nahmen aus Zöllen, aus Wechsel- und Spielkartensteuern, aus der Kapital- und Renteneinkom- 
menssteuer sowie ais vielfältigen Geldstrafen flossen in die vielfältigen Pensions- Witwen-, 
Waisen- und Unterstützungskassen. 
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ähnlich gedacht: Der Staat solle gefälligst die Unternehmer zwingen, mittels 
Zwecksteuem für die Kosten der sozialen Sicherung der Lohnarbeiter aufzukom- 
men. Da die (arbeitenden) Armen nicht für sich seibst zahlen können, soll der 
Staat die Mittel für ihren Lebensunterhalt mittels Zwecksteuern bei den Nicht- 
Armen eintreiben. Strittig ist nur, wer das »Gut der Armen«, das im Wege der Be- 
steuerung zusammengebracht wird, verwalten soll - der Staat oder wer sonst? 

Die Sozialversicherung bricht ganz und gar mit dieser Tradition der Armensteuer. 
Mit dem Versicherungszwang, den er Lohnarbeitern (und Unternehmern) aufer- 
legt, versucht der Staat zum ersten Mal, wenigstens einen Teil der (arbeitenden) 
Armen für sich selbst zahlen und (vor)sorgen zu lassen. Er nimmt die virtuellen 
Pauper sozusagen in die Pflicht, um ihnen diszipliniertes, ökonomisch rationales 
Verhalten, regelmäßiges Sparen, Konsumverzicht bzw. -aufschub, langfrisüge 
»Lebensplanung« beizubringen. Er nimmt die privaten Arbeitgeber gleich doppelt 
in die Pflicht - als Brot- und Dienstherren, die nicht nur Befehlsgewalt über »ihre« 
Arbeiter haben, sondern ihnen auch minimale Fürsorge schulden, und als 
Steuereinnehmer für den Staat, die für sich selbst sowie für ihre Arbeiter haften. 
Die Unternehmer wie die Lohnarbeiter werden in ein neuartiges Kontraktverhält- 
nis zum Staat gezwungen, sie erhalten spezifische Rechte und Pflichten gegenüber 
dem Staat so wie der Staat ihnen gegenüber spezifische Verpflichtungen eingeht 
und spezielle Rechte bekommt (vgl. Ewald 1986: 212 u.6.). 

Der Versicherungszwang für Lohnarbeiter und Unternehmer, den allein der Staat 
durchsetzen kann, ist das eigentlich Neue an der Sozialversicherung (Lederer 
1927: 326 u.ö.). Er knüpft bei bestimmten (nicht allen) formell privaten Arbeits- 
verträgen an und gibt diesen einen öffentlich-rechtlichen Status: Wer ein solches 
Arbeitsverhältnis eingeht, begibt sich nicht nur in ein Autoritätsverhältnis zu sei- 
nem Arbeitgeber, sondern unmittelbar auch in ein Abhängigkeits- und Autoritäts- 
verhältnis zum Staat. Indem der Staat Unternehmer und Lohnarbeiter in die Ver- 
sicherungspflicht nimmt, normiert er das Lohnverhältnis, schreibt den einen vor, 
wie sie ihre Arbeiter zu bezahlen, den anderen, wie sie ihren Lohn zu verwenden 
haben. Er macht von seiner Steuergewalt Gebrauch, um ihnen spezielle Zwangs- 
abgaben, »Versicherungsbeiträge« genannt, aufzuerlegen - dem Unternehmer 
nach Anzahl und Entlohnung der beschäftigten Arbeiter, dem Arbeiter je nach 
Verdienst. Die historisch neuartige Form des »Zwangsbeitrags« zu einer staatlich 
organisierten »Zwangsversicherung« hat Folgen - für den Staat wie für die Bei- 
tragszahler. In dieser Form, mit Hilfe dieser eigenartigen »Quasi-Steuern« rückt 
der Staat historisch zum ersten Mal dem Wert der »Quasi-Ware« Arbeitskraft, 
dem Arbeitslohn als Steuerquelle direkt zu Leibe. Diese versicherungsförmigen 
»Quasi-Steuern« sind strikt zweckgebunden; sie begründen sogar individualisierte 
Rechtsansprüche auf staatliche »Sozialleistungen«. Transferzahlungen vom Staat 
bekommt nur, wer zuvor seine Beitragspflicht erfüllt hat. Wieviel er bekommt, 
hängt im Prinzip von Höhe und Dauer der Beitragszahlung ab. Dieser Kopplung 
zwischen Beiträgen und Transferzahlungen wegen kann der Staat mit den Geldern 
der Sozialversicherung keineswegs schalten, wie er will. Er unterliegt selbst der 
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»Versicherungslogik«, die er den Unternehmern und Lohnarbeitern oktroyiert, 
Um den Versicherungszwang durchzusetzen bei Lohnarbeitern, die er nicht selbst 
beschäftigt, braucht er die Mitwirkung, das administrative Wissen und Können der 
privaten Arbeitgeber; um sich deren Mitarbeit zu sichern, braucht er ein Minimum 
an Zustimmung bei den Unternehmern. Damit diesen das Geschäft der 
Abgabenerhebung erleichtert wird, ist ein Minimum an Zustimmung bei den 
Lohnarbeitern nötig. Um sich beides zu beschaffen, gibt er ihnen als Beitragszah- 
lern und direkt Interessierten Mitbestimmungsrechte - die Sozialversicherung, 
obwohl eine staatliche Veranstaltung, erhält eine »Selbstverwaltung«. Für den 
Staat ist das ein Schritt zurück, eine partielle Beschränkung seiner fiskalischen 
Autonomie, für die Unternehmer und in sehr viel stärkerem Maße noch für die 
Lohnarbeiter eine erste und folgenreiche Teilnahme an der Staatsmacht. 

Der Staat verfolgt diese Neuerungen im wohlverstandenen Eigeninteresse. Lohn- 
arbeiter interessieren ihn nicht nur als virtuelle Pauper, deren Absinken in den 
Pauperismus es zu verhindern gilt. Sie interessieren ihn als Teil der ökonomisch 
aktiven Bevölkerung, als Produzenten wie als Konsumenten. Mit zunehmender 
Industrialisierung werden Gesundheit und Arbeitsfähigkeit der Lohnarbeiter stets 
wichtiger für die »Wehrkraft« und die internationale Konkurrenzfähigkeit jedes 
kapitalistischen Landes. Sie interessieren ihn schließlich auch als Steuerzahler - zu 
Anfang als die wichtigsten Träger der Verbrauchssteuern auf Massenkon- 
sumartikel - und als Stimmbürger. Der Pauperismus ist eher ein (moralisches) 
Ärgernis, höchstens eine Störung der »öffentlichen Ordnung« für den Staat. Die 
Lohnarbeiter stellen dagegen einen Großteil der arbeitsfähigen, produktiven Be- 
völkerung, die jeder Staat als eine seiner wesentlichen Machtressourcen betrach- 
tet- zumal im Verhältnis zu anderen Staaten. Sozialpolitik für die 
(Industrie)Arbeiter betreibt der Staat, um diese Machtressource zu erhalten bzw. 
zu vergrößern. Beim Arbeitsschutz überwiegt sein Interesse an den Arbeitern als 
Rekruten und Produzenten, bei der Sozialversicherung interessiert ihn der Arbeiter 
vor allem als Arbeitskraftverkäufer, als Konsument und nicht zuletzt als Steu- 
erzahler. In jedem Fall geht es darum, den Lohnarbeitern »ökonomisch rationales 
Verhalten« und Loyalität zum Staat beizubringen. 

Die staatliche Organisation der sozialen Sicherung für Lohnarbeiter beginnt 
gleichsam experimentell, in bescheidenem Umfang. Umfang und Form dieses Ex- 
periments hängen davon ab, welche Erwartungen und Interessen der Beteiligten 
politisches Gewicht bekommen. In den autoritären, halb- oder scheinparlamenta- 
rischen Regimes in Deutschland, Österreich-Ungarn und Dänemark, die den An- 
fang machen, sind das in erster Linie die Staatsinteressen selbst. Da versteht es 
sich keineswegs von selbst, daß sich der Staat auf die Form der Sozialversiche- 
rung einläßt, die ihm allerlei Beschränkungen auferlegt und vor allem den Lohn- 
arbeitern allerlei neuartige Rechtspositionen (und Machtchancen) beschert®. Was 


8 Im Gegensatz zur Sozialversicherung sind die »Staatspensionen« für Arbeiter, mit denen in den 
Anfängen der wohlfahrtsstaatlichen Entwicklung experimentiert wurde (so z.B. in Dänemark 1891 
und in Großbritannien 1908), stark von der Anmenfürsorge geprägt. Diese Pensionen wurden ohne 
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kann der Staat selbst von dieser neuen Institution erwarten? 

Da sind einmal die - im Anfang noch durchaus unsicheren - Wirkungen auf den 
Arbeitsmarkt, vor allem auf das Angebotsverhalten der Lohnarbeiter. Wie ein 
Agrarstaat die Landflucht, muß ein Industriestaat die Arbeitsmarktflucht fürchten. 
Die Emigration, das Weglaufen beträchtlicher Teile der industriellen Reservear- 
mee ist für einen Staat, der sich in einer Phase rascher (und gegenüber den wich- 
tigsten Konkurrenten nach- und aufholender) Industrialisierung befindet (wie das 
Deutsche Reich in den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts) durchaus un- 
erwünscht. Soziale Sicherheiten, die von Staats wegen an vielerlei, wenn auch 
längst nicht alle Lohnarbeitsverhältnisse gebunden werden, sind ein Mittel, das 
Arbeitsangebot gerade der »besseren« Lohnarbeiterkategorien zu stabilisieren - 
ein Mittel, das dem Staat erlaubt, auf die Wiedereinführung der vielfältigen Mo- 
bilitätsbeschränkungen für Arbeiter zu verzichten. Mehr Lohnarbeiter bleiben 
länger auf dem Arbeitsmarkt, weniger flüchten aus dem Arbeitsmarkt - in die 
»Selbständigkeit«, in zweite oder dritte Ökonomien, ins Ausland. Kontinuität der 
Lohnarbeiterexistenz wird durch die staatlich organisierte soziale Sicherung 
möglich und zugleich erstrebenswert - die Arbeitsmarktdisziplin vieler Lohnar- 
beiter wird besser, wenn Lohnarbeit dank der damit verknüpften generellen 
Sicherheiten »Status« und die Chance eines halbwegs anständigen Lebens ver- 
leiht. Die staatlich institutionalisierte soziale Sicherheit für Lohnarbeiter ist nicht 
nur ein Mittel, um Nicht-Lohnarbeiter zu bewegen, Lohnarbeiter zu werden, und 
Lohnarbeiter zu bewegen, Lohnarbeiter zu bleiben, sie wirkt auch als Mittel, um 
die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt zu regulieren - und zwar auf beiden Seiten. 
Sie normiert die Konkurrenz, die sich die Arbeitskraftkäufer und -anwender mit- 
tels eigener »betrieblicher Sozialleistungen« machen können. Sie vermindert die 
Abhängigkeit des einzelnen Arbeiters von einzelnen Unternehmen, vergrößert 
mithin seine Mobilitätschancen auf dem Arbeitsmarkt. Sie schafft und vergrößert 
zugleich Ungleichheiten zwischen Lohnarbeitern - zwischen versicherten und 
nicht-versicherten Arbeitern, zwischen Arbeitern mit guten, vollständigen und 
solchen mit minderen Sicherheiten (vgl. Krätke 1986, 1988b, 1989). Daher erhält 
der Staat durch die Sozialversicherung (zusammen mit der Regulierung von Ar- 
beitszeiten und den Arbeiterschutzmaßnahmen) die neue Rolle des regulierenden 
»Dritten« auf dem Arbeitsmarkt. 

Zum anderen aber ist der Versicherungszwang das Mittel, um eine Masse bisheri- 
ger marginaler oder Nicht-Steuerzahler in regelmäßige Steuerzahler zu verwan- 
deln, d.h. die Lohnarbeiter voll und ganz in den Steuerstaat zu integrieren. Die 
Sozialversicherung ist nicht nur die zentrale Neuerung auf dem Weg zum Sozial- 
staat, sie spielt auch eine Schlüsselrolle im Übergang zu einem neuen fiskalischen 
Regime, in dem alle Geldeinkommen, also auch alle Löhne direkt besteuert 
werden. Vor der Sozialversicherung zahlen Lohnarbeiter für gewöhnlich so gut 


spezielle Zwekbindungen aus dem Aufkommen aller Steuern finanziert, zu dem die Lohnarbeiter 
insgesamt noch nicht viel beitrugen. Ppension bekam nur, wer in diversen Einkommens- und Cha- 
rakter- (bzw. Wohlverhaltens-)tests beweisen konnte, sehr arm und unverschuldet arm zu sein. 


Steuergewalt, Versicherungszwang und ökonomisches Gesetz 131 


wie keine direkten Steuern; die Einkommensteuer, wo sie besteht, ist eine Steuer 
für die vermögenden Teile der »besitzenden Klassen«. Die Einführung der Sozi- 
alversicherung bedeutet daher auch die Einführung einer neuen Steuer, der ersten 
direkten Steuer für die meisten Lohnarbeiter, die lange ihre einzige oder 
wichtigste Steuer bleibt. 

Technisch und im Blick auf die Überwindung etwaigen Steuerwiderstands ist sie 
eine fast geniale Erfindung: Hier wird zum ersten Ma! der »Quellenabzug« er- 
probt. Ohne Mitwirkung seines Arbeitgebers kann kein Lohnarbeiter dieser Steuer 
entgehen. Er hat aber auch kein Interesse daran, diese Steuer zu vermeiden bzw. 
seinem Arbeitgeber behilflich zu sein, sie zu umgehen. Er erwirbt das individuelle 
Recht auf spezifische Gegenleistungen des Staates; er weiß, daß seine eigene Bei- 
tragsleistung (so wie die seines Arbeitgebers) wichtig ist für die Höhe der 
Gegenleistung, die er zu erwarten hat; er sieht, daß sich auch die anderen 
Lohnarbeiter dem Versicherungzwang kaum entziehen können und das auch in 
der Regel nicht wollen, also im eigenen Interesse »beitragsehrlich« sind. Alles 
ideale Bedingungen für eine hohe Steuermoral der Beitragszahler, die daher, 
anders als gewöhnliche Steuerzahler, zu Steuerrevolten kaum aufgelegt sind. 

So bereitet die Sozialversicherung den Boden für die Lohnsteuer. Erst dank der 
Sozialversicherung - und dank der Stabilisierung der Lebenslage, die sie für viele 
Lohnarbeiter bewirkt - wird die Einkommensteuer auch für gewöhnliche Lohn- 
empfänger möglich. Die Lohnsteuer kommt historisch nach der Sozialversiche- 
rung und beginnt als direkte (Quellen) Steuer für die besserverdienenden (mehr 
als 20% über dem Durchschnittslohn bis zum 2. Weltkrieg) Arbeiter; die Erweite- 
rung der Lohnsteuerpflicht folgt der Erweiterung der Versicherungspflicht. 

Erst im ausgewachsenen Sozialstaat wird faktisch die große Mehrzahl (über 90%) 
der Lohnarbeiter Beitrags- und Lohnsteuerzahler. Der Unterschied zwischen 
reichen Steuerzahlern und armen Sozialleistungsempfängern verschwindet. Die 
Lohnarbeiter bezahlen ihre soziale Sicherheit selbst und werden obendrein die 
wichtigsten Steuerzahler für den Staat. Der hat also - trotz anfänglicher Zweifel - 
ein deutliches fiskalisches Eigeninteresse an der Sozialversicherung - unmittelbar 
an deren Reserven und etwaigen Überschüssen, mittelbar an der Erziehung der 
Lohnarbeiter zu vollwertigen Steuerzahlern (vgl. Krätke 1986, 1988b). 

Diese These läßt sich stützen, indem man die Entwicklung der Sozialversicherung 
in verschiedenen Ländern vergleicht. Wo keine beitragsfinanzierten »Arbeiterver- 
sicherungen«, sondern schon früh universelle, aus Steuern finanzierte »Volksver- 
sicherungen« oder Staatspensionen eingeführt werden, (wie in Dänemark und 
Schweden, aber auch in Neuseeland und in einigen Staaten Australiens um die 
Jahrhundertwende), spielen die kleinen Selbständigen, die »alten« Mittelklassen in 
Stadt und Land die Schlüsselrolle. Sie sind zahlreich und politisch selbständig, sie 
sind Eigentümer und nicht zuletzt sind sie bereits in großem Umfang (direkte) 
Steuerzahler. Der Staat hat ihre Interessen zu berücksichtigen - etwa die berech- 
tgte Angst vor der Landflucht. Zum Steuerzahlen braucht er sie nicht mehr zu 
bewegen, das tun sie bereits. In ein Sicherungssystem, das exklusiv beim Lohnar- 
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beitsverhältnis anknüpft, lassen sie sich schwerlich bringen. Es genügt, die Steu- 
erverwendung zu ändern und gelegentlich die Steuerpflicht auf Lohnarbeiter (z.B. 
als Mieter oder als kleine Haus- und Grundbesitzer) auszudehnen (vgl. Heclo 
1974, Baldwin 1989). Soziale Sicherung durch den Staat scheint, einmal etabliert, 
einen Hauptunterschied auszumachen zwischen der proletarischen und der bür- 
gerlichen Lebenslage, die auf privater Sicherheit durch privates Eigentum (Kapital 
und/oder Vermögen) beruht. Allerdings bildet die staatlich organisierte soziale Si- 
cherheit für Lohnarbeiter nur einen Teil der sozialen Sicherungssysteme im Ka- 
pitalismus. Dazu gehören auch die betrieblichen Sozialleistungen für Lohnarbeiter 
aller Arten und nicht zuletzt die vielfältigen Steuersubventionen, die die Bildung 
privater Vermögen bzw. die private Vorsorge für allerlei Risikofälle in der Form 
privater Versicherungen erleichtern bzw. erst ermöglichen (vgl. Titmuss 1962, 
1963, Sinfield 1986). Der Begriff der Armut erhält daher einen neuen Inhalt: Arm 
ist, wer außerhalb der Sozialversicherung steht und auch zu den übrigen sozialen 
Sicherungssystemen keinen Zugang hat. Da die Sozialversicherung an den Lohn- 
arbeiterstatus gekoppelt ist, sind diejenigen arm, denen es nicht gelingt, Lohnar- 
beiter zu werden bzw. zu bleiben. Armut ist daher das Resultat einer faktischen 
Ausschließung vom Arbeitsmarkt. Arme besitzen zwar noch ihre eigene Arbeits- 
kraft, sind aber auf dem Arbeitsmarkt nicht (mehr) konkurrenzfähig, haben daher 
auch keinen Zugang zu betrieblichen Sozialleistungen. Für die Lage der Armen ist 
nicht die Übermacht des Kapitals, sondern das Machtgefälle zu den voll konkur- 
renzfähigen Arbeitskraftanbietern entscheidend. Ein Machtgefälle, das der Sozial- 
staat - im Verein mit den Gewerkschaften und Unternehmerverbänden - in- 
standhält, indem er die Organisation des Arbeitsmarkts verteidigt und alle Formen 
der »unehrlichen Konkurrenz« - etwa durch Arbeit zu untertariflichen Hunger- 
löhnen bzw. durch Schwarzarbeit - zu unterbinden sucht. Für die arbeitsfähigen 
Armen errichtet der Staat mit Hilfe von Lohnsteuer, Sozialversicherungspflicht 
und einkommensabhängigen Subventionen eine regelrechte Armutsfalle, die nicht 
nur einen Großteil von ihnen vom Arbeitsmarkt fernhält, sondern auch diejenigen, 
die die fiskalischen Zugangsbarrieren überwinden, zu »arbeitenden Armen« 
stempelt. Arbeitende Arme im Sozialstaat sind nicht nur hier und heute, sondern 
auch in der Zukunft arm; mit Niedriglöhnen lassen sich Anrechte auf zureichende 
Transfereinkommen nicht erwerben?, 

Moderne Arme sind keine beliebig mobilisierbare Arbeitsmarktreserve mehr, sie 
können die Löhne der konkurrenzfähigen Lohnarbeiter nicht in Gefahr bringen. 
Als Produzenten wie als Steuerzahler sind sie für den Staat uninteressant. Als bloß 
gelegentliche Verbrauchssteuerzahler kommen sie so gut wie nie in den Genuß 
von Steuersubventionen. Der Staat braucht sie nicht, sie brauchen ihn bzw. seine 


9 Mittlerweile sind die Armen in den reichen Sozialstaaten in ihrer Mehrzahl »arbeitende Arme«, 
also Zukunftsarme, die im Alter, bei Erwerbsunfähigkeit oder Arbeitslosigkeit sofort bei der Sozi- 
alfürsorge landen. Sie sind die eigentlichen Opfer der »Versicherungsillusion«, die der Sozialstaat 
mit seinen lohnbezogenen Sicherungssystemen verbreitet: Nichtgebrauch, Nichtbeanspruchung 
von Sozialleistungen - die erheblich mehr ins Gewicht fallen als der vielberedete »Mißbrauch« - 
kommen bei ihnen weit häufiger vor als bei allen anderen Sozialleistungsempfängenn. 
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Sozialleistungen. 


3. Die Gesellschaft der Staatsabhängigen 


Als Sozialstaat gewinnt der moderne Staat eine unerhörte Macht: Viele, schließ- 
lich die Mehrheit aller Bürger werden vom Staat materiell abhängig, ihre private 
Wohlfahrt bemißt sich danach, wieweit und wie lange sie an den diversen sozialen 
Sicherungssystemen teilnehmen können. Ebensogut aber wird der Staat abhängig 
von vielen seiner Bürger. Im einfachsten Fall braucht der Staat allerlei hochspe- 
zialisierte Arbeitskräfte, militärische, medizinische, administrative, pädagogische 
Spezialisten, um seine Aufgaben zu erfüllen; wo und soweit als diese Tätigkeiten 
vom Staat effektiv monopolisiert werden, brauchen diese Spezialisten den Staat. 
Die Abhängigkeit ist wechselseitig. Für den Staat bzw. die jeweiligen regierenden 
Eliten liegt es nahe, die benötigten Spezialisten an sich zu binden - durch Be- 
schäftigungsmonopole, die sich durch Ausbildungsmonopole für bestimmte Ver- 
waltungs- oder Militärberufe absichern lassen, und durch allerlei Sicherheiten - 
bis hin zum vollen »Beamtenstatus«, der den Spezialisten lebenslange Beschäfti- 
gungs- und Einkommensgarantien verschafft. Für die Spezialisten empfiehlt es 
sich, sich ihre einzigen Machtmittel - Arbeitsverweigerung in verschiedenen For- 
men und Abwanderung - nur gegen vielfältige »Sicherheiten« abkaufen zu lassen. 
Auch im Verhältnis zu seinen eigenen Funktionären spielt daher die »soziale 
Sicherheit«, die der Staat gewähren kann, eine Schlüsselrolle. Solange er Sozial- 
politik nur für seine eigenen Beschäftigten betreibt, hat er von der Konkurrenz 
privater Arbeitgeber wenig zu fürchten. Er kann seine Beamten schlecht entlohnen 
und sich doch ihren Einsatz und ihre volle Loyalität durch allerlei Sozial- 
leistungen - Pensionen, Kranken- und Invalidenkassen bzw. automatische Gehalts- 
fortzahlung im Krankheitsfall, Witwen- und Waisenversorgung, Dienst- 
wohnungen und dergleichen - zu sichern suchen. Ebenso wie das einige wenige 
(Groß)Unternehmen tun versucht der Staat, die unvermeidliche Lücken im Ar- 
beitsvertrag mittels betrieblicher Sozialleistungen, die an die Zugehörigkeit zum 
Staatsapparat bzw. einer seiner besonderen Abteilungen gebunden sind, zu schlie- 
ßen. Beamtenprivilegien wie Pensionsanspruch und prinzipielle Unkündbarkeit 
werden aus den gleichen Gründen gewährt - und vielfältig differenziert - wie viele 
(Groß)Unternehmen eine durchaus selektive betriebliche Sozialpolitik für ihre 
Stammbelegschaft betreiben (vgl. Reichwein 1965, Deutschmann 1989)10, Sobald 
sich der Staat aber in die formell privaten Arbeitsverhältnisse außerhalb seines 
eigenen Betriebes einmischt, schlägt diese Sozialpolitik auf seine eigene Arbeits- 
“ marktposition zurück - umso mehr, je erfolgreicher er Sozialpolitik betreibt, d.h. 


i0 De facto folgen die Privatunternehmen mit ihren Firmenpensions- und -unterstüttzungskassen dem 
Vorbild der staatlichen Pensionssysteme für diverse Kategorien von Staatsdienem, die im 18. 
Jahrhundert in den absolutistischen Staaten Europas entwickelt werden. Hier wie dort geht es um 
die Loyalität und Disziplin der Beschäftigten, um die Etablierung von Rängen und Rangunter- 
schieden in hierarchischen Organisationen. 
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je umfassender und je besser die sozialen Sicherungssysteme werden, in die er die 
privaten Arbeitskraftkäufer und -verkäufer hineinzwingt. Sobald soziale Sicher- 
heit aufhört, ein Privileg der Staatsbeschäftigten zu sein, muß der Staat entweder 
trachten, in der Lohnkonkurrenz mit den privaten Arbeitskraftkäufern mitzu- 
halten oder seine eigenen »betrieblichen Sozialleistungen« über das Niveau hinaus 
zu verbessern, das er für die Lohnarbeiter im privaten Sektor vorschreibt. Man 
sieht: der Staat wird zum Gefangenen seiner eigenen Sozialpolitik - und das umso 
mehr, je erfolgreicher er sie betreibt. Starke Sozialstaaten haben darum nicht zu- 
fällig auch die größeren und in aller Regel besser bezahlten und versorgten Heere 
von Arbeitern mit mehr oder minder differenziertem »Beamtenstatus« in Diensten 
als schwache Sozialstaaten. Je mehr und je aktiver ein Staat Sozialpolitik betreibt, 
desto größer und kostspieliger sein öffentlicher Dienst - und das nicht nur wegen 
der unvermeidlich wachsenden Zahl der Spezialisten der (Sozial)-Verwaltungen 
und Sozialdienste, sondern immer auch wegen der Rückwirkung der staatlichen 
Sozialpolitik auf den Staat als Arbeitgeber. 

Komplizierter ist der Fall der Lohnarbeiter, die nicht vom Staat beschäftigt 
werden, aber deren »soziale Sicherheit« in allen entwickelten Sozialstaaten größ- 
tenteils vom Staat abhängt. Die soziale Sicherung verändert die klassisch proleta- 
rische Lebenslage in vielfältiger Weise. Sie reduziert die charakteristische »Unsi- 
cherheit« der Lebenslage, indem sie jedem voll in die Sozialversicherung inte- 
grierten Lohnarbeiter die Sicherheit gibt, in bestimmten Risikofällen auf ein 
Transfereinkommen vom Staat rechnen zu können, das den ausbleibenden Lohn 
ganz oder teilweise ersetzt. Sie reduziert die Abhängigkeit des Lohnarbeiters von 
Lohnarbeit, indem sie ihm in einer Reihe von Fällen das Recht auf und die Mittel 
zum Leben ohne Lohnarbeit gibt (vgl. Hatzfeld 1971: 5, 6 u.ö.). Ebenso reduziert 
der staatliche Arbeiterschutz - wozu auch Kündigungsschutz gehört - die Abhän- 
gigkeit der Beschäftigung und Bezahlung jedes Arbeiters von seiner individuellen 
Arbeitsleistung. Beides verringert die Abhängigkeit jedes einzelnen Arbeiters von 
individuellen Arbeitgebern. Ausnahmsweise, in einer Situation allgemeinen Ar- 
beitskräftemangels und scharfer Lohnkonkurrenz zwischen den privaten Arbeit- 
gebern, können Arbeiter, die über vielgefragte Kenntnisse und Fähigkeiten verfü- 
gen, bei entsprechend hoher Mobilität und rücksichtsloser Ausnutzung ihrer 
Marktchancen ohne jede staatlich organisierte soziale Sicherung auskommen. Wer 
hinreichend große Geldreserven aufbauen kann, kann auch Perioden der Nicht- 
oder Unterbeschäftigung aus eigenen Mitteln überstehen, Die Verstaatlichung und 
Kollektivierung dieser Reservebildung in der Form der Sozialversicherung verteilt 
diese Chancen um einiges gleichmäßiger. Sie macht die einzelnen Arbeiter, vor 
allem diejenigen, die nicht über »knappe« Kenntnisse und Fertigkeiten verfügen, 
vom Ausnutzen momentaner Arbeitsmarktchancen unabhängiger, trägt also zur 
Stabilisierung ihrer Lebenslage bei. Gleichzeitig gibt sie allen, vor allem wieder 
den aus vielerlei Gründen weniger mobilen Lohnarbeitern, die Chance, momentan 
ungünstige Konjunkturen auf (Teil)arbeitsmärkten zu überstehen. Die Zwangslage 
des Arbeitskraftverkäufers, die schon die klassischen Ökonomen klar erkannten, 
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wird durch die Sozialversicherung erheblich abgemildert: Das Nicht-Warten- 
Können, der Zwang zum sofortigen Selbstverkauf schwindet, der sozialversicherte 
Arbeiter kann hin und wieder »warten« und dabei auf dem Arbeitsmarkt verblei- 
ben. Schließlich erhält sogar der Lohnarbeiter, dessen Arbeitskraft nicht mehr 
verkäuflich ist, eine Alternative zum Pauperismus: Er kann, durchaus respektabel, 
außerhalb des Arbeitsmarkts von selbst erworbenen Renten leben, die ihm der So- 
zialstaat überweist, 

Für die Lohnarbeiter als Klasse sind die Folgen der staatlich organisierten sozialen 
Sicherheit widersprüchlich: Ihre »Kapitalhörigkeit« nimmt ab, während ihre 
»Lohnabhängigkeit« zu- und die Form einer fortschreitenden Staatsabhängigkeit 
annimmt. Viele Kapitalisten haben gute Gründe eine nur partielle Lohnabhängig- 
keit ihrer Lohnarbeiter vollständiger Lohnabhängigkeit vorzuziehen: Je größer die 
eigenen Ressourcen der Lohnarbeiter, je geringer daher die Abhängigkeit der Ar- 
beiterhaushalte von regelmäßig fließenden Geldlöhnen, desto niedriger können die 
Geldlöhne sein, desto leichter ist es, alle möglichen Konjunkturen und Krisen der 
Absatzmärkte wenigstens teilweise auf die »zweite Ökonomie« der Lohnarbeiter 
abzuwälzen. Die Einführung und Erweiterung des Versicherungszwangs für 
Lohnarbeiter und Lohnarbeiter beschäftigende Kapitalisten macht dem ein Ende. 
Denn die Existenzsicherung, die der Staat den Lohnarbeitern in der Form der So- 
zialversicherung aufzwingt, beruht ganz und gar auf kollektiven Geldreserven, die 
im Wege der Besteuerung von den laufenden Geldlöhnen der Beschäftigten abge- 
zweigt, von speziellen »Versicherungsorganisationen« verwaltet und wiederum in 
Geldform an individuelle Empfänger ausgezahlt werden. Die Erwartungen der 
Lohnarbeiter werden ganz und gar auf den kontinuierlichen Fluß von Geldein- 
kommen gerichtet - zahlt der Arbeitgeber nicht (mehr), zahlt der Staat. Gleichzei- 
tig stößt der Staat mit dem Versicherungszwang die Lohnarbeiter auf die Notwen- 
digkeit, Geldreserven anzulegen, um in einer Marktökonomie zu überleben, die 
Unternehmer auf die Notwendigkeit, Teile der Reproduktionskosten der Lohnar- 
beiter - z.B. Kosten der Gesundheitspflege - als normale Lohnkosten anzuerken- 
nen und auch mitzutragen. Es liegt in der Logik der Übung, Lohnarbeitern Ar- 
beitsmarktdisziplin beizubringen, daß der Staat früher oder später dazu übergeht, 
die Leistungen der Sozialversicherung ebenso wie die Beiträge an die gezahlten 
Löhne zu koppeln. Gleich zweifach, durch die Abkehr von Minimumeinkommen 
und durch die Ablösung der beitragsfinanzierten Transfers von staatlich organi- 
sierter sozialer Kontrolle (in der Form von Bedürftigkeitsprüfungen), trennt er die 
soziale Sicherung für die Lohnarbeiter von der Armenfürsorge. Eine vollständige 
und konsequent »lohnbezogene« Sozialversicherung erlaubt zum ersten Mal einer 
beträchtlichen - und mit der Erweiterung der Versicherungspflicht wachsenden - 
Zahl von Lohnarbeitern, eine lohnabhängige Existenz ohne Rückhalt durch eine 
zweite (Subsistenz)Ökonomie durchzuhalten. 

Es braucht schon einigen staatlichen Zwang - auch lange nach der sogenannten 
»ursprünglichen Akkumulation« -, damit die »freien Arbeiter« sich in ihrer Mehr- 
heit dauerhaft auf die Lohnabhängigkeit einlassen. Daß sie als Arbeitskraftanbie- 
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ter auf dem »freien Arbeitsmarkt« keine Kontrolle über ihre Beschäftigungsmög- 
lichkeiten haben, daß sie als Beschäftigte die Kontrolle über ihre eigene Arbeit in 
der Regel verlieren, versteht sich. Weniger klar ist, daß sie auch die Kontrolle 
über ihr »Arbeitsangebot« und über ihren Privatkonsum nicht mehr uneinge- 
schränkt haben, sobald der Staat sich ihrer sozialpolitisch annimmt. Gerade um 
den formell freien Zugang, vor allem um den Abgang vom Arbeitsmarkt geht es 
dem Staat. Einmal dem Versicherungszwang unterworfen, kann der freie Arbeiter 
noch stets entscheiden, wann und wie lange er arbeiten will, Aber nun gehören 
seine Reserven ganz oder teilweise dem Staat, und dieser Staat kennt keine »frei- 
willige Arbeitslosigkeit« und toleriert keinen Rückzug vom Arbeitsmarkt. Trans- 
ferzahlungen der Sozialversicherung kann der Arbeiter nicht abrufen, wann es ihm 
paßt; der Staat zahlt nur zu seinen Bedingungen, Also nur im Fällen anerkannter 
Arbeitsunfähigkeit (wegen Krankheit, Invalidität, Alter) oder unfreiwilliger Ar- 
beitslosigkeit. Ansonsten verliert der freie Arbeiter seine Leistungsansprüche ge- 
genüber der Sozialversicherung. Aber auch die Lohnarbeiter, die der gewünschten 
Arbeitsmarktdisziplin gehorchen, bekommen die lenkende Hand des Staates zu 
spüren. Nicht daß der Staat ihnen Vorschriften macht, wie sie sich als Konsu- 
menten in der Warenökonomie zu verhalten hätten. Es genügt, daß er ihre verfüg- 
baren Geldeinkommen differenziert und einen deutlichen Unterschied zwischen 
Marktlöhnen und effektiven Lohneinkommen kreiert. Daß Lohnarbeiter gleicher 
Qualifikation und gleicher Spezialisierung je nach ihren individuellen Lebensum- 
ständen ganz unterschiedliche Bedürfnisse zu befriedigen haben, kümmert die 
konkurrierenden Arbeitskrafikäufer nicht. Nach Bedürfnissen differenzierte 
Geldiöhne vertragen sich nicht mit einem freien Arbeitsmarkt. Die Diffe- 
renzierung, die notwendig ist - etwa im Blick auf Familiengröße oder Gesund- 
heitszustand - kann nur der Staat zustande bringen, Er tut das mit einer Kombina- 
tion von differenzierten Beitrags- und Steuersätzen, mit Steuervorteilen und di- 
rekten Subventionen (vgl. Capian 1981: 1096ff), - umso effektiver, je vollständi- 
ger die Lohnarbeiter in den Steuerstaat integriert worden sind. 

Zwar kann der Staat als Sozialstaat vieles anerkennen, was auf keinem Markt je 
zur Kenntnis genommen werden kann. Aber er kann dies eben nicht grenzenlos. 
Die Macht zur Regulierung der diversen proletarischen Lebenslagen, die er ge- 
winnt, indem er die effektiven Einkommen der Lohnarbeiter unabhängig von den 
jeweiligen Marktlöhnen differenziert, behält er nur, solange er nicht jeder beson- 
deren Lage, jedem besonderen Bedürfnis nachgeben muß. Der Staat kommt nicht 
umbhin, proletarische Lebenslagen zu klassifizieren, die Anerkennung besonderer 
Bedürfnisse zu normieren. Statt an Marktgrößen orientiert sich der Sozialstaat an 
selbstgeschaffenen Durchschnitts- oder Normalgrößen und -typen. Er sieht gene- 
rell einen »neutralen Durchschnittstyp des Menschen« vor, »bei dem es im Zwei- 
felsfall an Geld oder Gesundheit mangelt« (Achinger 1959: 41), und schafft sich 
einen bestimmten Typ von »Normalarbeiter« als Leitbild. Diese Klassifikationen 
können weit gehen - bis hin zur Einrichtung besonderer Sozialversicherungen für 
besondere Arbeiterkategorien. Das klassische Beispiel hierfür ist noch stets die 
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Einrichtung besonderer Angestelltenversicherungen in Deutschland (vgl. Lederer 
1927, Tennstedt 1981, Ritter 1983), mit denen aus rein politischen Gründen eine 
ständische Differenzierung der sozialen Sicherheiten innerhalb der Arbeiterklasse 
herbeigeführt und diese sozial und politisch erfolgreich gespalten wurde. Da es 
um kleine und kleinste Privilegien geht, werden die Kämpfe um derlei Klassifika- 
tionen mit besonderer Erbitterung geführt; Klassifikationskämpfe können Klas- 
senkämpfe durchaus in den Hintergrund drängen (vgl. Aglietta/Brender 1984: 
117£, Krätke 1989). Die Festlegung auf einen offiziellen Typus von »Normalar- 
beiter« wirkt nicht weniger spaltend. Immerhin hat der Staat die Macht, einen be- 
stimmten Typ von Lohnarbeiter folgenreich zu privilegieren und damit allen übri- 
gen mindere soziale Rechte zuzuweisen. Im Kampf um die Verteilung der An- 
rechte auf Sozialtransfers aus den Kassen der Sozialversicherung spielt die Festle- 
gung solcher Normpositionen eine Schlüsselrolle. Man sieht: der Staat hat als So- 
zialstaat einige Möglichkeiten, um die ohnehin abhängige Arbeiterklasse in eine 
Vielzahl von konkurrierenden, über- und unterpriviligierten Gruppen aufzu- 
spalten. Um etwaigen Widerstand der Beitragszahler und Leistungsempfänger zu 
kanalisieren, wird er das auch tun und hat es überall getan, wo lohnbezogene und 
beitragsfinanzierte Sicherungssysteme eingeführt wurden. 

Der Fall der modernen Armen, der von der Sozialversicherung und allen an den 
normalen Lohnarbeiter- und (Einkommen)Steuerzahlerstatus gebundenen Sozial- 
leistungen Ausgeschlossenen, ist wieder recht einfach. Ausgeschlossen vom Ar- 
beitsmarkt, sind sie weder von privaten Arbeitgebern, die sie nicht brauchen, noch 
von Lohnarbeitern, mit denen sie nicht konkurrieren können, abhängig. Dafür ge- 
raten sie in vollständige Abhängigkeit vom Staat, Ihre Lage erscheint daher eini- 
germaßen hoffnungslos. Als einzige Klasse der modernen Gesellschaft sind sie 
ganz und gar auf die Ressourcen angewiesen, die ihnen der Staat zuteilt. Ihre öko- 
nomische Position ist völlig von staatlichen Transfers abhängig, die ihnen aber 
nicht mehr als eine sehr bescheidene, individuelle »Kaufkraft« verleihen - und oft 
genug nicht einmal das. Ihre ganze Lebenslage wird von politischen Entschei- 
dungen derjenigen bestimmt, die die staatlichen Ressourcen, also in erster Linie 
die Steuergewalt, in Händen haben. Folglich hängt ihr Wohl und Wehe von der 
politischen Macht ab, die sie selbst - allein oder in Kooperation mit anderen - ha- 
ben. Ihre politischen Machtressourcen sind aber wiederum äußerst bescheiden. Sie 
verfügen über kein Drohpotential, haben nicht einmal einen gesellschaftlichen 
Konfliktgegner. Sie haben nur den Staat, dem sie aber höchstens moralisch weh 
tun können. Für den Staat aber sind sie selbst bzw. ihre mehr oder minder erbärm- 
liche Lebenslage ein Drohmittel, mit dem sich andere beeindrucken lassen. Ein- 
druck macht diese Drohung nur, wenn die staatlich organisierten sozialen Siche- 
rungssysteme nach unten hin offen konstruiert sind, d.h. den Absturz in den offi- 
ziellen Pauperismus zulassen bzw, erzwingen. 
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4, Die Macht der Staatsabhängigen im Sozialstaat 


Macht im Sozialstaat haben viele, Macht über den Sozialstaat bleibt wenigen 
vorbehalten. Die wichtigen sozialpolitischen Entscheidungen trifft in allen ent- 
wickelten Sozialstaaten eine relativ kleine »sozialpolitische Machtelite« (Ferber 
1977: 19, Ackermann 1980: 169£). Das ist erstaunlich, gibt doch politische Macht 
im Sozialstaat einen Zugang zur Verteilung direkter und indirekter Ressourcen, 
der die Privatmacht jedes denkbaren Privateigentümers weit übersteigt. Die wirk- 
lichen Machthaber im Sozialstaat bilden eine Expertokratie, in der je nach dem 
organisatorischen Aufbau und der Verflechtung der sozialpolitischen Institutionen 
in einem Land Parlamentarier, Gewerkschaftsfunktionäre, Funktionäre der Unter- 
nehmerverbände, Funktionäre von allerlei »Wohlfahrtsverbänden« und Richter 
vertreten sind. Repräsentanten der Sozialleistungsempfänger selbst fehlen in der 
Regel in diesem illustren Kreis, so zahlreich auch ihre Interessenorganisationen 
sein mögen. In der wichtigsten »Armutslobby« sind Arme nicht vertreten. Infolge 
der institutionellen Besonderung der Sozialpolitik sind sozialpolitische und fi- 
nanzpolitische Eliten nicht identisch, obwohl zumindest die höheren Hüter der 
staatlichen Finanzgewalten regelmäßig in die Sozialversicherungen hineinregie- 
ren. Das Geflecht der staatlichen Sozialleistungen und Sozialbeiträge ist so un- 
übersichtlich wie das Steuersystem; Sozialpolitik ist längst zu einer »Geheimwis- 
senschaft« geworden wie die Steuerpolitik. Für das staatliche Sozialleistungssy- 
stem gilt, was für die Steuersysteme der entwickelten Sozialstaaten schon häufiger 
konstatiert wurde: die Masse des Publikums, der Beitragszahler und Leistungsbe- 
rechtigten, ist ahnungslos (vgl. Lewis 1982). Darauf beruht die Macht der Exper- 
tokratie. 

Die Macht der sozialpolitischen Eliten beruht natürlich auch auf der Ohnmacht 
derjenigen, die direkt von ihren Entscheidungen abhängig sind, der Soziallei- 
stungsempfänger - von denen nur ein Teil zu den »Armen« zählt. Für die Masse 
der dauerhaften Sozialleistungsempfänger - Arme wie Nicht-Arme gleicherma- 
Ben - gilt, daß sie nur noch Transferempfänger, Geldbesitzer und Warenkäufer 
sind. Viel mehr als ein gelegentlicher Käuferstreik läßt sich mit den ökonomi- 
schen Mitteln, die ihnen zur Verfügung stehen, nicht organisieren. Nicht-Arbeiten, 
Leistungsverweigerung bei dauerhaft Nicht-Aktiven trifft auf jeden Fall keinen 
ökonomisch Mächtigen, und wenn, dann höchstens in seinem Familienhaushalt. 
Da Sozialleistungsempfänger in der Regel nur über eine indirekte Ressource ver- 
fügen, die obendrein nicht mobilisierbar ist und selbst bei uneingeschränkter Kre- 
ditwürdigkeit des Sozialleistungsempfängers nicht viel einbringt, haben sie in 
allen entwickelten Sozialstaaten begonnen, politische Macht zu erwerben. Sie sind 
zahlreich, sie haben elektoral großes Gewicht, sie - zumindest die Nicht-Armen 
unter ihnen - sind respektabel. Was sie brauchen, um sich politischen Einfluß zu 
verschaffen, sind Organisationen, die, wenn schon nicht als anerkannte Verhand- 
lungspartner, so zumindest als Lobbys funktionieren. Derlei Organisationen gab 
und gibt es viele in allen entwickelten Sozialstaaten. Doch ihr politischer Einfluß 
auf den sozialpolitischen Entscheidungsprozeß ist schwach (vgl. z.B. White- 
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ley/Winyard 1983). Auf die sozialpolitische Expertokratie machen sie keinen Ein- 
druck. Für die Masse der Armen gilt, daß sie individuell und kollektiv sehr viel 
weniger aktiv und aktionsfähig sind als die Nicht-Armen. Auch wenn es verkehrt 
ist, sie als eine graue Masse zu betrachten und die Vielfalt ihrer individuellen oder 
kollektiven Überlebensstrategien zu unterschlagen (vgl. Thompson/Wildavsky 
1986) politische Bewegungen der »armen Leute« im Sozialstaat waren und sind 
punktuell, kurzatmig und rein defensiv. Sie sind obendrein, wie gerade die weni- 
gen erfolgreichen Beispiele von Arme-Leute-Bewegungen zeigen, von günstigen 
politischen Umständen weit mehr abhängig als andere Protestbewegungen (vgl. 
die klassische Studie von Piven/Cloward 1977). 

Wenn schon nicht aus eigener Kraft, schaffen es die Sozialleistungsempfänger 
vielleicht im Verein mit anderen, der sozialpolitischen Machtelite Paroli zu bie- 
ten? Was liegt näher als die Lohnarbeiter als potentielle Verbündete zu betrach- 
ten? Immerhin könnten die das nötige Drohpotential verschaffen, wenn sie nur 
wollten. Immerhin meinen nicht wenige, die Konfliktfähigkeit der Lohnarbeiter 
gegenüber dem Kapital habe dank staatlicher Sozialpolitik zugenommen (so 
Vobruba 1983), die Arbeiterklasse habe im Sozialstaat einen gehörigen Machtzu- 
wachs erfahren und sich neue Machtressourcen aneignen können (so Korpi 1983, 
Esping-Andersen 1985a, 1985b). Wenn Macht bei staatlichen und nichtstaatlichen 
Akteuren von der Art und Menge der verfügbaren bzw, jeweils mobilisierbaren 
Machtressourcen und von den jeweiligen Kosten ihres Gebrauchs abhängt, 
braucht man nur zu wissen, welche neuen Macht- ressourcen die Lohnarbeiter 
wohl vom Sozialstaat bekommen bzw. ob und wie dieser die Kosten des Ge- 
brauchs ihrer genuinen Machtressourcen beeinflussen kann, 

Zwar ist die Machtressource »kollektiver Geldreservefonds« bzw. »Geldkapitalre- 
serve«, sobald er richtig angelegt wird, größer als alles, was je eine Arbeiterorga- 
nisation auf Basis freiwilliger Spenden und Beiträge zustande bringen könnte, 
Zwar bekommen viele, schließlich fast alle Lohnarbeiter individuelle Rechtsan- 
sprüche auf individuelle Zahlungen aus diesem Fonds. Dennoch gibt der Staat, 
aller Selbstverwaltung zum Trotz, seine Steuergewalt keineswegs ab; er überläßt 
auch keineswegs die Sozialversicherungsfonds den Lohnarbeitern oder ihren Or- 
ganisationen zur freien Verfügung. Ganz im Gegenteil versucht er immer wieder, 
diese Fonds für seine ureignen Zwecke nutzbar zu machen, zumindest aber, sie ins 
System des Öffentlichen Kredits zu integrieren. Genausowenig wie ein individu- 
eller Lohnarbeiter seine individuellen Sozialleistungsansprüche gegenüber der 
Sozialversicherung zu Geld machen oder übertragen kann, genausowenig gehört 
den Arbeitern kollektiv irgend etwas von der Sozialversicherung. Diese Fonds 
bleiben für sie eine unerreichbare »externe« Machtressource. Bleibt also der Ef- 
fekt, den die Sozialversicherung für den Gebrauch der einzigen Machtressource 
hat, die jedem Lohnarbeiter individuell gehört. Der ist gering, beschränkt sich 
faktisch darauf, die Kosten einer zeitweiligen Arbeitsverweigerung für jeden Ar- 
beiter berechenbar zu machen. Wenn die Höhe der Lohnersatzquote und die Dauer 
der Sozialleistung, die beansprucht werden kann, bekannt sind, läßt sich der 
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Einkommensverlust für jeden Lohnarbeiter leicht berechnen. Das heißt aber nicht, 
daß die Leistungen der Sozialversicherung tatsächlich als individuelle oder 
kollektive Streikkasse benutzt werden könnten. Da ist schon die Selbstverwaltung 
vor, in der die Vertreter der Unternehmer über jeden »Mißbrauch« wachen. Im 
Blick auf die Organisationschancen der Lohnarbeiter sieht es etwas anders aus. 
Ihre institutionalisierten Verhandlungspositionen werden dank der staatlichen 
Sozialpolitik vermehrt und verstärkt. Dagegen nimmt die Ungleichheit und damit 
die Heterogenität der sozialpolitischen Interessen in der Arbeiterklasse dank der 
Entwicklung der staatlichen Sicherungssysteme zu. 

Bleibt die Frage, warum die beschäftigten Lohnarbeiter eigentlich wollen sollten, 
was sie selbst unter günstigen Bedingungen - Vollbeschäftigung, hoher Organisa- 
tionsgrad - für sich selbst kaum können, nämlich den Sozialstaat unter Druck 
setzen? Sich für die Interessen der heutigen Sozialleistungsempfänger, der Armen 
wie der Nicht-Armen unter ihnen, einzusetzen, setzt voraus, daß die heute Be- 
schäftigten diese Interessen wenigstens zum Teil als ihre eignen Interessen wahr- 
nehmen oder aber ein eigenes Interesse an deren Lage entwickeln können. Dazu 
müßten sie sich selbst als künftige Sozialleistungs empfänger bzw. die heutige 
Lage der Sozialleistungsempfänger als mögliche Bedrohung für ihre eigene Lage 
sehen können. In beiden Fällen aber wird das Problem als Problem für den Sozial- 
staat wahrgenommen. Auch wenn dieser es in Anforderungen an die Steuer- bzw. 
Beitragszahler rückübersetzt, wie es der Logik der staatlichen organisierten so- 
zialen Sicherheit entspricht, werden die Beschäftigten noch stets die Notlagen ver- 
schieden bewerten, für die sie aufkommen sollen. Ganz zu recht wird ein gut qua- 
lifizierter, vollzeitbeschäftigter Lohnarbeiter das Risiko, selbst einmal zur Ar- 
mutsbevölkerung zu gehören oder arbeitslos zu werden, anders, nämlich deutlich 
niedriger einschätzen als das Risiko, alt und Rentner zu werden. Nur im letzteren 
Fall verlangt der Sozialstaat eine leicht nachvollziehbare Solidarität der Beschäf- 
tigten mit sich und ihresgleichen. In allen anderen Fällen muß der Staat die be- 
schäftigten Lohnarbeiter zur Solidarität mit Fremden zwingen. Immerhin: um die 
Alten, die nach Zahl und Status weitaus gewichtigste Kategorie der Sozial- 
leistungsempfänger mit obendrein stets zunehmendem elektoralem Gewicht, läßt 
sich noch am ehesten eine Koalition der Steuerzahler und Leistungsempfänger 
bauen. Wie stabil die werden und wie weit die reichen kann, hängt davon ab, wie 
rasch und wie weit die vielerlei Privilegierungen beseitigt werden, die die Arbei- 
terklasse im Sozialstaat spalten. Über den Fortbestand der Institutionen, die diese 
Spaltungen bewirken, vor allem die Iohnbezogenen Sozialversicherungen, wacht 
aber der gesammelte Sachverstand der sozialpolitischen Machtelite - mit ähnlicher 
Zähigkeit, wie die finanzpolitischen Eliten die Strukturen des heutigen Steuer- 
staats verteidigen. 
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Otto Sundt 
»Fordismus in Spanien« 
Eine Entgegnung auf Volker Wellhöners Interpretation 


In PROKLA Nr. 80 erschien ein Aufsatz von Volker Wellhöner, mit dem der Au- 
tor den ambitionierten aber wenig originellen Versuch macht, die Prosperitäts- 
phase der spanischen Wirtschaft von 1959 bis 1973 neu zu interpretieren bzw. im 
Regulations- und Fordismusparadigma zu verorten. 

Ausgangspunkt seiner Überlegungen sind die nostalgischen Befindlichkeiten eines 
Tourismusveteranen, kulinarische Gedankengänge eines Linksintellektuellen, der 
unterhaltsame Kriminalromane schreibt, und die Erfahrung des Autors, daß in 
Spanien eine gewisse Vereinheitlichung des pharmazeutischen Angebots sich be- 
merkbar macht. Wellhöner zieht daraus den Schluß, daß Spanien charakteristische 
Eigenarten verloren habe und »bestenfalls bedingt sinnvolle Untersuchungsein- 
heit« (ebd., S. 156) sein könne. Er schiebt kritische Einwände gegen die Regulati- 
onstheorie beiseite und ignoriert konsequent Untersuchungen, die dem von ihm 
favorisierten theoretisschen Ansatz widersprechen. Die Kritik am Regulationsan- 
satz erfährt durch Wellhöners Aufsatz jedoch eine besondere Berechtigung, weil 
hier exemplarisch die Unzulänglichkeiten dieses Ansatzes demonstriert werden: 1. 
Der Regulationsansatz und das Fordismuskonzept sind nicht in der Lage, das kriti- 
sierte Gleichgewichtstheorem zu widerlegen, weil sie sich nicht auf der Ebene 
ökonomischer Theorien bewegen (Cartelier/de Vroey 1988). Entsprechend un- 
scharf wird der von Lipietz (1985, S. 113) entwickelte Krisenbegriff; Krisen kön- 
nen dann nur ex post konstatiert werden. Bei der Analyse der jüngsten Vergan- 
genheit und aktueller Prozesse versagt die Regulationstheorie. 2. Obwohl der Re- 
gulationsansatz vorgibt, Gleichgewichtstheorien zu kritisieren, impliziert er selbst 
ein institutionell determiniertes Gleichgewicht (Hübner/Mahnkopf 1988, S. 81). 3. 
Innerbetriebliche Regulationsweisen werden ignoriert. Im vorliegenden Fall wird 
sogar die spezifische nationale Regulation unterkomplex dargestellt. 

Wellhöner ordnet die bisherigen Untersuchungen und Darstellungen der ökonomi- 
schen Entwicklung Spaniens einem »Kontinuitätsparadigma« unter, welches er 
mit einem Zitat von B, Lutz zu widerlegen glaubt (ebd., S. 154). Durch seine An- 
wendung des Fordismuskonzeptes auf Spanien unterstellt er, daß der In- 
dustrialisierungsprozeß einer immanenten Entwicklungslogik folgt, die einen Ver- 
haltenskodex bestimmt, dem - in Abstraktion vom historischen Raum - regionale 
Universalität zukommt. Doch aus Wellhöners Ausführungen ergibt sich lediglich, 
daß die von ihm unterstellte Implantation des Fordismus in Spanien einen Bruch 
bzw. historischen Wandel darstellen würde. Seine Kritik an klassischen Gleich- 
gewichtstheorem und dessen modernen Adaptionen (ebd., S. 155) beschränkt sich 
darauf, daß diese nicht das analytische Werkzeug liefern, um historische Pe- 
riodisierungen vornehmen zu können. Fragt sich nur, wozu ein solches Verfahren 
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nützlich ist, wenn mit der Benennung von Perioden oder Epochen der Prozeßcha- 
rakter der Geschichte negiert wird. 

Wellhöners Affinität zu Gleichgewichtstheorien ist besonders auffällig dort, wo er 
behauptet, die einzig denkbare Alternative zur Weltmarktorierung sei eine erfolg- 
reiche Importsubstutionspolitik gewesen (ebd., S. 158), die jedoch an der Durch- 
setzungsschwäche der staatlichen Industrialisierungspolitik des franquistischen 
Regimes gescheitert sei. Mit dieser Feststellung blendet Wellhöner den Interes- 
senbezug der Importsubstitutionspolitik aus. Importsubstition steht in erster Linie 
für das Interesse einheimischer Unternehmen, teure Produkte auf einem protektio- 
nierten Markt zu verkaufen. Daran aber scheitert der Versuch, komparative Vor- 
teile im internationalen Handel zur Geltung zu bringen (Olson 1985, S. 222) - 
trotz der erheblichen (in der Regel intern erzwungenen) Lohnkostenvorteile. Ein- 
mal abgesehen davon, daß Importsubstition und exessiver Protektionismus vor- 
zugsweise zum Repertoire von diktatorischen Regimes jeglicher Provinienz gehö- 
ren. Von Olson ist zu lernen, daß Diktaturen keineswegs Stabilität und Gleichge- 
wicht gewährleisten; sie fördern privilegierte Gruppen, deren Sonderinteressen 
destabilisierend wirken (ebd., S. 219). 

Für Spanien hat dies Ochoa Westenenk (1986, S. 51-69) nachgeweisen: Er identi- 
fiziert die Gruppe der spanischen Bankiers als das Kollektiv, welches zunächst 
unter der rigiden Autarkiepolitik eine priviligierte Stellung einnehmen konnte, die 
aber, nachdem sie die Effizienzgrenze dieser Politik erreicht hatte, Änderungen 
einleitete. Diese Änderungen hatten in erster Linie den Zweck, Spanien als Bin- 
nenmarkt für das eigene Kapital zu erschließen (ebd.,S. 15). Importtätigkeit und 
Kapitalverkehr wurden nur in dem Maße liberalisiert, wie dies zur angestrebten 
Binnenmarkterschließung notwendig war (ebd.,S. 219, vgl. auch Mata 1979, S, 
119). Angesichts des inferioren Ausrüstungsstandes der spanischen Industrie und 
mangelnder interner technologischer Innovationskapazitäten erwiesen sich die 
Importe als so notwendig, daß Ochoa Westenenk von einem importinduzierten 
Wachstumsmodell spricht (ebd.). 

Ähnlich verhielt es sich mit ausländischen Direkt- und Kapitalinvestitionen nach 
Spanien. Sie bildeten die dritte Säule, mit der externe Defizite gestützt bzw. ab- 
gedeckt wurden (Ochoa Westenenk 1986, S. 232f£f). Als Direktinvestitionen un- 
terlagen sie der Kontrolle des Regimes, Selbst wenn man die in der Zeit von 1960 
bis 1975 in Spanien getätigten ausländischen Direktinvestitionen skepstisch beur- 
teilt, so lassen sich - angesichts der weitgehend fehlenden internen produktiven 
Investitionen - ihre positiven Effekte doch nicht ignorieren (de la Dehensa 1985, 
$. 77-82). In seinem interessanten Vergleich des Verflechtungsgrades ausgewähl- 
ter OECD-Staaten konnte de la Dehesa Spanien nur auf einer unterdurchschnittli- 
chen Position verorten (ebd., S. 84); die spezifische Abhängigkeitsposition, die 
Wellhöner konstatiert, war für Spanien in dieser Zeit also nicht gegeben. 

Nach übereinstimmender Ansicht verschiedener Autoren handelte es sich bei dem 
vielzitierten Stabilisierungsplan eher um eine Maßnahme zur Sicherung des auto- 
ritären Regimes nicht aber um eine Reaktion auf externe Entwicklungen (Ochoa 
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Westenenk 1986, S. 81, Bernecker 1990, S. 303, Tamames 1983, S. 606ff); daß er 
zeitweilig einen Boomeffekt hatte, ist auf die günstige externe Konjunktur zu- 
rückzuführen. Die im Stabilisierungsplan skizzierte Politik war im wesentlichen 
Importsubstitionspolitik und moderater Protektionismus (Serrano Sanz 1988, $. 
51); auch weiterhin war die spanische Wirtschaft nicht darauf angewiesen, eine 
konkurrenzfähige Exportindustrie aufzubauen. 

Besonders deutlich wurde dies im Bereich der langlebigen Konsumgüter, speziell 
bei der PKW-Produktion: Ausgehend von einem extrem niedrigen Niveau war 
zwar die Produktionssteigerung zwischen 1960 und 1970 enorm. Im internationa- 
len Vergleich erreichte die Produktion mit lediglich 450 Tsd. Einheiten im Jahre 
1970 jedoch nur einen sehr niedrigen Stand. Der Anteil der importierten Fahr- 
zeuge an den Neuzulassungen in Spanien sank von 6% im Jahre 1965 auf 3% im 
Jahre 1970, um 1975 schließlich bei 1,6% zu landen. 1970 besaßen von 1000 Spa- 
niern 65 einen PKW. Dies muß vor dem Hintergrund gesehen werden, daß Spa- 
nien seit dem letzten Jahrhundert über eine eigene nationale Automobilproduktion 
verfügte (Farre Terre 1986 und eigene Berechnung). Im Fordismuskonzept spielen 
das Automobil als Massenkonsumgut und dessen Produktion eine ganz zentrale 
Rolle. Die vorliegenden Ergebnisse lassen jedoch m. E. nicht erkennen, inwieweit 
dieses Konzept in Spanien eine Rolle spielte. 

Zentraler Analysegegenstand des Regulationsansatzes ist das »Lohnverhältnis«. 
Bei seiner Analyse des Lohnverhältnisses in der sogannten Liberalisierungsphase 
des Franco-Regimes verfährt Wellhöner besonders großzügig, d.h. er verfälscht 
den Gegenstand: Obwohl selbst der von ihm zitierte Toharia hinsichtlich des 
Lohnverhältnisses im franquistischen Spanien von einem »Pseudo- Fordismus« 
spricht, hält Wellhöner am Fordismuskonzept fest - weil für ihn die Tendenz einer 
parallelen Entwicklung von Produktivität und Löhnen die letztlich entscheidende 
ist. Dagegen läßt sich zunächst darauf verweisen, daß »Produktivität« als globaler 
Indikator problematisch ist. Doch selbst in dieser globalen Verwendung ist die be- 
hauptete Tendenz nicht eindeutig (vgl. Ochoa Westenenk 1986, S. 159£f). Lohn- 
struktur und Produktivität haben sich in den einzelnen Industriebranchen sehr un- 
terschiedlich entwickelt (vgl. Mata 1979, S. 117). Wie Malo de Molina (1982, S. 
95f) zeigen konnte, hat das Fehlen freier Gewerkschaften einerseits die Anglei- 
chung der Lohnhöhen zwischen den Branchen verhindert, andererseits reduzierte 
die flexible Lohnstruktur »spill-over-Effekte«. Zu dieser spezifischen spanischen 
Lohnstruktur kam es trotz aller dirigistischen Versuche, die Löhne niedrig zu hal- 
ten, Denn durch die illegale Tätigkeit der CCOO und im Einklang mit den Pro- 
duktionserfordemissen der Unternehmen entwickelte sich unter der dirigistischen 
Decke ein System von Zulagen, Gratifikationen, Prämien etc. (flecos salariales), 
das einen höheren Anteil am Effektiviohn hatte als die offiziell ausgehandelten 
und zustimmungspflichtigen »Tariflöhne« (Serrano/ Malo de Molina 1979, S. 
231ff). Der Charakter der industriellen Beziehungen und die spezifischen Mecha- 
nismen der Lohnfindung, die sich unter dem Franco-Regime entwickelten, haben 
ein spezifisches Muster relativ rigider und geschlossener betrieblicher Räume 
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(Pries 1987) geschaffen, das bis heute seine Wirkung tut. Dies gilt vor allem auch 
hinsichtlich der Lohnstruktur (ebd., S. 33). Fast überflüssig zu erwähnen, daß von 
einer staatlichen Sozialpolitik und von angemessenen Transferleistungen in Spa- 
nien gar keine Rede sein konnte. Dem angeblichen fordistischen Entwicklungs- 
weg stand in Spanien kein adäquates Modell institutioneller Regulation zur Seite - 
so wie es die Theorie voraussetzt. Im Zeitraum von 1959 - 1975 entstanden For- 
men einer informellen Regulation, die die Flexibilitätserfordernisse der spani- 
schen Industrie überkompensierte. Die Regulation fand auf betrieblicher Ebene 
statt. 

Deregulation und Flexibilisierung werden von Regulationisten als Elemente post- 
fordistischer Entwicklung charakterisiert. In der Terminologie der Regulations- 
theorie bedeutet dies, daß der »semi-periphere Fordismus« im Bestreben industri- 
elle Entwicklung nachzuholen, ein post-fordistisches Lohnverhältnis installiert 
und somit den zentralen Fordismen um einiges voraus ist. Theoretisch bleibt dann 
nur noch zu klären, was »Post-Fordismus« eigentlich ist. 

Wellhöners Aufsatz liest sich in weiten Teilen wie ein posthumer Vorwurf an 
Franco, den Penetrationsgelüsten des hegemonial struktierten internationalen 
»Kapitals« nicht adäquaten Widerstand geleistet zu haben und als Nationalist um- 
gefallen zu sein. Dies mag auch als eine besondere Referenz an spanische 
»Linksintellektuelle« verstanden werden, die einen spezifischen Antiamerikanis- 
mus pflegen. Die Kehrseite dieser Argumentation wäre für die spanische Linken 
allerdings wenig schmeichelhaft: Sie würden dann nämlich beanspruchen, die 
konsequenteren Nationalisten zu sein. Eine solche Tendenz ist innerhalb der spa- 
nischen Linken und besonders bei baskischen und anderen Nationalismen, die sich 
auch »links« etikettieren, tatsächlich virulent. Wellhöners spanische Impressionen 
sind subjektiv und als solche literarisch verwertbar; zur Feststellung, Spanien sei 
kulturell begradigt worden, taugen sie nicht. Solange die Spanier Anglizismen 
vermeiden und ihrerseits sprachlich hispanisieren - worin sich mehr als nur typi- 
scher spanischer Stolz ausdrückt -, solange in Spanien Stierkämpfe stattfinden 
etc., muß mit einer kulturellen Begradigung wohl nicht gerechnet werden. Es gibt 
eine lange Liste von spanischen Eigenarten, die den spanischen Euphemismus »ya 
somos europeos« Lügen strafen. Spanischer Partikularismus (Lokal- und Regio- 
nalpatriotismus) und Nationalismus, der in Europa nicht ein integratives Ziel, 
sondern die nationale Verwirklichung auf höherer Ebene sieht, ist in Spanien an 
der Tagesordnung (Frey 1988, S. 154ff). 

Das Zusammentreffen von Stagnation und Krise des Franco-Regimes mit externen 
Krisentendenzen war eher zufälliger Art. Die unter dem Primat des Machterhalts 
stehende Wirtschaftspolitik des franquistischen Spaniens hatte strukturkonservie- 
rende Effekte, deren Widersprüche durch günstige externe Umstände zeitweilig 
kaschiert wurden. Letztendlich haben aber strukturelle Insuffizienzen der spani- 
schen Industrie und interne Widersprüche das Liberalisierungsprojekt zum Schei- 
tern gebracht. Ähnlich wie es z.Z. am Beispiel der osteuropäischen Volkswirt- 
schaften zu beobachten ist, brachte der Zusammenbruch des Regimes, ausgelöst 
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durch die biologischen Grenzen eines Diktators, diese Widersprüche unmittelbar 
zum Vorschein. Der von einigen Autoren herausgestellte a-typische Verlauf der 
Krise nach dem »Absterben des Franquismus« (Pries 1987) machte die regionalen 
und sozialen Disparitäten, die sich unter der »Liberalisierung« vertieft hatten, 
deutlich. 

Der Regulationsansatz wäre durchaus hilfreich, wenn die ungelösten Fragen des 
Lohnverhältnisses, welche die marxistische Theorie hinterläßt und auf die die Re- 
gulationisten hingewiesen haben, in intellekiuell redlicher Weise angegangen 
würden. Aglietta, der als Begründer des modernen Regulationsansatzes gilt, 
scheint diesen Weg zu gehen (vgl. Hübner/Mahnkopf 1988, S. 41f, Cartelier/de 
Vroey 1988)), indem er in seinen neueren Arbeiten das Lohnverhältnis als eine 
dem Produktionsprozeß exogene Beziehung auffaßt. Wellhöner aber benutzt den 
Regulationsansatz nur in einer Art theoretischer Selbstbezogenheit - zur Aktuali- 
sierung einer abgehalfterten Ideologie. Er hat nicht das Interesse, handlungslei- 
tende Perspektiven zu liefern oder strategische Ziele zu formulieren. Sein Aufsatz 
14ßt nur den resignativen Schluß zu, daß in Spanien keine andere Entwicklung 
möglich war und auch nicht möglich sein wird. Das macht zwar Stimmung, bietet 
aber keine Nutzanwendung. 

Die bisherige Entwicklung Spaniens, die weitgehend durch partielle oder totale 
Isolation gekennzeichnet war, wurde bedingt durch die divergierenden, temporär 
zusammenfallenden Interessen und strategischen Präferenzen der kollektiven Ak- 
teure. Daß soziale und regionale Disparitäten in Spanien weiterbestehen, ist Aus- 
druck und Folge des Verhaltens dieser Akteure. Langfristig lassen sich diese Fol- 
gen m.E. nur durch die weitere europäische Integration auszugleichen. Gänzlich 
offen ist jedoch, ob die integrativen Tendenzen in Europa ausreichen werden, um 
die jüngsten Entwicklungen in Osteuropa und deren wirtschaftliche und soziale 
Folgen zu kompensieren, oder ob gruppenspezifische, regionale oder nationale 
Interessen - mit welchem ideologischen Anstrich auch immer - dieses Projekt tor- 
pedieren. Die Folgen wären katastrophal. 
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Otto Sundt 
»Fordismus in Spanien« 
Eine Entgegnung auf Volker Wellhöners Interpretation 


In PROKLA Nr. 80 erschien ein Aufsatz von Volker Wellhöner, mit dem der Au- 
tor den ambitionierten aber wenig originellen Versuch macht, die Prosperitäts- 
phase der spanischen Wirtschaft von 1959 bis 1973 neu zu interpretieren bzw. im 
Regulations- und Fordismusparadigma zu verorten. 

Ausgangspunkt seiner Überlegungen sind die nostalgischen Befindlichkeiten eines 
Tourismusveteranen, kulinarische Gedankengänge eines Linksintellektuellen, der 
unterhaltsame Kriminalromane schreibt, und die Erfahrung des Autors, daß in 
Spanien eine gewisse Vereinheitlichung des pharmazeutischen Angebots sich be- 
merkbar macht. Wellhöner zieht daraus den Schluß, daß Spanien charakteristische 
Eigenarten verloren habe und »bestenfalls bedingt sinnvolle Untersuchungsein- 
heit« (ebd., S. 156) sein könne. Er schiebt kritische Einwände gegen die Regulati- 
onstheorie beiseite und ignoriert konsequent Untersuchungen, die dem von ihm 
favorisierten theoretisschen Ansatz widersprechen. Die Kritik am Regulationsan- 
satz erfährt durch Wellhöners Aufsatz jedoch eine besondere Berechtigung, weil 
hier exemplarisch die Unzulänglichkeiten dieses Ansatzes demonstriert werden: 1. 
Der Regulationsansatz und das Fordismuskonzept sind nicht in der Lage, das kriti- 
sierte Gleichgewichtstheorem zu widerlegen, weil sie sich nicht auf der Ebene 
ökonomischer Theorien bewegen (Cartelier/de Vroey 1988). Entsprechend un- 
scharf wird der von Lipietz (1985, S. 113) entwickelte Krisenbegriff; Krisen kön- 
nen dann nur ex post konstatiert werden. Bei der Analyse der jüngsten Vergan- 
genheit und aktueller Prozesse versagt die Regulationstheorie. 2. Obwohl der Re- 
gulationsansatz vorgibt, Gleichgewichtstheorien zu kritisieren, impliziert er selbst 
ein institutionell determiniertes Gleichgewicht (Hübner/Mahnkopf 1988, S. 81). 3. 
Innerbetriebliche Regulationsweisen werden ignoriert. Im vorliegenden Fall wird 
sogar die spezifische nationale Regulation unterkomplex dargestellt. 

Wellhöner ordnet die bisherigen Untersuchungen und Darstellungen der ökonomi- 
schen Entwicklung Spaniens einem »Kontinuitätsparadigma« unter, welches er 
mit einem Zitat von B, Lutz zu widerlegen glaubt (ebd., S. 154). Durch seine An- 
wendung des Fordismuskonzeptes auf Spanien unterstellt er, daß der In- 
dustrialisierungsprozeß einer immanenten Entwicklungslogik folgt, die einen Ver- 
haltenskodex bestimmt, dem - in Abstraktion vom historischen Raum - regionale 
Universalität zukommt. Doch aus Wellhöners Ausführungen ergibt sich lediglich, 
daß die von ihm unterstellte Implantation des Fordismus in Spanien einen Bruch 
bzw. historischen Wandel darstellen würde. Seine Kritik an klassischen Gleich- 
gewichtstheorem und dessen modernen Adaptionen (ebd., S. 155) beschränkt sich 
darauf, daß diese nicht das analytische Werkzeug liefern, um historische Pe- 
riodisierungen vornehmen zu können. Fragt sich nur, wozu ein solches Verfahren 
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nützlich ist, wenn mit der Benennung von Perioden oder Epochen der Prozeßcha- 
rakter der Geschichte negiert wird. 

Wellhöners Affinität zu Gleichgewichtstheorien ist besonders auffällig dort, wo er 
behauptet, die einzig denkbare Alternative zur Weltmarktorierung sei eine erfolg- 
reiche Importsubstutionspolitik gewesen (ebd., S. 158), die jedoch an der Durch- 
setzungsschwäche der staatlichen Industrialisierungspolitik des franquistischen 
Regimes gescheitert sei. Mit dieser Feststellung blendet Wellhöner den Interes- 
senbezug der Importsubstitutionspolitik aus. Importsubstition steht in erster Linie 
für das Interesse einheimischer Unternehmen, teure Produkte auf einem protektio- 
nierten Markt zu verkaufen. Daran aber scheitert der Versuch, komparative Vor- 
teile im internationalen Handel zur Geltung zu bringen (Olson 1985, S. 222) - 
trotz der erheblichen (in der Regel intern erzwungenen) Lohnkostenvorteile. Ein- 
mal abgesehen davon, daß Importsubstition und exessiver Protektionismus vor- 
zugsweise zum Repertoire von diktatorischen Regimes jeglicher Provinienz gehö- 
ren. Von Olson ist zu lernen, daß Diktaturen keineswegs Stabilität und Gleichge- 
wicht gewährleisten; sie fördern privilegierte Gruppen, deren Sonderinteressen 
destabilisierend wirken (ebd., S. 219). 

Für Spanien hat dies Ochoa Westenenk (1986, S. 51-69) nachgeweisen: Er identi- 
fiziert die Gruppe der spanischen Bankiers als das Kollektiv, welches zunächst 
unter der rigiden Autarkiepolitik eine priviligierte Stellung einnehmen konnte, die 
aber, nachdem sie die Effizienzgrenze dieser Politik erreicht hatte, Änderungen 
einleitete. Diese Änderungen hatten in erster Linie den Zweck, Spanien als Bin- 
nenmarkt für das eigene Kapital zu erschließen (ebd.,S. 15). Importtätigkeit und 
Kapitalverkehr wurden nur in dem Maße liberalisiert, wie dies zur angestrebten 
Binnenmarkterschließung notwendig war (ebd.,S. 219, vgl. auch Mata 1979, S, 
119). Angesichts des inferioren Ausrüstungsstandes der spanischen Industrie und 
mangelnder interner technologischer Innovationskapazitäten erwiesen sich die 
Importe als so notwendig, daß Ochoa Westenenk von einem importinduzierten 
Wachstumsmodell spricht (ebd.). 

Ähnlich verhielt es sich mit ausländischen Direkt- und Kapitalinvestitionen nach 
Spanien. Sie bildeten die dritte Säule, mit der externe Defizite gestützt bzw. ab- 
gedeckt wurden (Ochoa Westenenk 1986, S. 232f£f). Als Direktinvestitionen un- 
terlagen sie der Kontrolle des Regimes, Selbst wenn man die in der Zeit von 1960 
bis 1975 in Spanien getätigten ausländischen Direktinvestitionen skepstisch beur- 
teilt, so lassen sich - angesichts der weitgehend fehlenden internen produktiven 
Investitionen - ihre positiven Effekte doch nicht ignorieren (de la Dehensa 1985, 
$. 77-82). In seinem interessanten Vergleich des Verflechtungsgrades ausgewähl- 
ter OECD-Staaten konnte de la Dehesa Spanien nur auf einer unterdurchschnittli- 
chen Position verorten (ebd., S. 84); die spezifische Abhängigkeitsposition, die 
Wellhöner konstatiert, war für Spanien in dieser Zeit also nicht gegeben. 

Nach übereinstimmender Ansicht verschiedener Autoren handelte es sich bei dem 
vielzitierten Stabilisierungsplan eher um eine Maßnahme zur Sicherung des auto- 
ritären Regimes nicht aber um eine Reaktion auf externe Entwicklungen (Ochoa 
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Westenenk 1986, S. 81, Bernecker 1990, S. 303, Tamames 1983, S. 606ff); daß er 
zeitweilig einen Boomeffekt hatte, ist auf die günstige externe Konjunktur zu- 
rückzuführen. Die im Stabilisierungsplan skizzierte Politik war im wesentlichen 
Importsubstitionspolitik und moderater Protektionismus (Serrano Sanz 1988, $. 
51); auch weiterhin war die spanische Wirtschaft nicht darauf angewiesen, eine 
konkurrenzfähige Exportindustrie aufzubauen. 

Besonders deutlich wurde dies im Bereich der langlebigen Konsumgüter, speziell 
bei der PKW-Produktion: Ausgehend von einem extrem niedrigen Niveau war 
zwar die Produktionssteigerung zwischen 1960 und 1970 enorm. Im internationa- 
len Vergleich erreichte die Produktion mit lediglich 450 Tsd. Einheiten im Jahre 
1970 jedoch nur einen sehr niedrigen Stand. Der Anteil der importierten Fahr- 
zeuge an den Neuzulassungen in Spanien sank von 6% im Jahre 1965 auf 3% im 
Jahre 1970, um 1975 schließlich bei 1,6% zu landen. 1970 besaßen von 1000 Spa- 
niern 65 einen PKW. Dies muß vor dem Hintergrund gesehen werden, daß Spa- 
nien seit dem letzten Jahrhundert über eine eigene nationale Automobilproduktion 
verfügte (Farre Terre 1986 und eigene Berechnung). Im Fordismuskonzept spielen 
das Automobil als Massenkonsumgut und dessen Produktion eine ganz zentrale 
Rolle. Die vorliegenden Ergebnisse lassen jedoch m. E. nicht erkennen, inwieweit 
dieses Konzept in Spanien eine Rolle spielte. 

Zentraler Analysegegenstand des Regulationsansatzes ist das »Lohnverhältnis«. 
Bei seiner Analyse des Lohnverhältnisses in der sogannten Liberalisierungsphase 
des Franco-Regimes verfährt Wellhöner besonders großzügig, d.h. er verfälscht 
den Gegenstand: Obwohl selbst der von ihm zitierte Toharia hinsichtlich des 
Lohnverhältnisses im franquistischen Spanien von einem »Pseudo- Fordismus« 
spricht, hält Wellhöner am Fordismuskonzept fest - weil für ihn die Tendenz einer 
parallelen Entwicklung von Produktivität und Löhnen die letztlich entscheidende 
ist. Dagegen läßt sich zunächst darauf verweisen, daß »Produktivität« als globaler 
Indikator problematisch ist. Doch selbst in dieser globalen Verwendung ist die be- 
hauptete Tendenz nicht eindeutig (vgl. Ochoa Westenenk 1986, S. 159£f). Lohn- 
struktur und Produktivität haben sich in den einzelnen Industriebranchen sehr un- 
terschiedlich entwickelt (vgl. Mata 1979, S. 117). Wie Malo de Molina (1982, S. 
95f) zeigen konnte, hat das Fehlen freier Gewerkschaften einerseits die Anglei- 
chung der Lohnhöhen zwischen den Branchen verhindert, andererseits reduzierte 
die flexible Lohnstruktur »spill-over-Effekte«. Zu dieser spezifischen spanischen 
Lohnstruktur kam es trotz aller dirigistischen Versuche, die Löhne niedrig zu hal- 
ten, Denn durch die illegale Tätigkeit der CCOO und im Einklang mit den Pro- 
duktionserfordemissen der Unternehmen entwickelte sich unter der dirigistischen 
Decke ein System von Zulagen, Gratifikationen, Prämien etc. (flecos salariales), 
das einen höheren Anteil am Effektiviohn hatte als die offiziell ausgehandelten 
und zustimmungspflichtigen »Tariflöhne« (Serrano/ Malo de Molina 1979, S. 
231ff). Der Charakter der industriellen Beziehungen und die spezifischen Mecha- 
nismen der Lohnfindung, die sich unter dem Franco-Regime entwickelten, haben 
ein spezifisches Muster relativ rigider und geschlossener betrieblicher Räume 
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(Pries 1987) geschaffen, das bis heute seine Wirkung tut. Dies gilt vor allem auch 
hinsichtlich der Lohnstruktur (ebd., S. 33). Fast überflüssig zu erwähnen, daß von 
einer staatlichen Sozialpolitik und von angemessenen Transferleistungen in Spa- 
nien gar keine Rede sein konnte. Dem angeblichen fordistischen Entwicklungs- 
weg stand in Spanien kein adäquates Modell institutioneller Regulation zur Seite - 
so wie es die Theorie voraussetzt. Im Zeitraum von 1959 - 1975 entstanden For- 
men einer informellen Regulation, die die Flexibilitätserfordernisse der spani- 
schen Industrie überkompensierte. Die Regulation fand auf betrieblicher Ebene 
statt. 

Deregulation und Flexibilisierung werden von Regulationisten als Elemente post- 
fordistischer Entwicklung charakterisiert. In der Terminologie der Regulations- 
theorie bedeutet dies, daß der »semi-periphere Fordismus« im Bestreben industri- 
elle Entwicklung nachzuholen, ein post-fordistisches Lohnverhältnis installiert 
und somit den zentralen Fordismen um einiges voraus ist. Theoretisch bleibt dann 
nur noch zu klären, was »Post-Fordismus« eigentlich ist. 

Wellhöners Aufsatz liest sich in weiten Teilen wie ein posthumer Vorwurf an 
Franco, den Penetrationsgelüsten des hegemonial struktierten internationalen 
»Kapitals« nicht adäquaten Widerstand geleistet zu haben und als Nationalist um- 
gefallen zu sein. Dies mag auch als eine besondere Referenz an spanische 
»Linksintellektuelle« verstanden werden, die einen spezifischen Antiamerikanis- 
mus pflegen. Die Kehrseite dieser Argumentation wäre für die spanische Linken 
allerdings wenig schmeichelhaft: Sie würden dann nämlich beanspruchen, die 
konsequenteren Nationalisten zu sein. Eine solche Tendenz ist innerhalb der spa- 
nischen Linken und besonders bei baskischen und anderen Nationalismen, die sich 
auch »links« etikettieren, tatsächlich virulent. Wellhöners spanische Impressionen 
sind subjektiv und als solche literarisch verwertbar; zur Feststellung, Spanien sei 
kulturell begradigt worden, taugen sie nicht. Solange die Spanier Anglizismen 
vermeiden und ihrerseits sprachlich hispanisieren - worin sich mehr als nur typi- 
scher spanischer Stolz ausdrückt -, solange in Spanien Stierkämpfe stattfinden 
etc., muß mit einer kulturellen Begradigung wohl nicht gerechnet werden. Es gibt 
eine lange Liste von spanischen Eigenarten, die den spanischen Euphemismus »ya 
somos europeos« Lügen strafen. Spanischer Partikularismus (Lokal- und Regio- 
nalpatriotismus) und Nationalismus, der in Europa nicht ein integratives Ziel, 
sondern die nationale Verwirklichung auf höherer Ebene sieht, ist in Spanien an 
der Tagesordnung (Frey 1988, S. 154ff). 

Das Zusammentreffen von Stagnation und Krise des Franco-Regimes mit externen 
Krisentendenzen war eher zufälliger Art. Die unter dem Primat des Machterhalts 
stehende Wirtschaftspolitik des franquistischen Spaniens hatte strukturkonservie- 
rende Effekte, deren Widersprüche durch günstige externe Umstände zeitweilig 
kaschiert wurden. Letztendlich haben aber strukturelle Insuffizienzen der spani- 
schen Industrie und interne Widersprüche das Liberalisierungsprojekt zum Schei- 
tern gebracht. Ähnlich wie es z.Z. am Beispiel der osteuropäischen Volkswirt- 
schaften zu beobachten ist, brachte der Zusammenbruch des Regimes, ausgelöst 
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durch die biologischen Grenzen eines Diktators, diese Widersprüche unmittelbar 
zum Vorschein. Der von einigen Autoren herausgestellte a-typische Verlauf der 
Krise nach dem »Absterben des Franquismus« (Pries 1987) machte die regionalen 
und sozialen Disparitäten, die sich unter der »Liberalisierung« vertieft hatten, 
deutlich. 

Der Regulationsansatz wäre durchaus hilfreich, wenn die ungelösten Fragen des 
Lohnverhältnisses, welche die marxistische Theorie hinterläßt und auf die die Re- 
gulationisten hingewiesen haben, in intellekiuell redlicher Weise angegangen 
würden. Aglietta, der als Begründer des modernen Regulationsansatzes gilt, 
scheint diesen Weg zu gehen (vgl. Hübner/Mahnkopf 1988, S. 41f, Cartelier/de 
Vroey 1988)), indem er in seinen neueren Arbeiten das Lohnverhältnis als eine 
dem Produktionsprozeß exogene Beziehung auffaßt. Wellhöner aber benutzt den 
Regulationsansatz nur in einer Art theoretischer Selbstbezogenheit - zur Aktuali- 
sierung einer abgehalfterten Ideologie. Er hat nicht das Interesse, handlungslei- 
tende Perspektiven zu liefern oder strategische Ziele zu formulieren. Sein Aufsatz 
14ßt nur den resignativen Schluß zu, daß in Spanien keine andere Entwicklung 
möglich war und auch nicht möglich sein wird. Das macht zwar Stimmung, bietet 
aber keine Nutzanwendung. 

Die bisherige Entwicklung Spaniens, die weitgehend durch partielle oder totale 
Isolation gekennzeichnet war, wurde bedingt durch die divergierenden, temporär 
zusammenfallenden Interessen und strategischen Präferenzen der kollektiven Ak- 
teure. Daß soziale und regionale Disparitäten in Spanien weiterbestehen, ist Aus- 
druck und Folge des Verhaltens dieser Akteure. Langfristig lassen sich diese Fol- 
gen m.E. nur durch die weitere europäische Integration auszugleichen. Gänzlich 
offen ist jedoch, ob die integrativen Tendenzen in Europa ausreichen werden, um 
die jüngsten Entwicklungen in Osteuropa und deren wirtschaftliche und soziale 
Folgen zu kompensieren, oder ob gruppenspezifische, regionale oder nationale 
Interessen - mit welchem ideologischen Anstrich auch immer - dieses Projekt tor- 
pedieren. Die Folgen wären katastrophal. 
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Elmar Altvater 
Ressourcenkrieg am Golf? 
Das Ol und die neue moralische Weltordnung 


Golfdämmerung. In Wagners Trilogie treibt die Jagd nach dem Ring des Nibelun- 
gen die Riesen und Götter, die Rackernden aus Nibelheim und die Verräter aus 
Gibichheim, Siegfried und Wotan, Brünnhild und Hagen allesamt und miteinander 
in die Katastrophe. Alberich bestiehlt die Rheintöchter, Wotan jagt Alberich den 
Ring ab, die Riesen erpressen Wotan, Fafner bringt Fasolt um, Siegfried tötet Faf- 
ner und Hagen meuchelt Siegfried, der wiederum samt Ring im Rhein ersäuft 
wird. Der Ring des Rheins, das Öl des Golfes. Der CIA stürzt die legale Regie- 
rung Mossadeg im Iran und setzt das Schahregime ein (1952), die iranischen 
Volksmassen vertreiben den US-gestützten Schah (1979), der Irak überfällt den 
Irarı mit wohlgefälligem Einverständnis der USA und der Saudis und der Kuwaitis 
(1980), der Irak einverleibt sich Kuwait (1990), die Allianz vernichtet den Irak 
(1991), der wiederum setzt den Golf in Brand. 

»Golföl, Golföl! Reines Öl! 

O leuchtete noch in der Tiefe dein lautrer Tand! 

Traulich und treu ist's nur in der Tiefe: 

falsch und feig ist, was dort oben sich freut!« 


Der erste postmoderne Krieg 


Geht es um das schwarze Gold des Golfes, das Reichtum verspricht und Vernich- 
tung bringt? »Natürlich geht es den Amerikanern auch ums Öl. Ich bin froh, daß 
es solche zuverlässig miesen Interessen gibt. Israel stünde sonst allein da.« Ganz 
prosaisch und unübertrefflich platt Wolf Biermann (Die Zeit vom 1.2.91). Das 
Golföl also ein verläßliches Vehikel der Wahrung der Überlebensinteressen Is- 
raels: Weil die Kontrolle des Öls die Vernichtung des Irak als militärischen und 
politischen Faktor einschließt, wird zugleich Israel geschützt. Doch in diesem 
Krieg ist Pyrrhus Feldherr. Es gibt nur Verlierer, und je länger er dauert desto 
mehr unbeteiligte, das Geschehen hilflos und konsterniert verfolgende und erlei- 
dende Menschen. Und auch Israel wird nach diesem strategischen »Spiel« in der 
Auszahlungsmatrix am Ende keine dauerhaften Gewinne verbuchen können. Auch 
die Allianz nicht, und erst recht der Irak nicht, wo außer Saddam Hussein noch 
17,6 Millionen Menschen leben und sterben. Nur die britischen und US-amerika- 
nischen Firmen, die schon jetzt mit dem Exil-Emir von Kuweit über den Aufbau 
des zerstörten Landes verhandeln, versprechen sich saftige Gewinne: Je mehr ka- 
puttgebombt wird, desto mehr muß wiederaufgebaut werden. Keynes meinte es 
ironisch, als er davon sprach, daß Löcher in die Erde zu buddeln und sie wieder 
zuwerfen zu lassen, oder daß ein Erdbeben exzellente Wege der Arbeitsbeschaf- 
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fung seien. Zuerst gewinnt die Rüstungsindustrie beim Löcherbomben, dann die 
Wiederaufbauindustrie beim Zuwerfen. Bezahlt wird mit den Devisen aus dem Öl, 
dessen Reichtum der Region nur Unheil bringt und auf die Konten der Industrie- 
länder umgeleitet wird. 

Doch das ist nur zu vermuten, denn Genaues wird durch die Militärzensur unge- 
nau. Die zu beseitigenden Zerstörungen durch die Dauerbombardements werden 
ja derzeit nur unter dem Aspekt ihrer unmittelbaren Folgen für die irakische Feu- 
erkraft in diesem Krieg gemessen; die ökologischen, sozialen und politischen 
Langzeitfolgen spielen im Kalkül der Kriegsstrategen keine Rolle, die zivilen Op- 
fer haben Pech gehabt und sind noch nicht einmal ein Wort des Bedauerns wert, 
erst recht lösen sie keine Geste des Mitleids aus. »The war goes well«, sagte der 
oberste Kriegsherr Präsident Bush vor der Presse am 11.2.1991, nachdem ihm von 
den Zerstörungen durch seine Luftwaffe berichtet worden ist. 

In diesem ersten postmodernen Krieg ist alles möglich und erlaubt, und Realität 
und Imagination verschwimmen, so daß zwischen Krieg und Videospiel Unter- 
schiede nicht mehr ausmachbar sind und hinter der Fassade der geschönten Bilder 
und Berichte das katasirophische Ausmaß des Massakers unsichtbar wird. Die 
Betroffenheit ist ebenso diffus. Mitleiden mit Opfern, die im Gedächtnisloch der 
Militärzensur verschwinden, ist nur abstrakt möglich, in Erinnerung an andere 
moderne Kriege dieses Jahrhunderts. Faszinierte Erschrockenheit über technische 
Perfektion ist da authentischer. Und diffuse Angst vor dem, was mit technischen 
Mitteln machbar ist und uns vielleicht auch zu Opfern macht, so daß wir uns in die 
unsichtbare Armee der vermuteten Unglücklichen im Irak, in Kuwait, in Israel 
einreihen könnten. Wir wissen nicht, ob wir nur die Kosten der Destruktionsorgie 
mitzuberappen haben oder ob wir auch die schon jetzt verheerenden ökologischen 
Folgen hier in Mitteleuropa ertragen müssen. Wir erleben nur mit, wie mit uner- 
bittlicher Logik die Eskalation zum Gift und zum Atomschlag fortgesetzt wird. Ja, 
es geht um Öl und es geht um Kuwait. Doch der Krieg frißt selbst die miesesten 
Interessen und mit ihnen die Zweckrationalität, mit der der Einsatz des Militärs in 
den ersten Tagen noch begründet werden konnte. Clausewitz hat sich eine solch 
horrende Irrationalität der Kriegsführung nicht vorgestellt, hier wird keine Politik 
mit anderen Mitteln mehr fortgesetzt. 

Nur eines ist klar, sozusagen parteiübergreifender Basiskonsens. Saddam Hussein 
ist das apokalyptische Tier, das den Untergang Israels, die zweite Vernichtung der 
Juden in diesem Jahrhundert kalt projektiert, unterstützt von denen, die vor 50 
Jahren Zyklon B gewissenhaft/gewissenlos produzierten und profitlich verkauften 
und dann mit der exterministischen Verwendung nichts zu tun haben woll(i)en 
und heute wieder voll im selben Geschäft sind. Günter Anders war von der Mach- 
barkeit der Vernichtung und von der Wirkung der Atombombe eine Dekade nach 
Auschwitz so erschrocken, daß er des Menschen Antiquiertheit verkündete. Der 
Mensch kann massenhaft andere Menschen und seine natürlichen Lebensgrundla- 
gen vernichten. Und was der Mensch kann, das muß er auch tun: Wer Saddam - 
aber nicht nur Saddam - Vernichtungswaffen liefert, der muß gewärtigen, daß sie 
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also zweckbestimmt angewandt werden, Diejenigen, die den Diktator mit Massen- 
vernichtungsmitteln blauäugig oder scheuklappig ausstatteten, hätten schon längst 
zur Lektüre der »Antiquiertheit des Menschen« verpflichtet werden müssen. So- 
zusagen als nicht dispensierbare Aufgabe seitens der Genehmigungsbehörde für 
Exportgeschäfte. Daß die Israelis nicht nur die deutschen Waffenlieferanten son- 
dern die deutsche Gesellschaft, also auch die Linke und die Friedensbewegung, 
für diesen Skandal mitverantwortlich machen, ist gut zu verstehen und ihr ebenso 
gutes Recht. Es kommt hierzulande dann darauf an, den Händlern des Todes das 
Handwerk zu legen, nicht aber den Schaden durch »Zwangsabrüstung« wieder- 
gutmachen zu wollen. Aber auch für die andere Seite gilt dies. Sind unter dem 
Schirm von SDI erst einmal die High-Tech-Waffen den Militärs übergeben wor- 
den, dann müssen sie auch unter realistischen Bedingungen getestet werden. Die 
Erfolge der Patriots sind blendend. 

Saddam ist ohne Zweifel ein skrupelloser Diktator. Er hat den iranischen Nach- 
barn in scheinbar günstigem Moment überfallen, als die Schah-hörigen Militärs 
gerade abgehalftert worden waren und die Armee ohne Führung schien; er hat ira- 
nische Soldaten und Kurden vergasen lassen, die Opposition liquidiert oder zur 
Emigration gezwungen; er bedroht die Menschen in Israel mit Giftraketen, die 
Menschen am Golf mit der Kehrseite ihres Reichtums, mit der Ölpest, und die ge- 
samte Menschheit mit dem Petro-Winter, wenn er denn den Himmel mit schwar- 
zem Teer pflastern sollte. Doch können wir nach dieser Selbstverständigung, in 
der wir alle zusammenfinden, wie Cheney auf die Bomben der US Airforce beste 
Wünsche für Saddam schreiben? Jetzt fängt ja das Nachdenken über den Golf und 
den Krieg ums Öl und Israel in feindlichem Umfeld erst an. Bomben haben noch 
niemals in der Geschichte irgendein Problem gelöst. Das Blut, das von Bomben 
vergossen wird, läßt Medusenhäupter sprießen, eines schrecklicher als das andere. 
Die Nachfolger studieren bereits eifrig die Lektionen, die derzeit Saddam einge- 
prügelt werden. Das Leiden der ausgebombten und verstümmelten Menschen, das 
in den Kriegsvideos von der Militärzensur ausgefiltert wird, gebiert Hass, den 
Stoff, aus dem der nächste Krieg gemacht wird. Im übrigen müßten diejenigen, 
die der »Zwangsabrüstung« Iraks das Wort reden und gleichzeitig die deutsche 
Industrie für die Waffenlieferungen verantwortlich machen, sich fragen lassen, 
warum die »Zwangsabrüstung« nicht an der Stätte der Produktion des Waffenarse- 
nals, in Hamburg, Frankfurt, Bielefeld, stattfinden sollte. 


Die imperiale Macht USA und das Völkerrecht 


In den USA sind, wie anderswo auch, die Drogen ein soziales Problem. Den Dro- 
gen wird vom Friedens-Präsidenten Bush der Krieg erklärt. Low Intensity War- 
fare. Drogen sind eine Ware wie andere auch, d.h sie werden produziert, getauscht 
und konsumiert. Ohne Konsumtion keine Produktion. Ohne Produktion keine 
Konsumtion. Es stellt sich die Frage, ob die Orte der Konsumtion, die der Pro- 
duktion oder auch jene der Distribution bombardiert werden sollen. Protest von 
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allen Seiten, als ein Präsidentenberater vorschlug, die bekannten Konsumtionsorte 
am Washington Square in New York, in der City Hall von Washington und am 
Frankfurter Hauptbahnhof und die Distributionszentren auf den Bahamas und in 
Amsterdam mit Raketen punktzielgenau anzugreifen. Erleichterung machte sich 
breit, als ein anderer meinte, es reiche doch aus, die Produktionsorte zu bombar- 
dieren und dies möglichst die ansonsten nutzlosen Armeen der Andenländer Peru 
und Kolumbien durchführen zu lassen. Man müsse nur eine Publicity-Kampagne 
einleiten, in der die Bösewichter, das Medellin-Kartell usw., möglichst mit Bild 
und Namen weltweit an den Pranger gestellt würden. Ein paar Drogenopfer in 
Fernsehen und Presse unterstreichen die Notwendigkeit der energischen Führung 
des Kriegs gegen die Drogen. 

Wo Politik versagt, wird Krieg geführt. »Der Krieg ist nichts als Drückebergerei 
vor den Aufgaben des Friedens«, sagt Thomas Mann. Und die Aufgaben des Frie- 
dens wären in diesem Fall beispielsweise gewesen: den Bauern, die heute Coca 
anpflanzen, morgen sinnvolle ökonomische Alternativen zu geben, also einen 
Kaffee- und Kakaopreis zu bieten und zu garantieren, der das Überleben der Pro- 
duzenten sichert. Der billige Kaffee in den Verbraucherländern würde teurer, aber 
der zu zahlende Preis wäre eine Lappalie im Vergleich zum Gewinn, den die Pro- 
duzenten machen könnten. Ökonomische Hilfen, nicht unbedingt Dollar-Beträge, 
aber vernünftige Preise für die produzierten Produkte und Investitionen zur Er- 
richtung von Arbeitsplätzen und für die Sanierung der Städte, hätten vielleicht die 
Cholera-Epidemie in Peru verhindern können. Besser als an Pest und Cholera zu 
sterben ist es immer noch, Coca für die Drogen anzubauen, wenn der Weltmarkt 
andere Produkte nicht honoriert. 

Panama ist nicht das einzige zentralamerikanische Land, das in diesem Jahrhun- 
dert eine Invasion der USA erlebte. 1915 die Dominikanische Republik und Haiti. 
Nachdem die USA 1933 abzogen, hinterließen sie dem Land Papa Doc Duvalier. 
Die Folgen für Hispaniola, das kleine Spanien des Christoph Columbus, sind bis 
heute schrecklich; vielleicht kann Aristide nach fast 60 Jahren, nach zwei Genera- 
tionen, dem Land Hoffnung zurückgeben, Grenada war 1983, Panama wurde 1989 
von den Marines erobert, um einen Gangster festzusetzen, während in Europa die 
Menschen aufatmeten, weil der Blockgegensatz und mit ihm der kalte Krieg da- 
hinschmolz. Noriega war ein Zögling des CIA, nützlicher Drogen- und Waffen- 
händler, so lange er ins Konzept der »miesen« US-Interessen, dieses Mal nicht in 
bezug auf den Golf, sondern mit Blick auf den eigenen Hinterhof paßte; danach ist 
er weniger als eine persona non grata. Oliver North Könnte ein Lied davon singen, 
wenn ihm nicht die Sprache vergangen wäre. Vielleicht war alles auch ganz an- 
ders. Das große Nicaragua verminte den Hafen von Los Angeles, so daß sich die 
kleinen USA um Hilfe an den Intemationalen Gerichtshof in Den Haag wenden 
mußten - zum Schutz vor den imperialistischen Machenschaften Nicaraguas. Daß 
dieses Land sich nicht um das Votum der Institution kümmerte, die über die Ein- 
haltung des Völkerrechts zu wachen hat, beweist nur die inzwischen sattsam be- 
kannte sandinistische Infamie und wie sehr die kleinen USA im Recht sind, wenn 
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sie sich auf das Völkerrecht berufen, auch heute am Golf, wo sie wie in Nicaragua 
vor einigen Jahren wieder einen Verletzer des Völkerrechts in die gebotenen 
Schranken weisen. 

Der Irak, in den 80er Jahren von den westlichen Staaten aufgerüstet gegen den 
Iran, nach dem Friedensschluß von 1988 bei seinen Nachbarn Kuwait, Saudi Ara- 
bien und den Scheichtümern hoch in der Kreide und fast pleite. Schon der Eccle- 
siasticus schreibt im Jahre 132 vor unserer Zeitrechnung: »Borge keinem der stär- 
ker ist als Du. Hast Du ihm aber geborgt, sieh es als verloren an«. Nach dieser 
Regel wurden die durch die Kreuzzüge reich gewordenen Tempelherren von Kö- 
nig Philipp IV und Papst Clemens V. zu Beginn des 14. Jahrhundert vernichtet, 
die Fugger von der spanischen Krone im 16. Jahrhundert schwer geschädigt und 
nun Kuwait vom Irak geschluckt. Das provozierend reiche Kuwait wiederum war 
ungeschickt genug, die Regel des Ecclesiasticus nicht zu respektieren; es wollte 
seine Milliardenkredite an den Irak nicht abschreiben, wie Pierre Salinger von den 
Verhandlungen zwischen Irak, Kuwait und anderen Golf-Scheichtümern berichtet. 
Die Summe machte gerade zwischen 30-35 Mrd US$ aus, lächerlich gering im 
Vergleich zu den Guthaben des Mini-Staates im westlichen Ausland und im Ver- 
gleich zu den Kosten, die der Krieg heute auf allen Seiten verursacht, von den 
Menschenleben nicht zu reden. Deren Wert ist nicht zu berechnen, um sie kann 
nur getrauert werden. 

Die Aufregung über diese miese Geschichte ist nicht groß, denn würde sie hoch- 
gespielt, müßten viele säumige Schuldner in der ganzen Welt nicht nur vom IWF 
mit Konditionalität bestraft sondern von den Gläubigern zur Zahlungsbereitschaft 
gebombt werden. Selbst Atombomben-Dan Quaile würde so weit nicht gehen, 
Denn auch die USA sind derzeit dabei, ihre mehr als 600 Mrd Dollar Außenschul- 
den zu reduzieren, zwar nicht durch Annektion von Gläubigerländern, aber doch 
wirksam durch den Sturzflug des Dollar. Zu den Milliarden, die Japan, die BRD 
und andere Länder zur Kriegsfinanzierung beisteuern, müßten die Milliarden ge- 
zählt werden, die die Finanziers des »twin deficits« der USA durch die Dollar- 
Abwertung verloren haben. So wie in der BRD der Golfkrieg der Bundesregierung 
den erleichternden Begründungszusammenhang für Kriegs-Steuererhöhungen lie- 
fert, die ja zur Finanzierung des friedlichen Aufbaus in der Ex-DDR strikt und 
wahlkampfwirksam abgelehnt wurden, ist der Krieg für die USA willkommener 
Anlaß, das spärlicher fließende Auslandskapital in der Form eines »Solidarbei- 
trags« zum Krieg nach New York und Washington zu lenken. Die A-Konto-Zah- 
lungen der Verbündeten werden umso weniger zu vermeiden sein und umso 
reichhaltiger ausfallen, je mehr sündhaft teure Raketen und Bomben abgeschossen 
werden, zumal das schlechte Gewissen mit Spendierhosen herumläuft: wenn erst 
GlIs an von deutschen Firmen geliefertem Gas gestorben sein sollten, wird die 
Forderung nach monetärer und vielleicht auch militärischer Wiedergutmachung 
lauter werden. 
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Das Regime der Ölpreisbildung 


Die Entschuldungsabsichten des Irak erklären ebensowenig die Okkupation Ku- 
waits wie letztere die heftige Reaktion der westlichen Führungsmacht und ihrer 
Verbündeten. Biermann hat Recht, es geht tatsächlich ums Öl. Freilich nicht um 
die 9,3% der Weltölreserven, die in der kuwaitischen Erdkruste prospektiert und 
zur Förderung erschlossen wurden. Die Ölversorgung der Verbraucher wäre noch 
viele Jahrzehnte gesichert, auch wenn Kuwait und der Irak als Öllieferanten aus- 
fallen sollten; die großen Ölfirmen sind schon eifrig dabei, neue Lagerstätten auf- 
zutun. In der »freien Welt« reichen die gesicherten Ölreserven (Stand vom 
1.1.1990) noch 57 Jahre, in Kuwait 167,3, in Saudi-Arabien 141,5 und im Irak 
96,8 Jahre. Was die USA und die anderen Mächte nach der Okkupation so in Rage 
brachte, war vielmehr der gleiche Anlaß, der sie im Verlauf der 80er Jahre dazu 
veranlaßte, eben den heutigen Bösewicht Irak in seinem erbarmungslosen Krieg 
gegen den Iran als gern gesehenen Büttel der eigenen Interessen politisch, ökono- 
misch, militärisch zu unterstützen: Es mag für linksleitartikelnde Journalisten und 
staatsmännische Grünlinge noch so sehr die hehre Resolution des UNO-Sicher- 
heitsrats, die Garantie des Völkerrechts im Vordergrund stehen; alles Quatsch mit 
Sauce, und die nicht zu knapp. Als ob die USA sich jemals ans Völkerrecht ge- 
halten hätten, wenn dies ihren Interessen widersprach. Es geht in erster Linie um 
das Regime der Ölpreisbildung. Dieses schien zuerst in den 80er Jahren durch den 
Iran gefährdet und heute durch den Irak bedroht. Daher mußte in den 80er Jahren 
der Iran dran glauben, und in den 90er Jahren ist der Irak an der Reihe. 

Es ist keine originelle Information, wenn auf die Energieintensität des Produkti- 
ons- und Konsumtionsmodells der westlichen Industrieländer und in erster Linie 
der USA, die etwa doppelt so viel Energie (gemessen am Sozialprodukt) konsu- 
mieren wie Japan, die BRD oder Italien, verwiesen wird. Diese als »fordistisch« 
bezeichnete Lebensweise hängt am Öl, und die Öl produzierenden Länder werden 
wie billige Tankstellen genutzt. Die Tankwarte bekommen ein gutes Gehalt plus 
Trinkgeld. Doch die Tankstellen befinden sich in einer armen Umwelt, wo die rei- 
chen Limousinen sich sichtbar den billigen Sprit holen. Kein Wunder, daß »Neid« 
und Ideen der Umverteilung aufkommen. Immerhin beträgt das Pro-Kopf-Ein- 
kommen in Kuwait nach Angaben der Weltbank im Jahre 1988 13400 US$, in den 
Vereinigten Arabischen Emiraten sogar 15770 US$, in Saudi-Arabien immerhin 
noch 6200 US$, in Libyen 5420 US$, im Iran etwa 2532 US$, in Algerien 2360 
US$, im islamischen Pakistan gerade 350 US$, und auch im Ölförderland Indone- 
sien sind es nur 430 US$. Für den Irak liegen keine offiziellen Daten vor, aber das 
Pro-Kopf-Einkommen dürfte nach dem Krieg gegen den Iran weit unter dem der. 
»moderaten« arabischen Staaten liegen; es wird auf 1808 US$ pro Kopf der Be- 
völkerung geschätzt. Kein Wunder, daß eine Sekundär-Verteilung der aus dem 
gemeinsamen Ölreichtum erzielten Petrodollar in der arabisch-islamischen Welt 
auf die Agenda gesetzt worden ist. Dem stimmen auch die schon jetzt geschäfti- 
gen Nachkriegsordner aus den USA und Westeuropa zu; schließlich geht es um 
den Reichtum der anderen, der umverteilt werden soll. Das Modell liefert das 
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»Recycling« der Petrodollar nach dem »ersten Ölpreisschock« von 1973: Damals 
sollten die Petrodollars der Finanzierung von Zahlungsbilanzdefiziten der ärmeren 
Ölverbraucherländer dienen. Helmut Schmidt meinte schon damals, daß die so 
entstandenen Schulden niemals bezahlt würden; schließlich trifft die Nicht-Be- 
zahlung keine Armen, solange nicht das fragile internationale Bankensystem in- 
volviert ist. 

Eine Umverteilung ist allerdings so problemlos nicht. Die »moderaten« Scheich- 
tüimer und Königshäuser können mit niedrigem Ölpreis gut leben, zumal die Herr- 
scherhäuser inzwischen hunderte von Milliarden Dollar in den westlichen Län- 
dern, auf Schweizer Nummernkonten deponiert oder in deutschen Aktien oder 
New Yorker Immobilien angelegt haben. Kuwait und die Golfemirate haben in- 
zwischen höhere Zins- als Öleinnahmen. Folglich vertreten sie als Ölproduzenten 
auch die Interessen der Ölverbraucher, deren Gläubiger sie sind und an deren 
Wohlergehen sie interessiert sein müssen. So kommt die Absurdität zustande, daß 
der Verkäufer der Ware Öl nicht versucht, sie zu möglichst hohem Preis loszu- 
schlagen, sondern dafür sorgt, daß dieser niedrig gehalten wird. Daran hat letztlich 
auch das 1960 gebildete OPEC-Kartell nichts ändern können. Kostete in Dubai 
das Barrel Öl 1980 35,8 US$, so Anfang 1990 16,7 US$ und im Juni desselben 
Jahres nur 13,45 US$. Man kann anhand einer kleinen Rechnung zeigen, die 
Mohssen Massarrat aufgemacht hat, wie die moderate Rationalität in den Indu- 
strieländern genutzt werden kann: In der Bundesrepublik Deutschland zahlte der 
Autofahrer für eine 50-Liter-Tankfüllung (im August 1990) 67 DM. Davon 
streicht der Staat 41,50 DM (62%) in Form der Mineralölsteuer ein, 8,50 DM 
(12,7%) erhalten die Mineralölkonzerne, 1,50 DM (3,7%) der Tankstellenpächter 
und 14,50 DM (21,6%) entfallen auf Transportkosten und die Förderländer. Der 
Preis von 67 DM enthält also einen Spielraum, wie ihn kaum ein anderes Produkt 
bietet: für den staatlichen Steuerzugriff in den Verbraucherländern. Mit den Ein- 
nahmen - in der BRD immerhin 32,5 Mrd DM 1989 (ca. 6,1% des gesamten Steu- 
eraufkommens) - können Straßen und Krankenhäuser, die Bundeswehr oder die 
Entwicklungshilfe finanziert werden. Wegen des niedrigen Ölpreises auf den 
Weltmärkten können andere Energieträger wie Kohle, Wasserkraft oder Atom 
ökonomisch rentabel nur angeboten werden, wenn der Ölpreis durch Abgaben in 
den Verbraucherländern angehoben wird. Derzeit wird also die Ölrente von den 
Verbraucherländern eingefahren, weil die Ölproduzenten trotz OPEC nicht in der 
Lage und zum Teil auch gar nicht willens sind, für sich einen größeren Teil der 
Rente anzueignen. Der Irak, der nach dem verlustreichen Krieg, den er ja auch im 
Interesse der moderaten Araber und der westlichen Verbraucherländer führte, 
mußte sich, wie Pierre Salinger mitteilt (Der Spiegel, 28.1.1991), düpiert vor- 
kommen, als die Kuwaitis 1988 daran gingen, die Ölförderung zu steigern und 
zum Preisverfall des Öls beizutragen (1988 war der Preisrückgang besonders dra- 
stisch; in Dubai sank der Preis des Barrels Golföl von 14,6 US$ auf 11,1 US$, um 
1989 erneut leicht anzusteigen und 1990 wieder zu sinken). 

Die Industrieländer haben bei einem niedrigen Ölpreis strategische Optionen, Sie 
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können durch Besteuerung den Preis gerade so hoch ziehen, daß er die Produktion 
anderer, tradierter Energieträger (z.B. Kohle) noch rentabel sein läßt. Sie können 
ihn aber auch so niedrig halten, daß alternative, regenerative Energien (Solarener- 
gie) ökonomisch unrentabel bleiben. Oder sie können den Preis für den Endver- 
braucher auf einem Niveau festsetzen, daß die automobilisierte Stadt nur durch 
Abgase und Horrorstaus und nicht infolge unbezahlbarer Spritkosten unwirtlich 
wird. Sie können also das energieintensive Produktions- und Lebensmodell wie 
gehabt fortsetzen, und sie brauchen sich derzeit nicht um Alternativen zu küm- 
mern: um alternative und regenerative Energien oder alternative, weniger energie- 
intensive Produktions- und Konsumtionsweisen. Der durch das herrschende Öl- 
preisregime gesicherte niedrige Preis des schwarzen Goldes blockiert demzufolge 
auch Entwicklungsvarianten in Richtung ökologisch sinnvollerer Lebensweisen in 
den Industrieländern. 


Ressourcenraubbau und Ressourcentransfer 


Das fordistische Akkumulationsmodell begann seinen weltweiten Siegeszug in 
den USA in den ersten Jahrzehnten dieses Jahrhunderts. Es war weniger die über- 
legene Technologie, die dieses Modell so überzeugend fortschrittlich und ökono- 
misch profitabel werden ließ und daher hohe Zuwachsraten der Produktivität und 
der Akkumulation gestattete. Es war der immense Ressourcenverbauch, der die 
Entstehung des Fordismus in den USA, auf diesem Kontinent zwischen zwei 
Ozeanen, begünstigte. Die Steigerung der Produktion je Arbeiter stieß auf keine 
durch Ressourcenengpässe oder hohe Ressourcenpreise gesetzte Grenzen. Viel 
Land, viele Bodenschätze gab es und sparsam damit umzugehen, paßte nicht in 
das fordistische Akkumulationsmodell und die amerikanische Lebensart. 1913 
verfügten die USA über 95% aller auf dem Globus bekannten Naturgasvorkom- 
men, über 65% aller Rohölreserven, über 56% aller Kupferschätze oder über 20% 
der Goldminen in der Welt. Das änderte sich in wenigen Jahrzehnten. Einige Res- 
sourcen wurden physisch erschöpft, andere gaben angesichts des mit der Akku- 
mulation steigenden Bedarfs nicht mehr genügend her, um das Modell des For- 
dismus am Laufen zu halten. Die »Syntropie-Inseln«, d.h. die hochkonzentrierten 
Lagerstätten von Ressourcen, wurden aufgebraucht. Seit den 40er Jahren dieses 
Jahrhunderts jedenfalls müssen auch energetische Ressourcen importiert werden. 
Was während des zweiten Weltkriegs begann, setzt sich bis in die Gegenwart fort; 
heute importieren die USA (nach OECD-Angaben) 39,4% des von ihnen kon- 
sumierten Rohöls (BRD 95,4%, Japan 99,7%). Die Energy Information Admini- 
stration der USA schätzte 1990, daß der Gesamtzuwachs des Energieverbrauchs in 
den USA bis Mitte der 90er Jahre durch Importe von Erdöl und Erdölderivaten 
abgedeckt werden müsse. In den anderen Industrieländern ist diese Relation we- 
sentlich höher, so daß diese von Preissteigerungen des Erdöls noch mehr betroffen 
wären als die USA - woraus Präsident Bush wiederum das Argument ableitet, daß 
am Golf nicht nur die Interessen der USA, sondern aller westlichen Industrielän- 
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der verteidigt würden. 

Bei diesem Sachverhalt der Abhängigkeit von importierbaren Ressourcen wird es 
existenznotwendig, daß diese zu passablen Preisen erworben werden können; das 
Regime der Preisgestaltung der strategischen Ressourcen, in erster Linie des Öls, 
wird Aufgabe der nationalen Politik und der globalen Hegemonialordnung. 
Tatsächlich bleiben die Ressourcenpreise im Vergleich zu den Preisen der Indu- 
striewaren niedrig und sinken sogar in der langfristigen Tendenz. Die realen Roh- 
stoffpreise (ohne Erdöl, deflationiert mit dem Exportpreisindex von Industriewa- 
ren) fallen allein von 1980 bis 1989 um 22%; der Ölpreis sogar um 61% (IWF). 
Dieser für die Rohstoffe produzierenden Länder ebenso desaströse wie für die In- 
dustrieländer angenehme Prozeß sich verschlechternder »realer Austauschver- 
hältnisse« zwischen Rohstoff- und Industriewarenpreisen (terms of trade) ist 
schon häufig beschrieben worden; seine Ursachen sind in der Struktur der inter- 
nationalen Arbeitsteilung zu suchen: Viele Rohstoffländer sind von einem Produkt 
und dessen erzielbarem Preis abhängig und sie konkurrieren gegen andere Anbie- 
ter, denen häufig genug gut organisierte Monopole aus den Industrieländern ge- 
genüberstehen. Der Protektionismus der Industrieländer tut das Seine, um Roh- 
stoffländern eine Diversifizierung ihres Angebots in Richtung verarbeiteter Pro- 
dukte zu erschweren. Hinzu kommen Abhängigkeiten der Rohstoffnachfrage von 
der industriellen Konjunktur, von den Zinssätzen, die die Lagerhaltung beeinflus- 
sen, und von technologischen Innovationen, die Rohstoffe substituieren helfen. 
Die erfolgreiche Vermarktung von Rohstoffen wiederum hat häufig die »holländi- 
sche Krankheit« zur Folge: Die Währung von Ölländern wie Mexiko und Vene- 
zuela wird wegen der Exporterfolge des Öls aufgewertet. Umgekehrt verbilligt 
dieser Effekt Importe von Industriegütern und erschwert Exporte von anderen 
Produkten. Da im prosperierenden Ölsektor auch höhere Löhne gezahlt und für 
Kredite bessere Sicherheiten gegeben werden können, werden obendrein Löhne 
und Zinsen für andere Branchen erhöht. Die »holländische Krankheit« erschwert 
Industrialisierung, Diversifizierung und daher Strategien zur Verringerung der 
Abhängigkeit von Rohstoffexporten. Nur die »Öl- und Sandstaaten« des Golfes 
mit kleiner Bevölkerung und ohne Industrialisierungsperspektiven sind gegen die 
Erreger der »holländischen Krankheit« immun. Besonders wichtig sind auch die 
Versuche der Rohstoffländer, durch verschuldete Industrialisierung in den Club 
der Industrieländer zu gelangen. Diese Strategie können sie nur finanzieren, indem 
die Rohstoffe auf den Markt geworfen werden. So sorgen die Rohstoffexporteure 
selbst dafür, daß deren Preise für die Industrieländer angenehm niedrig bleiben. 
Die »terms of trade« sind für die Rohstoffländer also aus in die Struktur der Welt- 
arbeitsteilung eingeschriebenen Gründen gesunken, nicht infolge konjunktureller, 
und daher korrigierbarer Fehlentwicklungen. Die hegemoniale Ordnung mit ihren 
Institutionen stützt diese Tendenzen: Die Liberalisierung im Rahmen des GATT 
räumt die Hindernisse die den Marktkräften entgegen stehen beiseite, der TWF 
sorgt mit seiner Konditionalität für Anpassung an die vom Weltmarkt diktierten 
Bedingungen und die Weltbank unterstützt die Vermarktung exportierbarer Res- 
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SOUTCEN. 

Diese Ordnung hat bislang den Industrieländern tatsächlich zu den billigen Res- 
sourcen verholfen, die sie zur Aufrechterhaltung des vorherrschenden Industrie- 
modells benötigen. Nach den Ölpreisschocks 1973 und 1979 wurden zwar An- 
strengungen zur Einsparung von Energie unternommen, aber nur halbherzig und 
in den USA am wenigsten. In seiner Rede an die Nation vom 30. Januar 1991 ver- 
sprach Präsident Bush nicht nur den Sieg im Krieg und eine neue »moralische 
Weltordnung«, sondern den US-Bürgern auch neue Autobahnen. Der »american 
way of life« wird bis auf die absurde Spitze getrieben. Wem an den positiven 
Seiten dieser Lebensweise gelegen ist, wird die Absurdität kritisieren und sich den 
Vorwurf des Antiamerikanismus von Kritikern gefallen lassen müssen, die inzwi- 
schen an Stelle des gewöhnlichen Bretts das Sternenbanner vorm Kopf tragen. 
Kein Wunder, wenn kalkuliert wird, welche Effekte eine als Folge des Golfkriegs 
befürchtete Ölpreissteigerung haben könnte. In den Industrieländern würde bei 
40%iger Preisanhebung (also noch nicht einmal auf das Niveau von 1980) nach 
Angaben des IWF das Wachstum des Sozialprodukts um 0,5% zurückgehen, die 
(langfristigen) Zinsen würden um 0,4% steigen, die Inflation um 0,8% zunehmen 
und die verfügbaren Einkommen im Durchschnitt um 1,1% sinken. In den armen 
Ländern der Dritten Welt sind die Konsequenzen widersprüchlich. Die Ölexpor- 
teure können vom Lieferausfall aus der Golfregion profitieren, die Ölimportuere 
hingegen sind bei tendenziell sinkenden Rohstoffpreisen (von Januar bis Novem- 
ber 1990 fielen beispielsweise die Kaffeepreise um 30%) noch schlimmer dran als 
zuvor. Der IWF rechnete (vor Kriegsbeginn, also bevor das Ausmaß der Verwü- 
stungen auch nur annähernd berücksichtigt werden konnte) mit einer zusätzlichen 
Belastung der Schuldnerländer in der Größenordnung von 21,9 Mrd US$ allein im 
Jahre 1991. Die finanziellen Lasten des Schuldendienstes steigen, das Elend brei- 
tet sich aus, die Perspektivlosigkeit des Entwicklungsmodells der Industrialisie- 
rung bestimmt das Alltagsleben in Afrika, Lateinamerika und großen Teilen 
Asiens, 

Es ist nicht der mögliche Ölpreisanstieg, der dieses Szenario wirklich in Szene 
setzen würde. Wenn der Krieg nur kurz ist, und wenn nicht der Golf in Brand ge- 
setzt wird, wenn die Irakis nicht die Chemie- und die Amerikaner oder Israelis 
nicht die angedrohte Atomwaffe einsetzen, könnte der Ölpreis sogar sinken, weil 
die durch den Krieg zerstörten Länder unbedingt Devisen zum Wiederaufbau nach 
dem Krieg beschaffen müssen und daher das Öl die Märkte überschwemmen 
könnte. Nun könnten jene westlichen Firmen ihr Stück vom Petrodollar-Kuchen 
abschneiden, die sich auf den Wiederaufbau der Städte und Einrichtungen spezia- 
lisiert haben, deren Zerstörung mit den Waffen perfektioniert worden ist, von de- 
ren Lieferung andere westliche Firmen bereits profitiert haben. Während in den 
Industrieländern der Ölpreis einen Spielraum für staatliche Optionen der Preisge- 
staltung läßt, haben die armen Länder diesen Spielraum nicht. Ihre Energieabhän- 
gigkeit ist gleichbedeutend mit höherer Verwundbarkeit der nationalen Ökonomie. 
Die Gegensätze in der Weltwirtschaft werden also heftiger. 


Ressourcenkrieg am Golf? 167 


Es ist als erstrangige Aufgabe einer Hegemonialmacht bezeichnet worden, den 
Zugang aller Gesellschaften zu der für die Produktionsweise dominanten Energie 
zu gewährleisten. Der Krieg am Golf wird, wie Präsident Bush höchstpersönlich 
klarlegte, gerade darum geführt, und die Pläne einer Nachkriegsordnung sehen die 
Ölversorgung zu moderaten Preisen vor. Daß hier die Interessen der Industrielän- 
der vorherrschen und diejenigen der afrikanischen, lateinamerikanischen und 
asiatischen Länder sekundär sind, ist eine Folge der Dominanzstrukturen im Rah- 
men dieser Hegemonialordnung. Dies hat noch eine weitere Dimension, die der- 
zeit nur wenig beachtet wird und auch hier nur angedeutet werden kann. Es geht 
nicht nur um diejenigen Ressourcen, die als Inputs das ressourcenintensive Ak- 
kumulationsmodeli am Laufen halten. Da die Inputs bezahlt werden müssen, 
kommt es tatsächlich auf den Preis und das Regime der Preisbildung an. Immer 
wichtiger aber werden die unentgeltlich genutzten Ressourcen von Boden, Wasser 
und Luft als Deponien für Emissionen der Industrieländer. Denn je mehr Energie 
und Material verbraucht wird, desto mehr Abluft, Abwasser, Abfall wird produ- 
ziert. Da die »sphärische Belastbarkeit« des Planeten Erde aber begrenzt ist, kön- 
nen nicht alle fast sechs Milliarden Menschen in gleicher Weise Atmosphäre, Li- 
thosphäre und Hydrosphäre beanspruchen wie die 250 Mio US-Bürger oder die 76 
Mio Deutschen. Zukünftige Konflikte werden nicht nur Ressourceninputs, son- 
dem auch die Ressourcenbeanspruchung durch Emissionen zum Gegenstand ha- 
ben. Die Irrfahrten der Müllschiffe sind bedeutungsschwache Vorboten, die Öko- 
Flüchtlinge verweisen auf die Tragweite des Problems, die zum Scheitern verur- 
teilten Industrialisierungsversuche nach fordistischem Muster werden, selbst 
Asche, die Kohle neuer Konflikte sein. 


»pax americana« oder »bellum americanum«? 


Sicherlich wird der Golfkrieg nicht nur sondern auch um Ressourcen geführt. Die 
Psychologie von Saddam Hussein, auf die sich der Ferndiagnostiker Enzensberger 
eingeschossen hat, spielt ebenso eine Rolle wie die Versuche des Präsidenten 
Bush, die Medien-Unterstellung, er sei ein »wimpe, für alle Zukunft vom Tisch zu 
wischen. Doch gibt es persistente Interessen in diesem Krieg, und die haben mit 
Ressourcen zu tun. Doch wie auch immer der Krieg ausgeht: Die USA mit ihren 
»miesen« Interessen sind ein Opfer der List der Geschichte und zerstören, auch 
wenn sie sich zum Sieger in diesem Pyrrhus-Krieg aufschwingen, die Ordnung der 
»pax americana«, die sie nach dem zweiten Weltkrieg errichtet haben und die so 
verhältnismäßig gut (immerhin wurden in dieser Zeit etwa 175 Kriege geführt, die 
meisten unter Beteiligung einer der beiden oder beider Supermächte) mehrere 
Jahrzehnte funktionierte. Insofern ist dieser Krieg, selbst wenn er nur Monate und 
nicht Jahre dauern sollte, viel mehr Ausdruck einer Zeitenwende als der Vietnam- 
krieg es war. »A Declining Empire Goes to War«, schreibt Paul Kennedy (Wall 
Street Journal, 25.-26.1.1991) über die Rolle der USA im Golfkrieg; eine Hege- 
monialmacht, die bei sich zu Hause die Infrastruktur verfallen läßt, deren Bil- 
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dungssystem auf die Herausforderungen der 90er Jahre keine Antwort geben 
kann, deren Produktivität hinter den konkurrierenden Wirtschaftsmächten zurück- 
zufallen tendiert, verliert die ökonomischen Reserven und die politische Glaub- 
würdigkeit. Doch hat die absteigende Hegemonialmacht ihre überlegene Militär- 
macht, auch wenn sie sich deren Einsatz von den Verbündeten in harter Währung 
aufwiegen läßt. 

Aber auf der militärischen Durchsetzung mieser Interessen konnte noch niemals 
eine Weltordnung gegründet worden. Ohne Moral geht es nicht. Und die kann 
nicht mit dem Verweis auf den rechtfertigenden Status von UNO-Resolutionen 
herbeigeredet werden. Die Moral in einer Weltordnung müßte verallgemeinerbar 
und in sich konsistent sein; Bush hat dazu nichts aussagen können, Die Aktion im 
Golf, mit der den Irakis und anderen potentiell aufmüpfigen Gestalten »all over 
the world« mores gelehrt werden sollen, untergräbt gerade diese Bedingungen 
»moralischer Führung«. So bleibt die Logik militärischer Gewaltausübung, die 
Zerstörung von Politik und Moral. Die UNO wird in eine erweiterte NATO ver- 
wandelt, und das kann ja nur heißen, daß der Mehrzahl der UNO-Mitglieder das 
Forum von Interessenartikulation und Konfliktregelung genommen wird. Dies ist 
der Übergang von der bipolaren zur unipolaren Struktur des globalen politisch- 
militärischen Systems. Die Unipolarität überträgt sich auf alle Institutionen einer 
ehemals bipolaren Welt und schnürt die politischen Optionen aller Länder ein. Für 
die mit den USA traditionell eng verbündeten Industrieländer mag dies derzeit 
wenig Probleme aufwerfen, für die Länder der »Dritten Welt« hingegen bedeutet 
dies eine Katasirophe. 

Die neue Weltordnung, von der Bush sprach, wird von Gewalt regiert und nicht 
durch irgendwie institutionalisierte Normen und Werte reguliert. Ob Israel mit 
Patriots und US-Marines auf der arabischen Halbinsel besser geschützt sein wird 
als durch einen sofortigen Waffenstillstand und daran anschließende Verhandun- 
gen über die in der arabischen Welt anstehenden Probleme einschließlich der be- 
setzten Gebiete, selbst wenn Saddam Hussein noch nicht »zwangsabgerüstet« ist, 
darf bezweifelt werden. Die Gegensätze in der gegenwärtigen Welt werden durch 
diesen Krieg nicht kleiner, und wenn Saddam besiegt sein wird, werden sie ir- 
gendwo, irgendwie gewaltsam ausbrechen. Die Ära der Ressourcenkriege hat be- 
gonnen. Am Ende des Öst-West-Konflikts bricht keine Zeit des Friedens an, in ei- 
ner Achsendrehung sind die Fronten gen Süden verschoben worden. Dies dürfte 
so lange bleiben, wie der immense Ressourcenverbrauch Attribut des Akkumula- 
tionsmodells ist und zu Produktions- und Lebensweise gehört. Saddam niederzu- 
kämpfen und alles sonst in den Industrieländern beim alten zu lassen, ist keine Lö- 
sung des im Golfkrieg aufblitzenden grundlegenden Konflikts. Eine Friedensepo- 
che nach dem Ende des Kalten Kriegs wird es nur geben, wenn auch im markt- 
wirtschaftlichen, demokratischen und freien Westen Änderungen der gesellschaft- 
lichen Regulationsweise ins Auge gefaßt und nicht nur die tradierten Formen von 
Produktion und Konsumtion verteidigt werden. Aber dies ist ein breites Thema, 
das hier nicht mehr ausgeführt werden kann... 


